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Ein  frohes  neues  Jahr!  
Allen  Besuchern  unserer  Seiten  ein  gutes  neues  Jahr  2012  wünscht  die  Internetko-

operative  SPD - NET - SH.  

 

Mit  neuem  Schwung  wollen  wir  in  dieses  Wahlkampfjahr  starten.  I m  Mai  geht  es um  die  Mehr-

heit  im  Landtag,  das  Formtief  der  CDU und  der  Absturz  der  FDP sind  für  die  WählerInnen  aber  

noch  kein  ausreichender  Grund  die  SPD zu wählen.  

 

Dass  das  sinnvoll  ist,  müssen  wir  noch  erklären.  

Unsere  Webseiten  tragen  dazu  bei,  vor  al lem  die  vielen  Kandidatenseiten , die  bei  uns  vorge-

halten  werden.  

 

Damit  neben  der  orts -  und  wahlkreisbezogenen  Berichterstattung  noch  Raum  bleibt  für  den  

freien  Austausch  von  Ideen  und  Vorschlägen,  haben  wir  unsere  Diskussionsplattform  

Social.SPD -NET-SH aufgearbeitet  und  ergänzt.  

 

Wer  im  Sinne  des  Demokratiesommers  weiter  mitreden  will,  kann  sich  dor t  anmelden  und  

seine  Meinung  in  die  Diskussion  einbringen.  Sicher  werden  die  SPD-Mitglieder  und  KandidatIn-

nen  sich  auch  zu den  aktuellen  Themen  äußern.  

 

In  diesem  Sinne  wünscht  ein  erfolgreiches  Jahr  2012  

 

Rudolf  Riep  

SPD-NET-SH 

Kommentar  von  Gustav  Gans  vom  23.11.2013,  11:35  Uhr:  

RE:  Ein  frohes  neues  Jahr!  

Auch  in  Entenhausen  haben  wir  das  neue  Jahr  begrüßt,  allerdings  25  Stunden  vor  Hitzefroh  

oder  wie  des  Nest  in  Steinburg  heißt.  
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Lehrkräfte  und  Vorbereitungsdienst  in  Schleswig -Holstein  
Die  Wartezeit  auf  einen  Platz  für  das  Referendariat  in  Schleswig -Holstein  variiert  

je  nach  Laufbahn  und  Fachkombination.  Angehende  Grund -  und  Hauptschulleh-

rer  sowie  Berufsschullehrer  haben  derzeit  nicht  mit  Wartezeiten  zu rechnen,  für  

Gymnasiallehrer  können  es dagegen  bis  zu 18  Monate  sein.  

 

Von  den  28.097  Lehrkräften  im  Land  haben  1.683  befristete  Verträge.  576  von  

ihnen  waren  schon  mindestens  zum  dritten  Mal  mit  einem  befristeten  Vertrag  

ausgestattet  worden.  

 

An den  Schulen  im  Lande  waren  im  Oktober  2010  320  Lehrkräfte  beschäftigt,  die  nur  das  

erste,  aber  noch  nicht  das  zweite  Staatsexamen  abgelegt  hatten.  120  von  ihnen  waren  an  den  

Gymnasien  im  Land  tätig,  78  an  den  Gemeinschaftsschulen.  

 

 

Quelle:  Kleine  Anfrage  der  Grünen,  Drucksache  17/1911  

 

 
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  in  Wentorf  bei  Hamburg  

 

ĂWenn Du  schnell  gehen  willst,  gehe  al leine.  Wenn  Du  weit  gehen  willst,  gehe  mit  anderen  zu-

sammen.ñ Diese  Weisheit  stellt e Wentorfs  Bürgervorsteher  Andreas  Hein  in  den  Mittelpunkt  

seiner  kurzen  Ansprache  beim  Neujahrsempfang  der  Gemeinde  Wentorf  bei  Hambur g.  Erstmals  

als  Gast  dabei  war  der  Land tagsabgeordnete  Martin  Habersaat,  der  sich  freute,  viele  Menschen  

wiederzutreffen,  die  er  im  letzten  Jahr  in  Wentorf  kennenlernen  konnte.  Über  200  Gäste  dräng-

ten  sich  in  den  Räumlichkeiten  des  Rathauses.  

 

 

Mit  anderen  gemeinsam  weit  kommen  -  von  

da aus  schlug  Andreas  Hein  den  Bogen  zur  

Kommunalpolitik,  in  der  es darum  gehe,  Wen-

torf  gem einsam  voranzubringen.  Dabei  lobte  

er  das  Engagement  der  ehrenamtlichen  Kom-

munalpolitiker  über  alle  Parteigrenzen  hinweg.  

Auch  die  Bedeu tung  aller  anderen  Ehrenamtler  

wurde  hervorgehoben,  einer  erhielt  sogar  eine  

Ehrenmedaille:  Fredi  Heidemann  vom  Ortsju-

gendring  Wentorf,  unter  anderem  Begründer  

des  Sommerferienprogramms  ĂPlumpsackñ. 

 

Schließlich  ging  es in  der  Rede des  Bürgervor-

stehers  auc h um  die  finanzielle  Handlungsfä-

higkeit  der  Kommen.  Schließlich  seien  es die  

Kommunen,  die  das  Leben  der  Menschen  vor  

Ort  zu gestalten  hätten.  Wenn  das  nicht  gehe,  drohe  Politikverdrossenheit.  Martin  Habersaat:  

ĂIch empfehle,  einmal  die  Landtagswahlprogram me  der  Parteien  unter  diesem  Gesichtspunkt  

zu betrachten.ñ 
Keine  Kommentare  
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Kreisumlage  in  Segeberg  bleibt  2012  unverändert  

Stefan  Weber,  Landtagskandidat  der  SPD im  Wahlkreis  Segeberg  West,  traf  die  Landrätin  des  

Kreises  Segeberg,  Jutta  Hartwieg,  zu einem  Gespräch  über  den  Haushalt  des  Kreises  

Weber,  der  auch  Bürgermeister  der  Gemeinde  Sievershütten  ist,  

brachte  das  Unverständnis  der  kleinen  Gemeinden  des  Kreises  

zum  Ausdruck,  warum  die  Kreisumlage,  trotz  der  Kostenüber-

nahme  der  Grun dsicherung  durch  den  Bund  nicht  gesenkt  

wurde.  

Hartwieg  erläuterte  die  Position  des  Kreises:  Die  Transferleistun-

gen,  die  mit  den  Mitt eln  vom  Bund  gezahlt  werden,  sind  origi-

näre  Aufgabe  des  Kreises  und  somit  sollen  sie auch  im  Kreis-

haushalt  verbleiben.  Des Weiteren,  so Hartwieg  weiter,  wisse  

man  noch  nicht  wie  hoch  die  Summe  der  Zahlungen  genau  ist,  

so dass  diese  im  Haushalt  nicht  klar  beziffert  werden  können.  

Die  Landrätin  wiederholte  Ihre  Gesprächsbereitschaft  über  die-

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
http://www.spd-segeberg.de/weber


ses Thema.  Sie hatte  bereits  den  Ver tr etern  des  Gemeindetages  und  den  hauptamtlichen  Bür-

germeistern  angeboten  im  ersten  Quartal  2012  hierüber  zu sprechen.  Für  2012  steht  der  

Haushalt  mit  einer  unveränderten  Kreisumlage  von  37,5%,  bekräftigte  Hartwieg.  

Weber  und  Hartwieg  waren  sich  darüber  einig,  dass  im  Bereich  der  Finanzen  mehr  Transparenz  

hergestellt  werden  muss.  Ein einheitliches  und  damit  vergleichbares  Finanzsystem  von  den  

Kommunen  über  die  Kreise  bis  zum  Landeshaushalt  wäre  hierfür  der  erste  Schritt.  Verständli-

chere  und  einfachere  Haush al tspläne  tragen  dazu  bei,  dass  Finanzentscheidungen  für  die  Bür-

ger  und  Bürgerinnen  nachvollziehbarer  sind  und  somit  auch  besser  mitget ragen  werden  kön-

nen.  Stefan  Weber  sagte  zu,  diese  Ideen  in  seine  politischen  Zielsetzungen  aufzunehmen.  

 
Keine  Kommentar e  
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Verwunderung  über  Aussagen  des  Innenministers  Klaus  
Schlie  

SPD - Landtagskandidat  von  Pein:  Neonazis  schon  lä nger  aktiv  in  Stor-

marn  

 

Als Reaktion  auf  die  Aussagen  des  Landesinnenministers  Klaus  Schlie  im  Ham-

burger  Abendblatt  vom  3.Januar  2012  erklärt  der  SPD-Landtagskandidat  für  

Stormarn -Mitte,  Tobias  von  Pein:  ĂEs ist  hinlänglich  bekannt,  dass  es schon  seit  

Jahr en  ein e aktive  Neonazisz ene  in  Stormarn  gibt.ñ 

 

 

Gerade  in  Nordstormarn  seien  schon  seit  mehreren  Jahren  Vorfälle  mit  rechtsradikaler  Beteili-

gung  bekannt,  ebenso  in  Bad  Oldesloe  und  Bargteheide.  Auch  auf  Volksfesten  und  Schützen-

festen  in  Stormarn -Mitte  und  Südst ormarn  würden  sich  immer  wieder  kleinere  Gruppen  von  

gewaltbereiten  Rechtsradikalen  bzw.  Rechtsgesinnten  tummeln.  Hier  würde  es nach  Ansicht  

von  Peins  nicht  genügen,  sich  auf  den  Verfassungsschutzbericht  zu stützen:  ĂBesonders links-

alternative  Jugend liche  und  Migranten  könn en von  solchen  Vorkommnissen  berichten.ñ 

 

Die  Aussagen  Schlies  würden  daher  einen  falschen  Eindruck  erwecken:  ĂIch gratuliere  dem  

Herrn  Innenminister,  dass  auch  er  jetzt  endlich  bemerkt  hat  dass  es Neonazis  in  Stormarn  

gibt.  In  Wirk lichke it  existiert  das  Problem  jedoch  schon  viel  lªnger.ñ Besonders  in  Reinfeld  und  

Umgebung  gab  es in  den  vergangenen  Jahren  Vorkommnisse.  2009  gab  es zudem  einen  An-

griff  auf  das  linksalternative  Autonome  Jugendhaus  Bargteheide.  

 

Von  Pein fordert  daher  dazu auf , rechte  Tendenzen  ernster  zu nehmen.  "Viele  Verantwortliche  

in  Verwaltung  und  Politik  haben  das  Problem  in  der  Vergangenheit  runter  gespielt."  meint  von  

Pein.  Rassismus  und  Intoleranz  entstehe  zudem  meistens  in  der  Mitte  der  Gesellschaft.  Hier  

müsse  jeder  aufrechte  Demokra t  mithelfen,  entgegenzuwirken.  ĂStammtischparolen gegen  

Migranten  oder  Vorurteile  z.B.  im  Zuge  der  Eurodebatte  können  ein  Nährboden  für  Rassismus  

sein.  Hier  gilt  es für  Solidarität  und  Toleranz  zu werben.ñ meint  von  Pein.  

 

Es seien  alle  gesellschaftlichen  Institutionen  gefragt,  mit  Projekten  für  Demokratie  und  Tole-

ranz  gegen  zu halten.  ĂDeshalb braucht  es auch  von  Landesebene  mehr  Fördermittel  für  Pro-

jekte  gegen  Rassismus  und  für  Demokratie.ñ Hierfür  will  sich  der  SPD-Landtagskandida t  ein-

setzen.  

Verwundert  ist  von  Pein  auch  über  die  Aussagen  Schlies  zu einem  möglichen  NPD-Verbotsver-

fahren:  ĂEin Verbot  der  NPD ist  längst  überfällig.  Es würde  zeigen,  dass  rechtsradikales  Gedan-

kengut  von  der  Gesellschaft  nicht  akzeptiert  wird.  Zudem  würd e eine  wichtige  Geldquel le der  

staatlichen  Parteienfinanzierung  für  die  NPD endlich  trockengelegt.ñ 

 

 
Keine  Kommentare  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  03.01.2012,  15:47  Uhr  -  7407  Clicks  -  Nr.  6 

Frühkindliche  Bildung  in  Schleswig - Holstein  

Geborene  Kinder  2009:  21.923  

 

Kinder  unter  10  (Stand:  31.12.2009):  248.841  

Davon  unter  3:  68.814  

3-6:  72.684  

6-10:  107.343  

 

Kindertageseinrichtungen  (2010):  1.629  

Trägerschaft  öffentlich  23%,  freigem einnützig  75%,  betrieblich  0,4%,  privatgewerblich  1,7%.  

 

Pädagogisches  Personal  in  Kitas  (2010):  13.109  

Kinder  in  Kitas  (2010):  94.338  

Davon  unter  3:  7.994  

3-6:  62.338  

6-10:  7.894  

 

An 1.629  Kitas  in  Schleswig -Holstein  ist  mindestens  eine  hochsch ulausgebild ete  Kraft  im  päda-

gogischen  Bereich  tätig.  

 

Abschlüsse  des  pädagogischen  Personals  (in  Prozent):  

(sozial)pädagogischer  Hochschulabschluss:  4,4  

Fachschulabschluss  (Erzieherin,  Heilpädagogin):  62,4  

Kinderpflegerin:  22,3  

And erer  fachlicher  Abschluss  (Sozial -  oder  Erziehungsberufe):  3,9  

Sonstige:  4,2  

Ohne  Abschluss:  2,9  

 

Alter  des  pädagogischen  Personals  (in  Prozent):  

Unter  25:  9,1  

25 -40:  35,5  

40 -55:  45,5  

über  55:  9,7  

 

Tagespflegepersonen  (2010):  1.997  

Kinder  unter  6 in  Tagesp flege:  5.644  

Davon  unter  3:  4.545  

 

Kinder  mit  Migrationshintergrund  nutzen  solche  Angebote  seltener  als  andere.  

U3:  8%  zu 21,1%  

3-6:  84,1%  zu 87,4%  

 

Quelle:  Bertelsmann  Stiftung.  Länderreport  Frühkindliche  Bildungssysteme  2011.  
Keine  Kommentare  
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"Dies  ist  ein  ganz  besonderer  Moment.ñ 

ĂEs ist  für  uns  überhaupt  das  erste  mal,  dass  wir  eine  ausländische  Delega tion  einer  

Schwesterparte i offiziell  bei  uns  begrüßen  dürfen.  Dies  ist  ein  ganz  besonderer  Moment.ñ 

Mit  diesen  Worten  begrüßte  José Ortiz,  Fraktionsvorsitzender  der  PSOE Torremolinis  die  Reise-

gruppe  des  SPD Reiseservice  ,  die  am  28.  Dezember  im  Rahmen  eine r Andalusienrundfahrt  zu 

Gast  in  der  dort igen  Geschäftsstelle  waren.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-rd-eck.de/


Möglich  wurde  diese  offizielle  Einladung  einerseits  durch  den  ehemaligen  Kreiskassierer  der  

SPD Rendsburg  ïEckernförde  und  Butten  Eckernförder,  Marc  Nissen,  der  aus  beruflichen  Grün-

den  nu n in  Torremolinos  lebt,  der  PSOE Stadtrat  Abgeordneten  Maribel  Tocón  und  der  stellv.  

Kreisvorsitzenden  des  Kreises  Rendsburg -Eckernförde  Heidrun  Isolt  aus  Eckernförde,  die  die  

Leitung  der  Reisgruppe  übernahm.  

Die  ca.  30  Personen  aus  ganz  Deutschland  wurden  gegen  frühen  Abend  freun dlich  von  den  

Companeras  und  Companeros,  den  Genossinnen  und  Genossen,  in  landesüblicher  Tradtion  

während  der  Weihnachtszeit  mit  heißer  Schokolade  und  Polvórones  (spanisches  Weihnachtsge-

bäck)  begrüßt  und  bewirtet.  Nachdem  José Orti z allgemeine  Informatione n zur  derzeit  ange-

spannten  Situation  der  Sozialisten  in  Spanien  gab  ï in  Torremolinos  gingen  bei  den  letzten  

Kommunalwahlen  im  Mai  2011  17  von  25  Sitzen  an  die  konserative  PP und  nur  6 an  die  PSOE 

ï fand  ein  reger  Austausch  zwische n den  Mitgliedern  der  Deu tschen  und  Spani schen  Sozialde-

mokratinnen  und  Sozialdemokraten  sowie  weiteren  Gästen  statt.  

Themen  zur  Mitgliederentwicklung,  der  Jugenarbeitslosigkeit,  der  Frauenpolitik  und  der  Bildung  

wurden  verglichen  und  erörtert.  Alle  Teilneh mer  sprachen  von  einer  gelungenen  Veranst altung  

und  freuten  sich  über  das  Gefühl,  für  einen  Moment  lang  aktiv  ein  Teil  der  internationalen  Zu-

sammenarbeit  der  Sozialdemokratie  gewesen  zu  sein.  
Keine  Kommentare  
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Anträge  von  Beate  Raudies  zur  Verbesserung  des  SPD - Re-
gierungsprogramms  2012  ï 20  

SPD-Landtagskandidatin  Beate  Raudies  bringt  erfolgreich  

drei  Anträg e zur  Verbesserung  des  Regierungsprogramms  2012  ï 

2017  auf  SPD-Ortsmitgliederversammlung  in  Elmshorn  ein.  

Im  Fokus  standen  der  Mindestlohn,  die  Stärkung  der  Metropolre-

gion  und  eine  verbesserte  Steuerpolitik.  

 

Elmshorn,  den  03.01.2012.  Drei  Anträge  der  SPD-Landtagskandi-

datin  Beate  Raudies  fanden  auf  der  letzten  Ortsmitgliederver-

sammlung  der  Elmshorner  SPD ungeteilte  Zustimmung.  

Die  Elmshorner  SPD votierte  einstimmig  für  die  konsequente  Ein-

haltung  der  Tariftreue.  So sollen  alle  Arbeitnehmerinnen  und  Ar-

beitneh mer  nach  dem  jeweiligen  repräsentativen  Bran chentarifver-

trag  entlohnt  werden.  Wo dies  nicht  durchsetzbar  ist  soll  mindes-

tens  der  gesetzlich  verankerte  Mindeststundenlohn  in  Höhe  von  

8,50  Euro  gezahlt  werden.  Beate  Raudies:  ĂMit der  Aufnahme  die-

ses Antrags  in  das  Regierungsprogramm  erhalten  alle  arbe itenden  

Menschen  in  Schleswig -Holstein  das  Recht  auf  eine  akzeptable  

Grundversorgung.ñ 

Ein weiterer  Antrag  richtete  sich  an  der  Metropolregion  Hamburg  aus.  Raudies:  ĂEs gilt,  den  

Wohnraum  stärker  zu fördern,  um  das Mietniveau  zu stabilis ieren  und  zusätzlic hen  Wohnraum  

zu schaffen.ñ Mit  diesem  Antrag  ist  auch  der  Umbau  von  Wohnungsbeständen  für  das  Wohnen  

im  Alter  und  für  neue  Wohnformen  für  Familien  verbunden.  

Außerdem  soll  die  länderübergreifende  Kooperation  ausg ebaut  werden.  Es bedarf  besserer  Pla-

nungen  und  Abstimmungen  zwischen  Schleswig -Holstein  und  Hamburg.  Finanzmittel  vom  Bund  

und  aus  Europa  könnten  besser  gemeinsam  erworben  und  eingesetzt  werden.  Viele  Leistungen  

beider  Länder  und  deren  Verwaltungsstrukture n könnten  viel  besser  har monisiert  werden.  Hier  

wäre  z.B.  das  Schulwesen  zu nennen,  so Raudies.  

Im  dritten  Antrag  wurde  eine  Verbesserung  der  Steuereinnahmen  gefordert.  Beate  Raudies:  

ĂNeben der  Einrichtung  einer  zentralen  Bundessteuerverwaltung  benötigen  wir  mehr  Betriebs-

prüfer.  So gelänge  uns  ein  effektiverer  Kampf  gegen  Steuerhinterziehung.  Wenn  jeder  seinen  

gesetzlich  vorgeschriebenen  Teil  an  Steuern  entrichten  würde,  hätten  Bund,  Länder  und  Kom-

munen  keine  so großen  finanziellen  Schwierigkeiten.ñ 

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies


Diese  Anträge  werden  die  Elmsho rner  Genossinnen  un d Genossen  auf  den  nächsten  dafür  vor-

gesehenen  Parteitagen  stellen.  Beate  Raudies  wird  sich  persönlich  dafür  einsetzen.  
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SPD-NET-SH -  veröffentlicht  am  04.01. 2012,  15:14  Uhr  -  198705  Clicks  -  Nr.  9  

 

 

Alltagsrassismus  aufgedeckt  

Merle  Stöver,  Juso aus  Itzehoe,  hat  dafür  ge-

sorgt,  dass  ein  Fall  von  alltäglichem  Rassismus  

öf fentlich  wurde.  Der  Hintergrund:  In  eine  Disko-

thek  in  Itzehoe  wurde  ein  junger  Mann  (21  Jahre)  

wegen  seines  südländischen  Aussehens  nicht  ein-

gelassen.  

Diesen  Vorf all  hat  die  Sozialdemokratin  bemerkt  

und  ist  damit  zur  Presse  gegangen.  Dankens wer-

ter  Weise  wurde  dort  der  Vorfall  aufgegrif fen  und  

gründlich  recherchiert.  (Norddeutsche  Rund schau  

vom  4.1.2012)  Der  Diskob etreiber  will  den  Vorfall  

nicht  als  rassistischen  Übergriff  sondern  als  Vor-

sichtsmaßnahme  verstanden  wissen.  Ihm  sei  es 

darum  gegangen,  rivalisie rende  Gruppen  von  Ju-

gendlichen  auseinander  zu halten.  

Egal  wie  die  Motivationslage  tatsächli ch war,  hier  

ist  ein Beispiel  für  alltäglichen  Rassismus  deutlich  

gemac ht  worden,  dafür  gilt  es Dank  und  Anerken-

nung  auszusprechen,  einerseits  Merle  Stöver,  die  

dafür  gesorgt  hat  und  andererseits  der  Zeitung,  

die  den  Fall  behandelt  hat.  Denn  oft  ist  der  zweite  

Teil  dieses  Rassismus  darin  zu finden,  dass  Vor-

fälle  nicht  für  wic htig  erachtet  werden.  

RR 

 
Keine  Kommentare  
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SPD - Fraktio n  Reinbek:  Nachfolge  zügig  geregelt  

 

Nach  dem  übe rraschenden  Rücktritt  von  Klaus -Peter  Puls von  allen  kommunalpolitischen  Äm-

tern  am  2.1.  2012  hat  die  Reinbeker  SPD-Fraktion  in  einer  Sondersitzung  am  6.  Januar  2012  

die  durch  den  Rücktr itt  entstandenen  Personalfragen  zügig  geregelt.  

https://www.spd-net-sh.de/net
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/reinbek


 

ĂIch freue  mich,  dass  Alfred  Rund  als  nachrückender  Listenkandidat  jetzt  Stadtverordneter  

werden  wirdñ, eröffnete  der  SPD-Fraktionsvorsitzende  Volker  Müller  die  Sitzung.  Alfred  Rund  

wohnt  in  Neuschönningsted t  und  hat  bereits  in  der Vergangenheit  als  Bürgerliches  Mitglied  der  

SPD-Fraktion  angehört  und  im  Umweltausschuss  mitgearbeitet.  Diesem  Arbeitsfeld  wird  er  sich  

jetzt  auch  als  Stadtverordneter  widmen.  

 

Im  Hauptausschuss  wird  Bernd  Syska  Puls ersetzen.  Bern d Syska  ist  seit  viele n Jahren  in  der  

Reinbeker  Kommunalpolitik  aktiv,  hat  in  der  Vergangenheit  intensiv  im  Sozial -  und  Schulbe-

reich  gewirkt  und  gehört  derzeit  dem  Bau -  und  Planungsausschuss  an.  ĂWenn er  jetzt  zusätz-

lich  Mitglied  des  Hauptausschusses  wird,  werden  wir  dort  gewis s auch  von  seinen  Kenntnissen  

als  Finanzfachmann  profitierenñ, freut  Müller  sich.  

 

Als neuen  ersten  stellvertretenden  Bürgervorsteher  hat  die  SPD-Fraktion  einmütig  Tomas  Un-

glaube  nominiert.  Zur  Begründung  erklärt  Müller:  ĂTomas Unglau be ist  seit  Anfang  der  70er  

Jahre  in  der  Kommunalpolitik  aktiv  und  geni eßt  als  Vorsitzender  des  Sozial -  und  Schulaus-

schusses  hohes  Ansehen.  Wir  sind  sicher,  dass  er  in  seiner  ruhigen,  bestimmten  Art  mit  dem  

Bürgervorsteher  Lothar  R. Zug  gut  und  vertrauensv oll  zusammenarbeiten  wird.ñ 

 

Müller  bedauerte  gegenüber  der  Presse  erne ut  den  überstürzten  Rückzug  von  Puls und  be-

tonte,  dass  die  SPD-Fraktion  durch  die  schnelle  Regelung  der  Personalfragen  auch  gezeigt  

habe,  dass  für  sie die  Sachpolitik  im  Vordergrund  ste he.  
Keine  Kommentare  

 

 

SPD Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  08.01.2012,  18:14  Uhr  -  26025  Clicks  -  Nr.  11  

 

Berlin - Fahrt  mit  dem  SPD  Kreisverband  Rendsburg  -  Eckern-
förde  

Vom  11.  bis  13.  Mai  2012  veranstaltet  der  SPD-  Kreisverband  Rendsburg -Eckernförde  nun  

schon  zum  6.  Mal  in  Folge  eine  Busfahrt  nach  Berlin  é 

é und  so sieht  das  Programm  aus:  

Å Bustransfer  von  Eckernförde  nach  Berlin  und  zurück  

(weitere  Zustiege  sind  möglich)  

Å 2 Übernachtungen  im  Doppelzimmer  mit  Frühs tück  im  Hotel  ĂLudwig van  Beethovenñ 

(www.hot el- ludwig -van -beethoven.de)  

Å Rundfahrt  und  Rundgang  durch  Marzahn  

ĂVerªnderungen einer  DDR-Vorzeige -Stadtñ 

Å Besuch  der  ĂGªrten der  Weltñ (fakultativ)  

Å Intensive  Stadtrundfahrt  

Å Fahr t  nach  Potsdam  

Å Führu ng  durch  den  Park  Sanssouci  

Å Führung  durch  das  Schloss  ĂNeue Kammernñ (fakultativ)  

Å eine  Reisebroschüre  

 

Die  Kosten  für  diese  Fahrt  belaufen  sich  auf  ú 186,00  pro  Person,  der  Einzelzimmerzuschlag  

beträgt  ú 52,00.  

 

Neben  dem  Programm  bleibt  aber  auch  Zeit  zur  Eigenerkundung  von  Berlin,  zum  Besuch  von  

Museen  oder  Theateraufführungen.  

 

Die  Abwicklung,  Betreuung  und  Durchführung  dieser  Fahrt  liegt  auch  in  diesem  Jahr  wieder  in  

den  bewährten  Händen  der  Berliner  DIENSTWERKER,  hinter  denen  sich  die  langjährige  MdB 

des Kreises,  Ulrike  Mehl,  und  ihr  Mann  Andreas  Schröter  Ăverbergenñ. 

 

Interessenten  werden  gebeten,  sich  bis  zum  31.  März  2012  bei  

https://www.spd-rd-eck.de/


Heidrun  Isolt  

Admiral -Scheer -Str.  6 

24340  Eckernförde  

Tel.  04351  ï 83226  

E-Mail.  dienstwerker@web.de  

anzumelden.  
Keine  Komment are  
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Neujahresempfänge  in  Reinbek  und  Glinde  

 

Mehr  als  300  Besucher innen  und  Besucher  

kon nten  Bürge rvorsteher  Eberhard  Schneider  

und  Bürgermeister  Rainhard  Zug  im  Bürgers-

aal  willkommen  heißen.  Zug  freute  sich  über  

die  Ver bundenheit  der  Menschen  mit  ihrer  

Stadt.  Schneider  ließ  in  seiner  Rede  die  Ereig-

nisse  2011  noch  einmal  Revue  passieren.  Da-

bei kon zentr ierte  er  sich  auf  einige  Schwer-

punkte,  Ăsonst müssten  wir  uns  hier  noch  Piz-

zen  zum  Abend essen  liefern  lassen".  

 

Besonders  begrüßt  wurden  die  zahlreichen  

neuen  Glinder_innen,  besonders  gewürdigt  

wurde  der  Einsatz  der  Bürgerin itiative  gegen  

rechts.  In  seiner  Rede betonte  Schneider  die  

Bedeutung  des  Gemeinwesens  und  nannte  

den  Einsatz  von  Bürgerinnen  und  Bürgern  für  ihre  Stadt  unverzichtbar.  Mit  dabei  im  Bürgersaal  

war  auch  der  Landtagsabgeordnete  Martin  Hab ersaat,  auf  dem  Foto  am  Stehtisch  mit  einig en  

Glinder  Sozialdemokraten.  

 

Anschließend  ging  es für  Martin  Habersaat  weiter  ins  Reinbeker  Schloss,  wo  die  Stadt  Reinbek  

zeitgleich  ihren  Neujahrsempfang  gab.  Habersaat:  ĂDen offiziellen  Teil  habe  ich  in  Reinbek  lei-

der  verpasst,  daf ür  gab  es aber  noch  Gelegenheit  für  viele  nette  Gespräche,  bei  denen  zahlrei-

che  Pläne  für  das  neue  Jahr  geschmiedet  werden  konnten."  
Keine  Kommentare  
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Barsbüttels  überdurchschnittliche  Infrastruktur  

 

Viel  Positives  konnte  Bürgermeister  Thomas  Schreitmüller  in  seine  Rede zum  Neujahrsempfang  

der  Gemeinde  Barsbüttel  au fnehmen.  Das reichte  von  der  übe rdurchschnittlichen  In frastruktur  

der  Gemeinde  -  Schulen,  Kindergärten,  Sozialstation  und  Bürgerhäuser  seien  hier  als  Beispiele  

genannt  -  über  die  Entwicklungen  im  Gewerbegebiet  -  BMW kommt,  eine  Erweiterung  hinter  

Höffner  ist  in  Planung  -  bis  hin  zum  Einsatz  der  Kommunalpoliti k,  für  den  Schr eitmüller  sich  

bedankte.  

Dank  gab  es auch  für  die  Bürgerinitiative  Ortsmitte,  deren  Einsatz  es zu verdanken  ist,  dass  

für  das  Rathaus  eine  kostengünstigere  Sanie rungsmöglichkeit  gefunde n werden  konnte.  Geehrt  

wurden  auf  dem  Neujahrsempfang  verdiente  Ehrena mtler,  darunter  Klaus  Wriggers,  Heinz  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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Steffenhagen  und  Harald  Seeler  für  40jährigen  Einsatz  

in  der  Freiwilligen  Feuerwehr.  

 

Die  Schulden  der  Gemeinde  konnten  in  den  vergange-

nen  Jahren  auf  6,8  Millionen  Euro  reduziert  werden.  Seit  

2003  hat  die  Gemeinde  auf  eine  Erhöhung  der  Kita -Ge-

bühren  verzichtet.  Das wird  künftig  nicht  mehr  ohne  

weiteres  möglich  sein  -  jetzt  muss  die  Allgemeinheit  

helfen,  damit  Barsbüttel  seine  Familienfreundlichkeit  be-

wahren  kann:  Im  Gespräch  sind  Erhöhungen  der  Grund -  

und  der  Gewerbest euer.  

 

Am  Rande  des  Neujahrsempfangs  bot  sich  die  Gelegen-

heit  für  viele  Begegnungen  und  Gespräche,  auf  dem  Foto  Landrat  Klaus  Plöger  und  Hermann  

Hanser,  der  Vorsitzende  der  SPD-Fraktion  Barsbüttel.  

Mehr  Fotos:  hier.  
Keine  Kommentare  
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Drei  f ür  Barsbüttel  

 

Gutgelaunt  und  voller  Tatendrang  zeigte  sich  die  

SPD auf  dem  Neujahrsemfang  der  Gemeinde  am  

8.  Januar  im  Barsbütteler  Rathaus.  Fraktionschef  

Hermann  Hanser  präsentie rte  seinen  frisch  gekür-

ten  Frakt ionsgeschäftsführer  Thomas  Harden  

(Mitte):  ĂIch freue  mich,  im  Bereich  Organisation  

und  Pressearbeit  Unterstützung  zu bekommen  ï 

2012  wartet  eine  Menge  Arbeit  auf  uns.ñ Auch  

Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  Sprecher  der  

SPD-Landtagsfraktion,  hat  große  Erwartungen  an  

Harden :  

ĂDie Arbeit  im  eine m  Wahljahr  ist  nicht  nur  von  

repräsentativen  Terminen  geprägt  ï ich  bin  froh,  

jemanden  gefunden  zu haben,  der  sich  um  das  

viele  Drumherum  kümmern  kann.ñ 

 

Hardens  beruflicher  Werdega ng  ist  organisatorisch - logistisc h geprägt,  die  neue  Herausforde-

rung  daher  ein  Heimspiel:  ĂTermine koordinieren,  Dinge  ordnen  und  Strukturen  schaffen  ï 

auch  in  unserer  Gemeinde  eine  Herausforderung,  der  ich  mich  gern  stelle.ñ Thomas  Harden  

lebt  seit  2008  im  Barsbüttler  Ortsteil  Willinghus en  und  ist  Vertriebsle iter  von  Elbphilharmo nie  

und  Laeiszhalle.  Zuvor  war  er  unter  anderem  für  die  Expo  2000  in  Hannover  tätig.  Er hat  Lust,  

Dinge  zu bewegen  -  nun  auch  in  seiner  Heimatgemeinde.  

 

Foto:  Martin  Habersaat,  Thom as Harden,  Hermann  Hanser  
Kein e Kommentare  
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Torsten  Albig  und  Olaf  Scholz  in  Ahrensburg  

Montag,  23.01.12,  19:00  bis  21:00  Uhr,  Peter - Rantz au - Haus  

Ob Schuldenkri se,  Ver kehrsprojekte,  Sozials ysteme  oder  Klimawandel  -  die  Lösungskompetenz  

http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2012/neujahrsempfang.html
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/barsbuettel
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der  Politik  ist  mehr  denn  je  gefragt.  Gleichzeitig  verlieren  die  Bürgerinnen  und  Bürger  Ver-

trauen  in  die  Politik,  wenn  Reden  und  Handeln  der  politischen  Akteu re  auseinanderfallen.  

Glaubwürdigkeit  und  Kompe tenz zuschreibung  sind  schneller  verloren  als  sie wieder  hergestellt  

werden  können.  

 

"Gutes  Regieren"  -  so könnte  ein  Weg  be-

zeichnet  werden,  der  überzeugende  Inhalte,  

effektive  und  transparente  Umsetzung  und  

die Beteiligung  der  Bürg erinnen  und  Bürger  

vereint  -  und  damit  neues  Vertrauen  schafft.  

Was beinhaltet  das  konkret,  vor  allem  auch  

für  Hamburg  und  Schleswig -Holstein?  

 

Gäste  auf  dem  Podium:  Torsten  Albig,  Ober-

bürgermeister  der  Stadt  Kiel  und  Spitzen-

kandidat  der  SPD für  die  Landta gswahlen  in  

Schleswig -Holste in  und  Olaf  Scholz,  Erster  

Bürgermeister  der  Freien  und  Hansestadt  

Hamburg.  

 

Veranstaltungsort:  

Peter -Rantzau -Haus  

Manfred -Samusch -Straße  9 

22926  Ahrensburg  

 

Teilnahmegebühr:  keine  

Ansprechpartner:  Dr.  Pete r Hurrelbrink  

hamburg@ fes.de  

 

Kontaktanschrift:  Julius -Leber -Forum  

Rathausmarkt  5 

20095  Hamburg  

Tel.  040 -325874 -0,  Fax 040 -325874 -30  
Keine  Kommentare  
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AG  60plus  besucht  die  Hamburger  Bürgerschaft  

 

Ausflug  am  25.  Januar  

Wie  wird  die  zweitgrößte  Stadt  Deutschlands  regiert?  Was bedeutet  ĂFreie und  Hanse -Stadtñ 

heute  noch? Wie  hoch  ist  die  Aufwandsents chädi gung  für  ein  Mitg lied  der  Bürgerschaft?  Was ist  

ein ĂFeierabend-Parlamentñ? Das sind  spannende  Fragen!  Die  AG 60plus  des  SPD Kreisverban-

des  Stormarn  besichtigt  das  Hamburger  Rathaus  und  besucht  eine  Bürgerschaftssitzun g.  

 

ĂAm 6.  Mai  ist  bei  uns  Landta gswahl.  Danach  muss  ma n gut  mit  den  Hamburgern  zusammen-

arbeiten.  Wir  wollen  uns  einmal  ansehen,  wie  die  Arbeit  in  Hamburg  funktioniertñ, erzählt  Jür-

gen  Schneider,  Vorsitzender  der  AG 60plus,  ĂZur Einführung  besichtigen  wir  das  Hamburger  

Rathaus  und  hören  einiges  über  seine  Baug eschichte.  Nach  einer  Mittagspaus e im  ĂFriesenkel-

lerñ sehen  wir  einen  Kurzfilm  über  die  Bürgerschaft.  Dann  werden  wir  von  einem  Mitglied  der  

Hamburger  Bürgerschaft  begrüßt  und  können  Fragen  stellen.  Danach  dürfen  wir  als  Gäste  in  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/60plus


der  Senatsloge  der  laufend en Bürgerschaftssitzung  bei-

wohne n.ñ 

 

Wir  treffen  uns  am  Mittwoch,  dem  25.Januar  im  Bahnhof  

Oldesloe  um  10:15  Uhr  und  fahren  mit  der  Regional -Bahn  

nach  Hamburg.  Unterwegs  können  weitere  Teilnehmer  zu-

ste igen.  Um  18:30  Uhr  sind  wir  wiede r in  Bad  Oldesloe.  

Der  Kostenbeitrag  beträgt  7 Euro  pr o Teilnehmer.  (Ohne  

Mittagessen!)  Eine  Anmeldung  ist  erforderlich  

04531/84603  oder  juergen.schneider@spd -badol-

desloe.de.  Wegen  der  begrenzten  Teilnehmerzahl  wird  um  

bald ige  Anmeldung  gebeten.  

 
Keine  Ko mmentare  
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Vor  der  Wahl  wissen,  was  danach  kommt  

 

Bildungspolit ik  in  Wentorf,  16.1.,  19.00  Uhr,  Alte  

Schule  

 

Wer  vor  der  Wahl  wissen  möchte,  was  danach  ko mmt,  

ist  herzlich  eingeladen,  sich  a,  16.  Januar  ab  19.00  Uhr  

in  der  Alten  Schule  in  Wentorf  ein  Bild  zu machen.  Mar-

tin  Habersaat,  der  bildungspolitische  Sprecher  der SPD-

Landtagsfraktion,  und  Andre a Hollweg,  die  Fraktio nsvor-

sitzende  der  SPD Wentorf,  infor mieren  und  diskutieren  

über  Bildungspolit ik.  

 

Dabei  wird  es unter  anderem  um  die  Frage  gehen,  wel-

che  Entwicklung  die  Schulen  in  Wentorf  nach  Auffas-

sung  der  Sozialdemo kraten  nehmen  werden,  wenn  in  Kür ze ein  Regierungswechs el in  Schles-

wig -Holstein  stattfinde t.  Das gilt  insbesondere  für  das  Anliegen  des  Gymnasiums  für  einen  

Wechsel  von  G8 nach  G9 und  für  die  Frage,  ob  es in  Wentorf  bei  einer  Regionalschule  bleiben  

wird.  
Keine  Kommentare  
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Wo  Gemeinschaftsschule  draufsteht,  muss  auch  Gemein-
schaftsschule  drin  sein!  

 

Zur  Presseberichterstattung  über  die  Sortierungen  nach  Schulabschlüssen,  die  an  einigen  Ge-

meins chaftsschulen  wieder  stattfinden,  erklärt  der  bildungspolitische  Sprecher  der  SPD-  Land-

tagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

 

In  Schleswig -Holstein  gibt  es 135  Gemeins chaftsschulen,  die  alle  auf  Grund lage  eines  pädago-

gisch en Konzepts  genehmigt  wurden.  Die  Schüle rinnen  und  Schüler  und  ihre  Eltern  haben  ei-

nen  Anspruch  auf  Umsetzung  dieser  pädagogischen  Konzepte.  

 

Und  auch  die  Schulträger  haben  einen  Anspruch  darauf,  dass  Schulen  das  umsetzen,  was  sie 

sich vorgenommen  haben.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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Die  SPD steht  zum  Gedanken  des  längeren  gemeinsa-

men  Lernens.  Jedes  Kind  soll  unabhängig  von  seiner  

Herkunft  gleiche  Chancen  für  seine  persönliche  Entfal-

tung  und  berufliche  Lebensperspektiven  haben.  Das 

Leitprinzip  muss  also  individuel le Förderung  sein,  und  in  

diese  Förderung  müssen  die  Energien  und  Ressourcen  

des  Bildungssystems  fließen,  nicht  in  eine  Sortierung  der  

Kinder.  Das gilt  für  vorschulische  wie  schulische  Bildung  

und  muss  bereits  in  der  Lehrer ausbildung  angelegt  wer-

den.  Das betrifft  aber  auch  die  Arbeitsbedingungen  aller  

im  Bildungsber eich  tätigen  Professionen.  

 

Die  Schulgesetznovelle,  die  CDU und  FDP vor  einem  Jahr  

gegen  breite  Proteste  durchgezogen  haben,  trägt  jetzt  ihre  faulen  Früchte.  Das Ministerium  

lässt  die  Schulen  mit  der  Umsetzung  des  Schulgesetzes  allein,  während  der  Minister  offensicht-

lich  schon  dabei  ist,  sein  Büro  aufzuräumen.  Und  die  Leidtragenden  sind  wie  immer  die  Schüle-

rinnen  und  Schüler  und  ihre  Eltern,  die  sich  gerade  wegen  des längeren  gemeinsamen  Lernens  

ohne  Sortierung  nach  dem  Schema:  ,,die  Guten  ins  Töpfchen,  die  Schlechten  ins  Kröpfchen"  

für  das  Modell  ĂGemeinschaftsschuleñ entschieden  haben.  Es darf  nicht  dazu  kommen,  dass  

unter  dem  Etikett  ĂGemeinschaftsschule" koopera tive  Modelle  laufen,  in  denen  as dreigliedrige  

Schulsys tem  fröhliche  Auferstehung  feiert,  wie  es die  FDP offen  fordert.  

 

Bildungsminister  Dr.  Klug  und  seine  Partei  wollen  zurück  zur  ausgrenzenden  Dreigliedrigkeit  

und  tragen  mit  dem  neuen  Schulgesetz  Unfrie den  in  die  Schulen.  Bis Mai  könne n wir  daran  

nichts  änd ern.  Wenn  die  Wählerinnen  und  Wähler  un s den  Auftrag  geben,  werden  wir  nicht  zu-

lassen,  dass  dieser  Unfrieden  darüber  hinaus  währt.  
Keine  Kommentare  
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Planspiel  ĂZukunftsdialog 2012ñ der  SPD -Bundestagsfrak-
tion  

Thönnes:  ĂJunge Menschen  wollen  Zukunft  gestalten,  wir  

geben  die  Mºglichkeitñ 

Die  SPD-Fraktion  im  Deutschen  Bundestag  will  Jugendlic hen  

und  jungen  Erwachs enen  Einblicke  darin  geben,  wie  Politik  in  

Berlin  funktioniert  und  wie  eine  Fraktion  arbeitet.  Thönnes  

dazu:  ĂUns interessieren  die  politischen  Vorschläge  und  Ideen  

der  jungen  Leute.  Schließlich  sind  Sie  es,  die  in  Zukunft  die  Ge-

schic ke  unseres  Landes  lenk en werden.ñ 

 

Im  Mai  2012  werden  für  zwei  Tage 150  Jugendliche  aus  ganz  

Deutschland  über  die  Zukunftsfr agen  Deutschlands  beraten.  

Dabei  schlüpfen  sie in  die  Rolle  von  Bundestagsabgeordneten,  

arbeiten  selbst  an  Initiativen,  verfassen  gemeinsam  Anträge  mit  

ih ren  Arbeitsgruppen  und  versuchen  ihre  eigen en  Positionen  in  der  Fraktion  durchzusetzen.  

Franz  Thönnes  lädt  dazu,  wie  die  anderen  SPD-Bundestagsabgeordneten,  eine/n  Vertreter/in  

nach  Berlin  ein.  

 

Mitmachen  können  alle  jungen  Menschen  zwischen  15  und  20  Jahr en.  Die  Bewerbung  läuft  

über  das  Bürgerbüro  von  Franz  Thönnes.  Teilnahmebedingungen  sind  eine  kurze  schriftliche  

Vorstellung  und  ein  kreativer  Beitrag  unter  dem  Motto:  ĂWas ist  Demokratie  für  dich?ñ. Dabei  

ist  für  die  Präsentation  all es von  Essay  über  Bild , Foto  oder  Collage  bis  Video  möglich.  ĂIch 

hoffe  auf  möglichst  viele  Einsendungen,  aus  denen  wir  dann  gemeinsam  in  einer  fünfköpfigen  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Jury  die  fünf  besten  Beiträge  auswählen.  Die  jeweiligen  Bewerber  werden  anschließend  zu ei-

nem  Gespr äch  geladenñ, so Thönn es.  

 

Dieses  Treffen  soll  am  13.  März  stattf inden.  Dabei  werden  die  fünf  Ausgewählten  mit  Franz  

Thönnes  zum  Thema  ĂHerausforderungen für  die  Demokratie  in  Europa  in  Zeiten  der  Globali-

sierungñ diskutieren.  Im  Anschluss  bewerten  die  Teil nehmer  in  einem  anonym en Verfahren  die  

jeweils  dargestellten  Positionen,  die  Argumente  und  deren  Überzeugungskraft,  um  so den Ge-

winner,  der  am  Zukunftsdialog  2012  teilnimmt,  zu ermitteln.  Die  Zweit -  bis  Fünftplazierten  

werden  von  Franz  Thönnes  zu einem  Besuch  in  die  Werkstatt  der  Demokratie,  den  Deutschen  

Bundestag,  nac h Berlin  eingeladen.  

 

Einsendungen  bitte  postalisch  oder  per E-Mail  bis  spätestens  zum  27.  Februar  2012  an:  

 

Bürgerbüro  Franz  Thönnes  

Oldesloer  Str.  20,  23795  Bad  Segeberg  

Tel.  04551 - 968383  

Zukunftsdialo g2012@thoennes.de  
Keine  Kommentare  
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Metropolregio n  setzt  Meilensteine  

 

Jahresauftaktver anstaltun g  der  UVNord  

wirbt  für  norddeutsche  Zusammenar-

beit  

Tra ditionell  nutzt  die  UVNord,  die  Vereini-

gung  der  Unternehmensverbände  in  Ham-

burg  und  Schleswig -Holstein,  das  gediegene  

Ambiente  des  Hotels  Atlantic  an  der  Alster  

als  Rahmen  für  ihre  Jahresauftaktveransta l-

tung  mit  zahlreichen  Gästen  aus  Wirtschaft  

und  Politi k.  Der  Inhalt  steht  ebenfalls  jedes  

Jahr  fest.  

 

Über  ĂPerspektiven für  Hamburg  und  Schles-

wig -Holsteinñ sprachen  in  diesem  Jahr  Ham-

bu rgs  Wirtschaftssenator  Frank  Horch  und  

Schleswig -Holsteins  Wirtschafts minister  Jost  

de Jager.  In  seiner  Begrüßung  warb  UVNor d-

Präsident  Uli  Wachholtz  für  eine  Ădeutlich engere  Zusammenarbeitñ und  freute  sich  über  ĂMei-

lensteineñ, die  in  der  Metropolregion  gesetzt  werden.  Mit  dab ei war  auch  der  Stormarner  Land-

tagsabgeordnete  Martin  Habersaat.  

 

Frank  Horch,  Präses  der  Behörde  für  Wirtschaft,  Verkehr  und  Innovation  der  Freien  und  Hanse-

stadt  Hamburg,  begann  mit  einem  Zitats  Willy  Brandts:  ĂDer beste  Weg,  die  Zuk unft  vorherzu-

sagen,  ist,  sie  zu gestalten.ñ Dann  nahm  er  besonders  die  Maritime  Wirtschaft  in  den  Blick,  die  

es als  länderüb ergreifendes  Cluster  auszubauen  gelte.  Weitere  Schwerpunkte  seiner  Rede wa-

ren  die  norddeutsche  Verkehrsinfrastruktur  und  die  Metropo lregion  Hamburg  als  Zentrum  

norddeutscher  Zusammenarbeit,  die  2012  um  Lübeck,  Neumünster  und  Ostholstein  erweitert  

werden  wi rd.  Damit  sei  Ăein wichtiger  Teil  der  Achse  Hamburg  -  Kopenhagenñ Teil  der  Metropo-

lregion,  befand  Horch  mit  Blick  auf  den  Bau  der  festen  Querung  des  Fehma rnbelts.  

 

Jost  de Jager  warb  dafür,  die  bisherig e Zusammenarbeit  Ăvon Fall  zu Fallñ, bei  der  mancher  Fall  

gut  und  mancher  weniger  gut  sei,  zugunsten  einer  engeren  Partnerschaft  zu überwinden.  Die  

Wirtschaft  in  Schleswig - Holstein  sei  gut  durch  die  vergangen en Krisen  gekommen.  Besonders  

mailto:Zukunftsdialog2012@thoennes.de
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positiv  sei  die  Lage im  Kreis  Stormarn,  wo  mit  einer  Arbeitslosenquote  von  3,7%  quasi  Vollbe-

schäftigung  erreicht  sei.  De Jager  nannte  die  Energiewende  als  große  Chance  für  die  wirt-

schaftliche  Entwicklung  beider  Länder,  betonte  aber,  die  Arbeitsteilung  dürfe  nicht  lauten,  Ar-

beitsplätze  und  Wertschöpfung  in  Hamburg,  Leitungen  un d Kraftwerke  in  Schleswig -Holstein.  

 

Martin  Habersaat  ist  nicht  nur  bildungspolitischer  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  sondern  

auch  Mitglied  der  Enque te -Kommission  ĂNorddeutsche Zusammenarbeitñ. Er äußerte  sich  lo-

bend  über  den  UVNord:  ĂEs ist  sehr  hilf reich,  dass  die  Wirtschaft  ihr  Ziel  einer  besseren  nord-

deutschen  Zusammenarbeit  so hartnäckig  verfolgt.  Gerade  Hamburg  und  Schleswig -Holstein  

brauchen  ein en  Kooperationsplan,  der  unabhängig  von  der  Frag e funktioniert,  wer  gerade  die  

jeweilige  Landesregieru ng  stellt.  

 

Weitere  Gäste  aus  Stormarn  waren  neben  Martin  Habersaat  (Barsbüttel):  Norbert  Basler  (Bas-

ler  AG,  Großhansdorf),  Dr.  Clau s Kemmet  (ehemaliger  UVNord -Hauptgeschäftsführer,  Oststein-

bek),  Elisab eth  Samusch  (UVNord -  Vorstandsmitglied,  Ahrensburg),  Rainer  Wiegard  (Finanzmi-

nister  S-H,  Bargteheide).  
Keine  Kommentare  
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Anke  Büchler - Hartmann  -  50  Jahre  in  der  SPD  

 

Ehrungen  langjähriger  Mitglieder  gehören  zu den  angeneh-

men  Aufgaben  eines  SPD-Kreisvor sitzenden.  In  Oststeinbek  

durfte  Martin  Habersaat  jetzt  die  go ldene  Ehrennadel  an  Anke  

Büch ler -Hartmann  überreichen,  die  seit  50  Jahren  Mitglied  

der  SPD ist.  Noch  länger,  seit  1958,  ist  sie  Gewerkschaftsmit-

glied,  und  vor  39  Jahren  wurde  sie  auch  Mitglied  der  AWO.  

ĂDamals gab  es noch  die  48 -Stund en-Woche,  der  Sonn aben d 

war  Arbeitstag  und  ich  hatte  14  Tage  Jahres urlaub",  erinnert  

die  Oststeinbekerin  sich.  

 

Als die  junge  Anke  Büchler  von  ihrer  Mutter  gefragt  wurde,  

ob  sie nicht  auch  in  die  SPD ein tre ten  wolle,  lautete  ihre  Ant-

wort:  ĂWieso, ich  dacht e,  wir  sind  in  der  SPD?" Ein schöner  

Satz,  der  deutlich  macht,  wie  eng  die  Bindung  von  Familie  

und  Freundeskreis  an  die  SPD war.  Auch  der  Eintritt  in  die  

Gewerkschaft  gleich  mit  Beginn  ihres  Berufslebens  war  für  

die  Jubilarin  selbstver ständlich.  Im  Rückbli ck  ist  sie  noch  

heute  zufrieden  mit  beiden  Entscheidungen:  ĂDie 40 -Stun-

den -Woche,  30  Tage  Jahresurlaub  und  vie les andere  wurde  

durch  die  Gewerkschaften  und  die  SPD erreicht!"  

 

In  den  1960er -Jahren  war  Anke  Büchler -Hartmann  Kreisvorsit zende  der  Jusos  in  Ham burg -

Nord,  schne ll  wur de sie  als  die  Ărote Anke"  bekannt.  Lange  Jahre  war  sie auch  Mitglied  im  Dis-

triktsvorstand  Barmbek -Uhlenhorst -Hohenfelde.  Nach  ihrem  Umzug  nach  Oststeinbek  enga-

gierte  sie sich  in  der  örtlichen  SPD-Fraktion,  war  Mitbegründerin  des  Osts teinbeker  Kultur rings  

und  viele  Jahre  für  die  AWO aktiv,  2004  -  2011  als  1.  Vorsitzende  und  Schriftführerin  gleichzei-

tig.  

 

Martin  Habersaat  ging  in  seiner  Laudatio  auf  diesen  beeindrucken den  sozialdemokratischen  Le-

benslauf  ein  und  beendete  seine  Rede  mit  einem  großen  ĂDanke"  fü r die  vielen  Jahre  ehren-

amtlichen  Engagements.  

 

 
Keine  Kommentare  
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20  Jahr e Neujahrsempfan g  der  SPD  Südstormarn  

 

Thema:  Bildungspolitik  in  Bund  und  Land  

 

Seit  20  Jahren  richten  die  Ortsvereine  der  SPD in  

Südstormarn  gemeinsam  einen  Neujahrs empfang  aus.  

1992  ging  es darum,  noch  einmal  kurz  innezuhalten  und  

dann  Schwung  zu holen  für  den  anstehen den  Landtags-

wahlkampf.  Durchaus  eine  ähnliche  Situation  wie  heut e,  

befand  Frank  Stendel,  der  Vorsitzende  der  SPD Ost-

steinbek,  die  in  diesem  Jahr  mit  der  Ausrichtung  dran  

war.  

 

 

Er konnte  mehr  als  80  Gäste  im  Oststeinbeker  Rathaus  

begrüßen  und  freute  sich,  den  Empfang  in  relativer  

Nähe  zur  Hamburger  Landesgrenze  abzuhal ten  -  schließlich  hätte  die  Hamburger  SPD im  ver-

gangenen  Jahr  gut  vorgelegt.  Als Redner  dabei  waren  der  örtliche  Landtagsabgeordnete  Martin  

Habersaat  und  Dagmar  Ziegler,  die  st ellvertretende  Vorsitz ende  der  SPD-Bundestagsfraktion.  

 

Dagmar  Ziegler,  im  Vorst and  der  Bundestagsfraktion  für  die  Bildungspolitik  verantwortlich,  

ging  in  ihrer  Rede bewusst  nicht  auf  die  Bedeutung  von  ĂBildung, Bildung,  Bildungñ ein  -  das  

sei  schließlich  Thema  zahlreiche r Reden.  Wichtiger  fand  sie es,  einmal  die  Hintergründe  zu be-

leu chten,  wie  denn  tatsächlich  mehr  für  die  Bildung  getan  werden  könnte.  Da nannte  die  ehe-

malige  Finanzministerin  des  Landes  Brandenburg  die  Notwendigkeit  eines  größeren  Einsatzes  

durch  den  Bund,  der  Kommunen  und  Länder  unterstützen  müsse.  In  der  Folge  schlug  sie  einen  

Bogen  von  der  Schaffung  von  Betreuungsangeboten  für  Kinder  unter  drei  Jahren  über  den  Aus-

bau  von  Ganztagsschulangeboten,  die  Ungerechtigkeit  von  Studiengebühren  bis  hin  zur  Not-

wendi gkeit  lebenslangen  Lernens.  Scharf  kritisierte  sie dabei  Bundesf amilienministerin  

Schröder,  die  versuche,  ĂFrauen in  alte  Rollen  zur¿ckzudrªngenñ. 

 

Martin  Habersaat,  seit  2009  für  Südstormarn  im  Landtag  und  inzwischen  bildungspolitischer  

Sprecher  der  SPD-Landtag sfraktion,  fand:  ĂVon Stormarn  lernen,  heißt  siegen  lernen .ñ Dieser  

Satz  brachte  ihm  Zwischenapplaus  von  Landrat  Klaus  Plöger  ein.  Was Habersaat  meinte,  war  

die  Notwendigkeit  eines  bundesweit  einheitlichen  Schulsystems.  Und  in  Stormar n ist  das  

Schula ngebot  (G8 -Gymnasien,  G9-Gemeinschaftsschulen)  bereits  heute  kom patibel  mit  dem  in  

Hamburg.  Gleichzeitig  warnte  Habersaat  jedoch,  immer  neue  Systemdebatten  zu führen:  ĂIch 

bin  Lehrer  geworden  und  engagiere  mich  heute  in  der  Bildungspolitik,  weil  ich  mir  wü nsche,  

dass  unsere  Schulen  junge  Menschen  hervorbringen,  die  mit  Zuversicht  Verantwortung  für  sich  

und  andere  übernehmen  wollen  und  kºnnen.ñ 

 

Für  ihre  50jährige  SPD-Mitgliedschaft  geehrt  wurde  die  Oststeinbekerin  Anke  Büchler -Hart-

mann,  bei  der  Martin  Haber saat  sich  für  das  langjährige  Engagement  in  der  SPD, aber  auch  in 

vielen  anderen  Ehrenämtern  (z.B.  bei  der  AWO und  im  Kulturring)  bedankte.  ( siehe  hier)  

 

Begeisterung  löste  das  Musikprogramms  des  Abends  aus,  das  gestaltet  wurde  von  New  Voices,  

Jugendlichen  und  jungen  Erwachsenen  des  Musischen  Forums  Oststeinbek.  Martin  Habersaat:  

ĂIch hätte  nie  gedacht,  mal  einen  Titel  von  āEvanescenceó bei  einer  solchen  Veranstaltung  zu 

hören  -  und  dass  der  dann  auch  noch  so gut  ankommt!ñ (www.newvoices -hh.de)  

 

 

Mehr  Fotos:  hier.  
Keine  Kommentare  
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Traue r  um  Uwe  Westphal  

Die  SPD Großhansdorf  trauert  um  Uwe  Westphal , der  am  31.12.2011  

verstorben  ist.  Mit  ihm  verlieren  wir  einen  großartigen  und  immer  en-

gagierten  Menschen  und  Weggefähr ten.  Er war  langjähriges  Mitglied  

der  SPD, über  10  Jahre  Vorsitzender  der  SPD Großhansdorf  und  auch  

17  Jahre  ehrenamtlich  in  der  Kommuna lpolitik  als  Gemeindevertreter  

sowie  in  zahlreichen  weiteren  Ehrenämtern,  wie  z.  B.  der  GfL ï Groß-

hansdorfer  für  Lärmsch utz  usw.  leitend  und  erfolgreich  tätig.  

 

Unter  Ande rem  wäre  der  erhöhte  Lärmschutz  zur  A1 ohne  Uwe  West-

phal  sicher  nicht  so schnell  ausg ebaut  worden.  

 

Uwe  Westphal  hat  sich  in  dieser  Zeit  immer  uneigennützig  und  mit  

großem  persönlichem  Einsatz  für  die  Inte ressen  aller  Bürgerinnen  und  

Bürger  der  Gemeinde  Großhansdorf  eingesetzt.  Seine  politische  Arbeit  

zeichnete  sich  durch  fundiertes  Wissen  und  wertorientiertes  Handeln  

aus.  Über  alle  Parteigrenzen  hinweg  genoss  er  dafür  Respekt  und  An-

erkennung.  

 

Wir  trauern  um  den  Menschen  und  politischen  Weggefährten  und  denken  an  ihn  mit  großer  

Dankbarkeit  ï wir  werden  Uwe  Westphal  vermissen.  Rot  war  seine  Farbe  ï wir  waren  und  sind  

seine  Roten!  

 

Die  entsprechenden  Nachbesetzungen  der  Funktionen,  die  von  Uwe  Westphal  bis  ku rz  vor  sei-

ner  schweren  Krankheit  ausgefüllt  wurden,  werden  von  uns  nach  unserer  Trauerphase  kurzfris-

tig  bekanntgegeben.  

 

SPD -  Ortsverei n +  Fraktion  Großhansdorf  

Vorsitzender  Reinhard  Niegengerd  
Keine  Kommentare  
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SPD  will  sich  für  Verbesserung  de r  Pflegesituation  einsetzen  

Landtagskandidat  Tobias  von  Pein  hatte  Bundespolitikerin  Elke  Ferner  zu  Gast  

Zu  einer  Diskussion  über  die  Zukunft  der  Pflege  in  Schleswig -Holstein  hatte  der  Landt agskandi-

dat  Tobias  von  Pein eingeladen.  Als pro minenten  Gast  konnt e er  Elke  Ferner,  stellvertretende  

Vorsitzende  der  SPD-Bundestagsfraktion  gewinnen.  In  einer  angeregten  Diskussion  wu rden  

viele  Aspekte  der  Pflegepolitik  behandelt,  dar unter  auch  die  Frage  nach  einer  solidarischen  Fi-

nanzierung.  

 

Die  Zahl  der  Pflegebedürfti gen  ist  seit  Einführung  der  Pflegeversicherung  in  Deutschland  konti-

nuierlich  gestiegen.  Im  Jahr  2009  waren  bereits  2, 27  Millionen  Menschen  pflegebedürftig,  Ten-

denz  stei gend.  ĂWir müssen  uns  jetzt  entscheiden,  wie  wir  diese  Herausforderungen  gemein-

sam  bewäl tigen  wollenñ, meint  Tobias  von  Pein,  SPD-Landtagskandidat.  ĂGute Pflege  muss  

auch  sozial  gerecht  finanziert  sein.ñ 

 

Elke  Ferner  stellte  die  aktuellen  Konzepte  der  SPD auf  Bun desebene  vor.  So solle  nach  ihren  
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Vorstellungen  der  Pflegebedürftigkeitsbegriff  zugunsten  der  

Betroffenen  reformiert  werden  und  die  Qualität  der  Pflege  

verbessert  werden.  Aber  auch  die  Arbeitsbeding ungen  der  

Pflegekräfte  solle  verbessert  werden.  Zud em  solle  auf  kom-

munale r Ebene  dafür  gesorgt  werden,  dass  Barrierefreiheit  

und  altersger echtes  Bauen  gefördert  wird.  

 

Aber  auch  auf  Landesebene  solle  mehr  für  eine  Verbesserung  

der  Pflege  getan  werden.  ĂDie Qualität  muss  sichergestellt  

werden  und  Abläufe  en tbürokratisiert  werden . Zudem  muss  

die  Ausbildung  und  die  Arbeitsbedingungen  in  der  Pflege  ver-

bessert  werden,ñ meint  von  Pein.  ĂLeider hat  Schwarz -Gelb  

sämtliche  Antrage  und  Initiativen,  die  die  SPD im  let zten  

Jahr  auf  den  Weg  gebracht  hat  um  die  Pflegesit uation  zu ver-

bessern,  abgelehnt.ñ 
Keine  Kommentare  
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EU- Ke nner  Axel  Schäfer  in  Bargteheide  

 

ĂHat Europa  noch  eine  Zukunft?ñ Das  fr agte  die  Landtagskandidatin  Susanne  Danhier  den  stell-

vertretenden  Fraktionsvorsitzenden  im  Bun destag  

und  Europakenner,  Axel  Schäfer.  ĂEin klares  Jañ 

antwortete  Schäfer,  die  friedensst iftende  Wirkung  

von  Europa  sei  unverzichtbar.  ĂSo eine  lange  Zeit  

ohne  Kr ieg  gab  es bisher  noch  nie,  betonte  auch  

der  Bargteheider  Europavere insvorsitzende  An-

dreas  Bäuerle.  

 

 

Schäfer  zeichnete  in  seinem  Vortrag  im  Bargtehei-

der  Schützenhof  ein  beeindruckend es Bild  von  Eu-

ropas  Geschichte,  beginnend  mit  der  Wirtschafts-

union  bis  zur heutigen  EU mit  ihren  27  Mitglieds-

ländern.  Mit  seinen  500  Millione n Einwohnern  

werde  jedoch  Europa,  laut  Schäfer,  nur  dann  wei-

terhin  weltpolitisch  eine  Rolle  spielen,  wenn  es im  gem einsamen  Verbund  bleibt  und  auch  die  

gemeinsame  Wäh rung  behält.  Darüber  hinaus  beschrieb  Schäfer  eindringlich  die  Vorbildrolle  

Europas  bezügl ich  demokratischer  Staaten,  in  denen  die  Menschen  an  den  Entscheidungspro-

zessen  beteiligt  werden.  

 

Bäuerle  hob  in  der  anschließenden  Diskussion  die  Bedeutung  von  Städ tepartnerschaften  her-

vor.  ĂHier begegnen  sich  die  Menschen  in  persönlichen  Kontakten,  aus  denen  häufig  langjäh-

rige  Freundschaften  entstehen.ñ Hierbei  wies  er  darauf  hin,  dass  Bargteheide  schon  seit  über  

40  Jahre  eine  Städtepartnerschaft  mit  Deville  les  Rouen in  Frankreich  hat.  

 

ĂEuropa steht  für  Völkerverständigung  und  Friedenñ, unterstrich  auc h Danhier  und  fügte  hinzu:  

ĂDas ist  gut  für  die  Zukunft  unserer  Kinder.ñ 

 

 
Keine  Kommentare  
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SPD  Stormarn  grün det  ein  umWeltforum  

Der  SPD-Kreisverband  Stormarn  will  ein  ĂumWeltforumñ gründen,  das  Vorschläge  für  ein  regio-

nales  Umsteuern  in  eine  ĂPolitik der  Nachhaltigkeitñ erarbeiten  soll.  Tobias  von  Pein,  Mitglied  

des  Kreisvorstands,  möchte  dazu  beitra gen,  Ădass die Erkenntnisse  über  die  natürlichen  Gren-

zen  des  Wachstums  in  lokales  Handeln  umgesetzt  werdenñ. 

Den  Startschuss  für  das  neue  Forum,  bei  dem  auch  Nicht -

Mitglieder  gleichberechtigt  mitarbe iten  können,  gibt  Dr.  Nina  

Scheer,  Vorstand  der  Hermann -Scheer -Stift ung,  am  20.  Ja-

nuar  in  Ahrensburg.  

Die  Gründungsrunde  findet  am  Freitag,  20.  Januar,  19  Uhr,  

im  Peter -Rantzau -Haus  in  Ahrens burg  statt.  Die  SPD lädt  

dazu  alle  an  Umwel tproble men  interessier ten  Stormarnerin-

nen  und  Stormarner  ein.  Tobias  von  Pein:  ĂGemeinsam sollte  

es gelingen,  den  notwendigen  ökologi schen  und  sozialen  Um-

bau  unseres  Wirtschaftens  auch  in  Stormarn  stärker  voran-

zubringen.ñ 

Die  Finanzmarktkrise  hat  nach  Auff assung  von  Tobias  von  

Pein gezeigt,  dass  die  bisherige  Art  unseres  Wirtschaftens  an  

Grenze n gestoßen  ist.  An die Grenzen  der  Verschuldung  ge-

nauso  wie  an  die  Grenzen  der  Natur  und  ihrer  Ressourcen.  

Die  nächs ten  Jahre  würden  darüber  entschei den,  wie  künf-

tige  Generationen  auf  unse rem  Globus  leben  könnten.  

Auch  in  Stormarn  gebe  es viele  Fragen,  auf  die  neue  Antwor-

ten  gefunden  werden  müssten.  Von  Pein nennt  Beispiele:  

Massentierhaltung  und  Maisanbau  als  Energiepflanze  und  Biogasanlagen,  verbesserten  Schutz  

für  die verbliebenen  Naturs chätze,  eine  Reduzierung  des  Flächenverbrauchs  durch  neue  Sied-

lungsg ebiete  und  Verkehrstr assen,  Verkehrsvermeidung  und  Umlenkung  des  Verkehrs  von  der  

Straße  auf  die  Schiene.  
Keine  Kommentare  
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Bildung  bewegt  -  voller  Saal  in  Wentorf  

 

In  Wentorf  gibt  es eine  Regionalschule  und  eine  starke  Bürgerinitiative,  die  für  das  örtliche  

Gymnasium  das  Abitur  nach  neun  Jahren  (G9)  erreichen  möchte.  Die  SPD wirbt  in  ihrem  Wahl-

programm  für  das  Abitu r nach  acht  Jahren  (G8)  an  Gymnasien  und  wünscht  sich  eine  Weiter-

entwicklung  aller  Regional schulen  zu Gemeinschaftsschulen.  Nach  einem  Blick  auf  diese  Aus-

gangslage  war  klar,  dass  Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  Sprecher  der  SPD-Landtags-

fraktion  und  örtlicher  Landtagskan didat,  

in  der  Alten  Schule  zum  Thema  neue  Schule  einen  spannenden  Abend  haben  würde.  

 

Und  den  hatten  dann  auch  mehr  als  50  Gäste  und  die  Referenten , neben  Habersaat  waren  dies  

die  Fraktionsvorsitzende  der  SPD-Wentorf,  Andr ea Hollweg,  un d der  SPD-Kreistagsabgeordnete  

Wolf gang  Warmer.  

 

Die  SPD in  Wentorf  hatte  sich  bei  den  bildungspoli tischen  Entscheidungen  der  vergangenen  

Jahre  stets  auf  die  Seite  des  Elternwillens  gestellt:  Erst  forderte  man,  leider  vergebens,  die  

Einrichtu ng  einer  Gemei nschaftsschule,  dann  die  Umstellung  des  Gymnasiums  auf  G9.  Nun  

hatte  man  Martin  Habersaat  eingeladen,  um  zu berichten,  wie  es nach  einem  Wahlsieg  der  SPD 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


am  6.  Mai  wei tergehen  könnte.  Einig  waren  sich  alle  Beteiligten:  Es soll  in  Wentorf  die  Möglich-

keit  geben,  das  Abitur  in  neun  Jahren  zu erreichen.  Der  Landespolitiker  empfahl  einen  Blick  

nach  Preetz,  wo  Gymnasium  und  Gemein schaftsschule  ein  gemein sames  Modell  entwickel t  ha-

ben,  das  eine  Kooperation  auch  in  der  Ober stufe  vorsieht.  Außerdem  wies  er  auf  die  Notwen-

digkeit  einer  guten  Zusammenarbeit  zwi schen  dem  Schulträger  und  den  örtlichen  Schulen  hin.  

 

Martin  Habersaat,  34  Jahre  alt  und  aus  Barsbüttel  

stammend,  hat  als  Lehrer  in  Hamburg  selbst  die  

Umstellung  von  G9 auf  G8 mitgestaltet.  Er weiß  

aus eigener  Erfa hrung  um  die  Schwierigkeiten  für  

die  Schulen,  wenn  aus  dem  Ministerium  für  den  

neuen  Bildungsgang  keine  neuen  Rahmenpläne  

vorgelegt  werden.  Und  er benannte  einige  Grun d-

voraussetzungen  für  das  Funktionieren  von  G8:  

Eine  Entschlackung  der  Rahm enpläne,  neue  Stun-

denkonzepte  der  Schulen,  neue  Unterrichtskon-

zepte  der  Lehrer,  beispielsweise  mit  sinnvollem  

Umgang  mit  Doppelstunden  und  weniger  Hausauf-

gaben.  Neben  der  Frage  nach  der  richtigen  Schul-

form  ging  es auch  um  viele  Fragen,  die  den  Alltag  

an  den Schulen  und  anderen  Bildungseinrichtungen  betreffen:  Gibt  es genügen  Vertretungsleh-

rer?  Was kann  das  Land  tun,  um  Lehrkräfte  in  den  Mangelfächern  wie  Physik  zu gewinnen?  

Reichen  die Betreuungsangebote  im  U3-  und  Hortbereich  aus?  Diese  und  mehr  gab  Anlass , 

über  Reformbe darf  im  Bildungssystem  zu sprechen  und  verschiedene  Ideen  auszutauschen.  

 

Die  anwesenden  Eltern  forderten  von  der  Bildungspolitik,  Reformen  nur  dann  anzugehen,  wenn  

diese konzeptionell  unterfüttert  seien.  Wichtig  sei  es zudem,  die  Betroffene n mitzunehmen.  

Beiden  Forderungen  konnte  der  Bildungspolitiker  zustimmen,  verwies  aber  darauf,  dass  es un-

ter  Ăden Betroffenenñ höchst  unterschiedliche  Vorstellu ngen  von  guter  Bildung spolitik  gebe.  Die  

einen  fordern  ein  bundeseinheitliches  Schulsystem,  ande re  wünschen  sich die  größtmögliche  

Autonomie  für  die  einzelne  Schule.  Die  einen  wünschen  sich  Ganztagsunterricht,  andere  for-

dern  freie  Nachmittage  für  die  Kinde r.  Habersaat:  ĂIn dies em  Spannungsfeld  müssen  wir  an  

einem  Bildungssystem  arbeiten,  das  die  opti male  Entwicklun g des  einzelnen  Schülers  in  den  

Blick  nimmt  und  seine  bestmögliche  individuelle  Förderung  an  der  Schule.ñ Zufrieden  zeigte  er  

sich,  dass  niemand  der  Anwesenden  ein  Zur ück  zur  alten  Dreigliedrigkeit  des  Schulsystems  

forderte.  

 

Nach  drei  Stund en teils  hitzig er  Debatte  resümierte  der  Abgeordnete:  ĂEs gibt  in  der  Bildungs-

politik  selten  Abende,  an  denen  alle  einer  Meinung  sind.  Wichtig  ist  es,  Differenz en offen  anzu-

sprechen,  die  eigenen  Beweggründe  und  Ziele  zu erläutern  und  sich  um  eine  ehrliche  Debatte  

zu bemü hen.  Und  vor  allem:  Das  Wohl  der  Kinder  in  den  Mittelpunkt  zu  stellen.ñ Das war  ihm  

offenbar  gelungen:  Auch  wenn  es am  Ende  keine  Zusage  für  ein  G9-Gymnasium  in  Wentor f 

gab,  bedankten  die  Gäste  für  einen  anregenden  Abend,  den  beide  Seiten  mi t  Stoff  zum  Nach-

denken  verlassen  konnten.  Allen,  die  weiter  über  bildungspolitische  Konzepte  und  Ideen  für  

Verbesserungen  an  den  Schulen  sprechen  wollten,  macht e Habersaat  das  Angebo t,  dies  auch  

tun  zu können.  Kontakt:  www.martinhabersaat.de.  
Keine  Komment are  
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ĂSkandalöse  Lebensmitte lverschwendung  stoppenñ 

Straßburg:  Das Europäische  Parlament  will  die  enormen  Mengen  von  Lebensmitteln,  

die  täglich  in  den  EU-Staaten  weggeworfen  werden,  bis  2025  um  die  Hälfte  reduzie-

ren.  Mit  einem  am  Donnerstag  mit  großer  Mehrheit  angenommenen  entsprech en-

den  Initiativbericht  weisen  die  Europaabgeordneten  auf  die  Lebensmittelversch wen-

dung  hin und  zeigen  Lösungen  auf,  wie  diese  vermieden  werden  kann.  

 

https://www.spd-net-sh.de/rodust


ĂJªhrlich werden  innerhalb  der  EU 89  Millionen  Tonnen  Lebensmittel  weggeworfen  ï im  Schnitt  

sind  das  179  Kilogramm  pro  Person  und  Jahrñ, erläuterte  die  SPD-Europaabgeordnete  Ulrike  

Rodu st.  

 

ĂDie Lebensmittelverschwendung  hat  in  Europa  inzwischen  ein  skandalöses  Maß angenommen.  

Es wird  dringend  Zeit,  dass  wir  dem  entschieden  entgegentreten ñ, betonte  die  agrarpo litische  

Expertin  der  SPD-Europaabge ordneten.  Nach  Ansicht  der  Sozialdemokratin  müsse  die Ver-

schwendung  in  allen  Sektoren  der  Lebensmittelkette  verringert  werden,  von  der  Erzeugung  

über  die  Lebensmittellagerung  und  -verarbeitung  bis  hin  zu Handel,  Transpo rt  und  letztlich  

dem  Verbraucher.  

 

Sowohl  aus  ethischen  als  auch  aus  ökologische n Gründen  sieht  Rodust  dringenden  Handlungs-

bedarf:  ĂWªhrend große  Teile  der  Weltbe völkerung  hungern  oder  mit  Nahrungsmitteln  unter-

versorgt  sind,  wird  in  Europa  ein  enormer  Tei l an  Lebensmitteln  weggeworfen  ï das  geht  so 

nicht  weiter.  Außerdem  hat  die  Versc hwendung  von  Lebensmitteln  erhebliche  ökologische  Aus-

wirkungen.  Schließlich  werden  unnötig  Ressourcen  wie  Wasser  und  Energie  vergeudet  sowie  

Treibhausgas e ausgestoÇen.ñ 

 

Neben  einer  umfangreichen  Analyse  der  Lebensmittelversorgungskette  und  ihrer  effizient eren  

Gestaltung,  sieht  es das  Europäische  Parlament  als  notwendig  an,  das  Thema  verstärkt  ins  Be-

wusstsein  der  Öffentlichkeit  zu rücken.  ĂWir müssen  die  Verbraucherinnen  und  Verbraucher  für  

diese  Problematik  sensibilisieren  und  besser  aufklären,  was  etwa  die richti ge Lagerung  von  Le-

bensmitteln  und  die  Bedeutung  des  Mindesthaltbarkeits datums  angehtñ, so Rodust  abschlie-

ßend.  
Keine  Kommentare  
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SPD - Kreisvorstand  bestätigt  Röttgers  einstimmig  ï Kritik  an  

LINKE  

Zum  Ergebnis  der  gestrigen  SPD-Kreisvorstandssitzung  um  die  Bewe rbung  von  Wolfgang  Röt t-

gers  als  Kämmerer  und  zur  Positionierung  der  LINKEN -Ratsfraktion  für  Gert  Meyer:  

 

ĂDer Kieler  SPD-Kreisvorstand  hat  sich  in  seiner  letzten  Sitzung  ein-

stimmig  für  die  Wah l von  Wolfgang  Röttgers  zum  neuen  Kämmerer  

von  Kiel  ausgesproche n.  Er ist  der  richtige  Mann  an  der  richtigen  

Stelle.  

Wir  werben  ausdrücklich  für  Herrn  Röttgers,  der  seine  langjährigen  Er-

fahrungen  aus  der  Ministerialverwaltung  und  der  Kieler  Kulturszene  er-

folgreich  für  unsere  Stadt  einsetzen  wird.  Mit  ihm  hat  die  Kooper ation  

im  Rathaus  einen  guten  Partner  auf  der  Verwaltungsseite.  

 

Die  Ratsfraktion  Die  LINKE  macht  sich  hingege n mit  ihrer  Begründung  

für  die  Wiederwahl  des  amtierenden  Stadtrates  Gert  Meyer  lächerlich,  

indem  sie  sich  selbst  scheinbar  als  überparteilich  dars tellt  und  den  Par-

teika ndidaten  der  CDU unterstützt.  Die  Positionierung  der  LINKEN -

Ratsfraktion  lässt  vielmehr  den  Schluss  zu,  dass  sie sich  nicht  überwin-

den  kann,  einen  fähigen  Sozialdemokrate n zu wählen  und  deshalb  mit  

dem  Wort  ĂParteitaktikñ um  sich  wirf tñ, so der  SPD-Kreisvo rsitzende  Rolf  Fischer.  

 

Kommentar  von  Blücher  vom  19.01.2012,  19:38  Uhr:  

RE:  SPD - Kreisvorstand  bestätigt  Röttgers  einstimmig  ï Kritik  

Das der  Schuldenstand  von  Kiel  so hoch  ist,  ist  leider  so. Allerdings  frage  ich  mich,  wie  die  SPD 

gedenkt,  diesen  zu verringern.  Außer  das  man  "nur"  an  Stellenstreich ungen  denkt.  Z.B.  Ver-

größerung  von  Industriegebieten,  bessere  Auslastung  von  bestehe nden  Industriegebieten.  An-

https://www.spd-net-sh.de/kiel
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statt  gegen  den  Ostseepark  zu jammern,  wegen  seiner  Umbauplä ne,  sollte  man  mit  den  Um-

landgemeinden/  Städten  zusammenarbeiten.  Das sage  ich  als  Kie ler.  Und  jeder  Arbeitsplatz  im  

Umland  Kiels,  hilft  auch  dem  Stadtsäckl,  weil  1 Arbei tsloser  weniger  da  wäre.  Die  Stadtspitze  

muss  ja  nicht  nur  aus  SPD Leuten  bestehen.  Und ob  die  Volksparteien  ihre  Mehrheiten  behal-

ten  2013  ist  eh  fraglich.  Denn  viele  sind  enttäuscht  von  der  SPD. Leider  drängt  sich  die  CDU 

sich  nicht  auf  als  mögliche  Alter native.  
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Keine  Lösung  bei  Studienplatzvergabe  

 

Auf  Antrag  der  SPD-Landtagsfraktion  berichtete  das Wissenschaftsministerium  in  der  heutigen  

Sitzung  des  Bildungsa usschusses  über  die  wi ederholte  Verschiebung  des  Dialogorientierten  

Serviceverfahrens  zur  Vergabe  von  Studien plätzen.  Dazu  erklärt  der  hochschulpolitische  Spre-

cher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Haber saat:  

 

Doppelte  Abiturjahrgänge,  der  Wegfall  der  Wehrp flicht  und  nicht  zulet zt  eine  gestiegene  Abitu-

rientenquote  führen  zu einem  Ansturm  auf  die  Hoch-

schulen.  

 

Vor  diesem  Hintergrund  ist  es dramatisch,  dass  ein  

Staat  wie  Deutschland  kein  funktioni erendes  Studien-

zulassungssystem  hinbekommt.  Bundesweit  werden  

du rch  Mehrfacheinschreib ungen  jedes  Jahr  bis  zu 

20.000  Studienplätze  in  begehrten  Fächern  blockiert.  

 

Besonders  für  die  Mehrfachstudiengänge,  z.B.  Lehräm-

ter,  ist  keine  Lösung  absehbar.  Leider  haben  in  Schles-

wig -Holstein  nur  die  CAU und  die  FH Flensburg  eine  

kompatible  Software.  Dennoch  können  beide  Hoch-

schulen  nach  Auskunft  des  Ministeriums  leider  nicht  an  der  Pilot phase  teilnehmen.  

 

,,Wir  müssen  warten!"   ein  betrübliches  Fazit  des  Ministeriums . Wie  viele  Studienplätze  auf-

grund  dieses  Umstandes  in  Schleswig -Holstein  frei  geblieb en sind,  vermochte  das  Ministerium  

nicht  zu sagen.  

 

 
Keine  Kommentare  
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Demokratischen  Anstand  wa hren  

Zu  den  Ausschrei tungen  und  dem  Polizeieinsatz  in  der  gestrigen  Ratsversammlung  durch  die  

Initiative  ĂWir in  Kielñ: 

 

ĂSpontiaktionen, die  offenbar  bewusst  darauf  angelegt  sind  einen  Polizeieinsatz  zu provozieren,  

kritisieren  wir  energisch.  Da bleibt  der  Stadtpräsidentin  gar keine  andere  Möglichkeit,  als  einen  

Verweis  von  der  Tribüne  auszusprechen.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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ĂDa die  In itiative  vom  Geschäftsführer  der  Partei  Direkte  Demokratie  organi-

siert  wird,  bleib t  noch  ein  weiterer  schaler  Nachgeschmack.  Hier  organisiert  

offe nsichtlich  ein,  aus  Rathausmitteln  bezahlter  Geschäftsführer  solche  Pro-

teste.  Solche  Aktionen  sind  den  Interes sen  der  Kleingärtner  nicht  dienlich.  

Wir  setzen  weiterhin  auf  das  Gespräch  und  auf  das  anstehende  Beteiligungs-

verfahren.  Argumente  müssen  ausgetau scht  werden  und  nicht  kindische  Pro-

testgesänge.  Offenbar  wird  das  Protestniveau  immer  flacherñ, so SPD-Kreis-

vo rsitzende  Rolf  Fischer.  
Keine  Kommentare  
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Zwischen  Primat  der  Politik  und  der  Allmacht  der  Finanzwelt  

Etwas  mehr  als  30  Besucherinnen  und  Besucher  folgten  der  Einladung  der  SPD-Ostholstein  zu 

diesem  hochaktuellen  Thema.  Nach  der  krankheitsbedingten  Absage  von  Joachim  Poß (MdB)  

kon nte  ich  Gernot  Erler  (MdB),  stellvertretender  Bundestagsfraktionsvorsitzender , Staatsminis-

ter  a.D.  für  diesen  Vortrag  gewinnen.  

In  einem  rund  40 -minütigen  Vortrag  ließ  Gernot  Erler  die  Finanz -  und  Wirtschaftskrise  Revue  

passieren.  Zum  Schluss  zeigte  er  den  politischen  Ansatz  zur  Lösung  der  Finanzkrise  aus  der  

Sicht  der  SPD-  Bundest agsfraktion  au f.  So fordert  die  SPD:  

 

Einführung  der  Finanztransaktionssteuer  

Es ist  nicht  zu verstehen,  dass  jedes  Brötchen  mit  einer  Mehrwertsteuer  belegt  wird,  Finanzge-

schäfte  aber  steuerfrei  abgewickelt  werden.  Frankreich  ist  bereit  die  Finanztransakti onssteuer  

alle in  einzuführen.  Frau  Merkel  will  es nur  gemeinsam  mit  den  17  Euroländern  versuchen.  Die  

SPD fordert  eine  Steuer  in  Höhe  von  zunächst  0,01%.  Mit  diesem  geringen  Steue rsatz  und  mit  

der  Heimatregel  wird  verhindert,  dass  Finanzgeschäfte  ins  Ausla nd  verlegt  wer den.  Trotz  des  

geringen  Steuersatzes  ist  mit  Einnahmen  in  Höhe  von  rd.  57  Mrd.  Euro  zu rechnen.  

Gläubigerbeteiligung  

Die  Gläubigerbeteiligung  darf  nicht  nur  bei  den  Erträgen  greifen.  Auch  bei  einem  Schulden-

schnitt  sind  die  Gläubiger  mit  in  die Pflicht  zu nehmen.  Derzeit  sind  die  Gläubiger  in  der  Mehr-

zahl  die  Eurostaaten,  Privatbanken  sind  aber  auch  dabei.  

Eurobonds  

Die  Eurobonds  sind  sehr  umstrit ten.  Die  SPD steht  kla r zur  Einführung  der  Eurobonds.  Derzeit  

kauft  die  EZB unreglementiert  Staatss chuldverschrei bungen  auf , um  die  unter  Druck  stehen-

den  Länder  zu entlasten.  Für  die  daraus  resultierenden  Risiken  haften  die  EU-  Staaten,  somit  

auch  Deutschla nd.  Mit  der  Einführung  von  Eurobonds  können  Bedingungen  an  die  verschulde-

ten  Staaten  gestellt  werde n.  Die  Risike n werden  vermindert.  

u.a.  Leerverkäufe  verbieten  

Viele  Finanzgeschäfte  die  in  der  Börse  getätigt  werden  bergen  große  Risiken.  Im  Grunde  han-

delt  es sich  nicht  mehr  um  reine  Finanzgeschäfte,  es sind  mehr  Wetten , die  eingegangen  wer-

den.  Zum  Teil  wird  mit  eine r Ware  gewettet,  die  nicht  im  Eigentum  oder  Besitz  des  Wetters  lie-

gen.  Solche  unseriösen  Geschäfte  sind  zu unterbinden.  Damit  beruhigt  sich  die  Börse  und  die  

Gerüchtet reiberei  gegen  Eurostaaten  machen  keinen  Sinn  mehr.  

Einführung  eines  Trennban kensystems  

Die größten  Risiken  gehen  die  Investmentbanken  ein.  Da sie  aber  in  der  Regel  eng  mit  einer  

allgemeinen  Bank  verwoben  sind,  geht  das  Risiko  von  Inv estmentgeschäften  auf  die  allge-

meine  bank  über.  Werden  die  Banken  getrennt,  steht  ausschließlich  die Investment bank  für  

das  Risiko  ein.  

 

Es schloss  sich  eine  rege  Diskussion  an.  Das Publikum  zeigte  sich  dort  als  Kenner  der  Materie.  

 

Keine  Kommentare  
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Torsten  Albig:  Alte  Dame  SPD  bittet  zum  Tanz  

Selbstbewusst  und  siegessicher  gab  sich  der  SPD-Spitzenkandidat  zur  Landtags wahlam  6.  Mai  

Torsten  Albig  in  seiner  Neujahrsansprache  bei  den  Sozialdemokraten  des  Kreises  Sege berg.  

Zu  dem  Neuja hrsempfang  am  22.  Januar  konnte  der  Kreisvorsitzende  Andreas  Beran  am  

Sonntag  im  historischen  Saal  des  Gasthofes  Klint  in  Heidmühlen  etwa  150  Gäste  aus  Wirt-

schaft,  Ehrenamt  und  Politik  begrüßen.  

Albig  sprach  besonders  die  jungen  Sängerinn en  des  RockPopChor es der  Kreismusikschule  an,  

als  er  versprach,  dass  seine  Regierung  dafür  sorgen  werde,  dass  die  Chancen  junger  Menschen  

verbessert  werden  und  dass  durch  gute  Bildu ngspolitik  wieder  gute  Schule  gemacht  werden  

kann.  

Der  Chor  unter  der  Leitu ng  von  Miriam  Schüler  un-

terhielt  die  vielen  Gäste  mit  seinem  ausgezeichne-

ten  Gesang  und  animierte  den  einen  oder  anderen  

Gast  zum  Mitswingen.  

Albig  betonte  in  seiner  Ansprache  weite r,  dass  

man  kein  starkes  Land  bauen  könne,  wenn  man  

bei  den  Schwachen  kürze  und  sich  nur  um  die  

Städte  kümmere  und  den  ländlichen  Bereich  des  

Landes  vernachlässige.  Ausdrücklich  betonte  er  die  

zentrale  Lage  des  Landes  in  Europa  und  zum  

Thema  Energiewende:  ĂWir müssen  Europa  zeigen,  

wie  das  mit  der  Windenergie  geht.ñ 

Er sagte,  seine  Regierung  woll e mit  den  Menschen  

reden  und  über  Politik  nachdenken.  Und  dann  mit  

einem  Augenzwinkern:  ĂWir wollen  das  Interesse  

an  der  Politik  zurückbringen  und  dem  entgegen-

wirke n,  dass  Politikerinnen  und  Politiker  in  ihrem  

Ansehen  knapp  vor  den  Viehdie ben  rangieren.ñ 

Er schloss  seine  sachlich  klare  Rede mit  den  Wor-

ten:  ĂWir wollen  von  einem  sparsamen  Schleswig -Holstein  erzählen,  dass  mit  den  Menschen  

darüber  nachdenkt,  was  wir  anders  machen  können.  Wir  freuen  uns  auf  eine  gute  Zusammen-

arbeit  mit  jedem,  der  an  Schleswig -Holstein  interessiert  ist.ñ 

Landrätin  Jutta  Hartwieg  ging  in  ihren  Grußworten  auf  die  günstige  Lage  des  Kreises  Segeberg  

in  der  Metropolregion  ein  und  bat  um  mehr  Unterstützung  bei  der  Fertigstellung  der  A20  sowie  

die  Modernisierung  der  AKN-Strecke  auf  der  Achse  Norderstedt -Bad  Bramstedt.  

Erwin  Treinis  (78)  aus  dem  SPD-Ortsverein  Hartenholm  wurde  im  Rahmen  des  Neujahrsemp-

fanges  für  seine  50jähri ge Parteimitgliedschaf t  geehrt.  

 

Keine  Kommentare  
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SPD  Kreisverband  aktiv  im  Runden  Tisch  gegen  Nazis  in  Ka p-
peln  

Vor  einigen  Jahren  wurde  der  Runde  Tisch  geg en Nazis  in  Kappeln  eingerichtet,  nachdem  

der  braune  Sumpf  seit  2008  mehrfach  in  Kappeln  mit  sogenannten  ĂMahnwachenñ in  der  

Schleistadt  präsent  war.  Im  Runden  Tisch  arbeiten  die  in  der  Stadt  vertretenen  Parteien,  die  

Kirche,  der  SPD Kreisverband,  die  VVN-BdA und  die  Gewerkschaft  ver.di  mit.  

Der  Runde  Tisch  hat  einige  Aufklärungsveranstaltungen  angeboten  und  durchgeführt  und  die  

Ausstellung  ĂNeofaschismus in  Deutschlandñ im  Rathaus  ausgestellt.  

 

Am  2.  Febru ar  2012  ist  es gelunge n,  die  Autoren  und  Kenner  der  rechten  Szene  Andrea  Röpke  

und  Andreas  Speit  zu einer  Lesung  zu ihrem  Werk  ĂMªdelsacheñ zu gewinnen,  die  um  19.30  

https://www.spd-segeberg.de/
https://www.spd-net-sh.de/sl


Uhr  in  der  Stadtbücherei  in  Kappeln  stattfindet.  

 

Seit  einigen  Jahren  treten  Frauen  in  der  männerdominierten  Neonazi -Bewegung  zunehmend  

selbs tbewusster  auf.  Sie  kandidieren  für  die  NPD, organisieren  Demons trationen  und  kümmern  

sich  um  die  Erziehung  des  rechten  Nachwuchses.  Vor  allem  aber  sind  sie  bestrebt,  rechtsradi-

kale  Politik  unter  dem  Deckm antel  von  sozialen  Themen  wie  Naturheilkunde,  Ökolo gie,  Kinder-

geld  und  Hartz  IV  auf  kommunaler  Ebene  durchzusetzen.  

 

Akribisch  haben  Andrea  Röpke  und  Andreas  Speit  einen  tiefen  Einblick  in  eine  meist  wenig  be-

achtete  Wirklichkeit  recherchiert.  Gestützt  auf  Insiderinformationen,  angereichert  mit  profun-

dem  Hintergrundwissen,  haben  die  Autoren  in  mühevoller  Puzzlearbeit  eine zum  Teil  herme-

tisch  verschlossene  braune  Parallelwelt  aufgedeckt.  

 

Lassen  wir  es nicht  zu,  dass  die  Gegner  der  Demokratie  mit  ihrem  rassis tischen,  antisemiti-

schen und  menschenverachtendem  Hass weder  hier  in  der  Region  noch  anderswo  Fuß fassen!  

 

Hinweis:  

Mitglieder  und  Anhänger  rechtsextremer  Parteien  und  Organisationen  wie  NPD, DVU und  an-

dere  und  sogenannte  ĂFreie Kameradschaftenñ haben  kein en  Zutritt  zur  Lesung  und  sind  nach  

§ 6 des  VersG  von  der  Veranstaltung  ausgeschlossen.  

Keine  Kommentare  
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Bildungsfreistellun gsgesetz  

Arbeitnehmer  in  Schleswig -Holstein  brauchen  ein  besseres  Bildungsfreistellungsgesetz  

Arb eitnehmer  in  Schleswig -Holstein  brauchen  ein  besseres  Bildungsfreistellu ngsgesetz  und  

keine  Verschlechterung  

 

 

CDU und  FDP wollen  in  ihr er  ĂRestlaufzeit im  Parlamentñ auf  Verdeih  und  Verderb  noch  gegen  

den  Ratschlag  der  Bildungsträger,  Gewerkschaften  und  sogar  des  Unternehmensverbandes  das  

derzeitige  Bildungsurlaubsgesetz  in  der  morgigen  Landtagssitzung  verschlechtern.  

 

ĂDas einzig  positiv e ist  die  Namensänderu ng  zum  Weiterbildungsgesetzñ, so der  AfA-Landes-

vorsitzende  Wolfgang  Mädel,  Ăalles andere  ist  murks  und  wird  unter  einer  SPD geführten  Re-

gierung  sofort  wieder  geªndert.ñ 

 

Zentrale  Kritikpunkte  sind:  

 

· Die  Übertragung  des  Anerkennungsv erfahrens  auf  die  Inve stitionsbank  und  damit  die  Einfüh-

rung  einer  Gebührenregelung  für  die  Anerkennungsverfahren.  

· Die  Erschwerung  der  Verblockungsmöglichkeiten  

· Abschaffung  einer  Berichtspf licht  der  Landesregierung  über  die  Erwachsenenbildung  

· Keinerle i Regelungen  die  eine  Verbesserung  und  Weiterentwicklung  der  Weiterbildung  ermög-

licht.  

 

Trotz  der  Feiertage  über  die  Jahreswende  haben  mehrer  Hundert  Funktionsträger  seit  dem  Be-

ginn  der  Unters chriftenaktion  am  10.12.2011  aus  den  Betrieben  und  Verwaltungen  die  Unter-

schriftenakti on  der  AfA und  des  Deutschen  Gewerkschaftsbundes  zur  Forderung  eines  Stopp  

des  völlig  unzureichend en  Gesetzes  unterstützt.  

 

Mädel:  es ist  ein  Skandal  wie  die  CDU und  FDP, die  nach  aktuellen  Umfragen  gerade  mal  38  %  

der  Wählerschaft  repräsentieren,  solche  Entscheidungen  mit  ihrer  1-Stimmen  Mehrheit  im  

Landtag  noch  durchpauken  wollen.  

 

https://www.afa.spd-net-sh.de/


Sogar  der  Unterneh mensverband  Nord  kritisiert  in  seiner  Stellungnahme  die  Erhebung  von  Ge-

bühren  als  kontraproduktiv  und  äußert  seine  Sorge  das  damit  ein  Rückganges  von  Anbie ter n 

der  Weiterbildung  eintreten  könnte.  

 

Bildung  und  Weiterbildung  ist  die  zentrale  Schaltstelle  für  die  Zukunft  unserer  Industriegesell-

schaft  und  unserer  Standards.  Dieses  muss  sich  jedoch  auch  außerhalb  der  Sonntagsreden  in  

praktische r Politik  niederschlag en.  

 

ĂWir brauchen  ein  mehr  an  Bildung  und  Weiterbildung  und  nicht  neue  H¿rdenñ, so Mädel  

Keine  Ko mmentare  
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Internationale  Grüne  Woche  

 

Jedes  Jahr  im  Januar  ist  Berlin  das  Zentrum  der  Er-

nährungs - , Landwirtschafts -  und  Gartenbauszene.  

Auch  in  diesem  Jahr  fand  die  Internationale  Grüne  Wo-

che  (IGW)  wieder  auf  dem  Messegelände  stat t,  wie  

immer  unter  reg er  Beteiligung  Schleswig -Holsteins.  In  

der  Halle  22a  präsentierten  an  34  Ständen  Schleswig -

Holsteiner  Firmen  sich  und  ihre  Produkte.  ĂSchleswig-

Holstein  is(s)t  leckerñ -  davon  konnten  sich  alle  Besu-

cher  selbst  überzeugen.  

 

Käse  aus  der holsteinischen  Schwe iz war  ebenso  zu 

finden  wie  Bier  aus  Flensburg  und  Kaffee  (!)  aus  Wa-

cken.  

 

Zur  Delegation  des  schlesw ig-holsteinischen  Umwelt -  und  Agrarausschusses  gehörte  in  diesem  

Jahr  auch  Martin  Habersaat,  der  stellvertretendes  Ausschussmitglied  ist.  Er informierte  sich 

über  das  Siegel  ĂGepr¿fte Qualität  -  Schleswig -Holsteinñ, aber  auch  über  die  Themen  Landver-

brauch  und  nachwachsende  Rohstoffe.  Aus privatem  Interesse  kamen  auch  Recherchen  über  

belgische  Pralinen  hinzu,  wie  er  augenzwinkernd  zugab.  

 

Die  Internationale  Grüne  Woche  fand  2012  zum  77.  Mal  statt.  Sie  ist  eine  internationale  Aus-

stellung  der  Ernährungs -  und  Landwirtschaft,  sowie  des  Gartenbaus.  Nahrungs -  und  Genuss-

mittelprod uzenten  nutzen  die  IGW  in  Form  von  Ländergemeinschaftsschauen  und  Produkt-

märkten  als  Absatz -  und  Testmarkt,  sowie  zur  Imagefestigung.  Im  Rahmen  der  Präsentationen  

nehmen  Produkte  wie  Obst  und  Gemüse,  Fisch,  Fleisch  sowie  Molkereiprodukte  einen  bedeu-

tenden  Platz  ein  -  und  von  diesen  hat  Schleswig -Holstein  eine  Menge  zu  bieten.  

Keine  Kommenta re  
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Die  AG  60plus  Kreis  Schleswig - Flensburg  in  Gelting  

Die  AG 60plus  der  SPD tagte  am  Mittwoch,  den  18.01. 12,  im  ĂLandkrogñ in  Gelting.  Der  Vorsit-

zende  Uwe  Langholz  begrüßte  die  Landtagsabgeordnete  Birte  Pauls,  den  Kreisvorsitzenden  Ralf  

Wrobel  und  die  OV-Vorsitzende  Bent e Reimer  und  die  zahlreich  erschienenen  Mitglieder,  sowie  

Gäste.  

Aus den  verschiedenen  Punkten  der  Tagesordnung  möchten  wir  den  Punkt  Ă¥ffentlichkeitsar-

beitñ hervorheben.  

 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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Die  AG 60  plus  bringt  einen  Antrag  auf  den  Weg,  dass  die  Landesbauordnung  derart  geä ndert  

wird,  dass  Geschäfte  ab  einer  bestimmten  Größe  öffentliche  Toi letten  bereitstellen  sollen.  Es 

könnten  sich  auch  mehrere  Geschäfte  zusammenschließen  und  derartige  Räumlichkeiten  an-

bieten.  

Bezogen  auf  das  ĂNahversorgungszentrumñ in  Gelting  wäre  es eine  gute  Sache,  wenn  dort  

auch  WC`s  und  eine  Behindertentoilette  vorhan den  wären.  

 

Außerdem  setzt  sich  die  AG 60plus  für  die  Barrie-

refreiheit  im  öffentlichen  Nahverkehr  ein.  Dazu  

gehört  nicht  nur,  dass  die  Busse  abgesenkt  wer-

den  können,  was  ja  schon  in  vielen  Bereichen  

möglich  ist,  sondern  auch  die  Zuwege  zu den  Hal-

testellen  müssen  barrierefrei  gebaut  werden.  Ganz  

sicher  ist  dies  für  die  Kommunen  bei  der  augen-

blicklichen  Finanzlage  nicht  sofort  zu stemmen,  

aber  es sollte  keinesfalls  aus  den  Augen  verloren  

werd en.  

 

Der  Vorstand  der  AG 60  plus  bedankte  sich  für  die  

nette  Aufnahm e in  Gelting.  

 

Bente  Reimer  

 

Auf  dem  Foto:  

Ralf  Wrobel,  Uwe  Langholz,  Bente  Reimer,  Erika  Wolletz  und  Hermann  Jobben  

Keine  Ko mmentare  
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Ulrike  Rodust  als  Koordinatorin  im  Fischereiausschuss  be-
stätigt  

Brüssel:  Die  schleswig -holsteini sche  SPD-Europaabgeordnete  Ulrike  Rodust  wird  

auch  in  der  zweiten  Hälfte  der  Legislaturperiode  die  Arbeit  der  europäischen  Sozial-

demokraten  im  Fischere iausschuss  koordinieren.  

 

Die  Mitglieder  der  Fraktion  der  Progressiven  Allianz  der  Sozialisten  & Demokrat en  

(S&D)  bestätigten  sie am  Rande  der  Ausschuss -Sitzung  in  dieser  Funktion.  Als Koor-

dinatorin  vertritt  Rodust  seit  dem  September  2009  die  Interessen  der europäischen  

Sozialdemokraten  gegenüber  anderen  Fraktionen,  der  Kommission  und  dem  Rat.  Ihre  Funktion  

ist  vergleichbar  mit  der  einer  Sprecherin  im  Deutschen  Bunde stag.  

 

Rodust  freut  sich,  diese  verantwortungsvolle  Position  weiter  ausüben  zu  dürfen:  ĂAls Koordina-

torin  meiner  Fraktion  ï aber  auch  als  Berichterstatterin  zur  Reform  der  Gemeinsamen  Europäi-

schen  Fischereipolitik  ï möchte  ich  meinen  Beitrag  dazu  leisten,  diesen  Politikbereich  neu  aus-

zurichten.ñ 

 

In  den  kommenden  Monaten  müs se es gelingen,  die  Weichen  für  eine  nachhaltigere  Fischerei-

politik  in  Europa  zu stellen,  erklärte  Rodust:  ĂAngesichts des  schw ierigen  Zustandes  unserer  

Meere  und  der  angespannten  Situat ion  in  den  meisten  Küstenregionen  geht  es um  viel.  Wir  

müssen  dafür  sorgen,  dass  sich  nicht  die  Gegner  einer  nachhaltigen  Fischereipolitik  durchset-

zen,  uns  aber  ebenso  für  eine  soziale  Abfederung  bei der  Reduktion  der  vielerorts  noch  vor-

handenen  Flottenübe rkapazitäten  einsetzen.  Wir  brauchen  eine  intelligente  Ausgestaltung  ei-

nes  Rückwurfverbots,  eine  stärkere  Regionalisierung  und  Dezentralisierung  der  Entscheidungs-

wege,  das  eindeutige  Bekenntnis  zur  weltweiten  Verantwortung  für  den  Schutz  der  Fischbe-

stände  und  eine  deutliche  Stärkung  von  Wissenschaft  und  Forschung  im  Fischere isektor.ñ 

Keine  Kom mentare  
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Eigener  Wissenschaftstarif  könnte  Probleme  lösen  

 

Landtagsrede  vom  27.1.2012  zu Guter  Arbeit  in  der  Wis-

senschaft  

Kurz  vor  der  Wahl  ist  sie  da:  Die  Versuchung,  Wahl-

kampfflugblätter  zu Parla mentsanträg en umzulayouten.  

Schon  die  Überschrift  des  vorliegenden  Antrags  würde  

sich  auf  einem  Plakat  in  Hochschulvierteln  gut  machen . 

Nun  fordern  Sie  den  Landtag  auf,  die  Landesregierung  

aufzufordern,  die  schöne  neue  Welt  an  den  Hochschulen  

zu schaffen.  Da sind  wen ige  Gedanken  dabei,  die  andere  

nicht  schon  vor  Ihnen  gehabt  hätten.  

 

 

Und  ein  Bestandteil  Ihrer  Forderung  ist  die  Erhöhung  der  

Grundfinanzierung  der  Hochschulen.  Ich  verrate  Ihnen  ein  Geheimnis,  das  Ihnen  Ihre  parla-

mentarische  Tätigkeit  in  den  verbleibende n drei  Monaten  erleichtern  könnte:  Nach  Artikel  50  

unserer  Landesverfassung  (wie  auch  nach  jeder  anderen  Landesverfassung  und  dem  Grundge-

setz)  ist  nicht  die  Landesregierung,  sondern  der  Landtag  Haushaltsgeber.  Die  Landesregierung  

kann  nur  im  Rahmen  des  Ende 2010  verabschiedeten  Doppelhaushaltes  tätig  werden  ï auch  

wenn  wir  uns  alle  wünschen  würden,  dass  die  Finanzierung  der  Hochschulen  auskömmliche r 

wäre  als  sie  in  der  Vergangenheit  war,  derzeit  ist  und  wohl  auch  in  Zukunft  sein  wird.  

 

Wir  haben  über  die  Situation  des  wissenschaftlichen  Nachwuchses  im  Zusammenhang  mit  der  

Antwort  auf  unsere  Große  Anfrage  zu den  Promotionen  und  Habilitationen  erst  vo r wenigen  

Monaten  diskutiert.  Der  Kollege  Thoroe  hat  damals  in  seinem  Redebeitrag  auf  die  soziale  Lage 

von  Priv atdozenten  und  auf  prekäre  Beschäftigung  an  den  Hochschulen  hingewiesen.  Das ist  

ein  reales  Problem,  keine  Frage.  

 

Wissensc haftlerstellen  an  den  Hochschulen  dienen  in  erster  Linie  dazu,  wissenschaftlichen  

Nachwuchs  zu qualifizieren  und  sind  desh alb  nicht  auf  eine  Dauerbesetzung  angelegt.  Das  vom  

Bundestag  2007  beschlossene  Wissenschaftszeitvertragsgesetz  regelt  diese  Qualifizi erungs-

phase  mit  seiner  12 -Jahresregelung  und  der  Möglichkeit,  danach  noch  in  Drittmittelprojekten  

beschäftigt  zu werden,  erheblich  besser  als  z.  B.  die  frühere  Unsitte,  dass  Beschäftigte  auf  den  

Tag genau  fünf  Jahre  nach  Beginn  ihrer  Tätigkeit  entlassen  werden  mussten.  

 

Für  ein e funktionierende  Hochschule  gibt  es natürlich  auch  einen  Bedarf  an  dauerhaftem  wis-

senschaftlichem  Personal  unt erhalb  der  Professur.  Wir  dürfen  dabei  aber  nicht  vergessen,  dass  

jede  unbefristete  Besetzung  einer  Wissenschaftlerstelle  zu Lasten  der  Qualifika tionsmöglichkei-

ten  von  bis  zu 20  Nachwuchswissenschaftlern  geht.  

 

Befristungsketten  bei  Drittmittelv erträgen  können  nun  nichts  mit  der  Grundfinanzierung  der  

Hochschule  zu tun  haben,  sonst  wären  es ja  keine  Drittmittel.  Die  Ursachen  können  tatsächlich  

in  einem  besonders  trickreichen  Verhalten  des  Hochschullehrers  liegen,  häufig  ist  es aber  so,  

dass  verble ibende  Proj ektmittel  aus  diversen  Projekten  und  kleinere  Projekte  zusammengezo-

gen  werden,  um  einem  Mitarbeiter  eine  Perspektive  zu bie ten  ï also  genau  das  Gegenteil  von  

dem,  was  Sie vermuten.  Bei  den  Landesstellen  achten  normalerweise  die  Personalräte  sehr  da-

rauf,  dass bei  Promotionen  zunächst  2-Jahresverträge  gemacht  werden.  Ich  habe  mir  am  Mon-

tag  die  Stellenausschreibungen  der  CAU durc hgesehen,  alle  Promoti onsstellen  waren  auf  zwei  

Jahre  ausgeschrieben,  eine  DFG-Stelle  sogar  auf  drei  Jahre.  

 

Um  wirklich  an Problemlö sungen  zu arbeiten,  schlage  ich  vor,  dem  Gedanken  eines  eigenen  

Wissenschaftstarifes,  der  auch  HiWis  mit  und  ohne  Abschluss  einschließt,  näherzut reten.  Viele  

Verwerfungen,  so auch  die  wirklich  nicht  neue  Problematik  der  Ăhalben Stellen  mit  volle r Ar-

beitser wartungñ ließen  sich  damit  besser  lösen.  

 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Wir  haben  in  einer  Kleinen  Anfrage  vor  rund  zwei  Jahren  nach  der  Vereinbarkeit  von Studium  

und  Elternsc haft  gefragt  und  erfahren,  dass  nahezu  alle  Hochschulen  umfangreiche  Betreu-

ungsangebote  vorhalten;  dass aber  noch einiges  zu tun  bleibt.  Deshalb  bleibt  unseres  Erach-

tens  das  Thema  ĂVereinbarkeit von  Studium  und  Kindererziehungñ ein  wi chtiges  Element  bei  

den Zielvereinbarungen  zwischen  Hochschulen  und  Ministerium.  

 

Wir  haben  nichts  dagegen,  den  Antrag  der  LINKEN  im  Bildungsausschuss  weiter  zu diskutieren.  

Sollte  eine  Entscheidung  in  der  Sache  gewünscht  werden,  werden  wir  ihn  ablehnen.  

 

 

Keine  Kommentare  
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Gutes  Regieren  mit  Torsten  Albig  und  Olaf  Scholz  

 

Nord  Forum  für  Hamburg  und  Schleswig - Holstein  in  Ahrensburg  

 

Ein erfolgreicher  Erster  Bürgermeister  

und  ein  erfolgreicher  Oberbürgermeis-

ter,  der  ein erfolgreiche r Ministerpräsi-

dent  werden  will:  Zwei  Stunden  befass-

ten  Torsten  Albig  und  Olaf  Scholz  sich  

mit  dem  Thema  ĂGutes Regieren  in 

Hamburg  und  Schleswi g-Holsteinñ. Ein-

geladen  hatte  die  Friedrich -Ebert -Stif-

tung,  moderiert  wurde  der  Abend  von  

der  Deut schlandfunk -Journalistin  Ve-

rena  Herb.  

200  interessierte  Gäste  aus  beiden  Län-

dern  waren  im  Peter -Rantzau -Haus  da-

bei,  darunter  der  Stormar ner  Landtags-

abgeordnet e Martin  Habersaat,  der  

Wandsbeker  Bezirksamtsleiter  Thomas  

Ritzenhoff  und  die  Stormarner  Land-

tags kandidaten  Susanne  Danhier  und  

Tobias  von  Pein.  

 

In  aktuellen  Umfragen  liegt  die  SPD Hamburg  bei  51  Prozent.  Die  SPD in  Schleswig -Holste in  

hat  solche  Werte  lange  nicht  mehr  erreicht.  Olaf  Scholz,  nach  seinem  Erfolgsrezept  befragt,  

riet  Politikkollegen,  sich bei  Äußerung en auf  Dinge  zu konzentrieren,  die  man  wirklich  tun  will.  

Die  schwerste  Aufgabe  müsse  eine  Partei  vor  einer  Wahl  bewältige n:  Ein Landtagswahlpro-

gramm  aufstellen,  das  auch  umsetzbar  ist  und  sich  auf  Landesthemen  konzentriert.  Tenor:  

Weg  von  der großen  Rede,  hin  zur  guten  Arbeit  Stück  für  Stück.  ĂMan darf  schon  einen  ambiti-

onierten  Fahrplan  beschreiben,  aber  man  muss  die  Statio nen  dann  auch  nach  und  nach  anfah-

ren.ñ 

 

Mit  einem  solchen  Arbeitsethos  und  viel  Dialog  möchte  auch  Torsten  Albig  das  Ver trauen  in  die  

Gestaltungskompetenz  von  Politik  wieder  stärken.  Politik  müsse  sich  vor  Ort  stellen,  Debatten  

führen,  Diskurse  aushalten  und  dann  entscheiden.  Scholz  ergänzte:  ĂWer zum  Arzt  geht,  er-

wartet  auch  nicht,  dass  der  ihn  nur  befragt.  Irgendwann  will  man  auch  vom  Arzt  hören,  wie  es 

weitergeht.  Auch  Politik  muss  genug  Selbstbewusstsein  für  Entscheidungen  haben.ñ Mangelnde  

Information  der  Öffentlichkeit  wer de der  Politik  zwar  oft  vorgeworfen,  aber:  ĂManch einer,  der  

sich  beklagt,  er  würde  nicht  informie rt,  ist  nur  mi t  der  Information  unzufrieden.ñ 

 

Auch  die  Zuschauer  kamen  zu Wort,  fragten  zum  Schulfrieden  (Albig:  ĂWir brauchen  eine  Bil-

dungspolitik  mit  einer  Perspektive  für  die  nächsten  25  Jahre.ñ) oder  zur  Energiewende  (Albig:  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Hier  wird  die  Politik  sich  klar  position ieren  müssen.  Deutschland  soll  Industrieland  bleiben.ñ). 

Delara  Burkhard,  Juso-Kreisvorsitzende  und  im  letzten  Jahr  als  Praktikantin  beim  Landta gsab-

geordneten  Martin  Habersaat  mit  in  der  Enquete -Kommission  ĂNorddeutsche Zusammenarbeitñ 

unterw egs,  wollte  wi ssen,  wie  es zwischen  den  Ländern  weitergeht.  Olaf  Scholz  forderte  da-

raufhin,  Ländergrenzen  unwichtig  machen,  soweit  es ir gendwie  geht:  ĂWir bra uchen  bei  der  

Weiterentwicklung  der  Zusammenarbeit  einen  intellektuellen  Fortschritt.ñ 

 

Den  Dialog  wollen  Scholz  und  Albig  fortsetzen:  Mit  den  Bürgerinnen  und  Bürgern,  mit  dieser  

Veranstaltung,  die  es in  ähnlicher  Form  bis  Mai  noch  öf ter  geben  wird,  und  ab dem  7.  Mai  als  

Regierungsverantwortliche.  

Keine  Kommentare  
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Schlechtes  Schauspiel  ist  für  unser e Schulen  zu  wenig!  

Landtagsrede  vom  27.1.2012  

Wenn  der  Landta g einstimmig  einen  Minister  auffordert,  

einen  Berich t  abzugeben,  wenn  diese  Aufforderung  die  

Punkte  a,  b,  c und  d enthält,  und  wenn  schließlich  diese  

Punkte  a,  b,  c und  d mit  den  Worten  Ăwoñ, Ăwelcheñ, Ăobñ 

und  Ăwannñ beginnen,  dann  halte  ich  es für  ein  un würdi-

ges  Schauspiel,  wenn  wir  uns  nun  mit  dem  Minist er  und  

den  regierungstragenden  Fraktionen  streiten  müssen,  ob  

Fragen  vorliegen,  die  der  Minister  hätte  beantworten  müs-

sen.  

 

Heute  werden  in  Schleswig -Holstein  die  Zeug nisse  verge-

ben.  Teil  der  Notenfindung  ist  heute  im  Optimalfall  ein  

Gespräch  mit  den  Schül ern  über  ihre  Selbsteinschätzung.  

Insofern  hinken  wir  ein  wenig  hinterher,  wenn  wir  den  Bil-

dungsminis ter  erst  heute  fra gen,  wie  er  seine  eige ne Leis-

tungsbilanz  sieht.  Über  die  Einschätzung  müsste  dann  ein  

pädagogisches  Gespräch  folgen.  In  dieses  einsteigen d,  

würde  ich  den  Minister  fragen,  er  zu seiner  erstaunlichen  

Einschätzung  über  Maßnahmen  im  Bildungsbereich  

kommt.  

 

Unser  Bildungsminister  geht  offenbar  davon  aus,  das  bildungspolitische  Weichenstellungen  von  

jetzt  auf  gleich  Ergebnisse  hervorbringen.  Und  er  kann  messerscharf  trennen:  Alle  guten  Er-

gebnisse  in  Schleswig -Holstein  sein  ausschließlich  auf  Maßnahmen  nach  dem  September  2009  

zurückzuf ühren.  Und  alles  schlechte  liegt  in  der  Zeit  davor  begründet.  

Als bessere  Überschrift  über  die  Selbsteinschätzung  hätte  ich  mir  einen  Satz  gewünscht,  den  

ich  heute  von  ihm  im  Radio  gehört  habe:  ĂDas hätte  ich  auch  besser  machen  können .ñ 

 

Doch  die  Selbstein schätzung  kann  auch  immer  nur  ein  Teil  der  Notenfindung  sein,  anhand  

möglichst  objektiver  Bewertungskriterien  muss  ihr  auch  eine  Außensicht  gegenübergestellt  

werden.  Min  Urteil  wäre:  zu 90  Prozent  das  Thema  verfehlt.  

 

Wenn  Herr  Kubick i heute  zitiert  wird,  die  Schau  um  die  zusätzlichen  Lehrerstellen  sei  eine  

Ăst¿mperhafte  Inszenierungñ, müssen  wir  wohl  davon  ausgehen,  dass die  Noten  im  Darstellen-

den  Spiel  keinesfalls  ausreichend  sind.  Wenn  der  Ministerpräsident  und  sein  Kabinett  den  Bil-

dungsminister  aufforde rn,  zum  Ende  der  Legislaturperiode  einmal  herauszufinden,  wie  die Lage  

an  den  Schulen  ist,  der  Bildungsminister  dan n nachforscht  und  sieht,  er  hat  den  Schulen  zu 

viele  Lehrerstellen  gestrichen,  und  seinem  Kabinett  Verbesserungen  vorsc hlägt,  und  der  Minis-

te rpräsident  mitteilt,  wieder  shz -Zitat:  ĂIch werde  einen  Teufel  tun",  dann  sagt  uns  das  zweier-

lei:  

1.  Dieser  Bildung sminister  wird  nicht  versetzt.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


2.  Der  CDU ist  die  Lage  an  den  Schulen  völlig  egal.  Aber  über  das  christdemokratische  bi l-

dungspolitische  Fähnl ein  im  Wind  haben  wir  hier  verschiedentlich  schon  gesprochen.  

 

Wie  ist  denn  die  Lage  an  den  Schulen?  Die  Gymnasien  durften  sich  zwischen  Y, G8 und  G9 ent-

scheiden,  das  Ministerium  setzt  alle  Beteiligten  erst  unter  Zeit -  und  dann  genere ll  unter  Druck.  

Nun  laufen  Gerichtsverfahren  (Beispiel:  Wentorf),  es gibt  Zoff  vor  Ort  und  überwiegend  an  den  

Küste  G9-Gymnasien,  die  nic ht  mehr  mit  den  anderen  Gymnasien  im  Land  kompatibel  sind.  

 

Den  Gemeinschaftsschulen  wurde  die  Hälfte  ihrer  Differenzie rungsstunden  gestriche n.  Gleich-

zeitig  erhielten  sie das  Danaergeschenk,  ihre  bisherig en  pädagogischen  Konzepte  in  die  Tonne  

treten  zu dür fen.  Das Ergebnis  wieder:  Zoff  vor  Ort.  Natürlich  wünschen  sich  viele  ehemalige  

Realschullehrer  Realschulklassen  zurück , wenn  die  Differenzie rungsstunden  gekappt  werden.  

Aber  jedem  im  Saal  ist  hoffentlich  aufgefallen:  An den  ehemaligen  Gesamtschulen  gibt  es diese  

Diskussion  nicht.  

Interessant  an  den  heutigen  Ausführungen  des  Ministers:  Neue  Oberstufen  an  Gemeinschafts-

schul en  will  er  nicht.  

 

Ein weiterer  Blick  würde  sich  lohnen  auf  den  Bereich  des  Unterrich tsausfalls:  Eltern  empfinden  

eine  Stunde  als  ausgefa llen,  wenn  der  zuständige  Fachlehrer  sie  nicht  gibt.  Aus der  Sicht  des  

Klassenlehrers  war  ich  immer  dann  zufrieden,  wen n zumindest  ein  andere r Fachkollege  aus  der  

Klasse  die  Stunde  geben  konnte  oder  die  Klasse  mit  einem  ohnehin  laufenden  Projekt  oder  Wo-

chenplan  beschäftigt  war.  Tatsächlich  taucht  eine  Stunde  nicht  einmal  dann  als  ausgefallen  in  

der  Statistik  auf,  wenn  die  Schüler  mit  spontanen  Hausaufgaben  heimgeschickt  werden.  Diese  

Statistik  werfe  ich  ni cht  der  amtierenden  Landesregierung  vor.  Mein  Vorsch lag  ist  aber:  Wenn  

wir  über  Lehrerstellenbedarf  reden,  sollten  wir  uns  diesen  Beriech  des  Unterrichtsausfalls  Be-

reich  ebenso  ansehen  wie  die  100% -Versorgung  der  Schulen,  bevor  wir  uns  neue  Aufgaben  

ausden ken.  

 

Und  dann  sollten  wir  einmal  wirklich  über  päda gogische  Konzepte  sprechen:  Wie  verbessern  

wir  die  individuelle  Förderung  von  Schülerinnen  und  Schülern?  Wie  führen  wir  jede  und  jeden  

zum  bestmöglichen  Abschluss?  Und  wie  schaffen  wir  es,  dass  junge  Mens chen  unsere  Schulen  

verlassen,  die  zuversichtlich  Verantwortung  für  sich  und  andere  übernehmen  können?  Nicht  

jede  Maßnahme  der  Landesregierung  war  diesen  Zielen  dienlich.  

 

Zur  schwarz -gelben  Bilanz  gehören  auch:  

-  der  Bruch  des  Schulfriedens  durch  die  Ände rung  des  Schulgesetzes  von  2007  

-  die  Wiedereinführu ng  der  obligatorischen  Elternbeteiligung  an  den  Schülerbeförderungskos-

ten  

-  die  ausgebliebene  Reform  der  Lehrerbildung  

-  die  Kürzung  der  Zusc hüsse  für  die  dänischen  Schulen  

-  der  vorübergehende  Stopp  beim  Umbau  der  Realschulen  

-  der  Abbau  der  Weiterbildung  

-  der  glücklicherweise  zurückgezogene  ,,Psycho -Erlass"  

-  der  Arbeitszeiterlass,  der  nur  am  1.  April  2010  gültig  war  

-  die  monatelange  Hängep artie  beim  Gastschulabkommen  mit  Hamburg  

 

Ich  könnte  diese  Aufz ählung  fortsetzené 

 

Manch  einer  erinnert  sich  vielle icht  noch  an  Zeiten,  als  Wolfgang  Kubicki  dem  damaligen  Ham-

burger  Bildungssenator  Lange  (FDP)  in  einem  Brief  unter  ande rem  die  folgenden  freu ndlichen  

Zeilen  zudachte:  ĂDie öffentliche  Meinung  darüber,  das s Sie  als  verantwortlicher  Senator  für  

Bildung  und  Sport  einer  faktischen  Verringerung  der  Stellen  für  Lehrerinnen  und  Lehrer  in  

Hamburg  zugestimmt  haben,  hat  in  der  Landt agsfraktion  und  im  Landesverband  der  FDP 

Schleswig -Holstein  nicht  nur  Verwunderung,  sondern  Verärgerung  ausgelöst."  Herr  Kubicki  

fürchtet e damals,  die  FDP könne  auf  ihrem  ĂKompetenzfeld Bildung"  Schaden  nehmen  und  

warf  Lange  vor,  der  FDP die  Früchte  ihrer  Arbeit  zu zerstören.  Herr  Klug,  Herr  Kubicki:  Haben  

Sie in  den  letzten  Wochen  eigentl ich  Post  von  Frau  Suding  bekommen?  

 



Was Herr  Kubicki  damals  von  Herrn  Lange  auch  forderte,  war  ein  ĂZeichen von  Durchsetzungs-

fähigkeit  und  Kraft."  Mit  dem  Männermut  hat  Herr  Dr.  Klug  am  letzten  Wochenende  ja  schon  

angefangen.  Wenn  nun  klar  ist,  dass  die  Schulen  so dringend  mehr  Lehrer  brauchen,  dass  die  

Ver öffentlichung  dieser  Erkenntnis  nicht  einmal  bis  zur  nächsten  Sitzung  des  Koalitionsaus-

schusses  warten  kann,  dann  ist  tatsächlich  Männermut  gefragt.  Und  ein  Minister,  der  das  für  

richtig  Erkannte  durchset zt.  Ich  sage  es auch  mit  Schiller:  ĂWenn der  Leib  in  Staub  zerfallen,  

lebt  der  große  Name  noch."  Aber  Vorsicht!  Schiller  wusste  auch:  ĂDem Mimen  flicht  die  Nach-

welt  keine  Kränze."  Meine  Damen  und  Herren  von  CDU und  FDP:  Schlechtes  Schauspiel  ist  für  

unsere  Schulen  zu wenig!  

Keine  Kommentare  
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Fehlschuss  v on  CDU  und  FDP  

Sandra  Redmann:  

 

Die  infolge  der  Föderalismus reform  geltende  neue  Verfassungslage  macht  Änderun-

gen  des Landesjagdgesetzes  von  1999  auch  aus  unserer  Sicht  notwendig.  Dass  das  

Landesjagdgesetz  auch  an  veränderte  Gesetze  auf  EU-  und  Landeseben e angepasst  

werden  muss,  ist  auch  noch  verständlich.  Was CDU und  FDP in  ihrem  Gesetzentwurf  

aber  noch  darüber  hinaus  vorgelegt  haben,  ist  weitgehend  kontraproduktiv  oder  sogar  schäd-

lich  für  Natur  und  Umwelt.  

Zum  vollständigen  Beitrag  

Keine  Kommentare  
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AG  60plus  besucht  Max  Liebermann - Ausstellung  

ĂVater der  Moderneñ am  17.  Februar  in  der  Kunsthalle  zu  sehen  

 

Als eine  Ăeinmalige Chance,  das  Werk  Max  Liebermanns  im  Überblick  zu sehenñ, bezeichnet  

Jürgen  Schneider,  der  Vorsitzende  der  AG 60plus  der  

SPD Sto rmarn,  die  aktuelle  Ausstellung  in  der  Hamburger  

Kunsthalle.  Schneider  hat  für  den  17.  Februar  ein  Muse-

umsgespräch  gebucht,  in  dessen  Rahmen  ausgewählte  

Werke  erläutert,  Hintergründe  erklärt  und  Verbindungen  

aufgedeckt  werden.  Auch  für  Fragen  aus der  Grupp e wird  

Zei t  sein.  

 

 

 

Die  umfassende  Retrospektive  vereint  über  hundert  zent-

rale  Gemälde  aller  Schaffensphasen  von  Max  Lieber-

mann . Der  Bogen  spannt  sich  vom  bäuerlich  ländlichen  

Sujet,  über  die  Darstellung  bürgerlichen  Freizeitlebens  

bis  hin  zu seinen  treff sicheren  Porträts  und  den  späten  

farbintensiven  Gartenbildern.  Neben  dem  großen  Bestand  

der  Hamburger  Kunsthalle  werden  zahlreic he Hauptwerke  

aus  nationalen  und  internationalen  Museen  gezeigt,  die  

durch  wichtige  Leihgaben  aus  Privatbesitz  ergän zt  wer-

den.  Exemplarisc he Werke  von  Mihaly  Munkácsy,  Adolph  

Menzel,  Paul  Cézanne,  Edgar  Degas  und  Auguste  Renoir  

https://www.spd-net-sh.de/ufo
http://www.spd-net-sh.de/ufo/index.php?mod=content&page_id=7743
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/60plus


waren  Inspiration  für  Lieber mann  und  runden  die  Schau  ab.  

 

Start  ist  am  Freitag,  dem  17.  Februar  im  Bahnhof  Oldesloe  um  9:15  Uhr.  Dann  geht  es m it  der  

Regio nalbahn  nach Hamburg.  Unterwegs  können  weitere  Teilnehmer  zusteigen.  Um  14:30  Uhr  

sind  alle  wieder  in  Bad  Oldesloe.  Der  Kostenbe itrag  beträgt  20  Euro  pro  Teilnehmer  (Fahrt,  

Eintritt,  90 -Min -Führung,  ohne  Verzehr!).  Außerdem  profitieren  alle  Tei lnehmer  über  65  vom  

ĂGoldenen  Freitag  der  Kunsthalleñ (Kaffee  und  1 Stück  Kuchen  gratis).  

 

Eine  Anmeldung  ist  erforderlich  04531/84603  oder  juergen.schneider@spdbadoldesloe.de.  We-

gen  der  begrenzten  Teilnehmerzahl  wird  um  baldige  Anmeldung  gebeten.  

Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  2012  

Neujahrsempfang  der  Kreis  SPD:  

Vom  Klimawandel  im  Kreis  Plön,  Ich  muss  nur  

noch  kurz  die  Welt  retten  und  

Gesprächen  mit  Torsten  Albig!  

 

Der  Neujahrsempfang  der  SPD im  Kreis  Plön  war  

Anlass  für  über  200  Bürgerinnen  und  Bürge r aus  

Politik,  Wirtschaft,  Vereinen  und  Verbänden,  Kunst  

und  Kultur  nach  Plön  in  die  alte  Schwimmhalle  zu 

kommen . Kreisvor sitzende  Ane tte  Langner  und  

der  Fraktionsvorsitzender  Lutz  Schlünsen  begrüss-

ten  u.a.  die  Landrätin  Stephanie  Ladwig  und  den  

Oberbürger meister  von  Kiel,  Torsten  Albig,  

 

Anette  Langner  deutete  die  Zukunft  so,  dass  im  Energiejahr  des  Drachen  die  SPD zeigen  wi rd,  

wie  star k sie  in  100  Tagen  bei  der  Landtagswahl  sein  wird.  

Der  Klimawandel  im  Kreis  Plön  ist  im  positiven  Sinne  angekommen,  begann  Lutz  Schlünsen  

seine  Begrüssung.  Mit  dem  langen  ĂWetter-Hoch  Stephanie"  ist  im  Frühjahr  ein  neuer  Stil,  ein  

neu es Miteina nder  in  der  Kreisverwaltung  eingezogen  Landrätin  Stephanie  Ladwig  hat  den  

Wandel  mitgebracht,  denn  die  Zusammenarbeit  zwischen  der  Landrätin  und  der  Verwaltung  

und  den  Mitgliedern  des  Kreistages  ist  sehr  konstruktiv  und  vertrauensvoll.  Ein Mitein ander,  

dass weiterhin  eine  gute  Politik  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  verspricht.  Sein  Resümee  für  

den  Kreis  Plön  des  letzten  Jahres:  

ĂIn der  Vorbereitung  zum  heutigen  Tage  habe  ich  mir  noch  einmal  die  Jahresrückblicke  und  

den  Veranstaltungskalender  2011  im  Kreis  angesehen.  Ic h bin  erstaunt,  was  die  Menschen  in  

unserem  Kreis  innerhalb  des  letzten  Jahres  bewegt  haben.  Daran  haben  die  vielen  ehrena mt-

lich  Tätigen  einen  großen  Anteil,  sei  es in  den  Sport - , Gesang - , Musik - , und  Museumsvereinen,  

in  den  Wohlfahrt sverbänden , Feuerwehre n und  Rettungsdiensten,  in  der  Jugend -  und  Senio-

renarbeit.  Überall  stellen  sich  Menschen  ehrenamtlich  in  den  Dienst  der  gu ten  Sache.  Sie  sind  

der  Kitt  unserer  Gesellschaft  und  halten  alles  zusammen.  Vorort  wird  die  wertvollste  Arbeit  ge-

leistet,  sie ist  mac hbar  und  messbar  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  erlebbar.  Deshalb  ist  es 

gut,  dass  es eine  gute  Chance  gibt,  dass  ein  Poli tiker  aus  der  Kommunalpolitik  einmal  die  Ge-

schicke  des  Landes  Schleswig -Holstein  lenkt.  Und  ein  Ministerpräsiden t  Torsten  Albig  die  kom-

munale  Ebene  dann  auch  nicht  vergisst.  Gestalten,  formen,  beeinflussen,  mit  sozialdemokrati-

schen  Werten  und  Ideen  die  Politik  im  Kreis  Plön  mit  dem  Land  weiterentwickeln,  das  ist  unser  

Wunsch.ñ 

 

Mit  der  Idee,  Persönlichkeiten  aus  dem  Kreis  Plön in  einer  Gesprächsrunde  mit  Torsten  Albig  zu 

Wort  kommen  zu lassen,  hatten  drei  Bürger  aus  dem  Kreis  Plön  die  Möglichkeit,  direkt  mi t  

Torsten  Albig  in  einen  Dialog  zu treten.  So eröffnete  Barbara  Gollermann  den  Talk  und  berich-

tete  über  die  Arbe it  des  SOS-Kinderdorfe s in  Lütjenburg.  In  11  Familien  leben  etwa  60  Kinder.  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Seit  40  Jahres  bietet  das  Kinderdorf  ein  breites  Angebot,  mit  Ki-Ta,  Schulsozialarbeit,  ambu-

lanter  Familienhilfe  oder  einem  interessanten  Hauswirtschaftsbereich.  Deutlich  wurde,  dass die  

Gesellschaft  Hilfestellung  geben  muss.  Dabei  ist  es wichtig,  das  Verantwortungsbewusstsein  

der  Kommunalpolitiker  zu stärken,  damit  die  fi nanzielle  Ausstattung  angemessen  bleibt.  

So will  man  sich  um  sichere  Rahmenbedingungen  bemühen  und  mit  einem  frü hen  Einsti eg die  

Stärk en  der  Kinder  suchen.  

In  einem  weiteren  Interview  mit  der  Raisdorfer  Unternehmerin  Franziska  Crone  wurde  deutlich  

gemacht,  dass  der  Weg  in  die  Selbständigkeit  oft  sehr  schwierig  ist  und  es hier  der  unbürokra-

tischer  Hilfe  bedarf  und  dass Kommuni kation  zwisc hen  den  verschiedenen  Institutionen  von  

großer  Wichtigkeit  sind.  Netzwerke  knüpfen,  darum  bat  die  junge  Unternehmerin.  

Mit  dem  Probst  Matthias  Petersen  sprach  Torsten  Albig  über  den  Bundeswehr  Standort  Lütjen-

burg,  der  durch  den  Abzug  der  Bundes wehr  eine  schwierige  wirtschaftliche  Situation  bewälti-

gen  muss.  Auf  die  Lütjenburger  wartet  da ein  schwieriger  Prozess,  für  den  Torste n Albig  insbe-

sondere  die  Bundesregierung  aufforderte,  Konversionmaßnahmen  zu ergreifen.  Propst  Peter-

sen  zeigte  auf,  dass  die Schuldner beratungsstellen  längst  an  die  Grenzen  ihrer  Kapazitäten  ge-

stoßen  sind.  Hier  wird  mehr  Präventionsarbeit  eingefordert.  

Tor sten  Albig  abschließend:  Ich  bin  davon  überzeugt,  dass  Schleswig -Holstein  sozial  gerechter,  

wirtschaftlich  stärk er  und  fin anziell  soli de gestaltet  werden  kann.  Unser  Ziel  muss  sein,  unse-

rem  Land  den  Glauben  an  seine  Kraft  zurückgeben.  Als Ministerpräsident  will  ich  gemeinsam  

mit  den  Menschen  neue  Perspektiven  für  unser  Land  erarbeiten.  Gemeinsinn  schaffen.  Gemein-

sam  mit  viele n anderen  wi ll  ich  für  eine  bessere  Politik  werben.  

Max  Berghaus  von  der  Regionalschule  Lütjenburg  begleitete  am  Flügel  die  Schülerinn en Kar-

lotta  Braun,  Carolin  Hartmann  und  Yasmin  Kaltwasser.  Sie  setzten  besondere  musikalische  Ak-

zente.  Songs  wie  ĂViva la Vidañ oder  ĂIch  muss  nur  noch  kurz  die  Welt  rettenñ fanden  ganz  be-

sonderen  Beifall.  

Keine  Kommentare  
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Ralf  Wro bel  beim  50.  Jubiläum  OV  Sterup - Esgrus  

ĂDas Jahr  1962  war  ein  starker  Jahrgangñ stellte  Ralf  Wrobel,  SPD-Kreisvorsitzender  

Schleswig -Flensburg,  in  seinem  Rückblick  auf  das  Jahr  1962  in  seiner  Jubiläums -Festrede  

fest,  nicht  nur  weil  es sein  Geburtsjahr  war . ĂDie Mitglieder  des  Ortsvereins  Sterup -Esgrus  sind  

aktiv  und  auf  sie kann  man  sich  immer  verlassenñ, so Wrobel  weiter.  

 

Die  Schriftführ erin  des  Ortsvereins  hatte  sich  etwas  ganz  besonderes  ausgedacht:  Nachdem  

Ralf  Wrobel  mit  einem  Gastgesc henk  den  Ortsv erein  beglückwünschte,  überreichte  sie ihm  aus  

ihrem  Fundus  Badelatschen  ĂDiese Schlappen  sollen  dir  helfen,  lieber  Ralf,  der  CDU eine  

Sch lappe  bei  den  Landtagswahlen  am  6.  Mai  zu  verpassenñ. Mit  diesen  Worten  wünschte  Bri-

gitte  Wenzek  dem  Dir ektkandidaten  für  den  Wahlkreis  Schleswig -Nord  Ralf  Wrobel  viel  Erfolg  

im  Wahlkampf.  

 

Am  13.  Januar  1962  gründeten  Otto  Möller  (Birristoft),  Karl -Heinz  Holm  (Sterup),  Carsten  Pe-

tersen  (Sterup),  Willi  Joosten  (Sterup -Dingholz)  und  Johannes  Holm(Ster up)  den  SPD Ortsver-

ein  Sterup.  Bei  der  Landtagswahl  nach  der  Barschel  Affäre  im  Jahr  1988  wurde  die  SPD in  

Sterup  erstmals  stärkste  Kraft.  Seit  1994  stellt  die  Gemeinde  einen  SPD-Bürgermeister,  zuerst  

mit  Heidrun  Falck  und  dann  Wolfgang  Rupp,  der  noch  heut e Bürger meister  ist.  

 

Glückwünsche  richteten  auch  die  Vertreter  aus  den  umliegenden  Ortsvereinen  Gerd -Ludwig  

Kraack,  Vorsitzender  des  SPD-Ortsvereins  Hasselberg , Rolf  Vilaumi  Vorsitzender  Steinbergkir-

che,  der  auch  jahrelang  im  Ortsverein  Sterup  aktiv  war,  Bente  Reimer,  Vorsitze nde  Gelting  und  

Gert  Nagel  vom  Ortsverein  Pommerby -Nieby.  

 

Auf  dem  Foto:  Ralf  Wrobel,  Dieter  Kascheike,  Brigitte  Wenzek  

 

Keine  Kommentare  
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SPD  und  DGB  trauern  um  Hans  Schwalbach  

Vor  wenigen  Tagen  ist  Hans  Schwalbach  gestorben.  Geboren  1919  in  Leipzig  wechselte  er  bald  

nach  Norddeutschland.  Er trat  wenige  Jahre  nach  Kriegsende  in  die  Kieler  SPD ein  und  wurde  

dort  bald  eine  " feste  politische  Größe".  Von  1945  bis  1948  war  er  ehrenamtlicher  Vorsitzender  

des  DGB-Kreises  Lüneburg.  1948  übernahm  er  hauptberuflich  die  Geschäftsführung  der  ÖTV 

Lüneburg.  1954  wurde  er  stellvertretender  ÖTV-Bezirksvorsitzender  für  Schle swig -Holstein  un d 

Nordost -Niedersachsen.  

In  der  Kieler  SPD engagierte  er  sich  insbesondere  in  Fragen  der  Energiepolitik.  Für  die  SPD zog  

er  1971  über  die  Landesliste  in  den  Landtag  ein.  1975  erhielt  er  erneut  das  Mandat  und  ge-

hörte  dem  Landesparlament  bis  zum  Ende  der  Wahlperiode  1979  an:  Dort  war  Schwalbach  Mit-

glied  des  Innenausschusses  und  Vorsitzender  des Wir tschaftsausschus ses.  

 

Hans  Schwalbach  war  sowohl  ein  theoretischer  Kopf,  der  sich  sehr  für  historische  politische  Zu-

sammenhänge  interessierte,  als  auch  ein  streitbarer  Demokrat.  Insbesondere  sein  Einsatz  für  

die  Atomkraft  brachte  ihn  in  den  70er  Jahr en  in  den  Gegensatz  zur Landes -SPD, die  den  Aus-

stieg  aus  dem  Atomkraftwerk  Brokdorf  forderte.  Er sah  sich  immer  an  der  Seite  der  Arbeitneh-

mer  und  kritisierte  1977  offen  den  Landesvorstand.  

 

Gern  erinnere  ich  mich  an  Gespräche  mit  ihm  über  Fragen  der  Solida rität  und  der  gesellsc haft-

lichen  Gerechtigkeit,  so SPD Kreisvorsitzender  Rolf  Fischer.  Auch  im  hohen  Alter  engagierte  er  

sich  z.B.  im  Seniorenbeirat  der  Stadt  Kiel  und  setzte  sich  konsequent  für  Verbesserungen  ein.  

Er nahm  aktiv  an  Veranstaltungen  teil,  wa r in  der  Arbeitsgemein schaft  der  SPD "60plus"  aktiv,  

sprach  auf  Kreisparteitagen  und  brachte  sich  auch  mit  Abhandlungen  in  die  jeweilige  Debatte  

der  Partei  ein.  Hans Schwalbach  wurde  mit  dem  Verdienstkreuz  am  Bande,  dem  Bundesver-

dienstkreuz  1.  Klasse  und  2010  mi t  dem  Mitbestimm ungspreis  des  DGB gewürdigt.  

 

Wir  verlieren  einen  überzeugten  und  überzeugenden  Demokraten,  einen  Streiter  für  Gerechtig-

keit  und  einen  sehr  guten  Freund,  der  unserer  Partei  und  Gewerkschaftsbewegung  fehlen  wird.  

 

Mehr  Infos:  http://de.wikipedia.org/wiki/Hans_Schwalbach  
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Mitten drin  statt  außen  vor!  

Gleichberechtigte  Teilhabe  für  Menschen  mit  Behinderung:  Unter  dem  Titel  

"Mitten drin  statt  außen  vor"  lädt  Bettina  Hag edorn  (MdB)  zur  Diskussions-

veranstaltung  am  Dienstag,  21.02.2012,  19  Uhr,  in  die  Alte  Schule  in  Rein-

feld  ein.  

Als Gastrednerinnen  und  Diskussionspartnerinnen  sind  Silvia  Schmidt  

(MdB),  Behindertenbeauftragte  der  SPD-Bundestagsfraktion  und  die  stell-

vertrete nde  SPD-Kreisvorsitzende,  Susanne  Danhie r,  dabei.  

"Rund  10  Prozent  der  Bevölkerung  hierzulan de sind  direkt  von  Beh inderung  

betroffen",  sagt  Bettina  Hagedorn.  "Dabei  wird  viel  zu oft  vergessen,  dass  

eine  Behinderung  kein  ŹDefektŹ eines  Menschen  ist,  sondern  durch  einstel-

lungs -  und  umweltbedingte  Barrieren  entsteht.  Daher  verabschiedeten  die  

Vereinten  Nationen  im  Dezember  2006  die  UN-Behindertenrechtskonvention;  2009  hat  sich  

Deutschland  als  eines  der  ersten  Länder  zur  Umse tzung  verpflichtet.  Doch  der  von  

Schwarz/Gelb  nun  vorgelegte  Nationale  Aktio nsplan  ist  völlig  unzureichend,  Betroffenenver-

bände  kritisieren  zu Recht  die  mangelnde  Beteiligung."  

https://www.spd-net-sh.de/kiel
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Daher  hat  die  SPD-Bundestagsfraktion  gemeinsam  mit  Experten  und  Verbänden  ein  umfassen-

des  Positionspapier  erarbeite t.  Gemäß  dem  Motto  ĂNichts über  uns  ohne  uns!ñ werden  die  Be-

troffenen  in  den  Mittelpunkt  gerückt,  weg  vom  alten  Fürsorgesystem  hin  zu sozialer  Teilhabe  

und  Inklusion.  "Menschen  mit  Behinderung  müssen  nicht  in  die  Gesells chaft  integriert  werden,  

wenn  man  sie nicht  vorher  ausgrenzt!",  so die  Behin dertenbeauftragte  Sivia  Schmidt.  "Wenn  

Kinder  mit  und  ohne  Behinderung  in  Ganztagsschulen  gemeinsam  lernen,  ist  Integration  im  Er-

wachsenenalter  selbstverständlich.  Wir  fordern  desh alb  gleiche  Beschäftigungschancen  un d ei-

nen  lebensunterhaltssichernden  Lohn,  um  die  Betroffenen  aus  der  Abhängigkeit  der  Sozialhilfe  

herauszuholen.  Wir  brauchen  umfassende  Barrierefreiheit,  damit  Wohnen  mitten  in  der  Ge-

meinde  statt  in  Heimen  möglich  wird,  und  wir  fordern  grundsätzlich  diskri minierungsfreie  Be-

förderung  in  allen  Ver kehrsbereichen  und  auf  allen  Bahnhöfen.  Auch  ein  barrierefreier  Touris-

mus  ï gerade  bei  uns  im  Norden  ï steht  auf  unserer  Agenda.  Die  Umsetzung  dieser  Forderun-

gen  braucht  einen  lang en  Atem,  aber  darf  nicht  an  knappen  Mitteln  scheitern,  wenn  wir  unse-

rem  Ansp ruch  auf  Teilhabe  und  Unabhängigkeit  gerecht  werden  wollen."  

Noch  immer  sind  heutzutage  viele  Wege  unüberwindbar,  Chancen  auf  ein  Ănormalesñ Leben  

sind  oft  begrenzt.  Aus diesem  Gru nde  soll  gemeinsamen  mit  Betroffenen , ihren  gewählten  Ver-

tretern  und  Verbänd en sowie  den  vielen  ehrenamtlich  Tätigen  und  Angehörigen  über  beste-

hende  Probleme,  Zielsetzungen  und  Maßnahmen  zur  Umsetzung  diskutiert  werden.  Hierzu  sind  

alle  Interessierten  herz lich  eingeladen.  
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Berlin  ist  eine  Kunst -  und  Kulturreise  wert!  

Berlin  ist  eine  Reise  wert,  das steht  außer  Zweifel  fest.  Dazu  pass t  hervorragend  die  Reise  des  

SPD-Ortsvereins  Ahrensburg,  der  Berlin - Interessierte  und  Kunstfreunde  zu einer  ganz  beson-

deren  Fahrt  vom  26.  bis  29.  April  in  die  Kunst -  und  Kultur -Metropole  unter  dem  Motto  "  Berlin,  

deine  Künstler  -  Zeitgenössische  Bildende  Kunst"  einlädt.  

 

Jochen  Proske,  Ortsvereinsvorsitzender  in  Ahrensburg:  "Im  politischen  Berlin  ist  zur  Zeit  eini-

ges  in  Bewegung.  Im  künstlerischen  Bereich  ist  gerade  das  in  Berlin  tagtäglich  angesagt!  Der  

Einfluss  Berline r Künstler  seit  Anfang  des  20.  Jahrhu nderts  auf  die  moderne  Kunst  in  Deutsch-

land  und  das  Wirken  heutiger  Künstler  ist  Gegenstand  unserer  Reise,  die  auch  an  bislang  nur  

selten  zugängliche  Orte  führt."  

So kann  im  Deutschen  Bundestag  neben  rund  30  Installatio nen,  Gemälden  und  Skulpturen  im  

SPD-Sitzungsaal  auch  der  berühmte  Fries  der  Malerin  Hella  De Santarossa  besichtigt  werden.  

Kunstausstellungen  im  Martin -Gropius -Bau  und  Willy -Brandt -Haus  sowie  Besuche  bei  der  Male-

rin  und  Bildhauerin  Mechthild  Korn  und  im  Kulturwerk  der  Berliner  Bildenden  Künst ler  mit  dem  

Lithographen  Klaus -Peter  Vellguth  sind  Teil  des  umfangreichen  Programms.  "Der  geplante  Be-

such  im  Atelier  von  Jonathan  Meese  wird  sicher  ein  besonderer  Höhepunkt  sein!",  so Proske.  

Der  renommierte  Historiker  Dr.  Volker  Wagner  begleitet  die  Teiln ehmer  auch  auf  den  speziel-

len  Stadtrundgängen  und  vermittelt  so interessante  Einblicke  in  das  pulsierende  kulturelle  Le-

ben  der  Stadt.  

Wer  Lust  auf  Berliner  Luft  mit  Kunst  und  Kultur  hat  und  es zeitlich  einrichten  kann,  erhält  nä-

here  Informationen  und  Buchu ngsunterlagen  unter  www.spd -ahrensburg.de  oder  telefonisch  

unter  04102/58153.  
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Ralf  Stegner  zu  Besuch  in  den  Wahlkreisen  4  und  5  

Die  Landtagskandidaten  der  Wahlkreise  4 (Flensburg  Land)  Dr.  Jens Maßlo  und  5 (Schleswig -

Nord)  Ralf  Wrobel  bekommen  am  8.  Februar  2012  Besuch  des  SPD-Landesvorsitzenden  und  
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Frak tionsvorsitzenden  im  Landtag  am  8.  Februar  2012.  

Ralf  Stegner  wird  jeweils  tagsüber  die  Wahlkreise  bereisen  und  verschiedene  Unternehmen  

und  Institutionen  besuchen.  

 

Im  Wahlkreis  5 sind  Besuche  im  Interkommunalen  Gewerbegebiet  Schuby,  ein  Besuch  beim  

Betri ebsrat  der  Kappelner  Werkstätten  Sundsacke r zusammen  mit  der  Bezirksgeschäftsführerin  

von  ver.di  Ute  Dirks  und  ein  Treffen  mit  der  Interessengemeinschaft  gegen  die  Überflutung  in  

Gelting  vorgesehen.  

 

Abends  um  19.30  Uhr  laden  beide  Landtags -Direktkandidate n zu einer  Diskussionsrunde  mit  

Ralf Stegn er  ein  in  das  Hotel  & Restaurant  ĂSteinberger Hofñ in  24972  Steinberg  ein.  Zu  dem  

Thema  ĂWas wird  die  SPD fr  die  Gemeinden  tun?ñ haben  Mitglieder  und  interessierte  Bürgerin-

nen  und  Bürger  die  Möglichkeit  zu den  Them en Finanzen,  Kindergärten  und  Schul en  mit  den  

Landtagskandidaten  und  Ralf  Stegner  zu diskutieren.  

Keine  Kommentare  

 

 

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  31.01.2012,  14:46  Uhr  -  7675  Clicks  -  Nr.  50  

"Freude  für  Elmshorn  -  Kopfschüt teln  über  Abhängen  von  
Tornesch!"  

Raudies  und  Rossmann  mahnen  bessere  Bahnverbindung  an  

ĂDie halbstündige  Regionalexpress -Verbindung  auf  der  Strecke  Elmshorn ïHamburg  ist  für  

Elmshorn  eine  gute  Nachricht.  Der  Eiertanz  um  Tornesch  ist  dagegen  meh r als  ärgerl ich!ñ Mit  

diesen  Worten  haben  die  SPD-Landtagskandidatin  Beate  Raudies  und  der  Kreis  Pinneberger  

SPD-Bundestagsabgeordnete  Dr.  Ernst  Dieter  Rossmann  die  Nachricht  über  die  Taktverdich-

tung  kommentiert,  bei  der  der Bahnhalt  Tornesch  aber  weiter  außen  vor  ble iben  soll.  

 

ĂHalbst¿ndig verkehrende  RE-Züge  schaffen  deutlich  verbesserte  Möglichkeiten  für  Pendler  aus  

dem  Raum  Elmshornñ, freut  sich  Raudies.  ĂMehr Verbindungen  und  leerere  Waggons  werden  

die  Strecke  nachhalt ig  attraktiver  machen  und  sicher  für  einen  Zu wachs  beim  Fahrgastaufkom-

men  sorgen!ñ 

 

Mit  der  Entspannung  bei  der  Auslastung  der  Züge  entfällt  aber  auch  ein  in  Kiel  immer  wieder  

vorgetragenes  Argument  gegen  einen  Halt  der  Bahnen  in  Tornesch.  ĂWenn CDU-Verkeh rsmi-

nister  Jost  de Jager  bisher  immer  sagte,  dass  es keinen  Sinn  macht,  wenn  ein  Zug,  der  in  

Elmshorn  schon  voll  ist,  noch  in  Tornesch  hält,  so wird  diese  Rechtfertigung  mit  dem  Fahrplan-

wechsel  im  Winter  2014  obsoletñ, betonen  Raudies  und  Rossmann.  ĂWenn zusätzlich  bekannt  

wird,  dass  die  Verbindung  KielïHamburg  einen  neuen  Spielraum  von  zwei  bis  drei  Minuten  be-

kommen  soll,  so wird  gänzlich  unklar,  dass  der  Region  Uetersen -Tornesch -Moorrege  weiterhin  

der  Halt  von  Regionalexpressen  verweigert  wird.ñ 

 

Die  SPD-Politiker  wundern  sich  außerdem  darüber,  dass  weder  Uetersens  Bürgermeisterin  An-

drea  Hansen  noch  Torneschs  Verwaltungschef  Roland  Krügel  von  den  neuen  Planungen  infor-

miert  wurden.  ĂAuch in  seinem  Briefwechsel  mit  mir  in  den  vergangenen  Wochen  und  Monaten  

hat  Herr  de Jager  über  die  geplant en  Änderunge n nichts  verlauten  lassenñ, ärgert  sich  Ross-

mann.  ĂIch kann  das  nur  so interpretieren,  dass  der  Minister  gedacht  hat,  er  könne  Kommu-

nalpolitik  und  Abgeordneten  über  vollendete  Tatsachen  den  Wind  aus  den  Segeln  nehmen.ñ 

 

Dieses  Kalkül  wird  aller dings  sicher  nicht  aufgehen.  ĂDie Bahnversorgung  der  Region  Uetersen -

Tornesch -Moorrege  ist  nach  wie  vor  nicht  zufriedenstellend.  Deswegen  werden  wir  weiter  auf  

Verbesserungen  dringenñ, kündigen  die  beiden  SPD-Politiker  an.  Zu  begrüßen  sei  deshalb  auch  

die  Initiative  von  Uetersens  Bürgermeisterin  Andrea  Hansen  für  einen  Regionalpakt.  ĂEs ist  an  

der  Zeit,  dass  in  Kiel  endlich  wahrgenommen  wird,  dass  der  Bahnhof  Tornesch  der  Bahnhalt  für  

eine  ganze  Region  mit  einem  Einzugsgebie t  von  knapp  40.000  Menschen  ist.  Dafür  macht  es 

Sinn,  verstärkt  gemeinsam  aufzutretenñ, unterstützen  Raudies  und  Rossmann  den  Hansen -

Vorstoß.  
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ĂWir befinden  uns  in  einer  entscheidenden  Phaseñ, betont  Rossmann.  ĂDem Kieler  Verkehrsmi-

nisterium  sind  die  Argum ente  gegen  den  RE-Halt  in  Tornesc h inzwischen  nahezu  ausgegangen.  

Jetzt  ist  es wichtig,  den  Druck  hoch  zu halten,  damit  die  Weichen  doch  noch  in  die  richtige  

Richtung  umgestellt  werden!"  

 

Kommentar  von  Klaus  Schneider  vom  14.02.2012,  17:43  Uhr:  

RE:  Klaus  Schneide r 

Hallo  Frau  Raudies,  vielen  Dank  für  Ihre  Antwort  und  schön,  dass  Sie diese  Plattform  auch  zur  

Diskussion  nutzen.  Ich  möchte  Sie nur  bitten,  meine  Argumente  aufzunehmen  und  mich  ggf.  

auch  gerne  vom  Gegenteil  zu überzeugen.  Zum  Thema  "Kapazität":  Wenn  Sie die  Züge  ken-

nen,  werden  Sie  feststellen,  dass  dieses  während  der  Hauptverkehrszeit  auch  im  Halbstunden-

takt  (der  jetzt  montags - donnerstags  zwischen  16 -18  Uhr  in  Richtung  Norden  schon  Realität  ist)  

überfüllt  sein  werden.  Zum  Thema  "Fahrzeitverkürzung":  Warum  die  Fahrzeitverkürzung  m.  E. 

nicht  für  einen  Halt  in  Tornesch  genutzt  werden  kann,  habe  ich  in  meinem  ersten  Beitrag  er-

läutert.  Beste  Grüße  

 

Kommentar  von  Beate  Raudies  vom  08.02.2012,  21:45  Uhr:  

RE:  Klaus  Schneider  

Hallo,  Herr  Schneider!  Das dritte  Gleis  ist  die  langfristige  Opition;  Tornesch  und  die  Region  

brauchen  aber  kurzfristige  Perspektiven!  Die  bisherigen  Argumente  gegen  den  zusätzlichen  

Halt  (volle  Züge,  Fahrzeitverlängerung,  s.o.)  sind  m.E.  nicht  m ehr  stichhaltig.  Deswegen  setzte  

ich  mich  für  den  zusätzlichen  Halt  ein.  Schade,  dass  Minister  de Jager  sein  diesbezügliches  

Versprechen  bisher  nicht  eingehalten  hat.  

 

Kommentar  von  Klaus  Schneider  vom  03.02.2012,  17:4 6 Uhr:  

Tornesch  

Hallo  Frau  Raudies,  bitte  wecken  Sie  bei  den  Torneschern  keine  Wünsche,  die  Sie  nicht  erfüllen  

können.  Es ist  richtig,  dass  die  Kapazität  der  RE-Züge  Hamburg -Kiel  durch  den  neuen  Halb-

stundentakt  verdoppelt  wird,  die  mangelnde  Kapazität  war  aber  nie  das  entscheidene  Problem.  

Entscheidend  ist,  dass  die  Strecke  Elmshorn -Pinneberg  mit  Nah - , Fern -  und  Güterverkehr  ein-

fach  zu stark  belastet  ist.  Jeder  Zug,  der  in  Tornesch  hält,  blockiert  die  Strecke  für  3-4 Minuten  

mehr  (Bremsweg,  Halt  am  Bahnstei g,  Beschleunigung),  und  dafür  ist  tagsüber  einfach  keine  

Kapazität  mehr  da.  Man  könnte  jetzt  noch  argumentieren,  dass  durch  evtl.  schnellere  Züge  

eine  Fahrzeiteinsparung  für  einen  Halt  in  Tornesch  genutzt  werden  könnten.  Dies  ist  nicht  der  

Fall,  da:  -  ein  Zug  die  Stunde  in  Brokstedt  halten  muss  (da  die  langsame  RB Wrist -Neumünster  

weggefällt,  im  Übrigen  eine  große  Kostenersparnis)  -  ein  Zug  die  Stunde  in  Neumünster  geteilt  

bzw.  zusammengefügt  wird,  um  von  Hamburg  nach  Kiel  oder  Flensburg  zu fahren.  Dieser  Vor-

gang  braucht  ebenfalls  2-3 Minuten  Bitte  setzen  Sie daher  lieber  für  ein  drittes  Gleis  zwischen  

Elmshorn  und  Pinneberg  ein.  Damit  könnten  viele  Probleme  gelöst  werden,  auch  die  Anbindung  

von  Tornesch!  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL  -  veröffentlicht  am  31.01.2012,  20:23  Uhr  -  8688  Clicks  -  Nr.  

51  

So  machen  wir  das!  

 

SPD bereitet  sich  auf  ihrem  Landesparteitag  in  Lübeck  auf  die  Regierungsübernahme  vor  

 

Drei  Tage  vor  dem  Landesparteitag  der  SPD in  Lübeck  traten  heute  (31.  Januar  2012)  der  de-

signierte  SPD-Spitzenkandidat  Torsten  Albig  und  SPD-Landesvorsitzender  Ralf  Stegner  vor  die  

Presse.  Dabei  wurde  klar:  Die  SPD geht  einig,  stark,  selbstbewusst  und  mo tiviert  in  den  Lan-

desparteitag,  der  die  inhalt liche  und  personelle  Aufstellung  der  SPD für  die  Landtagswahl  am  6.  

Mai  abschließt.  

 

ĂDieser Landesparteitag  wird  zeigen,  dass  die  SPD optimistisch,  geschlossen  und  mit  Zuver-
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sicht  in  die  Landtagswahl  geht.  Die SPD ist  die  Partei,  die  mit  dem  aussagekräftig sten  Pro-

gramm,  dem  besten  Personal  und  auch  der  klarsten  Gestaltungs -  und  Machtoption  um  das  

Vertrauen  der  Bürgerinnen  und  Bürger  im  Land  wirbtñ, so der  SPD-Landesvorsitzende  Ralf  

Stegner.  

 

Das Regierungsprog ra mm  der  SPD mit  dem  Titel  ĂGerechtigkeit und  neues  Vertrauen  für  ein  

starkes  Schleswig -Holsteinñ, welches  auf  Grundlage  der  Ergebnisse  der  Bürgerdialogreihe  ĂDe-

mokratiesommerñ entwickelt  wurde,  wird  am  Freitag  diskutiert  und  beschlossen.  Die  Partei  

habe  sich intensiv  mit  der  Vorlage  des  Landesvorstande s beschäftigt,  so Stegner:  ĂIch freue  

mich  über  diese  breite  und  transparente  Debatte  um  die  besten  Ideen  für  unser  Land.  Die  SPD 

hat  bewiesen,  dass  Demokratie  bei  uns  immer  wieder  mit  Leben  erfüllt  wird.  Auch das  ist  ein  

Grund  für  die  gute  Stimmung  und  den Optimismus  in  unserer  Partei.ñ 

 

Den  schleswig -holsteinischen  āDemokratiesom-

merô mit  dem  anschließenden  ĂB¿rgerpartei-

Tagñ bezeichnete  Stegner  als  gelungenes  Vor-

bild  für  die  ganze  Partei:  ĂDas war  ein  Refe-

ren zprojekt,  was  die  Einbindung  von  Bürgerin-

nen  un d Bürgern  in  die  Entwicklung  eines  Re-

gierungsprogramms  angeht.  Die  Bundespartei  

wird  in  ähnlicher  Form  im  Vorfeld  der  Bundes-

tagswahl  einen  breit  angelegten  Bürgerdialog  

starten.  Wir  freuen  uns,  dass  wir  unsere  guten  

Erfahrungen  dort  einbringen  konnten.ñ 

 

Am  Freitag  findet  zudem  die  Wahl  für  Platz  

eins  der  Landesliste  statt.  Als Spitzenkandidat  

gesetzt  ist  Torsten  Albig.  Er wurde  bereits  im  

Februar  2011  in  einer  Mitgliederbefragung  von  der  Basis  der  SPD mit  eine m  starken  Ergebnis  

als  Spitzenkandidat  nominier t.  Für  die  Wahl  des  Spitzenkandidaten  erwartet  Stegner  ein  gutes  

Ergebnis:  ĂTorsten Albig  hat  die  Sympathie  und  die  volle  Unterstützung  der  gesamten  Landes-

partei  ï das  wird  sich  auf  dem  Parteitag  auch  im  Ergeb nis widerspiegeln!ñ 

 

Spitzenkandidat  Torsten  Albig  selbst  wird  auf  dem  Landesparteitag  die  politischen  Ziele  einer  

von  ihm  geführten  Regierung  skizzieren.  Zentrale  Themen  sind  dabei  die  Bildungspolitik,  die  

Energiepolitik,  und  Finanz -  und  Wirtschaftspoliti k.  Albig  konkret:  ĂDieses Land  braucht  im  Inte-

resse unserer  Kinder  wieder  eine  verlässliche  Bildungspolitik,  die  Ruhe  an  die  Schulen  bringt,  

guten  Unterricht  und  längeres  gemeinsames  Lernen  ermöglicht.  Unser  Land  braucht  eine  Re-

gierung,  die  mit  voller  Kraf t  und  ganzem  Herzen  , mit  wirtschafts -  und  ener giepolitischem  

Sachverstand  und  der  nötigen  Konsequenz  die  Energiewende  in  unserem  Land  vorantreibt  -  

und  zwar  im  Interesse  der  Stärkung  regionaler  Wertschöpfung  und  nicht  für  einige  wenige  

große  Energiekonzer ne.ñ 

 

Auf  der  Pressekonferenz  betonte  Albig  auc h die  Ernsthaftigkeit,  mit  der  die  SPD sich  der  bevor-

stehenden  Wahl  nähert:  ĂDie SPD steht  vor  der  Aufgabe,  das  Land  in  die  Zukunft  zu führen.  

Wir  wollen  eine  Regierung  bilden,  die  mit  Verlässlichkeit,  Offenhe it  und  Solidität  das  Vertrauen  

der  Bürgerinnen  und  Bürger  in  die  Politik  gewinnt.  Eine  Regierung,  die  wieder  das  Wohl  unse-

rer  Gemeinschaft  in  den  Fokus  ihrer  Politik  rückt.  Eine  Regierung  nicht  der  starken  Worte,  son-

dern  der  starken  Taten.  Eine  Regierung,  di e dem  Land  Perspektiven  und  Orientierung  bietet.ñ 

 

Mit  Blick  auf  die  Wahlinitiative  ĂMein-Lieblingslandñ, bei  der  die  SPD im  Wahlkampf  mit  einem  

in  den  Landesfarben  gehaltenen  Herz -Logo  für  ihre  Ideen  wirbt,  sagte  Albig:  ĂDie kommende  

Landesregierung  wir d eine  Regierung  sein,  die  an  die  Kraft  des  Landes  glaubt  und  tatkräftig  für  

die  Interessen  Schleswig -Holsteins  auftritt  -  kraftvoll,  aber  ohne  Showeffekte.  Also  eine  Regie-

rung,  in  der  Männer  und  Frauen  selbstbewusst,  fleißig,  ehrlich  und  hart  für  unser  Land  arbei-

ten.  Für  eine  solche  Regierung  stehe  ich als  Regierungschef  bereit!ñ 

 

Ralf  Stegner  sprach  auch  Koalitionsoptionen  an.  Er betonte,  dass  die  SPD um  Platz  eins  

kämpfe  und  als  stärkste  Partei  in  den  Landtag  einziehen  wolle.  ĂF¿r uns  ist  klar,  dass  es ein en  



echten  Politikwechsel  nur  geben  wird,  wenn  Torsten  Albig  als  Ministerpräsident  auf  das  Funda-

ment  einer  klaren  rot -grünen  Mehrheit  bauen  kann.  Wir  sind  davon  überzeugt:  Das ist  die  in-

haltlich  und  personell  beste  Zukunftsoption  für  unser  Land!ñ 

 

Die  SPD, da waren  sich  beide  Spitzenpolitiker  der  Land es-SPD einig,  sei  die  einzige  Partei,  die  

ihre  inhaltlichen  und  strategischen  Ziele  klar  formuliert.  ĂDie Bürgerinnen  und  Bürger  wollen  

keine  taktischen  Koalitions -Spielchen.  Sie erwarten  Klarheit  und  Verlässl ichkeit.  Getragen  von  

der  Idee,  dass  eine  Koali tion  mehr  sein  muss,  als  eine  Rechengröße  -  sondern  vielmehr  ein  aus  

Inhalten  und  Zielen  geeintes  zeitliches  Projekt  -  sehen  wir  die  größte  Chance  für  die  Bildung  

einer  guten  Regierung  im  Zusammenwirken  mit  den Grünen.  Bei  diesen  Überlegungen  preisen  

wir  niemanden  ein.  Vielmehr  laden  wir  die  Grünen  ein,  den  Politikwechsel  in  Schleswig -Holstein  

gemeinsam  mit  uns  zu gestaltenñ, so der  designierte  Spitzenkandidat  Torsten  Albig  abschlie-

ßend.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Stormarn  -  veröffentlicht  am  01.02.2012,  11:02  Uhr  -  11138  Clicks  -  Nr.  52  

Olof  Palme  Friedenspreis  -  Kuratorium  berät  11  Nominierun-
gen  

 

Preisverleihung  am  28.  Februar  (18.00  Uhr,  Schloss  Reinbek)  

Seit  25  Jahren  verleiht  die  SPD Stormarn  den  Olof  Palme  Friedenspreis  an  Menschen,  die  sich  

im  Sinne  Olof  Palmes  für  den  Frieden  und  den  gesellschaftlichen  Ausgleich  engagieren.  Und  

nach  all  den  Jahren  gehen  dem  Kuratorium  die  Vorschläge,  wer  ein e Ehrung  verdient  hätte,  

nicht  aus.  ĂEher im  Gegente ilñ, berichtet  Martin  Habersaat,  der  Vorsitzende  der  SPD Stormarn:  

Ă2011 gab  es elf  Nominierungen.  

Damit  haben  die  Stormarnerinnen  und  Stormarner  so viele  Vorschläge  gemacht  wie  lange  

nicht.ñ 

 

 

Nun  hat  das fü nfköpfige  Kuratorium  getagt  und  

entschieden.  Verraten  wird  das  Ergebnis  aber  

traditionell  erst  am  Abends  der  Preisverlei-

hung.  Dann  wird  Kuratoriumsmitglied  Cord  

Denker  alle  Nominierten  würdigen  und  die  Ent-

scheidung  für  den  oder  die  Preisträger  begrün-

den.  

 

 

Nominierungen  2012:  

 

Antirassistisches  Bündnis  

Das Antirassistische  Bündnis  gründete  sich  

2009.  Mitglieder  sind  Parteien,  Organisationen  

und  Einzelpersonen,  deren  Ziel  es ist,  über  Aktivitäten  faschistischer  und  rassistischer  Gruppie-

rungen  in  Städten  und  Gemeinden  Stormarns  aufzuklären  und  ihnen  entge gen  zu wirken.  Das  

Bündnis  organsiert  beispielsweise  Demonstrationen,  Konzerte  und  Informationsveranstaltun-

gen.  

 

Frauen  Helfen  Frauen  e.V.,  Bella  Donna  e.V.  und  Dagmar  Greiß  

Dagmar  Greiß  ist  Mitbegründerin  der  Vereine  Frauen  helfen  Frauen  e.V.  und  Bella  Donna  e.V.  

Sie engagiert  in  der  Arbeit  gegen  Gewalt  gegen  Frauen  und  sexuellen  Missbrauch  und  für  die  

Betreuung  von  Frauen  mit  Gewalterfahrungen.  Außerdem  setzt  sie sich  für  die  Integration  und  

das  Bleiberec ht  von  Frauen  und  Mädchen  aus  Kriegs -  und  Krisengeb ieten  ein  (Frauen  helfen  

Frauen  e.V.).  Das  Bella  Donna  Haus  ist  eine  ehrenamtlich  von  Frauen  hergerichtete  ehemalige  
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Industrieimmobilie,  die  nun  als  Ort  für  Arbeit,  Begegnung,  Kultur  und  Soziales  dient.  

 

Oldes loer  Tafel  EFA e.V.  und  Ilse  Siebel  

Der  Bad  Oldesloer  Verein  wurde  von  der  ehemaligen  Bürgerworthalterin  Ilse  Siebel  gegründet.  

Besondere  Projekte  sind  Essen  für  Alle  (dreimal  pro  Woche  ein  warmes  Mittagessen),  der  La-

den  ohne  Kasse  (Verteilung  von  Lebe nsmi tteln),  der  ĂDrachenturmñ (Kinderbetreuung,  off ene  

Jugendarbeit,  Sprachkurse  für  Kinder  mit  Migrationshintergrund)  und  die  Kleiderkiste  (Abgabe  

von  gebrauchter  Kleidung).  Ziel  aller  Projekte  ist  es,  Menschen  zu helfen,  die  von  Armut,  Ob-

dachlosigkeit  un d Is olation  betroffen  sind.  Damit  keiner  der  Kunden  das  Gefühl  haben  muss,  

Almosen  anzunehmen,  werden  Spenden  von  mindestens  0,50  bzw.  1 Euro  erbeten,  die  in  die  

laufenden  Ausgaben  fließen.  

 

Gärten  der  Begegnung  Ahrensburg  und  Jürgen  Martens  

Jürgen  Martens  hat  sich  ehrenamtlich  für  die  Schaffung  von  Kleing ärten  eingesetzt,  in  denen  

Zuwanderer  aus  vielen  Ländern  zusammen  mit  Einheimischen  Ăgªrtnernñ, jeweils  13  Menschen  

beackern  eine  Parzelle.  Eine  der  Parzellen  hat  das  Kinderhaus  ĂBlauer Elefantñ gepachtet,  da-

m it  Kinder  jeglicher  Herkunft  hier  Erfahrungen  m it  Natur  und  Garten  machen  können.  Ziel  ist,  

dass  Migranten  und  Deutsche  sich  begegnen  und  gemeinsam  an  einem  Projekt  arbeiten.  

 

Hand  in  Hand  e.V.,  Bad  Oldesloe  

Der  Bad  Oldesloer  Verein  Hand  in  Hand  e.V.  engag iert  sich  für  kleinere  private  Gesundheits -  

und  Bildungs -  und  Völkerverständigungsprojekte  in  Ländern  Afrikas,  Lateinamerikas  und  Asi-

ens,  zum  Beispiel  in  Tansania,  Mexiko,  Südafrika  oder  Sri  Lanka.  Ideell  und  materiell  gefördert  

werden  nur  solche  Proje kte,  die  persönlich  bekannt  sind.  

 

Schönberger  Freu ndeskreis  Sieraków  e.V.  

Der  Freundeskreis  engagiert  sich  für  ein  besseres  Miteinander  von  Deutschen  und  Polen.  

Schwerpunkt  der  Arbeit  sind  Hilfen  für  das  Krankenhaus,  den  Kindergarten  und  die  Schule  in  

der  pol nischen  Kleinstadt  Sieraków),  die  Durchführung  von  Jugendbegegnungen  und  die  Ver-

anstaltung  von  Jugendfreizeiten.  Der  Vereinssitz  liegt  im  Kreis  Herzogtum  Lauenburg,  viele  

Mitglieder  kommen  aus  dem  Kreis  Stormarn.  

 

Bürgerinitiative  gegen  Rechts,  Glinde  

Nach  der  Eröffnung  eines  rechtsradikalen  Bekleidung sgeschäfts  am  Glinder  Berg  hat  sich  in  

Glinde  eine  Bürgerinitiative  gegründet,  die  sich  gegen  den  Verkauf  solcher  Bekleidung  einsetzt  

und  Mahnwachen,  Lesungen  und  Großdemonstrationen  organisiert.  Motto:  ĂGlind e ist  bunt  und  

nicht  braunñ. 

 

Dr.  Rolf  Bettaque  von  Kontakt  -  Initiative  gegen  Sucht  und  Gewalt  in  Stormarn  e.V.  

Rolf  Bettaque  ist  Mitbegründer  und  heute  Ehrenmitglied  des  Vorstandes  bei  Kontakt  e.V.  Kultur  

gegen  Gewalt  -  das  ist  der  Titel  eines  Progra mms  mit  Lesungen,  Musik  und  Begegnungen.  An-

dere  Projekte  des  Vereins  sind  die  Lesepaten  (um  den  Wert  von  Literatur  vermitteln),  ĂKontakt 

zum  Lernenñ (Begleitung  von  Kindern  und  Jugendlichen  bei  schulischen  oder  anderen  Proble-

men)  und  ĂHart am  Limitñ (gegen  das  ĂKomasaufenñ). 

 

Gerhard  Ehlers,  Vorstandsmitgl ied  Förderkreis  Norddeutschland  von  Oikocredit  

Gerhard  Ehlers  ist  in  der  Kirchengemeinde  Reinbek -West  in  der  Eine -Welt -Arbeit  aktiv.  Außer-

dem  ist  der  Mitglied  im  Förderkreis  Norddeutschland  von  Oikokredit,  ein er  ökumenischen  Ent-

wicklungsgenossenschaft,  die  gerechte  Produktionskredite  für  Entwicklungsprojekte  

 

Dr.  Wolfgang  Beutin,  Schriftsteller  

Aus dem  Nominierungsschreiben:  Wolfgang  Beutin  ist  ein  Schriftsteller  und  Literaturwissen-

schaftler,  der  in  seinen  Text en  und  Forschungen  stets  einen  antimilitaristis ch geprägten  Frie-

densbegriff  ins  Zentrum  seiner  Arbeit  stellt.  Er ist  engagiert  in  Initiativgruppen  der  Friedensbe-

wegung  und  Träger  des  Tucholski -Preises.  

 

Ebenfalls  nominiert  war  der  Bad  Oldesloer  Freunde skre is Beer  Yaakov  /  Israel,  der  in  diesem  

Jahr  jed och  auf  seine  Nominierung  verzichtete.  

 



 

Foto:  Das Kuratorium  des  Olof -Palme -Friedenspreises  

Propst  Matthias  Bohl,  Birgit  Kassovic  (Walter -Jacobsen -Gesellschaft),  Gisela  Böhrk  (ehemalige  

Kultusministerin  des Landes  Schleswig -Holstein),  Martin  Habersaat,  MdL (als  Vorsitzender  der  

SPD Stormarn  beratendes  Mitglied),  Stormarns  Landrat  Klaus  Plöger  und  der  Pastor  im  Ruhe-

stand  Cord  Denker.  

Keine  Kommentare  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlich t  am  01.02.2012,  15:43  Uhr  -  7740  Clicks  -  Nr.  53  

Lange  Nacht  der  guten  Bildung  

U3-Gruppen,  Kindergärten,  Grundschulen,  Gemeinschaftsschule  -  ein  großes  Programm  hat  

sich  die  SPD Barsbüttel  für  den  10.  Februar  2012  vorgenommen.  Deshalb  lädt  man  auch  nicht  

zu einem  klassischen  Diskussionsabend,  sondern,  inspiriert  durch  die  ĂLange Nach  der  Museenñ 

und  ähnliche  Veranstaltungen,  gleich  zu einer  ĂLangen Nacht  der  guten  Bildungñ. Hermann  

Hanser,  Vorsitzender  der  SPD-Fraktion  Barsbüttel  und  des  SKS-Ausschusses:  

 

ĂVon 18.30  Uhr  bis  23.00  Uhr  soll  es in  der  Aula  

der  Erich  Kästner  Gemeinschafts schule  um  gute  

Bildung  gehen  -  um  wissenschaftliche  Erkennt-

nisse,  politische  Weichenstellungen  und  die  Praxis  

vor  Ort.ñ 

 

Martin  Habersaat:  ĂNiemand muss  befürchten,  

dass  er  vi ereinhalb  Stunden  nur  herumsitzen  und  

zuhören  soll.  Wir  haben  die  Veranstaltung  ab-

wechslungsreich  geplant,  es wird  einen  Imbiss  

geben  und  später  am  Abend  vielleicht  auch  ein  

Glas Wein,  bei  dem  dann  die  gr oßen  bildungspoli-

tischen  Fragen  konkret  auf  die  Entw icklungen  in  

Barsbüttel  herunter  gebrochen  werden.ñ 

 

 

Folgender  Ablauf  ist  geplant:  

 

18.30  -  20.00  Uhr:  U3 und  Kita  

Wie  muss  eine  gute  Betreuungsein richtung  für  

Kinder  unter  drei  Jahren  aussehen?  Welche  Auf-

gaben  hat  der  Staat,  was  muss  in  der  Verantwor-

tung  der  Familie  liegen?  Was zeichnet  gute  Erzie-

hung  und  gute  Bildung  aus?  

Über  diese  und  andere  Fragen  sprechen  die  Erzie-

hungswissenschaftlerin  Dr.  Ing a Bodenburg  und  

Martin  Habersaat,  der  bildungspolitische  Sprecher  

der  SPD-Landtagsfraktion,  mit  Eltern,  Vert retern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

 

20.00  -  21.30  Uhr:  Grundschule  und  Hort  

Wie  ist  die  optimale  Grundschule  gestaltet?  Welche  Konze pte  gibt  es für  die  beiden  Grundschu-

len  in  Barsbüttel?  I st  Halbtagsschule  noch  das  Modell  der  Zukunft?  Welch e Aufgaben  kommen  

den  gemeindlichen  Horten  und  den  Wühlmäusen  und  Ampelmännchen  zu? 

Über  diese  und  andere  Fragen  sprechen  der  Barsbüttler  Schulaussc hussvorsitzende  Herrmann  

Hanser  und  Martin  Habersaat,  der bildungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfrakti on,  mit  

Eltern,  Vertretern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

 

21.30  -  23.00  Uhr:  Längeres  gemeinsames  Lernen  

Gymnasien  oder  Gemeinschaftss chulen,  G8 oder  G9 -  Wohin  entwickelt  sich  unser  Schulsy s-

tem?  Welche  Ideen  stecken  hinter  dem  längeren  gemei nsamen  Lernen?  Mit  welchen  Konzepten  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


wird  unsere  Erich  Kästner  Gemeinschaftsschule  die  Entwicklungen  der  nächsten  Jahre  ange-

hen?  

Über  diese  und  ande re  Fragen  sprechen  der  Barsbüttler  Schulausschussvorsitz ende  Herrmann  

Hanser  und  Martin  Habersaat,  der  bildu ngspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  mit  

Eltern,  Vertretern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Reinbek  -  veröffentlicht  am  03.02.2012,  12:05  Uhr  -  4991  Clicks  -  Nr.  54  

Kieler  und  Reinbeker  Köpfe  

Neuwahlen  und  Blick  nach  Kiel  in  Reinbek  

Am  6.  Mai  2012  ist  Landtagswahl  in  Schleswig -Holstein.  Welche  Personen  und  Parteien  werden  

dann  die  Gesch icke  des  Landes  lenken?  Welche  politischen  Tendenzen  gibt  es,  auf  wen  sollte  

man  achten?  Diesen  und  anderen  Fragen  geht  der  Stormarner  SPD-Kreisvorsitzende  und  Land-

tagsabgeordnete  Martin  Habersaat  m it  seinem  Powerpoint -Vortrag  ĂKieler Kºpfeñ im  Rahmen  

der  nächsten  MV der  SPD Reinbek  nach  -  8.  Februar,  19.30  Uhr,  Rathauskantine  nach.  

 

Zuvor  gilt  es für  die  SPD Reinbek,  nach  dem  Rücktritt  des  Ortsvereinsvorsitzenden  Klaus -Peter  

Puls,  den  Vorstand  wiede r zu komplettieren.  Es bewirbt  sich  der  Kreistagsabgeordne te  und  

Diplom -Veraltungswirt  René  Wendland,  Pulsó bishe riger  Stellvertreter.  

 

Ebenfalls  auf  dem  Programm  steht  ein  Bericht  des  Fraktionsvorsitzenden  der  Reinbeker  SPD, 

Volker  Müller,  über  die  Entwic klung  des  Mittelzentrums  Reinbek,  Glinde  und  Wentorf.  

 

Ke ine  Kommentare  

 

 

SPD-Reinbek  -  veröffentlicht  am  03.02.2012,  12:25  Uhr  -  5469  Clicks  -  Nr.  55  

Terminhinweise  

 

In  den  nächsten  Tagen  und  Wochen  stehen  für  die  SPD Reinbek  einige  spanne nde  Termine  auf  

dem  Programm:  

Auf  dem  Landesparteitag  am  3. und  4.  Februar  beschließt  die  SPD ihr  Programm  zur  Landtags-

wahl  am  6.  Mai.  Außerdem  werden  Torsten  Albig  als  Spitzenkandida t  nominiert  und  die  Lan-

desliste  aufgestellt.  Unser  Kandidat  ist  Martin  Habersaat,  der  Bildungspolitische  Sprecher  der  

SPD-Landtagsf raktion.  Livestream  

 

Am  8.  Februar  (19.30  Uhr,  Kantine  des  Rathauses)  stehen  im  Rahmen  einer  Mitgliederver-

sammlung  die  Komplettierung  des  Vorstan ds und  

sei  Themen  auf  dem  Programm:  Über  das  Mittel-

zentrum  Reinbek  -  Glinde  -  Wentorf  berichtet  

Volker  Müller,  über  ĂKieler Köpfe  un d Tendenzenñ 

Martin  Habersaat,  MdL.  

 

Am  14.  Februar  kommen  der  Bundestagsabge-

ordnete  Franz  Thönnes  und  Silvia  Schmidt,  die  

Behindertenbeauftragte  der  SPD-Bundestags-

fraktion,  in  die  BeGe Neuschönningstedt.  ĂMit-

tendrin  statt  außen  vor!ñ ist  das  Thema  des  

Abends,  der  um  18.00  Uhr  beginnt.  

 

Am  28.  Februar  ab 18.00  Uhr  verleiht  die  SPD 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/reinbek
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/reinbek
http://spd.sh/livestream


Stormarn  den  Olof -Palme -Friedenspreis  im  Reinbe ker  Schloss.  Festredner  ist  Olaf  Scholz,  Ers-

ter  Bürgermei ster  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg.  

 

Und  am  17.  März  kommt  Hans -Ulrich  Klose  ins  Waldhaus,  aber  dazu  später  mehré 

 

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Barsbüttel  -  veröffentlicht  am  03.02.2 012,  12:55  Uhr  -  4337  Clicks  -  Nr.  56  

Lange  Nacht  der  guten  Bildung  

U3-Gruppen,  Kindergärten,  Grundschulen,  Gemeinschaftsschule  -  ein  großes  Programm  hat  

sich  die  SPD Barsbüttel  für  den  10.  Februar  2012  vorgenommen.  Deshalb  lädt  man  auch  nicht  

zu einem  kla ssischen  Diskussionsabend,  sondern,  inspiriert  durch  die  ĂLange Nach  der Museenñ 

und  ähnliche  Veranstaltungen,  gleich  zu 

einer  ĂLangen Nacht  der  guten  Bildungñ. 

Hermann  Hanser,  Vorsitzender  der  SPD-

Fraktion  Barsbüttel  und  des  SKS-Aus-

schusses:  

 

 

ĂVon 18.30  Uhr  bis  23.00  Uhr  soll  es in  der  

Aula  der  Erich  Kästner  Gemeinschafts-

schule  um  gute  Bildung  gehen  -  um  wis-

senschaftliche  Erkenntnisse,  politische  

Weichenstellungen  und  die  Praxis  vor  Ort.ñ 

 

Martin  Habersaat:  ĂNiemand muss  be-

fürchten,  dass  er  viereinhalb  Stunden  nur  

herumsitzen  und  zuhören  soll.  Wir  haben  

die  Veranstaltung  abw echslungsreich  ge-

plant,  es wird  einen  Imbiss  geben  und  

später  am  Abend  vielleicht  auch  ein  Glas 

Wein,  bei  dem  dann  die  großen  bildungs-

politischen  Fragen  konkret  auf  die  Ent-

wicklungen  in Barsbüttel  herunter  gebro-

chen  werden.ñ 

 

 

Folgender  Ablauf  ist  geplant:  

 

18.30  -  20.00  Uhr:  U3 und  Kita  

Wie  muss  eine  gute  Betreuungseinrichtung  

für  Kinder  unter  drei  Jahren  aussehen?  

Welche  Aufgab en hat  der  Staat,  was  muss  

in  der  Verantwortung  der  Famili e liegen?  Was zeichnet  gute  Erziehung  und  gute  Bildung  aus?  

Über  diese  und  andere  Fragen  sprechen  die  Erziehungswissenschaftlerin  Dr.  Inga  Bodenburg  

und  Martin  Habersaat,  der  bildungspolitische  Spre cher  der  SPD-Landtagsfraktion,  mit  Eltern,  

Vertretern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

 

20.00  -  21.30  Uhr:  Grundschule  und  Hort  

Wie  ist  die  optimale  Grundschule  gestaltet?  Welche  Konzepte  gibt  es für  die  beiden  Grundschu-

len  in  Barsbüttel?  Ist  Halbtagsschule  noch  das  Modell  der  Zukunft?  Welche  Aufgaben  kommen  

den  gemeindlichen  Horten  und  den  Wühlmäusen  und  Ampelmännchen  zu? 

Über  diese  und  andere  Fragen  sprechen  der  Barsbüttler  Schulausschussvorsitzende  Herrmann  

Hanser  und  Martin  Habersaat,  der  bil dungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  mit  

Elt ern,  Vertretern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/barsbuettel


 

21.30  -  23. 00  Uhr:  Längeres  gemeinsames  Lernen  

Gymnasien  oder  Gemeinschaftsschulen,  G8 oder  G9 -  Wohin  entwickelt  sich  unser  Schulsys-

tem?  Welche  Ideen  stecken  hinter  dem  längeren  gemeinsamen  Lern en? Mit  welchen  Konzepten  

wird  unsere  Erich  Kästner  Gemeinschaftsschule  die  Entwicklungen  der  nächsten  Jahre  ange-

hen?  

Über  diese  und  andere  Fragen  sprechen  der  Barsbütt ler  Schulausschussvorsitzende  Herrmann  

Hanser  und  Martin  Habersaat,  der  bildungspolitisc he  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  mit  

Eltern,  Vertretern  der  Praxis  und  allen  interessierten  Gästen.  

 

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kiel  -  ve röffentlicht  am  03.02.2012,  18:41  Uhr  -  12649  Clicks  -  Nr.  57  

Wie  das  Pfeifen  im  Keller  

Zu  den  Einlassungen  von  CDU und  FDP geg enüber  OB Torsten  Albig:  

 

"Diese  Töne,  die  CDU und  FDP da anschlagen,  klingen  stark  nach  dem  

ängstlichen  Pfeifen  im  Keller.  Da will  man  sich  um  jeden  Preis  Mut  ma-

chen.  Die  Spitze  des  Rat hauses  ist  mit  drei  Dezernenten  fast  komplett.  

Der  Kieler  Wolfgang  Röt tgers  kennt  sowohl  das  Rathaus  als  auch  den  

Fachbereich  sehr  gut.  Sein  Vorteil  ist  eben,  dass  er  nicht  bei  Null  an-

fängt.  

Er wird  ein  starker  Dezernent.  Wir  machen  unsere  Arbeit  weiter:  kon-

sequent  und  solide  und  ohne  Mätzchen.  Wo sind  die  politischen  Alter-

nativen,  die  eine  Opposition  vorlegen  soll?  Mein  Rat  ist  deshalb:  Haus-

aufgaben  machen,  dann  kommt  man  auch  nicht  auf  dumme  Gedank en!  

Für  uns  gilt:  Man  merkt  die  Absicht  und  bleibt  gelasse n",  so SPD-Kreis-

chef  Rolf  Fischer.  

 

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Segeberg  -  veröffentlicht  am  06.02.2012,  09:27  Uhr  -  29280  Clicks  -  Nr.  58  

Segebe rger  Sozialdemokraten  ziehen  hoch  motiviert  in  den  
Landtag swahlkampf  

Auf  ihrem  Landesparteitag  und  der  Landesdelegiertenkonfer enz  hat  die  SPD Schleswig -Holstein  

am  Wochenende  in  Lübeck  ihr  Regierungsprogramm  für  die  Jahre  2012  bis  2017  beschlossen  

und  die  Landesliste  für  die  Landtagswahl  am  6.  Mai  2012  gewählt.  

Der  Kreis  Segeberg  ging  mit  drei  neuen  Bewerbern  ins  Rennen,  nachdem  der  bisherige  Abge-

ordnete  Andreas  Beran  sich  nicht  wieder  beworben  hatte.  

Die  Norderstedter  Kandidatin  Katrin  Fedrowitz  bekam  mit  dem  20.  einen  sicheren  Listenplatz.  

Wie  sie in  einem  Gespr äch  mitteilte,  gehe  sie aber  davon  aus,  dass  sie  den  Norderstedter  

Wahlkreis  direkt  gewinnen  kann  und  dieses  auch  ihr  Ziel  sei.  

Für  den  Wahlkreis  Segeberg  Ost  erhielt  Marc -André  Ehlers  aus  Nahe  mit  dem  27.  Platz  eine  

aussichtsreiche  Position  für  einen  Einzug  in  den  Landtag.  

Stefan  Weber  aus  Sievershütten  (Listenplatz  37)  wird  die  Auseinandersetzung  mit  seinen  Ge-

genkandidaten  aufnehmen  mit  dem  Ziel,  den  Wahlkreis  Segeberg -West  direkt  zu gewinnen.  

Tors ten  Albig,  mit  rund  97  Prozent  gewählter  Spitzenkandidat  stellte  in  einer  Rede  fest,  alle  

SPD-Kandidaten  auf  der  Landesliste  gehörten  zur  ĂSiegerfraktionñ. In  diesem  Sinne  wird  der  

SPD-Kreisverband  Segeberg  mit  seiner  Kandidatin  und  den  Kandidaten  hoch  mot iviert  in  den  

Wahlkampf  ziehen.  

https://www.spd-net-sh.de/kiel
https://www.spd-segeberg.de/


Nach  intensiver  Diskussion  wurde  in  Lübeck  das  Regierungsprogramm  von  den  216  Delegierten  

fast  einstimmig  beschlossen.  Schwerpunkte  des  Programms,  auf  dessen  Grundlage  die  SPD 

ihre  zukünftige  Regierungsarbeit  gestalten  will,  sind  Bildungspolitik,  Energie -  und  Umweltpoli-

tik,  Sozialp olitik  und  Wirtschafts -  und  Finanzpolitik.  Landesvorsitzender  Ralf  Stegner  betonte,  

dass  das  Programm  keine  Versprechen  beinhalte,  die  nicht  zu finanzieren  seien.  

Die  Segeberger  SPD hatte  inhaltlich  vieles  zu dem  verabschiedeten  Programm  beigefügt  und  

beis pielsweise  mit  Unterstützung  der  Jungsozialisten  die  Zurücknahme  der  Elternbeteiligung  an  

den  Schülerfahrtkosten  in  das  Programm  eingebracht.  

 

Keine  Kommentare  

 

 

SPD Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentli cht  am  06.02.2012,  14:38  Uhr  -  28055  Clicks  -  Nr.  59  

Rendsburg - Eckernförder  SPD -Trio  mit  guten  Listenplätzen  

Die  SPD Rendsburg -Eckernförde  zieht  eine  positive  Bilanz  des  außerordentlichen  Landes-

parteitages  in  Lübeck  ï inhaltlich  und  personell  konnte  der  Kreisverband  Akzente  setzen.  

Der  SPD-Kreisvorsitzende  und  Bundesta gsabgeordnete  Sönke  Rix  zog  eine  positive  Bilanz  des  

außerordentlichen  Landesparteitags  der  SPD Schleswig -Holstein.  ĂAlle drei  Direk tkandidaten  

aus  unserem  Kreis  sind  auf  der  Landesliste  herv orragend  platziert.  Bei  der  Diskussion  des  Re-

gierungsprogramms  haben  wir  eigene  Schwerpunkte  setzen  können  und  damit  den  Kurs  für  die  

nächsten  fünf  Jahre  mitgeprägt.  Die  SPD ist  geeint  und  in  ihren  Zielen  klar  ï wir  wollen  Schles-

wig -Holstein  gut  regieren!  Unsere  Politik  ist  ŹVern¿nftig, verlässlich,  vertrauensvollŹ, so wie  es 

Torsten  Albig  versprochen  hat.ñ 

 

Bei  der  Programmdiskussion  legte  der  SPD Kreisverband  einen  Schwerpunkt  auf  soziale  Ge-

rechtigkeit.  Auch  die  Bedeutung  der  Antidiskriminierungsarbeit  wi rd  im  Programm  nun  stärker  

als  zuvor  betont.  Der  Rendsburger  Land tagsabgeordnete  Kai  Dolgner  bezeichnete  den  Kampf  

gegen  jegliche  Diskriminierung  als  ein  grundsätzliches  Anliegen  aller  Sozialdemokratinnen  und  

Sozialdemokraten.  Engagiert  warb  die  Delegation  des  SPD-Kreisverba ndes  auch  dafür,  bei  der  

Haushaltspolitik  Bild ungsinvestitionen  Priorität  einzuräumen.  

 

Die  drei  Rendsburg -Eckernförder  Direktkandidaten  für  die  Landtagswahl  am  6.  Mai  erhielten  

vordere  Listenplätze.  Der  Bordesholmer  Ralf  Stegner,  SPD-Landtagsfraktions -  un d Landesvor-

sitzender,  erhielt  Platz  3 hinter  dem  Spitzenkandidaten  Torsten  Albig  und  hinter  Serpil  Midyatli,  

die  im  Wahlkreis  Eckernförde  für  die  SPD antritt  und  in  der  Fraktion  für  Jugend -  und  Integrati-

onspolitik  zuständig  ist.  Der  Rend sburger  Kai  Dolgner , profilierter  Kommunalpolitiker  und  im  

Landta g für  den  Bereich  Inneres  zuständig,  erhielt  Platz  13.  

ĂSerpil Midyatli,  Kai  Dolgner  und  Ralf  Stegner  stehen  für  ein  starkes  soziales  Profil  der  SPD in  

Schleswig -Holstein  ï und  sie stehen  für  eine  starke  Vertr etung  unseres  Kreises  im  Landtagñ, so 

Götz  Bor chert,  der  den  Landtagswahlkampf  der  Rendsburg -Eckernförder  SPD managt.  ĂIch bin  

überzeugt,  dass  Ihnen  dies  auch  die  Bürgerinnen  und  Bürger  am  6.  Mai  mit  eine m  entspre-

chenden  Ergebnis  danken  werden.ñ 

 

Drei  weite re  Listenkandidaten  stammen  aus  dem  Kreis  Rend sburg  Eckernförde:  Sabrina  Jacob  

(Schacht -Audorf)  belegt  Platz  30,  Kurt  Scherbarth  (Timmaspe)  Platz  48  und  Robert  Schuster  

(Kronshagen)  Platz  54.  

Keine  Kommentare  
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SPD - Landesparteitag  beschließt  Programm  und  Liste  

Stormarn  gut  dabei  

Auf  einem  zweitägigen  Landesparteitag  in  Lübeck  hat  die  SPD Schleswig -Holstein  ihr  Landtags-

wahlprogramm  beschlossen  und  ihre  Liste  aufgestellt.  Mit  einem  starken  Ergebnis  von  96,9  

https://www.spd-rd-eck.de/
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Prozent  wurde  Torsten  Albig  zum  Spitzenkandidaten  gewählt.  Stormarns  SPD-Kreisvorsitzen-

der  Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  Sprecher  der  SPD-Land-

tagsfraktio n,  konnte  sich  über  den  sehr  gut en  Platz  5 freuen.  Auch  

Tobias  von  Pein hat  Grund  zur  Freude:  

Als Kandidat  der  Jusos  wurde  er  auf  den  aussichtsreichen  Listen-

platz  17  gewählt.  Susanne  Danhier  erhielt  Platz  26.  

 

 

Am  Freitag  hatte  die  SPD ihr  Landtagswahlprog ramm  beschlossen,  

dessen  absolut er  Schwerpunkt  die  Bildungspolitik  ist.  An diesem  

Programm  hatte  Martin  Habersaat  im  Vorfeld  mitgearbeitet.  Dass  sich  die  Bedeutung  des  The-

mas  Bildung  auch  so positiv  in  seinem  Listenplatz  niederschlagen  würde,  er  ist  gleich  nach  

Torsten  Albig  und  Ralf  Ste gner  der  dritte  Mann  auf  der  Liste,  freut  den  34jährigen  Barsbüttler,  

der  im  Landtagswahlkreis  Stormarn -Süd  antritt:  ĂIch sehe  das  als  Bestätigung  meiner  Arbeit  in  

den  letzten  zwei  Jahren,  wo  ich  mich  neben  dem  Bildungsberei ch auch  für  eine  bessere  Zu-

samme narbeit  mit  Hamburg  eingesetzt  habe.ñ Bereits  am  Tag der  Nominierung  erreichten  Ha-

bersaat  zahlreiche  Glückwünsche  aus  dem  Wahlkreis,  die  Stimmung  unter  den  SPD-Wahlkämp-

fern  sei  hervorragend,  sagte  der  Abgeordne te.  Gleichzeit ig  sei  so ein  exponierter  Platz  natür-

lich  auch  Ansporn  und  Verpflichtung.  

 

Tobias  von  Pein aus  Lütjensee  ist  mit  26  Jahren  der  jüngste  Wahlkreiskandidat  der  SPD in  

Schleswig -Holstein.  Er tritt  im  Wahlkreis  Stormarn -Mitte  an.  Im  Vorfeld  des  Parteitages  hatt en  

die  Landesjusos  sich  besonder s für  ihn  eingesetzt,  und  der  Landesvorsitzende  Ralf  Stegner  hat  

es gehört.  Stegner  hatte  auf  dem  Parteitag  erklärt,  mit  seinem  Listenvorschlag  auch  eine  Ver-

jüngung  der  Landtagsfraktion  einzuleiten.  Dazu  gehöre n neben  von  Pein  und  Habersaat  auch  

Serpil  Midyatli  (36)  auf  Listenplatz  2,  sowie  Simone  Lange  (35,  Flensburg)  und  die  Nordersted-

terin  Katrin  Fedrowitz  (39)  auf  den  Plätzen  18  und  20.  

 

In  Stormarn -Nord  tritt  Susanne  Danhier  an.  Die  54jährige  Bargteheiderin  nahm  bereits  2009  

Anlauf  und  wäre  in  der  aktu ellen  Legislaturperiode  die  erste  Nachrückerin  ihrer  Partei.  Sie  

rutschte  nun  ein  Stück  nach  hinten,  weil  die  Stormarner  mit  ihren  drei  Wahlkreisen  nicht  mit  

drei  sicheren  Listenplätzen  rechnen  konnten.  Es sei  nun  einmal  ein  Gesetz  der  Mathematik,  

dass  auf  den  ersten  20  Plätzen  nur  20  Namen  stehen  können,  sagte  Danhier  und  zeigte  sich  

kämpferisch:  ĂAlso muss  ich  den  Wahlkreis  direkt  gewinnen  -  die  Ausgangslage  dafür  ist  mo-

mentan  g¿nstig!ñ 

 

Ebenfalls  auf  der  Land esliste  kandid iert  die  32jährige  Juristin  Sabr ina  Bosse  aus  Ahrensburg.  

Sie hat  auf  Platz  44  keine  Chancen  auf  einen  Einzug  in  den  Landtag,  trotzdem  war  dem  SPD-

Kreisvorsitzenden  Martin  Habersaat  eines  wichtig:  ĂWir wollten  zeigen,  dass  die  SPD Stormarn  

bei einem  Genera tionswechsel  in  der  SPD fleißig  mithelfen  kann!ñ 
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60plus - Stormarn  zu  Gast  bei  de r  Hamburger  Bürgerschaft  

 

So viel  Prunk  hätte  sie den  Hamburgern  gar  nicht  zugetraut.  ĂDie treten  

sonst  so bescheiden  aufñ, fand  Lieselotte  Jürgensen,  die  stellvertre-

tende  Vorsitzende  der  AG 60plus  des  SPD Kreisverbandes  Stormarn  

nach  der  Besi chtigung  des  Hamburger  Rathauses.  Die  50  SPD-Senioren  

hörten  eine  spannende  Geschichte.  1842  wurde  das  alte  Rathaus  ge-

sprengt,  um  den  großen  Brandt  zu stoppen.  Kurz  danach  begann  man  

mit  den  Planungen  für  den  Neubau.  

 

Doch  es dauerte  55  Jahre,  bis  die  Hamb urger  endlic h ein  neues  Rathaus  bekamen.  Die erste  

repräsentative  Nutzung  fand  schon  vor  der  Fertigstellung  statt  -  mit  Schleswig -Holstein -Bezug:  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/60plus


1895  feierte  der  deutsche  Kaiser  Wilhelm  II.  die  Eröffnung  des  Nord -Ostsee -Kanals  im  ï nach  

ihm  benannten  ï Kaisersaal.  Fast  alles  hat  den  Krieg  weitgeh end  unversehrt  überstanden.  Die  

Hamburger  hatten  Glück  ï der  Zeitzünder  der  Bombe,  die  das  Rathaus  vernichten  sollte,  steht  

heute  in  einer  Vitrine.  Alle  Räume  holzgetäfelt,  einige  mit  Marmorsäulen.  Hamburg  wollte  da-

mit  die  Eigenstaatlichkeit  der  Hansestadt  demonstrieren.  

 

Doch  das  Rathaus  ist  kein  Museum.  Alle  Räume  werden  genutzt.  Ein beeindruckender  Anblick,  

wenn  in  diesen  ĂKulissenñ die  Bürgerschaftsabgeordneten  mit  Handy  und  iPad hantieren.  Eine  

junge  Frau  ist  Bürgerschafts präsidentin.  Jürgen  Schneider,  der  Vorsitzende  von  60plus:  ĂWenn 

man  da an  die  Gemälde  der  würdigen  Herren,  die  früher  hier  wirkten,  denkt,  wird  deutlich,  

welcher  Fortschritt  bei  den  Frauenrechten  erreicht  wurde.ñ Die  Gruppe  beobachtet  eine  Bür ger-

schaftssi tzung  aus  der  Senatsloge.  Wirk t  die  Architektur  zurück  auf  die  Menschen?  Da herrscht  

Stil.  Die  Redner  sind  höflich.  Sprechen  kurz  und  verständlich.  Die  vereinbarten  Redezeiten  

müssen  eingehalten  werden.  Zwischenfragen  werden  meist  erlaubt.  Alle s ist  eben  irgendwie  

hanseatisch -  zumindes t  bei  diesem  Besuch.  

 

Übrigens  hat  das  Gruppenfoto  ein  hilfsbereiter  Polizist  der  Rathauswache  gemacht.  
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SPD  Quickborn  in  spannender  Klausur  

Ein arbeitsreiches  Wochenende  liegt  hinter  der  SPD Quickborn  bei  ihrer  jährlichen  Klausur  

in  der  Gustav -Heinemann -Bildungstätte  in  Bad  Malente.Bei  kühlen  Temperat uren  und  

herrlichem  Sonnenschein  hatten  die  Genossen  ein  umfangreiches  Arbeitsprogramm  abzuarb ei-

ten.  Natürlich  kam  dabei  der  Spaß  an  der  Arbeit  nicht  zu kurz.  

 

Vor  allen  ging  es darum,  bei  den  vielen  Themen,  die  kommunalpolitisch  auf  der  Tagesordnung  

stehe n,  die  sozi aldemokratische  Linie  beizubehalten.  Diskutieren,  Argumente  austauschen  und  

sich  am  Ende  für  eine  gemeinsame  Sache  entscheiden.  ĂIch habe  mich  wieder  einmal  über  

mein  engagiertes  Team  gefreutñ, sagt  der  Fraktionsvorsitzende  Jens-Olaf  Nuckel.  

 

Die Vorbereit ung  der  Landtagswahl  am  6.  Mai,  sowie  erste  Weichenstellungen  für  die  Kommu-

nalwahl  im  nächsten  Jahr  standen  auf  dem  Programm.  Organisatorisch  kein  Problem,  wenn-

gleich  sich  die  SPD noch  mehr  aktive  Streiter  wünschen  würde.  Ein Appell  an  alle  Quic kborner:  

ĂGestalten  Sie Ihre  Zukunft  hier  vor  Ort  mit.  Sie können  etwas  bewegenñ sagte  Enno  Hasbar-

gen,  der  Ortsvereinsvorsitzende.  

 

Zum  großen  Thema  Finanzen  entwickelte  die  Fraktion  neue  Grundsätze  der  Haushaltspolitik,  

die  helfen  sollen,  die  Finanzsituat ion  in  Quic kborn  kreativ  beherrschbarer  zu machen.  Der  Aus-

sschussvorsitzende  Dr.  Christian  Dor nis  wird  hierzu  in  naher  Zukunft  ein  Konzept  in  den  Gre-

mien  vorstellen.  

 

Schulen  und  Bildung  sind  für  die  SPD Quickborn  zentrale  Themen.  Wir  wollen  den  Erhalt  des  

Elsenseegy mnasiums  auch  bei  sinkenden  Schülerzahlen  sichern  und  fordern  deshalb  eine  Neu-

ausri chtung  des  ESG zu einem  Schulzentrum  z.B.  als  Gemeinschaftsschule  mit  gymnasialem  

Oberbau.  

Außerdem  fordern  wir,  an  diesem  Schulzentrum  endlich  eine  Aula  mit  Mens a zu bauen.  Der  

derzeitige  Zustand  ist  nicht  länger  zu akzeptieren.  Gleiches  gilt  auch  für  das  Dietrich -Bonhoef-

fer -Gymnasium.  Ein Sportgymnasium,  das  keine  ausreichenden  Sportstätten  gestellt  be-

kommt,  das  geht  einfach  nicht.  Hier  muss  mittelfristig  der  Bau  des  4.  Hal lenteiles  der  Lilli -

Henoch -Halle  in  Angriff  genommen  werden  

 

Ein engagiertes  Anlieg en  der  SPD ist  die  Weiterentwicklung  zumindest  einer  Kindertagesstätte  

zum  Familienzentrum.  Hier  werden  alle  Einrichtungen,  die  sich  um  die  Förderung,  Beratung  

https://www.spd-net-sh.de/pi/quickborn


un d Hilfen  fü r Familien  drehen,  gebündelt  und  koordiniert.  Ein spannendes  Thema,  das  in  den  

näch sten  Jahren  Schritt  für  Schritt  in  Zusammenarbeit  mit  vielen  Bürgern  erarbeitet  und  ent-

wickelt  werden  muss.  Ein schönes  Feld  für  Politik -Neueinsteiger!  

 

Ein Bürge rhaus  ist  kein  Luxus.  Es ist  ein  legitimer  Anspruch  der  Bürger  an  ihre  Stadt.  Ein Ort  

der  Bege gnung  für  vielfältige  Anlässe.  Anderenorts  ein  absolutes  Muss.  Warum  nicht  bei  uns?  

fragen  sich  die  Klausurteilnehmer  

Bis März  zieht  die  Feuerwehr  aus  dem  alten  Kino  an  der  Marktstraße  aus.  Dann  werden  wir  es 

besichtigen  können  und  mit  der  Umsetzung  unsere r Ideen  beginnen.  Wir  können  uns  vorstel-

len,  hier  einen  Verein  zu gründen,  der  die  Konzeption  entwickelt  und  gemeinsam  mit  vielen  

Quickborner  Bürgern  und  Handwerk ern  das  Projekt  realisiert.  

 

Im  Bereich  der  Jugendpolitik  wollen  wir  den  begonnenen  Dialog  mit  den  Jugendlichen  fortset-

zen  und  ihn  mit  anderen  sozialen  Projekten  vernetzen.  Leider  hat  die  CDU den  streetworker  

gestrichen,  um  Geld  zu sparen.  Ein kostenträcht iger  Irrtum  aus  unserer  Sicht.  

 

Senioren  stellen  den  größten  Anteil  der  Bevölkerung  dar  und  fi nden  politisch  die  geringste  Be-

achtung.  Das wollen  wir  ändern.  Wir  werden  noch  im  ersten  Halbjahr  2012  eine  Quickborner  

Gruppe  ĂAG60plusñ gründen  und  dann  verstär kt  die  Prob leme  der  älteren  Generation  wie  

Pflege,  Zustand  in  Heimen,  altengerechtes  Wohnen  un d Barrierefreiheit  aufgreifen  und  vor  Ort  

in  die  politischen  Entscheidungsprozesse  einbringen.  Auch  hier  sind  wieder  die  Quickborner  

aufgerufen,  aktiv  teilzunehme n.  Partei  nehmen  für  die  ältere  Generation,  auch  ohne  Parteimit-

glied  sein  zu müssen.  Wir  freue n uns  über  jeden  externen  Sachverstand  

 

Natürlich  wurden  auch  die  Ăklassischen Themen  wie  Riesenmasten,  Bahnübergang  Ellerau  und  

Fluglärm  beraten.  Dabei  haben  wir  noch  einma l unsere  bereits  gefassten  und  vielfach  veröf-

fentlichen  Positionen  bekräftigt.  

 

Bre iten  Raum  nahm  die  Frage  zur  Energieeffizienz  ein.  Die  SPD begrüßt  die  geplanten  Energie-

partnerschaften  der  Stadtwerke.  Dabei  geht  es u.a.  darum,  Menschen  für  Energieeinspar ung  

zu sensibilisieren.  Als ersten  Schritt  werden  wir  uns  bei  den  Kindertagesstätte n dafür  einset-

zen,  dass  diese  sich  offen  für  solche  Partnerschaften  anbieten.  Auch  können  wir  uns  vorstellen,  

in  Quickborn  den  Aufbau  einer  Bürgersolaranlage  zu unterstützen . 

 

Alle  Teilnehmer  waren  sich  einig,  dass  Quickborn  eine  direkte  Durchfahrt  zum  Ham burger  

Hauptbahnhof  braucht.  Wir  begrüßen  deshalb  die  Pläne  zur  Elektrifizierung  der  Strecke  Ei-

delstedt/Kaltenkirchen  unter  anderem  auch  deswegen,  weil  damit  eine  deutliche  Reduzierung  

der  Lärm -  und  Staubemissionen  verbunden  ist.  

 

 

SPD-Quickborn  

Fraktionsv orsitzender:  Jens-Olaf  Nuckel  

Ortsvereinsvorsitzender:  Enno  Hasbargen  
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Wettbewerb  ĂSport in  Deutschland  ï Aktiv  für  Integration  
und  Demokratieñ 

SPD-Bundestagsfraktion  sucht  sozial  engagierte  Sportprojekte  

 

Die  SPD-Bundestagsfraktion  ruft  Sportvereine,  I nitiativen  oder  Projekte  aus  

dem  Breitensport  auf,  sich  an  ihrem  Wettbewerb  ĂSport in  Deutsc hland  ï Aktiv  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


für  Integration  und  Demokratieñ zu beteiligen.  Gesucht  werden  Vereine  oder  Initiativen,  die  

sich  in  den  Bereichen  Integration,  Kampf  gegen  Rechts,  für  Toleranz  und  Vielfalt  besonders  en-

gagieren.  

 

ĂSport in  den  Vereinen  spielt  eine  besondere  Rolle,  wenn  es um  die  Integration  von  Menschen  

jedes  Alters  mit  Migrationshintergrund,  von  Kindern  und  Jugendlichen  aus  sozial  schwachen  

Familien  oder  von  Menschen  m it  Behinder ung  geht.  Und  ihm  kommt  eine  besondere  Bedeu-

tung  beim  Kampf  gegen  den  Rechtsextre mismus  zuñ, so der  Segeberger  Bundestagsabgeord-

nete  Franz  Thönnes.  

 

Die  SPD-Bundestagsfraktion  würdigt  deshalb  im  Rahmen  des  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  

Wettbewerbs  den  Breite nsport  und  dessen  gesellschaftspoltische  Bedeutung.  

 

ĂVereine, Projekte  oder  Init iativen  die  sich  besonders  sozial  engagieren,  die  etwas  Außerge-

wöhnliches  leisten  und  damit  ein  tolerantes  Miteinander  fördern,  gibt  es sicher  auch  im  Kreis  

Segeber g.  Es würde  mich  freuen,  wenn  sie sich  an  dem  Wettbewerb  beteiligenñ, so der  SPD-

Politiker.  

 

Interessierte  können  sich  noch  bis  zum  24.  Februar  2012  unter  www.spdfraktion.de/sport  an-

melden.  Eine  Jury  aus  Reihen  der  SPD-Bundestagsfraktion  wählt  aus  allen  Teilnehmern  drei  

Projekte  aus,  die  im  Rahmen  des  prominent  besuchten  Frühjahrsempfangs  der  Fraktion  am  26.  

März  2012  in  Berlin  ausgezeichnet  werden.  Die  Kosten  der  Anreise  und  Unterbringung  von  

max.  drei  Personen  je  Projekt  werden  übernommen.  

 

Bildquelle:  SPD-Bundestagsfraktion  
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Moderne  Technik  und  Kostenbeherrschung  im  Abwasserbe-
reich  

Sitzung  Ausschuss  für  Kommuna le Dienstleistung  (AKD)  

ĂSPD Quickborn  will  moderne  Technik  und  Kostenbeherrschung  im  Abwasserbereich  auch  

für  die  Zukunft  in  Quickborn  sicherstellenñ Karl -Heinz  Marrek,  Mitglie d der  Quic kborner  Rats-

versammlung  erläutert  die  Forderungen  der  SPD Quickborn.  

 

Nach  Ansicht  der  SPD Quickborn  wird  das  hochkomplexe  Aufgabengebiet  ĂAbwasserñ zukünftig  

die  Leistungsfähigkeit  von  Städten  der  Größenordnung  Quickborns  überfordern.  Eine  gepla nte  

Übertr agung  der  Zuständigkeit  von  den  bisher  zuständigen  Stadtwerken  auf  die Verwaltung  im  

Quickborner  Rathaus,  nimmt  die  SPD Quickborn  zum  Anlass,  eine  Beratung  im  Ausschuss  für  

Kommunale  Dienstleistungen  (AKD)  über  eine  große,  zukunftsträchtige  Lösun g zu beant ragen.  

 

Ziel  des  SPD-Antrages  ist  es,  die  Voraussetzungen,  Möglichkei ten  und  Vorteile  einer  vollständi-

gen  Übertragung  der  Zuständigkeit  an  den  Abwasserzweckverband  Südholstein  (AZV)  zu un-

tersuchen,  bevor  eine  Entscheidungen  über  eine  aufwendige  Rückübertra gung  der  Zuständig-

keit  an  die  Quickborner  Rathausverwaltung  erfolgt.  

 

Für  die  SPD Quickborn  gehört  ĂAbwasserñ zu einem  hochkomplexen  technischen  Aufgabenge-

biet,  mit  hohen  und  vielfältigen  rechtlichen,  verwaltungstechnischen  sowie  technischen  Anfo r-

derungen.  ĂDie Beratungen  in  der  Vergangenheit  haben  bereits  gezeigt,  dass  wir  im  kommuna-

len  Verwaltungsbereich  bei  einer  Stadt  unserer  Größe  an  die  Grenzen  der  Bereitstellung  not-

wendiger  personellen  Ressourcen  stoßen  ñ sagt  Karl -Heinz  Marrek  (SPD)  und  we ist  auf  we itere,  

neue  Anforderungen  an  den  Umweltschutz  und  Einführung  moderner  technischer  Maßnahmen  

zur  Steigerung  der  Energieeffizienz  im  Abwasserbereich  hin.  

 

http://www.spdfraktion.de/sport
https://www.spd-net-sh.de/pi/quickborn


ĂGleichzeitigñ, so Karl -Heinz  Marrek  (SPD)  weiter,  Ăm¿ssen wir  als  Kommunalpolitiker  sicherzu-

stellen,  dass auch  zukünftig  die  Dienstleistung  ĂAbwasserñ den  Bürger  und  Bürge rinnen  zu an-

gemessen  Gebühren  bereitgestellt  wird.ñ 

 

Die  SPD Quickborn  befürwortet  daher  die  Weiterentwicklung  des  ĂZweckverbandesñ im  Abwas-

serbereich.  In  anderen  Bereichen  hat  sich  nach  Ansicht  der  SPD Quickborn  die  Form  des  

ĂZweckverbandesñ als  effizient  und  kostenreduzierend  erwiesen.  ĂGleiches kann  auch  für  die  

Sparte  ĂAbwasserñ gelten,  wobei  mit  dem  Abwasserzweckverband  Südholstein  mit  Sitz  in  Het-

lingen  bereits  ein  bewährter  Partner  zur  Verfügung  steht  Ă hebt  Ratsherr  Karl -Heinz  Marrek  

hervor.  

 

Olaf  Nuckel,  Fraktionsvorsitzender  der  SPD Fraktion,  sieht  hier  auch  eine  Möglichkeiten  der  

Kostenreduzierung  im  Verwaltungsbereich  durch  Konzentration  der  Quickborner  Verwaltung  

auf  ihre  Kernau fgaben,  ohne  das  für  die  Bürger  und  Bürgerinnen  der  Stadt  ein  Qualitä tsverlust  

der  Dienstleistungserbringung  im  Abwasserbereich  entsteht.  

 

Für  ihn  ist  es ein  notwendiger  und  zukunftsweisender  Antrag  im  Spannungsfeld  zwischen  Auf-

rechterhaltung  kom munaler  Dienstleistungsqualität  und  Kostenbeherrschung.  ĂWo gute  Argu-

mente  zur  Dienstleistungsverbesserung  und  Kostenreduzierung  im  Fall  ĂVerwaltungs¿bertra-

gung  Hasloh  /  Bºnningstedtñ gelten,  müssen  vergleichbare,  quickbornspezifische  Möglichkeiten  

und  Zie lsetzungen  wie  bei  der  Sparte  Abwasser  /  Übertragung  an  den  AZV auf  der  Tagesor d-

nung  der  politischen  Diskussion  stehenñ, stellt  Olaf  Nuckel  fest.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Birgit  Herdejürgen , MdL -  veröffentlicht  am  08.02.2012,  13:28  Uhr  -  20925  Clicks  -  Nr.  65  

Kü rzungsmaßnahmen  bleiben  regional  unausgewogen  und  
ungerecht  

SPD unterstützt  Landesregierung  bei  Problembewältigung  

Der  bildungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Habersaat,  und  der  schulpo-

litische  Spreche r Dr.  Henning  Höppner  kündigen  Anträge  für  die  Plenarsitzung  des  Landtag s im  

Februar  an,  mit  denen  auf  die  Beseitigung  von  Defiziten  im  Bildungsbereich  hingewirkt  werden  

soll:  

 

Bildungsminister  Dr.  Klug  hat  bereits  vor  zwei  Wochen  ein  

um fangreiches  Mängel papier  für  seinen  Zuständigkeitsbe-

reich  vorgelegt  und  daraus  die  Notwendi gkeit  zusätzlicher  

Stellen  abgelei tet.  

 

Da CDU und  FDP im  Bildungsausschuss  nicht  einmal  bereit  

waren,  dieses  von  vornherein  durch  den  Minister  öffentlich  

gemachte  Papier  auch  nur  zu diskuti eren,  hat  sich  die  SPD-

Landtags fraktion  dazu  entschlossen,  dem  Minister  hilfreich  

zur  Seite  zu tre ten  und  etliche  seiner  Forde rungen  für  den  

anstehenden  Doppelhaushalt  2013/14  umzu setzen.  

 

So macht  sich  die  SPD die  Einschätzung  des  Ministers  zu ei-

gen,  dass  sich  die  Sprachförderung,  besonders  für  junge  

Menschen  aus  Famil ien  mit  Migrationshinter grund,  nicht  nur  

auf  die  Kindertagesstätte  und  die  Grundschule  beschränken  

kann,  sondern  dass  zur  Ausbildungsreife  auch  an  den  be-

rufsbildenden  Schulen  Fördermaß nahmen  ,,Deutsch  als  

Zweitsprache"  notwen dig  sind.  Die  SPD wird  deshalb  die  

https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


Landesregierung  auffordern,  zweimal  15  zusätzliche  Lehrer planstellen  im  Doppelhaushalt  vor-

zusehen.  Ebenso  unterstützt  die  SPD die  Verstetigung  der  Projekte  ,,Lesen  macht  stark"  und  

,,Math e macht  stark".  Diese  positiv  evaluierten  Projekte,  die  sich  in  erster  Linie  an  die  Gemein-

schafts -  und  Regionalschulen  richten,  verstärken  die  Motivation  der  Schüler,  aus  eigenem  An-

trieb  zu lesen  oder  zu rechnen.  Die  Landesregierung  wird  im  Antrag  der  SPD deswegen  aufge-

fordert,  zweimal  45  zusätzliche  Stellen  dafür  einzu richten.  

 

Wir  erwarten  von  dieser  Unterstützung  des  Bildungsministers  eine  Beruhigung  des  offensicht-

lich  völlig  zerrütteten  Koalitionsklimas.  Wenn  der  zuständige  Minister  Maßnahmen  als  Ăerfor-

derlichñ bezeichnet,  darf  man  im  Interesse  der  Schülerinnen  und  Schüler  nicht  mit  der  Umset-

zung  zögern.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Sönke  Rix,  MdB -  veröffentlicht  am  08.02.2012,  18:10  Uhr  -  28319  Clicks  -  Nr.  67  

Quantität  ist  nicht  gleich  Qualität  

Zu  dem  Einstellun gsstopp  im  Bundesfreiwilligendienst  aufgrund  der  

ausgeschöpften  Mittel  erklärt  der  zuständige  Berichterstatter  der  SPD-

Bundestagsfraktion  Sönke  Rix  MdB:  

 

Wir  freuen  uns  über  die  hohe  Berei tscha ft,  sich  im  Rahmen  eines  ge-

regelten  Freiwilligendienstes  zu eng agieren.  Die  aktuellen  Meldungen  

über  einen  Einstellungsstopp  beim  Bundesfreiwilligendienst  sollten  

uns  jedoch  nicht  dazu  veranlassen,  kurzfristig  mehr  Mittel  in  diesen  staatlich  organisie rten  

Freiwilligendienst  zu geben.  Stattdessen  würden  wir  es begrüßen , wenn  mehr  Plätze  innerhalb  

der  Jugendfreiwilligendienste  FSJ und  FÖJ, die  in  der  Verantwortung  der  Zivilgesellschaft  liegen  

und  von  dieser  organisiert  werden,  gefördert  würden.  Die  über  Jahrz ehnte  gewachsenen  und  

etablierten  Strukturen  im  FSJ und  FÖJ gew ährleisten  einen  Jugendfreiwilligendienst,  der  Enga-

gement  fördert  und  gleichzeitig  Bildungsdienst  ist.  Der  Bundesfreiwilligendienst  hingegen  

wurde  vor  einem  halben  Jahr  mit  der  heißen  Nade l ges trickt.  Und  die  aktuellen  Erfolgsmeldun-

gen  sind  mit  Vorsicht  zu genießen:  Wir  hören  von  Trägern,  Einsatzstellen  und  Freiwilligen  vor  

Ort  immer  wieder  von  vielen  Problemen,  Hindernissen  und  von  handwerklichen  Mängeln  bei  

der  Umsetzung  des  neuen  Dienste s,  di e zu großer  Verwirrung  und  Unsicherheit  bei  allen  Betei-

ligten  führen.  

Zudem  sehe  ich  Risiken  hinsichtlich  der  Arbeitsmarktneutralität  des  neuen  Dienstes,  insbeson-

dere  wenn  es sich  um  Einsatzplätze  für  ältere  Freiwillige  handelt.  Um  Kenntnis  darüber  zu ge-

winnen,  ob  der  Bundesfreiwilligendienst  in  ARGEN und  Jobcentern  als  arbeitsmarktpolitische  

Maßnahme  angepriesen  wird,  oder  ob  durch  den  Bundesfreiwilligendienst  gar  Arbeitsplätze  

verdrängt  werden,  haben  wir  eine  Kleine  Anfrage  an  die  Bundesregierung  ges tell t.  

So lange  diese  Fragen  nicht  geklärt  und  die  bürokratischen  Hindernisse  nicht  aus  dem  Weg  ge-

räumt  sind,  sollten  wir  den  Bundesfreiwilligendienst  nicht  ausbauen.  

Außerdem  stellen  wir  immer  wieder  fest:  Quantität  ist  nicht  gleich  Qualität.  Wir  müssen  sicher-

stellen,  dass  auch  der  Bundesfreiwilligendienst  zu einem  gro ßen  Teil  ein  Lerndienst  wird.  

Schließlich  soll  ein  Freiwilligendienst  für  alle  Seiten  ein  Gewinn  sein  -  auch  für  die  Teilnehmer  

und  Teilnehmerinnen.  Aus diesem  Grund  plädieren  wir  für  eine  Stärkung  der  etablierten  Ju-

gendfreiwilligendienste  FSJ und  FÖJ. 

Keine  Kommentare  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  09.02.2012,  20:39  Uhr  -  8616  Clicks  -  Nr.  68  

Goldene  Himbeere  fü r  de  Jager  

https://www.spd-net-sh.de/rix
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Zu  den  Äußerungen  des  CDU-Landesvorsitzenden  (beim  Neujahrsempfang  der  CDU Lübeck)  

über  die  seinerzeitigen  Schließungspläne  für  die  Universität  Lübeck  erklärt  der  hochschulpoliti-

sche  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

Der  Kost ümfundus  der  Koalition  für  die  Bühne  des  Landtagswahl-

kampf es ist  anscheinend  unerschöpflich.  Nach  dem  eisernen  Land-

grafen,  der  um  jeden  Preis  und  unbeirrt  sparen  will,  und  dem  muti-

gen  Ritter,  der  ï spät,  aber  immerhin  ï 

 

gegen  den  Drachen  Unterrichtsaus fal l die  Lanze  anlegt,  gibt  Herr  de 

Jager  jetzt  den  zerknirsc hten  Sünder,  über  den  im  Himmel  bekannt-

lich  mehr  Freude  herrscht  als  über  99  Gerechte.  

 

Angesichts  trüber  Wahlaussichten  in  Lübeck  werden  jetzt  die  Quali-

täten  der  universitären  Medizinerausbildun g in den  Himmel  gelobt.  

Recht  hat  er,  aber  das  wusste  er  alle s schon  vorher.  

Für  diese  schauspielerischen  Leistungen  wird  es weder  einen  Oscar  

noch  einen  Wahlerfolg  geben,  nur  die  Goldene  Himbeere  für  die  

schlechteste  darstellerische  Leistung.  

 

Keine  Komm enta re  

 

 

 

SPD-Segeberg  -  veröffentlicht  am  10.02.2012,  10:01  Uhr  -  27728  Clicks  -  Nr.  69  

Moderne  Infrastruktur  sichert  hohe  Mobilität  

Mobilität  in  Städten  und  Gemeinden  sowie  im  ländlichen  Raum  ist  ein  Zeichen  

von  Lebensqualität  für  die  Menschen  in  der  Region  Segeberg  West.  

Gute  Verkehrsverbindungen  ermöglichen  den  Menschen,  ihre  Arbeitsplätze  zu 

erreichen  und  am  gesellschaftlichen  Leben  teilzunehmen.  

Der  Individualverkehr,  das  eigene  Auto,  stellt  dabei  immer  noch  die  häufigste  

Art  der  Personenbeförderung  dar.  

Die  zunehmend  wichtigere  Rolle  des  öffentlichen  Personennahverkehrs  mit  

Bahn  und  Bus und  gerade  innerörtlich  dem  Fahrrad  muss  aber  zukünftig  in  den  

Planungen  noch  mehr  iim  Mittelpunkt  stehen.  

Unter  diesem  Gesichtspunkt  lädt  der  SPD-Landtagskandidat  für  den  Wahlkreis  

Segeberg -West  (u.a.  Henstedt -Ulzburg,  Kaltenkirchen  Bad  Bramstedt  und  El-

lerau)  Stefan  Weber  zu einem  Gedankenaustausch  mit  Experten  der  AKN,  der  Südholsteini-

schen  Verkehrsgesellschaft  und  des  Allgemeinen  deutschen  Fahrradclubs  ein.  Eingeladen  wur-

den  ebenfalls  die  Betreiber  des  Vereins  Bürgerbus  und  des  Stadtbusses  Kaltenkirchen.  

Themen  werden  die  Elektrifizierung  der  AKN-Strecke  A1,  die  Querverkehre  zwischen  dem  länd-

lichen  Raum  und  den  Bah nhöfen  in  zentralen  Orten  sowie  verbesserte  innerörtliche  Verkehrs-

beziehungen  sein.  Dabei  soll  auch  die  Rolle  des  Fahrrades  als  innerörtliches  Verkehrsmittel  

durchleuchtet  werden.  

Für  musi kalische  Unterhaltung  sorgt  zwischendurch  die  ĂMºnkloh Blues  Bandñ. 

Die  Veranstaltung  findet  statt  am  Freitag,  den  24.  Februar  2012  um  19.30Uhr  im  Bürgerhaus  

an  der  Beckersbergstraße  34  in  Henstedt -Ulzburg.  Stefan  Weber  lädt  alle  interessierten  Mitbür-

gerin nen  und  Mitbürger  herzlich  ein.  

Keine  Kommentare  

 

 

SPD-Schleswig -Flensburg  -  veröffentlicht  am  10.02.2012,  12:43  Uhr  -  21046  Clicks  -  Nr.  70  

SPD  SL- FL gratuliert  Torsten  Albig  

Mit  einem  klaren  Ergebnis  von  fast  97%  wurde  Torsten  Albig  von  den  Delegierten  auf  dem  

Land esparteitag  in  Lübeck  am  3.  Februar  2012  in  Lübeck  auf  Platz  1 der  Landesliste  gewählt.  

https://www.spd-segeberg.de/
https://www.spd-net-sh.de/sl


Der  Kreisverband  Schleswig -Flensburg  gratuliert  

zu diesem  hervorra genden  Ergebnis.  

Der  Landespa rteitag  verabschiedete  das  Regie-

rungsprogramm.  Der  Kreis  Schleswig -Flens burg  

findet  sich  in  diesem  Programm  wieder.  Viele  Än-

derungsanträge  des  Kreisverbandes  SL-FL zu den  

Themen  Bildung,  Pflege,  Arbeitnehmer -  und  Mit-

bestimmungsinteressen,  ländliche  Räume  und  

Umwelt  wurden  berücksichtigt.  Andere  Anträge  

wie  zum  Beispiel  zum  Mit bestimmungsgesetz  

(Wahl  eines  Hauptpersonalrates  bei  den  Universi-

täten),  zu den  Landesstraßen  und  der  Verkehrsinf-

rastruktur  finden  sich  in  diesem  Programm  nicht  

wieder.  Diese  Anträge  wurden  an  die  Landtags-

fraktion  überwiesen.  

 

Über  die  Platzierungen  unsere r Direktkandidaten  auf  der  Landesliste  können  aus  Sicht  des  

Kreises  SL-FL nicht  zufrieden  sein.  Birte  Pauls  kam  auf  den  Listenplatz  14,  Ralf  Wrobel  auf  

Platz  31  und  Jens Maßlo  auf  Plat z 35.  

 

Die  ländlichen  Kreise  Schleswig -Flensburg,  Nordfriesland  un d Dith marschen  sind  mit  nur  3 

Kandidaten  unter  den  ersten  26  Listenplätzen  vertreten.  Das ist  mehr  als  enttäuschend.  

 

Für  uns  gilt  es nun,  unsere  Kandidaten  im  Wahlkampf  zu unterstützen,  dam it  wir  alle  3 Wahl-

kreise  direkt  gewinnen  können.  

 

Wenn  die  Bürgeri nnen  und  Bürger  in  unserem  Kreis  den  Politikwechsel  wollen,  gibt  es nur  eine  

Lösung:  Sie  müssen  unsere  SPD-Kandidaten  am  6.  Mai  2012  wählen.  

Keine  Kommentare  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffent licht  am  10.02.2012,  13:55  Uhr  -  7126  Clicks  -  Nr.  71  

Torsten  Albig:  Wir  brauchen  einen  Paradigmenwechsel  

 

Zur  Diskussion  über  den  Unterrichtsausfall  an  Schleswig -Holsteins  Schul en  erklärt  der  Kandidat  

der  SPD für  das  Amt  des  Ministerpräsidenten,  Torsten  Albig:  

ĂWir brauchen  einen  Paradigmenwechsel  in  der  Schulpolitik  unseres  Landes.  Wir  brauchen  eine  

Schulpolitik,  die  wieder  die  pädagogische  Arbeit  in  den  Mittelpunkt  stellt  und  den  Zusammen-

hang  zwischen  guter  Bildung,  volkswirtschaftlicher  Stärke  und  solid en  Finanzen  deutlich  macht.  

 

Wir  brauchen  eine  Schulpolitik,  die  verlässlich,  vertrauensvoll  und  vorsorgend  ist.  

 

Die  anhaltenden  Berichte  über  den  Unterrichtsausfall  an  unseren  Schulen  zeigen,  dass  die  

Schulpolitik  der  amtierenden  Regierung  aus  CDU und  FDP gescheitert  ist.  Diese  Schulpolitik  

stellt  sich  nur  noch  als  kostspieliger  Reparaturbetrieb  dar.  Es gibt  keine  Leitlinien,  kein  lang-

fristiges  Konzept.  Der  schwarz -gelbe  Aktioni smus  kurz  vor  der  Landtagswahl  offenbart,  dass  

die  Annahme,  man  könn e ohne  Kon sequenzen  die  Mittel  für  unsere  Schulen  kürzen,  schlicht  

falsch  war  und  bleibt.  CDU und  FDP sparen  nicht,  sondern  ruinieren  mit  ihrer  Kürzungspolitik  

unsere  Schulen  und  gefährden  damit  die  Zukunftschancen  unserer  Kinder  und  Enkelkinder.  

Das bedeu tet  am  Ende höhere  Schulden  für  die  nächste  Generation.  

 

Die  einzige  Partei,  die  den  Mut  hat,  konkrete  Zusagen  zur  Entwicklung  und  Lehrerausstattung  

unserer  Schulen  zu machen,  ist  die  SPD. Die  strukturelle  Antwort  auf  die  Frage  nach  verlässli-

cher  und  guter  Unterrich tsversorgung  ist,  die  Hälfte  aller  durch  den  Schülerrückgang  frei  wer-

denden  Lehrerstellen  wieder  zu besetzen.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


 

Es ist  die  SPD, die  begriffen  hat,  dass  unsere  Schulen  Verlässlichk eit  

und  Berechenbarkeit  brauchen.  Es ist  meine  Partei,  die  weiß,  dass so-

lide  und  vorsorgende  Finanzpolitik  langfristig  nur  mit  Investitionen  in  

Bildung  und  Betreuung  funktionieren  kann.  Ich  werde  als  schleswig -

holsteinischer  Ministerpräsident  dafür  Sorge  t ragen,  dass  wieder  mehr  

Lehr - , Lern -  und  Lebensfreude  in  unsere  Schu len  kommt . Dafür  wird  

die  kommende  Landesregierung  stehen.ñ 
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SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  11.02.2012,  08:36  Uhr  -  10152  Clicks  -  Nr.  72  

Internetauftritt  zur  Landtagswahl  2012  

Liebe  Genossinnen  und  Genossen,  

bitte  unterstützt  den  Wahlkampf  unserer  Kandidatinnen  

 

-  Anette  Langner  und  

-  Regina  Poersch  

 

auch  auf  der  Homepage  euers  Ortsvereins  

Z.B.  wie  auf  der  Internetseite  des  Kreisverbandes: Kreisverband  Plön  

Selbstverständlich  könnt  ihr  auch  eigene  Ideen  einbringen.  

Für  weitere  Anregungen  bin  sehr  dankbar.  

Im  Kommentarbereich  zu diesem  Artikel  oder  per  mail  an  gerd.cornelsen @ki.tng.de . 

könnt  ihr  uns  euere  Vorschläge  mitteilen.  

 

Vielen  Dank!  

 

Gerd  Corne lsen  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  11.02.2012,  23:09  Uhr  -  8880  Clicks  -  Nr.  73  

Mitten drin  statt  außen  vor  

Begegnungsstätte  Neuschönningstedt,  14.2.201 2,  18.00  Uhr  

Im  Dezember  2006  beschlossen  die  Vereinten  Nationen,  dass  die  allgemeinen  

Menschenrechte  um  den  Schutz  der  Menschen  mit  Behinderungen  erweitert  wer-

den  sollen.  Deutsc hland  gehört  zu den  Staaten,  die  sich  schon  2009  als  eines  

der  ersten  Länder  verpflichteten,  den  2008  in  Kraft  getretenen  Beschluss  umzu-

setzen.  Menschen  mit  Behinderungen  wollen  keine  Sonderrechte  erhalten.  

 

 

Sie sollen  aber  genau  wie  alle  anderen  teilhabe n.  Das bedeu tet,  dass  sie  auf  die  gleichen  Schu-

len  gehen  und  ihnen  Ausbildung  und  Arbeit  genauso  offen  stehen  wie  allen  anderen.  Werkstät-

ten  und  Förderschulen  nur  für  Menschen  mit  Behinderungen  sollen  zukünftig  die  Ausnahme  

sein.  Jeder  Mensch  bestimmt,  wie  er  wohnen  und  arbeiten  möchte.  

 

In  vielen  Fällen  wird  für  ein  selbstbestimmte s Leben  Unterstützung  nötig  sein.  Sie muss  bereit  

gestellt  werden.  Und  natürlich  müssen  Gebäude,  Straßen  und  Plätze  barrierefrei  umgebaut  

werden,  damit  sie  von  allen  Menschen  beq uem  benutzt  werden  können.  Wir  konnten  in  Regie-

rungsverantwortung  viel  erreich en,  aber  es gibt  leider  immer  noch  zu viele  Barrieren.  Diese  

müssen  abgebaut  werden.  Das geht  nur  gemeinsam!  Die  SPD-Bundestagsfraktion  hat  dazu  mit  

https://www.spd-net-sh.de/ploen
http://spd-net-sh.de/ploen/
mailto:gerd.cornelsen@ki.tng.de
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


den  Verbänden  von  Menschen  mi t  Behinderun gen  ein  umfassendes  Positionspapier  erarbeitet.  

 

Wir  wollen  mit  Ih nen  und  mit  Fachleuten  aus  der  Politik  sowie  Betroffenen  über  die  Umsetzung  

diskutieren.  Mit  dabei:  Franz  Thönnes,  MdB,  Parl.  Staatssekretär  a.D.,  Silvia  Schmidt,  MdB,  

Behinderte nbeauftragte  der  SPD-Bundestagsfraktion,  Volker  Müller,  SPD-Fraktionsvorsitzen der  

Reinbek,  Ursula  Brandt,  Behindertenbeauftragte  der  Stadt  Reinbek,  Gesa Tralau,  Forum  der  

SPD Stormarn  für  Menschen  mit  Behinderungen.  Moderation:  Martin  Habersaat,  MdL,  SPD-  

Kreisvorsitz ender  Stormarn.  

Keine  Kommentare  
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74  

Neuer  Vorsitzender  bei  der  SPD  in  Reinbek  

Nach  den Rücktritten  von  Klaus -Peter  und  Sabine  Puls hatte  die  SPD Reinbek  auf  ihr er  Mitglie-

derversammlung  einige  Weichenstellungen  vorzunehmen:  Der  bisherige  zweite  Vorsitzende  

René  Wendland  wurde  einstimmig  zum  neuen  Vorsitzenden  der  Reinbeker  Sozialdemokraten  

gewählt,  seine  Stellvertreterin  wurde  Anne  Becker.  Neuer  Schatzmeister  ist  Gerd  Prüfer.  Im  

weiteren  Verlauf  des  Abends  berichtete  der  Landtagsabgeordnete  Martin  Habersaat  angesichts  

der  nahenden  Landtagswahl  über  Ă22 Kieler  

Köpfe  -  

 

Personen  und  Perspekti ven  in  Kielñ. 

 

Im  Namen  des  Ortsvereins  bedankte  sich  Anne  

Becker  bei  Klaus -Peter  und  Sabine  Puls für  die  

geleistete  Arbeit.  ĂEs ist  sehr  schade  und  wird  

uns  schwerfallen,  uns  nun  an  eine  SPD Reinbek  

ohne  Familie  Puls an  erster  Stelle  zu gewºhnenñ, 

sagte  sie.  Andererseit s war  man  froh,  einen  ge-

eigneten  Nachfolger  für  Klaus -Peter  Puls parat  zu 

haben:  René  Wendland,  der  neue  Mann  an  der  

Spitze,  ist  28  Jahre  alt  und  Diplom -Verwaltungs-

wirt.  Seit  2009  vertritt  er  die  Interessen  Rein-

beks  im  Stormarner  Kreistag,  er  war  bisher  Pulsó Stellvertreter.  

Wie  ist  die  politische  Stimmung  im  Land e? Welche  Personen  und  Parteien  werden  nach  der  

Wahl  die  Geschicke  des  Landes  lenken?  Diesen  und  anderen  Fragen  ging  Martin  Habersaat  

nach.  Dabei  erläuterte  er  den  auch  den  bei  der  SPD im  Lande  ein geleiteten  Generationswech-

sel,  dessen  Teil  der  34jährige  Bildungspolitiker  selbst  ist:  Mit  ihm  auf  Listenplatz  5 und  Tobias  

von  Pein (26,  Lütjensee)  auf  Listenplatz  17  haben  zwei  junge  Stormarner  sichere  Listenplätze  

erhalten.  Hinzu  kommen  Serpil  Midyatli  (36)  auf  Listenplatz  2,  sowie  Simone  Lange  (35,  Flens-

burg)  und  die  Norderstedterin  Katrin  Fedrowitz  (39)  auf  den  Plätzen  18  und  20.  Sie alle  haben  

gute  Chancen,  Mitglieder  einer  Regierungsfraktion  zu werden:  SPD, Grüne  und  SSW liegen  in  

Um fragen  momentan  weit  vor  der  CDU.  

Foto:  Gerd  Prüfer,  Anne  Becker,  René  Wend land,  Martin  Habersaat  
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Ökologischer  Lan dbau  ist  der  beste  Klimaschutz  

Zur  Vorstellung  eines  neuen  Modells  zum  Vertragsklimaschutz  in  der  Landwirtschaft  durch  

Landwirtschaftsministerin  Dr.  Juliane  Rumpf  sagt  der  agrarpolitische  Sprecher  der  SPD-Land-

tagsfraktion,  Lothar  Hay:  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/ufo


Die  Landwirtschaft  ist  einerseits  durch  den  Klimawandel  besonders  betroffen,  andererseits  

trägt  sie  durch  die  Emission  klimarelevanter  Treibhausgase  selbst  stark  zum  Klimawandel  bei.  

Es ist  daher  gut,  wenn  durch  neue  Ideen  im  Vertragsklimaschutz  der  Aussto ß von  Treibhausga-

sen  in  der  Landwirtschaft  gesenkt  werden  kann.  Dies  steht  im  Einklang  mit  den  Eckwerten  der  

neuen  europäischen  Landwirtschaftspolitik,  die  von  der  Landwirtschaft  mehr  gesellschaftliche  

Leistungen  als  nur  die  Produktion  von  Nahrungsmitteln  einfo rdert.  

Angesicht s dieses  guten  Ansatzes  ist  es völlig  unverständlich,  dass  Schleswig -Holstein  als  ein-

ziges  Bundesland  die  dauerhafte  Förderung  des  ökologischen  Landbaus  eingestellt  hat.  Im  öko-

logischen  Landbau  werden  nicht  nur  regionale  Lebensmittel  von  hoher  Qualität  erz eugt,  er  ver-

zichtet  auch  auf  chemisch -synthetische  Düngemittel  und  erbringt  viele  Leistungen  im  Klima - , 

Natur -  und  Bodenschutz,  die  im  Vertragsklimaschutz  (z.  B.  durch  ein  ĂD¿ngemittelmanage-

mentñ) teuer  bezahlt  werden  müssen.  

Wir  werde n die sen  Irrweg  der  gespaltenen  Landwirtschaftspolitik  beenden.  Der  ökologische  

Landbau  ist  der  beste  Klimaschutz  in  der  Landwirtschaft  und  muss  in  Schleswig -Holstein  wie-

der  dauerhaft  gefördert  werden.  

Keine  Kommentare  
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Die  lange  Nacht  der  guten  Bildung  

Drei  Themenblöcke  diskutierte  die  SPD Barsbüttel  auf  ihrer  ĂLangen Nacht  der  guten  Bildungñ. 

Jewe ils  etwa  30  Interesssente n waren  dabei.  Etwas  mehr  Zulauf  hätten  sich  die  Organisatoren  

gewünscht,  trotzdem  zeigten  sie  sich  zufrieden.  Hermann  Hanser,  der  Vor sitzende  der  SPD-

Fraktion  in  der  Barsbüttler  Gemeindevertretung:  ĂEs war  gut,  mal  so viel  Zeit  zu haben,  um  die  

Bildungsan gebote  in  Barsbüttel  gemeinsam  mit  Eltern  und  den  Praktikern  vor  Ort  zu diskutie-

ren.  

Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  Sprecher  der SPD-Landtagsfraktion,  ergänzt:  ĂEs ist  uns  

gelungen,  wissenschaftliche  Betrachtungen  und  lan-

despolitische  Vorha ben  auf  die  örtliche  Ebene  herun-

ter  zu brechen.ñ Fazit:  Barsbüttel  steht  gut  da,  kann  

aber  noch  besser  werden.  

 

U3 und  Kita  

Den  Auftakt  machte  Dr.  Inga  Bodenburg;  die  Bil-

dungsforscherin  erklärte,  wie  Lernen  funktioniert,  

unterstrich  die  Bed eutung  der  ersten  drei  Jahre  in  

der  Entwicklung  eines  Kindes  (Ăam wichtigsten  ist  

der  Anfangñ) und  erklärte  die  Bedürfnisse  eines  jun-

gen  Gehirns,  das  alles  Dar gebotene  und  Erlebte  wie  

ein  Schwamm  aufsauge.  Jedes  Kleinkind  sei  auf  per-

sönliche  Bindungen  ange wiesen  und  sollte  viel  Be-

wegung  erfahren.  Von  diesen  Überlegungen  ausgehend  beschrieb  sie  eine  optimal  ausgestat-

tete  U3-Gruppe,  in  der  es beispielsweise  mehrer e von  den  Kindern  selbst  zu erklimmende  Hö-

henebenen,  viele  Fenster  und  Gucklöcher  geben  müsse.  Auch räumte  sie  mit  dem  Vorurteil  

auf,  dass  ein  Kind  am  besten  immer  bei  der  Mutter  sei:  ĂNat¿rlich spielt  die  Mutter  eine  wich-

tige  Rolle,  aber  jedes  Kind  kann  sich  leicht  bis  auf  fünf  Bezugspersonen  einstellen.  Selbst  die  

beste  Mutter  kann  nicht  alles  leist en,  was  ein  gutes  Team  leisten  kann.ñ Joachim  Hahne,  zu-

ständig  für  die  Barsbüttler  Kindertagesstätten,  konnte  berichten,  dass  die  meisten  dieser  An-

forderungen  in  den  Barsbüttler  Einrichtungen  umgesetzt  werden.  Er wünschte  sich  jedoch  für  

seine  MitarbeiterI nnen  mehr  Zeit  für  Fortb ildung  und  Supervision.  

 

Grundschule  und  Hort  

Martin  Habersaat,  1983 -1987  selbst  Schüler  der  Grundschule  Barsbüttel,  erläuterte  eingang s 

einige  Fachbegriffe,  die  mit  der  Entwicklung  des  Grundschulbereichs  verbunden  sind:  verlässli-

che Grundschule,  offene  un d gebundene  Ganztagsschule  und  Hort,  um  nur  einige  zu nennen.  

Reinhard  Kuhl,  Schulleiter  der  Grundschule  Barsbüttel  und  seit  bald  40  Jahren  im  Schuldienst,  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/barsbuettel


fasste  seine  Erfahrungen  mit  der  Bildungspolitik  der  vergangenen  Jahre  zusam men  und  äu-

ßerte  zwei  Wün sche:  Erstens  solle  mehr  Wert  auf  Bildung  und  Erziehung  in  jungen  Jahren  ge-

legt  werden,  zweitens  solle  die  Politik  die  Schulartempfehlu ng  am  Ende  von  Klasse  vier  ab-

schaffen:  ĂDa gibt  es noch  Haupt -  und  Realschulempfehlungen.  obwohl  es diese  Schularten  gar  

nicht  mehr  gibt.ñ Regina  Meyer -Brookman  stellte  das  Konzept  der  Ampelmännchen  vor,  die  in  

Kooperation  mit  der  Grundschule  die  Ergänzung szeiten  am  Vormittag  und  die  Betreuung  am  

Nachmittag  organisieren.  Sie freute  sich  über  das  erfol greiche  Wachstum  der  Amp elmännchen  

in  den  vergangenen  Jahren  und  hatte  schon  wieder  neue  Ziele:  Künftig  wollen  die  Ampelmänn-

chen  vermehrt  Angebote  für  Eltern  m achen.  

 

Erich  Kästner  Gemeinschaftsschule  

Das Ălªngere gemeinsame  Lernenñ ist  das  Ziel  sozialdemo kratischer  Bildungspolit ik.  Individu-

elle  Förderung  und  nicht  das  Sortieren  von  Schülern  solle  im  Mittelpunkt  pädagogischen  Han-

delns  stehen,  beschrieb  Martin  Habersaat  die  Zielsetzung.  In  Barsbüttel  findet  das  längere  ge-

meinsame  Lernen  an  der  Gemeinschaftss chule  statt.  Schulleiter  Hartmut  Johann  und  sein  

Stellvertreter  Thorsten  Schöß -Marquardt  erläuterten  die  wissenschaftliche  Grundlage  der  Ge-

meinschaftsschule:  Ausgangspunkt  waren  die  PISA-Studien  und  Darstellungen  von  Prof.  An-

dreas  Schleicher.  Die  Erich -Kästner -Schule  hat  die  notw endigen  Konsequenzen  aus  den  Stu-

dien  gezogen  und  ein  Konzept  für  langes  gemeinsames  Lernen  umgesetzt.  Mit  große m  Erfolg,  

wie  auch  die  anwesenden  Schüler  des  nächsten  Abiturjahrgangs  bestätigen.  Hanser  brachte  es 

auf  den  Punkt:  ĂSoziale  Chancengleichheit  fü hrt  bei  einem  fördernden  und  nicht  selektierende n 

Schulwesen  zu einer  größeren  Leistungsbereitschaft  und  ïfähigkeit  aller  Bürger  in  uns erer  Ge-

sellschaft.  Diese  benötigen  wir,  um  unseren  Lebensstandard  in  Deutschland  halten  zu können .ñ 

 

In  den  Pausen  zwisch en  den  Themenblöcken  gab  es die  Gelegenheit  für  viele  Gespräche  unter  

den  Anwesenden,  bei  einem  Imbiss  oder  einem  Glas Wein  wurde  manch e Idee  diskutiert  und  

mancher  Plan für  die  kommenden  Monate  geschmiedet.  Fazit  der  SPD Barsbüttel :  ĂWir können  

uns  gut  vo rstellen,  das  zu wiederholen.  

Keine  Kommentare  
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Eine  glatte  Fünf!  

 

Seine  erste  spontane  Reaktion:  ĂWer  hätte  gedacht,  dass  ich  mich  mal  über  eine  Fünf  freue...ñ 

Der  Barsbütteler  Martin  Habersaat  (34),  bildungspolitischer  Sprecher  der  SPD-Fraktion  im  

Schleswig -Holsteinischen  Landtag,  hatte  am  vergangenen  Samstag  allen  Grund  zur  Freude,  

denn  er  wurde  von  den  Delegierten  mit  überwältigender  Mehrheit  auf  Platz  5 der  Landesliste  

gesetzt.  

Eine  tolle  Bestätigung  für  seine  Arbeit  in  den  ve rgangenen  Jahren.  Barsbüttels  SPD-Chef  Her-

mann  Hanser  (links)  ist  stolz:  ĂMit diesem  Votum  unterstr eicht  die  SPD einmal  mehr  ihr  Enga-

gement  in  Sachen  Bildung  ï eine  der  wichtigsten  Herausforderungen  unserer  heutigen  Gesell-

schaft.ñ Tatsächlich  wird  das  Them a Bildung  den  Hauptschwerpunkt  im  kommenden  Wahl-

kampf  bilden.  Sowohl  Spitzenkandidat  Thorsten  Albig , als  auch  der  Landesvorsi tzende  Ralf  

Stegner  betonten  in  ihren  Parteitagsreden,  dass  sich  dringend  mehr  um  Kitas,  Schulen  und  

auch  die  Hochschulen  gekümmert  werden  muss.  

 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/barsbuettel


Paul  Donning  (rechts  im  Bild),  SPD-Vorsitzender  aus  Stemwarde,  

fügt  hinzu,  dass  er  in den  nächsten  Wochen  mit  seinen  Kollegen  

aus  Reinbek,  Glinde  und  Wentorf  gemeinsam  über  die  Umset-

zung  der  Bildungspläne  in  Storman  diskutieren  will:  ĂOb Reinbek,  

Glinde,  Wentorf,  Barsbüttel  oder  Oststeinbek:  Unsere  Bildungs-

einrichtungen  stehen  vor  vielfäl tigen  Herausforderungen.  Sie 

brauchen  jetzt  Initiativen,  Unterstützung  und  Antworten  aus  der  

Politik.ñ Hanser  und  Donning  sehen  in  der  guten  Platzierung  Ha-

bersaats  einen  perfekten  Auftakt  für  den  anstehenden  Landtags-

wahlkampf  und  freuen  sich  auf  den  Dialog  mit  den  Wählerinnen  

und  Wählern  in  den  kommenden  Monaten.  
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Astrid  Huemke  jetzt  im  Fraktio nsvorstand  

Im  Rahmen  unse rer  Klausurtagung  Ende  Januar  2012  in  Malente  haben  wir  auch  die  Be-

setzung  unseres  Fraktionsvorstandes  diskutiert.  Die  lange  frei e Position  als  Stellvertreter  

wurde  neu  besetzt.  

 

Wir  freuen  uns,  mitteilen  zu können,  dass  Ratsfrau  Astrid  Huemke  einstimmig  als Stellvertrete-

rin  in  den  Fraktionsvorstand  gewählt  wurde.  Astrid  Huemke  hat  sich  viel  für  die  sozialen  The-

men  und  Probleme,  ins besondere  für  die  Schaffung  neuer  Krippenplätze  in  Quickborn  einge-

setzt  und  wird  diese  Themen  als  Spr echerin  besetzen.  

Keine  Ko mmentare  
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Der  Patienten -Ombudsverein  S- H 

Kostenloser  Rat  im  Gesundheitssystem  

Kostenloser  Rat  im  Gesundheit ssystem:  Der  Patienten -Ombudsverein  S-H 

Vielen  Menschen  fällt  es immer  schwerer,  sich  in  unserem  komplizierten  Sozial -  und  Gesund-

heits -system  zurechtzufinden.  Warum  verschreibt  mir  mein  Arzt/meine  Ärztin  nicht  mehr  das  

gewohnte  Medikament?  Warum  bekomme  ich keinen  Termin  bei  meinem  Facharzt?  

Wer  hilft  mir  bei  meinem  Konflikt  mit  dem  Pflegedienst  wegen  der  Betreuung  meiner  Mutter?  

Warum  zahlt  meine  Kranken -kasse  nicht?  Wieso  muss  ich  mir  eine  schlechte  Behandlung  im  

Krankenhaus  gefallen  lassen?  Solche  und  ähnliche  Fragen  und  daraus  mögliche  Konfli kte  las-

sen  Patienten  oft  verärgert  und  ratlos  zurück.  Dabei  ist  es gerade  in  so persönlichen  Angele-

genheiten  wie  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Gesundheit  wichtig,  dass  zwischen  PatientIn-

nen  und  Ămedizinischen Leistu ngserbringernñ ein  möglichst  vertrauensv olles  Verhältnis  be-

steht.  Der  gemeinnützige  Patientenombudsverein  mit  Sitz  in  Bad  Segeberg  hat  sich  vor  rund  

15  Jahren  gegründet,  um  im  Falle  solcher  Probleme  zu vermitteln,  zu schlichten  und  Lösungen  

für  beide  Seite n zu entwickeln.  Im  Auftrag  des  Vereins,  hinter  dem  viele  Akteure  aus  allen  Be-

reichen  des  Gesundheitswesens  im  Lande  stehen,  schalten  sich  zur  Konfliktlösung  auf  Wunsch  

der  Ratsuchenden  sog.  Ombudsleute  ein,  die  frei  von  Weisung en Dritter  versuchen,  den  Sach-

verhalt  aufzuklären,  zu vermitteln  und  zu einem  für  alle  Seiten  Ăbefriedendenñ Ergebnis  zu 

kommen.  Die  Ombudsmänner  und  - frauen  sind  ausschließlich  ehrenamtlich  tätig,  zumeist  

Fachleute  aus  dem  Gesundheitswesen  oder  Pastoren  -  Menschen  mit  großer  Lebense rfahrung,  

denen  man  sich  anvertrauen  kan n.  Seit  November  letzten  Jahres  ist  unsere  frühere  Minister-

präsidentin  Heide  Simonis  Vorsitzende  des  Vereins.  Der  Rat  und  die  Unterstützung  der  Om-

budsleute  ist  kostenlos  und  steht  allen  Patientinnen  und  Patienten  off en.  

Die  Ombudsleute  sind  telefonisch  err eichbar  unter  der  einheitlichen  Rufnummer  01805  /  

https://www.spd-net-sh.de/pi/quickborn
https://www.spd-rd-eck.de/


235383,  für  Probleme  aus  dem  Bereich  der  Pflege  01805  /  235384.  

Wer  lieber  schreiben  will  oder  nähere  Informationen  haben  möchte:  

 

Die  Anschrift  der  Geschäftstelle  lautet  

Verein  Patientenombudsmann/frau  S-H e.V.  

Bismarckallee  8-12  

23795  Bad  Segeberg  

 

Tel.  04551 -  803 -224  oder  -198  

email:ombusverein@aeksh.org  Homepage:  http://  www.ombu dsmann -sh.de  
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AfA  SL-FL  solidarisch  mit  den  Streikenden  der  Damp  Holding  

Die  AfA  Schleswig -Flensburg  unterstützt  solidarisch  die  

Gewerkschaft  ver.di  und  ihre  Mitglieder  bei  den  Warn-

streiks  im  Bereich  der  Damp  Holding.  Vor  der  Übernahme  

durch  die  Helios  GmbH  bei  der  Damp  Holding  gestalten  

sich  die  Tarifauseinandersetzungen  mit  der  Helios  Gruppe  

als  sehr  schwierig.  Der  Arbeitgeber  ist  nicht  bereit,  mit  

der ver.di  einen  neuen  Tarifvertrag  auszuarbeiten.  

 

Unter  anderem  haben  am  14.  Februar  2012  von  06.00  

Uhr  morgens  bis  22.00  Uhr  Warnstreiks  in  Kliniken  der  

Damp  Holding  stattgefunden.  So auc h in  Schleswig.  Bei  

einer  Demon stration  durch  die  Schleswiger  Innens tadt  beteiligten  sich  über  650  Streikende  des  

Martin -Luther -Krankenhauses  und  Schlei -Klinikums,  um  ihren  Unmut  gegenüber  der  starren  

Haltung  ihren  Arbeitgeber  zu zeigen.  

 

Lassen  wir  es nic ht  zu,  dass  die  unter  zunehmend  schweren  Bedingungen  Beschäftigten  in der  

Pflege  der  Krankenhäuser  und  ihnen  angegliederten  Einrichtungen  ihre  durch  die  Gewerkschaft  

ver.di  erkämpften  Rechte  verlieren.  

 

Die  AfA  Schleswig -Flensburg  unterstützt  die  Warnstrei kenden  solidarisch!  

 

Foto:  ver. di  

Auf  dem  Foto:  MdL Birte  Pauls  auf  dem  Demonstrationszug  durch  die  Schleswiger  Innenstadt  
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Vom  Umweltschützer  zum  Klimaleugner  

Michael  Müller,  der  Bundesvorsitzende  der  Naturfreunde  Deutschland  e.V.  setzt  sich  

intensiv  mit  Äußerungen  von  Fritz  Vahrenholt,  dem  ehemali gen  Hamburger  Umwelt-

senator  zum  Thema  Klimaerwärm ung  auseinander:  

Der  Klimaschutz  ist  eine  Menschheitsherausforderung , er  darf  deshalb  kein  Tummelfeld  für  

Wichtigtuer  sein.  Doch  ausgerechnet  der  frühere  Umweltschützer  und  heutige  RWE-Manager  

Fritz  Vahrenholt  schürt  populistische  Vorurteile,  ist  gleichsam  ein  Klima -Sarrazin.  

https://www.spd-net-sh.de/sl/afa
https://www.spd-net-sh.de/ufo


Zweifellos  ha t  sich  Vahrenholt  in  den  1970er -  und  80er -Jahren  durch  die  Aufklärung  chemi-

scher  Gefahren  (ĂSeveso ist  ¿berallñ) und  durch  seine  Tätigkeit  im  

Umweltbundesamt  Ver dienste  erworben.  Danach  ist  er  jedoch  zu ei-

nem  Lautsprecher  ökonomischer  Anpassung  und  zu ein em  Vorreiter  

der  Verharmlosung  gewo rden.  Aus  dem  Atomkraftgegner  wurde  ein  

Befürworter  der  Laufzeitverlängerung,  aus  dem  scharfen  Kritiker  der  

Umweltzerstörung  ein  Klimaleugner.  

Zum  Artikel  ....  
Keine  Kommentare  
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Vom  Abwickeln  und  Einwickeln  

 

Ehrendok torwürde  für  Ministerin  Annette  Schavan?  

 

Im  Rahmen  des  Jahresempfangs  der  Universität  zu Lübeck  am  13.  April  soll  der  Bun desminis-

terin  für  Bildung  und  Forschung,  Frau  Prof.  Dr.  Annette  Schavan,  die  Ehrendoktorwürde  ver lie-

hen  werden.  Dazu  sagt  Mar tin  Habe rsaat,  der  hochschul-

politische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion:  

 

 

Wenige  Tage  vor  der  Landtagswahl  verleiht  der  Senat  

der  Universität  zu Lübeck  einer  prominenten  CDU-Politi-

kerin  die  Ehrendoktorwürde.  Das ist  ein  intere ssanter  

Zeitpunkt,  der  aus  Sicht  des  Wählkämpfers  zu kritisieren  

sein  könnte  und  den  man  sich  merken  sollte.  

 

Abgemildert  wird  dieser  Umstand  jedoch  durch  den  

Grund  der  Ehrung.  Frau  Schavan  musste  die  Universität  

Lübeck  gegen  den  schleswig -holsteinischen  Wissen-

schaftsminister  de Jager (CDU)  verteidigen.  Der  hatte  2010  vor,  die  Medizinerausbildung  in  

Lübeck  einzustellen  und  die  Lübecker  Uni  abzuwickeln  ï jedenfalls  tat  er  so;  aus  Koaliti onskrei-

sen  verlautete,  es sei  nicht  um  das  Abwickeln  der  Universität,  sondern  um  das  Einwickeln  der  

Forschun gsministerin  gegangen.  

 

Das Ergebnis  stimmte:  Die  Universität  zu Lübeck  wurde  gerettet.  Wenn  der  Preis  dafür  ein  Eh-

rendoktorhut  für  Frau  Schavan  ist,  sei  er  ihr  gegönnt.  Herzlichen  Glückwunsch!  
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Milcherzeuger  nach  dem  Auslaufen  der  Quote  nicht  im  Regen  
stehen  lassen!  

Straßburg:  Milcherzeuger  in  ganz  Europa  können  sich  künftig  zu Erzeugerorgan isa-

tionen  zusammenschließen,  die  stellvertretend  für  sie Preisverhandlungen  mit  den  

verarbeitenden  Betrieben  führen  können.  Eine  entsprechende  Regelung  zur  Verbes-

serung  der  Verhandlungspositi on  von  Milchbauern  ist  Bestandteil  der  Verordnung  

zu den  Vertrags beziehungen  im  Milchsektor,  der  das  Europäische  Parlament  am  

Mittwoch  mit  Mehrheit  zugestimmt  hat.  

ĂDie jetzt  beschlossene  Verordnung  allein  wird  allerdings  nicht  ausreichen,  um  nach  

http://www.spd-net-sh.de/ufo/index.php?mod=content&menu=1103&page_id=9403
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/rodust


dem  Ausl aufen  der  Quote  für  fair e Milchpreise  zu sorgenñ, betonte  die  SPD-Europaabgeordnete  

Ulrike  Rodust  am  Rande  der  Abstimmungen  in  Straßburg.  Der  nach  Trilog -Verhandlungen  zwi-

schen  den  EU- Institutionen  gefundene  Kompromiss,  stelle  noch  keine  ausreichende  Stärk ung  

der  Milcherzeuger  dar.  

 

ĂIch hätte  mir  sehr  gewünscht,  dass  wir  verpflichtende  Verträge  zwischen  Milcherzeugern  und  -

abnehmern  in  allen  Mitgliedstaaten  hätten  durchsetzen  können,  um  so die  Position  der  milch-

erzeugenden  Betriebe  wirklich  stärken  zu könn en.  Die  Mitgliedstaaten  und  die  EU-Kommission  

haben  sich  jedoch  dagegen  mit  Händen  und  Füßen  gewehrt  ñ, erläuterte  die  agrarpolitische  Ex-

pertin  der  SPD-Europaabgeordneten.  

 

Der  Kompromiss  sieht  nun  vor,  anders  als  vom  Parlament  gefordert,  dass  jeder  EU-Mit glieds-

staat  selbst  entsc heiden  soll,  ob  er  eine  Pflicht  zum  Vertr agsabschluss  einführt  oder  nicht.  In  

den  EU-Staaten,  in  denen  eine  Vertragspflicht  gelten  soll,  müssen  Milcherzeuger  und  Abneh-

mer  in  den  vorab  abgeschlossenen  Verträgen  Preis  und  Menge  für  Rohmilch  sowie  die  Laufzei t  

festlegen.  Die  Mindestdauer  der  Verträg e beträgt  dabei  sechs  Monate.  Damit  sollen  Landwirte  

Planungssicherheit  erhalten  und  Molkereien  besser  mit  den  Mengen  kalkulieren  können.  

 

Nachdem  ein  besseres  Ergebnis  nicht  gegen  Rat  und  Kommission  durchsetzbar  wa r,  sind  nach  

Ansicht  von  Rodust  nun  gerad e kleine  und  mittlere  Familienunternehmen  darauf  angewiesen,  

dass  die  EU-Politik  sich  weiter  für  sie einsetzt,  um  nicht  den  Milchabnehmern  und  dem  Einzel-

handel  schutzlos  ausgeliefert  zu sein.  ĂDeshalb müssen  wir  daf ür  sorgen,  dass  bei  der  anste-

henden  Refor m  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  gerade  kleinere  und  mittlere  Milcherzeuger  be-

rücksichtigt  werden.  Wir  brauchen  Rahmenbedingungen,  die  weiterhin  eine  Milchproduktion  

auch  in  weniger  begünstigte n Gebieten  ermºglichenñ, so die  Sozialdemokratin  weiter.  
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Gute  Nachbarschaft  und  eine  Allianz  für  ein en  starken  Nor-
den  

 

Zum  Abschluss  der  Enquete -Kommission  ,,Norddeutsche  

Zusammenarbeit"  erklären  die  Mitglieder  der  SPD-Land-

tagsfraktion  in  der  Enquete -Kommission,  Dr.  Gitta  Trau-

ernicht,  Anette  Langner,  und  Martin  Habersaat:  

Gute  Nachbarschaft  und  gemeinsa mes,  kluges  Handeln  

für  Norddeutschland  ist  das Ziel  der  SPD-Landtagsfrak-

tion.  Dazu  brauchen  wir  eine  Zusammenarbeit  mit  unse-

ren  Nachbarländern,  die  auf  Dauer  angelegt  und  institu-

tionalisiert  ist.  

 

Gute  Nachbarschaft  und  gemeinsames,  kluges  Handeln  

für  Nor ddeutschland  ist  das  Ziel  der  SPD-Landtagsfra k-

tion.  Dazu  brauchen  wir  eine  Zusammenarbeit  mit  unseren  Nachbarländern,  die  auf  Dauer  an-

gelegt  und  institutionalisiert  ist.  Die  CDU hat  in  sieben  Jahren  Regierung  keine  vernünftige  

Nachbarschaftspolitik  auf  den  Weg  gebracht.  

 

Jüng ste  Beispiele:  Das  als  Erfolg  gefeierte  Gastschulabkommen  mit  Hamburg  verärgert  die  be-

troffenen  Kommunen  in  Schleswig -Holstein  und  bei  der  Unterbringung  von  Sicherungsverwahr-

ten  gibt  es keine  gemeinsame  Lösung.  Mit  der  Änderung  des  Schu lgesetzes  hat  Schles wig -Hol-

stein  auch  wieder  einen  anderen  Weg  als  Hamburg  eingeschlagen.  Unser  Fazit  aus  der  En-

quete -Kommission  ĂNorddeutsche Zusammenarbeitñ lautet  deshalb:  Nur  im  engen  norddeut-

schen  Schulterschluss  ¬  vor  allem  mit  Hamburg  ¬  nutzen  wir  unsere  Chancen  im  nat ionalen  

und  international en  Wettbewerb.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


 

Deshalb  müssen  sich  politische  Strategien  an  den  zusammengehörigen  Wirtschafts -  und  Le-

bensräumen  orientieren.  Strukturelle  Standortnachteile  gegenüber  anderen  europäischen  Zen-

tren  können  besser  gemeinsam  abgebaut  we rden.  Hier  muss  Norddeuts chland  konkurrenzfähig  

bleiben,  denn  es geht  auch  um  Fördermittel.  Ein engerer  Verbund  im  Norden  könnte  die  Haus-

halte  entlasten,  den  gesamten  Standort  stärken  und  gemeinsame  Interessen  besser  durchset-

zen.  Bei  ri chtiger  Ausgestaltun g nützt  er  ganz  direkt  den Bürgerinnen  und  Bürgern:  etwa  durch  

angepasste  Schulsysteme  und  Kindergartenversorgung,  einen  erweiterten  Nahverkehrsverbund  

oder  ein  gemeinsames  Baustellenmanagement  für  einen  flüssigeren  Verkehr.  

 

So sehen  wir  auf  folgenden  Feldern  Möglichkeiten  der  engeren  Zusammenarbeit  insbesondere  

mit  Hamburg:  

 

Å kompatibles  Schulsystem  für  beide  Länder,  das  den  Gedanken  des  längeren  gemeinsamen  

Lernens  umsetzt  

Å gemeinsame  Schulentwicklungsplanung  mit  dem  Ziel  einer  frei en  Schulwahl  im  ganz en Nor-

den  

Å abgestimmte  Wirtschaftsförderung  und  gemeinsames  Marketingkonzept  Ausweisung  länder-

übergreifender  Gewerbegebiete  

Å gemeinsamer  Verkehrsverbund  der  Länder  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  

Å Aufbau  einer  eigenständigen  norddeuts chen  Netzagentur  zur  Steuerung  der  Energiewen de 

 

Ziel  einer  länderübergreifenden  Strategie  ist  nicht  ein  abstrakter  Nordstaat,  sondern  die  Wei-

terentwicklung  des  gemeinsamen  Wirtschafts -  und  Lebensraums  durch  aktive  Steuerung  sei-

tens  der  Regierungen  und  Parlamente.  Nötig  sind  dafür  ein  mit  Exekutivrec hten  ausgestattetes  

Umsetzungsteam  auf  Regierungsebene,  ein  aktives  Gremium  auf  der  parlamentarischen  Ebene  

¬  z.  B.  ein  gemeinsamer  Ausschuss,  wie  ihn  die  SPD-Fraktionen  im  Schleswig -Holsteinischen  

Landtag  und  in der  Hamburger  Bürg erschaft  vorgeschlagen  haben,  sowie  ein  Kooperationsrat,  

in  dem  auch  wichtige  Berater  und  Unterstützer  z.B.  aus  Wirtschaft,  Gewerkschaften,  Kirchen  

und  Hochschulen  mitwirken.  So können  wir  schrittweise  eine  dauerhafte,  gute  Nachbarschaf t  

aufbauen,  die  auf  Kontinuität,  Vertrauen  un d Verlässlichkeit  basiert.  Wir  werden  unsere  Vor-

stellungen  einer  Zusammenarbeit  mit  den  Nachbarländern,  die  mit  CDU und  FDP nicht  zu reali-

sieren  sind,  in  der  neuen  Landesregierung  auf  den  Weg  bringen.  
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Handlungsfelder  der  Kooperation  

 

Allianz  für  einen  starken  Norden  -  Bewertungen  der  SPD - Landtagsfraktion  zur  En-

quete - Kommission  "Nordde utsche  Zusammenar beit"  

 

Verwaltung  und  Dienstleistungen  

Im  Bereich  von  Verwaltung  und  Dienstleistungen  gibt  es 

bereits  seit  Jahren  Ansätze  einer  erfolgreichen  Zusam-

menarbeit,  die  weiter  ausgebaut  werden  kön nen  und  

müssen.  Sinn voll  wäre  es etwa,  die  Kooper ation  bei  der  

Aus-  und  Fortbildung  von  Personal  des  Öffentlichen  

Dienstes  zu intensivieren.  

Wieder  aufgenommen  werden  sollten  die  Überlegungen  

für  eine  Zusammenarbeit  im  Bereich  der  Justiz.  Bereits  

diskutier te  Projekte  zur  Bild ung  gemeinsamer  Oberge-

richte,  wie  z.B.  eines  gemeinsamen  OVG, sollten  erneut  

geprüft  werden.  Zudem  könnte  auch  die  Ausbildung  der  

Strafvollzugsbediensteten  länderübergreifend  erfolgen.  Weitergehende  Zusammenschlüsse  

umfassen  die  Länderv erfassungsgerichte  und  die  Rechnungshöfe.  Schließ lich  verfolgen  die  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


norddeutschen  Länder  im  Bereich  der  Schiffssicherheit  und  des  Küstenschutzes  gemeinsame  

Interessen.  

 

Hier  bietet  sich  eine  intensivere  Zusammenarbeit  an.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  Schaffung  

einer  einhei tlichen  nationalen  Küstenwache . Außerdem  ließe  sich  ein  großes  Potential  an  Sy-

nergieeffekten  bei  der  Zusammenarbeit  im  Bereich  des  EGovernment  erschließen.  IT -Koopera-

tion  und  E-Government  E-Government  verspricht  die  Chance  für  die  staat lichen  und  kommuna-

len Verwaltungen,  ihre  Dienstlei stungen  moderner,  bürgerfreundlicher  und  wirtschaftlicher  zu 

erbringen.  Mit  umfassender  ITUnterstützung  können  sie ihre  Aufgaben  erheblich  effizienter  und  

effektiver  erfüllen.  Länder -Kooperationen  drängen  sich  hier  geradezu  au f.  Das  Vorhaben  eines  

gemeinsa men  elektronischen  Personenstandsregisters  für  Bremen,  Hamburg  und  Schleswig -

Holstein  mit  allen  beteiligten  Kommunen  ist  dafür  nur  ein  Beispiel.  Auch  Verwaltungsaufgaben,  

die  das  Land  auf  die  Kommunen  übert ragen  hat,  können  du rch  IT -Unterstützung  zu sinnvo llen  

Front -Back -Office -Lösungen  führen,  die  von  möglichst  vielen  Verwaltungen  gemeinsam  auch  

länderübergreifend  genutzt  werden.  Das verspricht  erhebliche  Synergien  und  schafft  Spiel-

räume  für  weitere  Verwalt ungsverbesserungen.  Für  die  IT -Zusammenarbeit  der  norddeutschen  

Bundesländer  und  der  Kommunen  besteht  mit  Dataport  als  ihrem  IT -Dienstleister  eine  etab-

lierte,  in  Deutschland  einmalige  Organisationsform.  Dort  können  diese  gemeinsamen  Lösungen  

erarbeitet  ode r gemeinsam  am  Markt  erworben  werden.  

 

Wirtschaft,  Wirtschaftsförderung  und  Arbeit  

Eine  gemeinsame  Landesplanung  ist  die  Voraussetzung  für  eine  starke  wirtschaftliche  Entwick-

lung  Norddeutschlands  im  erweiterten  Verflechtungsfeld  der  Metropolregion  und  des  nördlichen  

Landestei ls von  Schleswig -Holstein.  Die  Schwerpunkte  müssen  so gesetzt  werden,  dass  die  

Entwicklungsachsen  sowohl  entlang  der  Fehrmarnbelt -Route  als  auch  der  Jütlandroute  gestärkt  

werden.  Von  gezielter  Clusterbildung  wird  die  ganze  Wirtschaftsra um  Hamburg  und  Schle swig -

Holstein  profitieren.  

Ausgewählte  Cluster  sollten  länderübergreifend  ausgebaut  werden.  Gemeinsame  norddeutsche  

Stärken  liegen  etwa  auf  den  Feldern  Informations -  und  Kommunikationstechnologien/  Medien,  

Gesundheitswirtschaft,  Maritim e Wirtschaft/  Logist ik/  Häfen,  Luftfahrt,  Ernährun gswissenschaf-

ten,  Maschinen - /Fahrzeugbau  und  Chemie.  Eine  gemeinsame  Strategie  für  die  Anwerbung  von  

Talenten  für  die  Region  stärkt  die  Attraktivität  des  norddeutschen  Arbeitsmarktes.  Um  einem  

künftigen  Fachkräftemangel  entgeg enzuwirken,  müssen  in  Norddeut schland  gemeinsame  Kon-

zepte  für  gute  Arbeitsplätze,  Ausbildung  und  Weiterbildung  entwickelt  werden.  Dazu  gehört  

auch  die  Weiterentwicklung  attraktiver,  vernetzter  Wohn -  und  Lebensorte,  die  Arbeiten  und  Le-

ben für  mobile  Mensche n und  deren  Familien  interessa nt  machen.  

Die  Institutionen  der  Investitionsförderung,  des  Technologietransfers,  der  Existenzgründungs-

förderung,  der  angewandten  Forschung  und  der  Innovationsförderung  müssen  länderübergrei-

fend  stärker  ver zahnt  werden.  Eine  in Norddeutschland  abgestimmte  Wirtschaftsförderung  und  

ein  gemeinsames  Marketingkonzept  stärken  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Gesamtregion  im  in-

ternationalen  Wettbewerb.  Die  Ausweisung  länderübergreifender  Gewerbegebiete  ist  eine  wich-

tige  Voraussetzung  für  Win -winKonstellationen  in  den  Regionen.  Die  Metropolregion  Hamburg  

hat  mit  der  der  ersten  gemeinsamen  Gewerbeflächen -Konzeption  für  die  gesamte  Region  eine  

Grundlage  für  eine  übergreifende  Regionalplanung  geschaffen.  Auch  für  andere  Nutz ungsarten  

sind  lände rübergreifende  Flächenkonzepte  gefordert.  Ein gemeinsamer  länderübergreifender  

Ansprechpartner  für  Unternehmen  könnte  bürokratische  Hindernisse  bei  geplanten  Ansiedlun-

gen  frühzeitig  ausräumen.  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  verfügen  übe r unterschiedliche  

Stärken.  Diese  spiegeln  sich  in  der  unterschiedlichen  Wirtschaftsstruktur  wider  und  ergänzen  

sich  bereits  heute  oftmals  produktiv.  Künftig  sollten  Vielfalt  als  Vorteil  herausgearbeitet  und  

Diversifizierung  und  Komplementarität  zu Leitmot iven  der  gemeinsamen  Planungen  werden.  

 

Gesundheit swesen  und  Gesundheitswirtschaft  

Mehr  Kooperation  der  beiden  Universitätskliniken  in  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  bei  terti-

ärer  Dienstleistung  ist  möglich  und  nötig.  Diese  nicht  unmittelbar  am  Patienten  erbrachten  

Leistungen , z.  B.  Arznei -  und  Pflegemitt el,  Material  und  Reinigung,  können  gemeinsam  einfa-

cher  und  kostengünstiger  erworben  werden.  Vorstellbar  ist  auch  ein  virtuelles  telemedizini-

sches  Kompetenznetzwerk  als  gemeinsame  GmbH  von  UK S-H und  UKE. Eine fruchtbare  län-

der übergreifende  Zusammenarbeit  können  wir  uns  auch  bei  einzelnen  Projekten  wie  der  Parti-

keltherapie  vorstellen.  Die  Gesundheitswirtschaft  muss  als  Standort -  und  Zukunftsfaktor  einen  



deutlich  höheren  Stellenwert  erhalten.  Gesundheitsversor gung  darf  nicht  läng er  nur  als  Kos-

tenbelastung  bet rachtet  werden.  Unternehmen  wie  das  UK S-H dürfen  nicht  privatisiert  und  

eine  angemessene  wirtschaftspolitische  Unterstützung  muss  gesichert  werden.  Die  Weiterent-

wicklung  des  Gesundheitstourismus  in  Verbind ung  mit  Gesundheitsa ngeboten  in  Schleswig -

Holstein  und  Hamburg  sowie  die  Verzahnung  ambulanter  und  stationärer  Angebote  ¬  z.B.  

durch  Medizinische  Versorgungszentren  ¬  sollen  zu den  Profil  bildenden  Merkmalen  der  Ge-

sundheitswirtschaft  im  norddeutschen  Raum  gehören.  Die  Entwick lung  neuer  Gesundheitsbe-

rufe  ,,zwischen  Arzt  und  Pfleger"  sollte  in  die  Berufsschul -  und  Hochschulplanung  der  nord-

deutschen  Länder  aufgenommen  werden.  Das Cluster  Life  Sciences  und  die  Gesundheitsversor-

gung  auf  hohem  Niveau  müssen  durch  eine  gemeinsame  Landesplanung  und  abgestimmte  

Kra nkenhausfinanzierung  gestärkt  werden.  Dabei  müssen  wettbewerbliche  Nachteile  durch  

Landesunterschiede  für  das  UK S-H so lange  ausgeglichen  werden,  bis  ein  bundesweit  einheitli-

cher  Basisfallwert  gesetzlich  verankert  und  umgeset zt  ist.  

 

Verkehr  und  Infrastru ktur  

Für  die  Mobilität  in  der  Region  ist  eine  gemeinsame  strategische  Verkehrsplanung  notwendig,  

um  sowohl  die  Pendlerströme,  als  auch  wachsende  Waren -  und  Güterverkehre  weiterhin  zu be-

wältigen.  Umfassende  Mobilität  ist  die  un verzichtbare  Basis  für  einen  gemeinsamen  Wirt-

schaftsraum  und  Arbeitsmarkt.  Die  SPD strebt  deshalb  die  großzügige  Weiterentwicklung  des  

ÖPNV zu einem  gemeinsamen  Verkehrsverbund  der  Länder  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  

mit  einem  gemeins am  aufgelegten  Budge t  an.  

Auf  der  ,,Ahrensburger  Liste"  wurden  wichtige  Projekte  für  die  Verkehrsinfrastruktur  in  Nord-

deutschland  gesammelt.  Eine  gemeinsame  Festlegung  von  Prioritäten  und  deren  Abarbeitung  

muss  der  nächste  Schritt  sein,  damit  der  systemati sche  Ausbau  im  Inter esse  des  gesamten  

Raumes  siche rgestellt  wird.  Für  die  Rolle  Norddeutschlands  als  wichtige  Verkehrsdrehscheibe  

haben  die  Verkehrsachsen  entlang  der  A20  (,,Ostseeautobahn"),  der  A7 (Jütlandroute")  und  

der  direkten  Verbindung  in  die  Öresun dregion  über  die  A1 (,,Fehmarnroute")  sowie  bedarf sge-

rechte  Hinterlandanbindungen  der  Seehäfen  klare  Priorität.  Eine  abgestimmte  Strategie  der  

norddeutschen  Länder  in  der  Verkehrsinfrastrukturplanung  erhöht  deren  Durchsetzungsfähig-

keit  auf  nationaler  und  europäischer  Ebene  bei Planung  und  Finanzierung  die ser  strategischen  

Großvorhaben.  

Infrastruktur  bedeutet  jedoch  nicht  nur  Verkehr,  sondern  umfasst  auch  Versorgung  und  mo-

derne  Kommunikation.  Dies  alles  ist  Voraussetzung  für  die  Nutzung  der  norddeutschen  Stä rken  

und  Kompetenzen . Flächendeckende  Kommunikatio n muss  durch  Breitbandnetze  sichergestellt  

werden.  Für  eine  nachhaltige  und  regional  abgestimmte  Energieversorgung  ist  der  Netzausbau  

unabdingbar.  

 

Metropolregion  Hamburg  und  großräumige  Kooperationskonzept e  

Die  Metropolregion  Hamburg  (MRH)  steht  beispielh aft  für  ein  großräumiges  Kooperationskon-

zept,  das  Ländergrenzen  überschreitet  und  die  politischen  Ebenen  miteinander  verbindet.  Die  

gemeinsame  Trägerschaft  durch  Länder  und  Kreise  kann  Kern  und  Vorbild  für  künftige  Ent-

wicklung en im  gesamten  norddeutschen  Raum  sein.  Wenn  es um  praktische  Lösungen  für  kon-

krete  Probleme  geht,  können  diese,  bei  entsprechender  Ausstattung,  von  der  Metropolregion  

entwickelt  und  den  politischen  Entscheidungsgremien  vorgeschlagen  werden.  Die  etablierte  

Zusammenarbeit  von  Teilräumen  ist  ein  wegweisendes  Beispiel  für  eine  norddeutsche  Koopera-

tion  in  unterschiedlicher  Intensität  und  Geschwindigkeit.  Anzustreben  sind  künftig  vor  allem  

auch  solche  Projekte,  die  allen  Einwohnern  Schleswig -Holsteins  persönlich  erfahrbar  vor  Augen  

führen,  dass die  Fortentwicklung  der  MRH einen  Zusatznutzen  für  das  ganze  Land  verspricht.  

 

Bildung  

Gerade  im  Bildungsbereich  können  großräumige,  länderübergreifende  Kooperationen  dafür  sor-

gen,  dass  die  Schulsysteme  angeglichen  und  so auch  durchlässiger  werden.  Dan n sind  Leis-

tungseinbrüche  vermeidbar,  wenn  Schülerinnen  und  Schüler  gezwungen  sind,  über  Landes-

grenzen  hinweg  umzuziehen,  weil  die  berufliche  Mobilität  ihrer  Eltern  das  erfordert.  

Wir  wollen  die  freie  Schul wahl  im  ganzen  Norde n.  Deshalb  müssen  die  Länder  intensiv  zusam-

menarbeiten  mit  dem  Ziel  einer  gemeinsamen  Schulentwicklungsplanung.  Dies  erfordert  einen  

fairen  Finanzierungsausgleich.  Inhaltliches  Ziel  der  Zusammenarbeit  von  Schleswig -Holstein  

und  Hamburg  ist  ein  kompatibles  Schulsystem  für  beide  Länder,  das  den  Gedanken  des  länge-

ren  gemeinsamen  Lernens  umsetzt.  Grundschulen  und  G8-Gymnasien  entsprechen  einander  



bereits  heute,  auch  Gemeinschaftsschulen  und  Stadtteilschulen  wären  vergleichbare  Bestand-

teile  eines  zweigliedrigen  Systems.  Anzustreben  sind  weit erhin  abgestimmte  oder  gemeinsame  

Abschlussprüfungen  im  ganzen  Norden.  Eine  verstärkte  Zusammenarbeit  zwischen  den  Län-

dern  bei  der  Planung  der  beruflichen  Bildung  ist  Voraussetzung  für  eine  qualitativ  hochw ertige  

Ausbildung  in  der  Region.  In  der  Folge  ist  die  gesamte  Lehreraus -  und  Weiterbildung  ebenfalls  

länderübergreifend  zu organisieren  und  den  veränderten  Gegebenheiten  anzupassen.  

 

Wissenschaft  

Die  Hochschulen  beider  Länder  sind  im  nationalen  Vergleich  unterfinanziert.  Die  norddeutschen  

Hochschulen  müss en im  nationalen  und  internationalen  Wettbewerb  gestärkt  werden.  Alle  De-

batten  über  eine  stärkere  Zusammenarbeit  und  über  die  Entwicklung  gemeinsamer  Strukturen  

dürfen  nicht  mit  der  Erwartung  geführt  werden , dass  im  Hochschulb ereich  Einsparungen  zu er-

ziele n sind.  Die  Vereinbarungen  aus  dem  bundesweiten  Hochschulpakt . zwingen  zur  weiteren  

Schaffung  von  mehr  Studienplätzen.  Der  Bericht  der  Erichsen -Kommission  von  2003  hat  Hin-

weise  zu einer  grenzübergreifenden  Hochschulentwicklun gsplanung  zwischen  Schleswig -Hol-

stein  und  Hamburg  gegeben,  die  allerdings  sehr  zurückhaltend  ausfielen.  Die  Hamburger  

Dohnanyi -Kommission  ist  zur  gleichen  Zeit  auf  die  Frage  der  Kooperation  zwischen  Schleswig -

Holstein  und  Hamburg  gar  ni cht  eingegangen.  Den noch  hält  die  SPD Schleswig -Hol stein  die  

Entwicklung  eines  länderübergreifenden  Hochschulkonzepts  mit  der  Perspektive  einer  gemein-

samen  Hochschulträgerschaft  für  anstrebenswert.  Ein gemeinsamer  Landeswissenschaftsrat  

kann  Wege  zur  Verbe sserung  der  Lage  der  Hochschulen  im  norddeutschen  Raum  und  der  bes-

seren  Ausstattung  ihrer  Einrichtungen  aufzeigen.  Wegen  der  räumlichen  Distanz  bieten  sich  

gemeinsame  Studiengänge  der  CAU und  der  Universität  Hamburg  nicht  an.  Auch  wird  deren  

Status  als  Vol l-Universitäten  von  uns  nicht  in  Frage  gestellt.  Aber  in  einer  Reihe  von  wenig  

ausgelasteten  Fächern  sollen  künftig  Studienangebote  an  den  beiden  großen  Universitäten,  

aber  auch  an  den  Musikhochschulen,  möglichst  auf  einen  Standort  reduziert  werden.  Als ge-

meinsame  Projekte  sind  neben  Netzwerkbildung  und  der Etablierung  von  Beratungs -  und  För-

derangeboten  auch  länderübergreifende  An- Institute  und  Gemeinschaftsunternehmen  in  Ko-

operation  mit  privaten  Partnern  denkbar.  Darüber  hinaus  sind  Formen  der  technisch -or ganisa-

torischen  Zusa mmenarbeit  (z.  B.  gemeinsame  OnlineKataloge  der  Hochschulbibliotheken)  

schon  umgesetzt  bzw.  in  Vorbereitung.  Hier  sollte  jede  erkennbare  Chance  weiterer  Kooperati-

onen  auch  über  die  noch  bestehenden  Ländergrenzen  hinweg  entschlossen  genu tzt  werden.  

 

Energie - ,  Umwelt -  und  Klimapolitik  

Die  globalen,  europäischen  und  nationalen  Herausforderungen  der  Umwelt - , Klimaschutz  und  

Energiepolitik  können  nur  länderübergreifend  angegangen  werden.  Die  unterschiedlichen  Stär-

ken  und  Schwächen  der  Länder  (Flächen -  oder  Stadt gebiet)  können  so besser  in  ein em  ge-

meinsamen  Ansatz  berücksichtigt  werden.  Der  Gleichklang  von  Ökologie,  Ökonomie  und  sozia-

len  Belangen  kann  am  besten  vor  Ort  in  der  Kommune  umgesetzt  werden.  Die  zentrale  Auf-

gabe  der  Energiewende  weg  von  fossilen  Energiet rägern  und  Atomenergie  hin  zu ausschließlich  

erneuerbaren  Energien  muss  in  der  kommunalen  Planung  Kernaufgabe  der  Zukunft  werden.  

Nur  wenn  dezentrale  Energie  mit  Bürgerbeteiligung  und  Eigentumsbeteiligung  effizient  erzeugt  

wird,  in  inte lligenten  Netzstrukt uren  auch  regional  zirkuliert  und  mit  innovativer  Technik  ge-

speichert  wird,  können  positive  Folgen  für  Wirtschaft,  Umwelt  und  Menschen  entstehen.  Ge-

meinsam  über  Ländergrenzen  hinweg  müssen  staatliche  Leitplanken  diese  Entwicklung  unter-

stützen  und  Planungsp rozesse  beschleunigen.  Hier  ist  der  Aufbau  einer  norddeutschen,  eigen-

ständigen  Netzagentur  erforderlich,  die  Kompetenzen  zur  Steuerung  der  Energiewende  bün-

deln  oder  z.B.  in  der  Rolle  einer  Clearingstelle  bisweilen  auftretende  Probleme  bei der  Rekom-

munalisi erung  von  Stromnetzen  lösen  hel fen  und  den  Netzausbau  beschleunigen  kann.  

 

Medien  

Dem  Norddeutschen  Rundfunk  kommt  eine  zentrale  Aufgabe  bei  der  Stiftung  einer  norddeut-

schen  Identität  zu.  Grundlage  der  Arbeit  des  NDR als  gemeinnützige  Anstalt  des  öffentlic hen  

Rechts  ist  ein  Staatsvertra g der  Länder  Hamburg,  Mecklenburg -Vorpommern,  Niedersachsen  

und  Schleswig -Holstein  aus  dem  Jahr  2005.  Der  NDR ist  eines  der  wenigen,  wenn  nicht  das  

einzige  Beispiel,  wo  länderübergreifende  Zusammenarbeit  unter  Beteiligung  all er  vier  Länder  ¬  

teilweise  auch  unter  Einbeziehung  von  Radio  Bremen  ¬  zum  Nutzen  aller  Beteiligten  stabil  

funktioniert.  Mit  Sendungen,  die  Beiträge  aus  dem  gesamten  Sendegebiet  aufgreifen,  kann  der  



NDR weiter  dazu  beitragen,  die  Mensche n über  das  Geschehen  in  ganz  Norddeutschland  zu in-

formieren  und  eine  norddeutsche  Identität  zu fördern,  auf  deren  Grundlage  intensivere  Koope-

rationen  der  norddeutschen  Länder  vorangebracht  werden  und  deren  gesellschaftliche  Akzep-

tanz  verbreitert  wird.  Aufs icht  und  Kontrolle  über  den  privaten  Rundfunk  durch  die  Medienan-

stalt  Hamburg  Schleswig -Holstein  (MA  HSH)  ist  erforderlich  und  konnte  durch  die  Fusion  

grundsätzlich  verbessert  worden.  Erfolge  sind  auch  bei  der  Förderung  und  Vermittlung  von  Me-

dienkompetenz  durch  die  MA HSH zu verzeichnen.  Der  Medienstandort  Schleswig -Holstein  pro-

fitiert  von  der  Zusammenlegung  der  Filmförderungen  zur  Filmförderung  Hamburg  Schleswig -

Holstein  (FFHSH).  Schleswig -Holstein  wird  seitdem  häufiger  als  Produktionsstandort  genutzt,  

was  neben  einer  Werbung  für  das  Land  auch  wirtschaftli che  Vorteile  hat.  

 

Kulturpolitik  

Angesichts  knapper  öffentlicher  Kassen  könnten  durch  eine  intensivere  norddeutsche  Koopera-

tion  und  Koordination  im  Bereich  Kunst  und  Kultur  bestehende  kulturelle  Strukturen  und  Ange-

bote  gesich ert  und  weiterentwickelt  sowie  neue  Angebote  geschaffen  werden.  Dafür  wäre  zu-

nächst  eine  verlässliche  und  auskömmliche  Grundfinanzierung  notwendig.  Darauf  aufbauend  

könnten  Anreizfinanzierungen  für  länderübergreifende  Projekte,  die  von  den  Kunst -  und  Kultu r-

schaffenden  gestaltet  werden,  zu dauerhaften  Kooperationen  führen.  Kulturelle  Eigenheiten  

und  Angebote  werden  häufig  als  Unterscheidungs -  und  Alleinstellungsmerkmal  von  Kommu-

nen,  Regionen  oder  Ländern  betrachtet,  die  nicht  zuletzt  ¬  au f diese  Räume  bezoge ne -  kultu-

relle  Identitäten  schaffen  und  festigen.  Dies  muss  nicht  im  Widerspruch  zu länderübergreifen-

den  kulturellen  und  kulturpolitischen  Aktivitäten  stehen.  Denn  die  Mobilität  bei  Wahrnehmung  

und  Darbietung  ist  gleichermaßen  hoch.  Sinnvoll  wären  gemeins ame  Kulturentwicklungspla-

nungen  ¬  zunächst  für  kleinere  Räume  wie  die  Metropolregion  ¬  unter  Einschluss  der  betroffe-

nen  Kommunen.  So entstünden  regionale,  aber  länderübergreifende  Kulturlandschaften,  die  

auch  mit  z.  B.  privaten  Angebote n vernetzt  werden  können.  Dafür  können  in  der  Folge  eine  ge-

meinsame  kulturelle  Imagewerbung  sowie  kulturtouristische  Angebote  entwickelt  werden.  

 

Entwicklung  bei  der  evangelischen  Kirche  und  der  Deutschen  Rentenversicherung  

Nord  

Am  Beispiel  der  evangelisch en Kirche  und  der  Deutschen  Rentenversicherung  Nord  wird  deut-

lich,  dass  komplexe,  aber  erfolgreiche  Fusionen  machbar  sind.  Die  Vereinigungsverfahren  bei-

der  Einrichtungen  zeigen,  dass  Großräumigkeit  kein  Hindernis  für  Erfolg  ist,  vor  allem,  wenn  

nicht  Syner gieeffekte,  sondern  pragmatisch  definierte  Vorteile  im  Vordergrund  stehen.  Das Er-

gebnis  ist  auch  ein  Zugewinn  an  gemeinsamen  Gestaltungsmöglichkeiten.  Wichtige  Erkenntnis:  

Zur  Bildung  neuer  Identitäten  reichen  allein  finanzielle  Gründe  nicht  aus.  Zudem  müs sen  die  

Annäherungs -  und  Fusionsprozesse  in  allen  Phasen  transparent  gestaltet  und  offen  kommuni-

ziert  werden.  Der  Einigungsprozess  der  Evangelisch -Lutherischen  Kirche  in  Norddeutschland  

(,,Nordkirche")  ist  auch  unter  solchen  Gesichtspunkten  beispielhaft  un d wegweisend.  Eine  Er-

folgsbedingung  waren  die  Gespr äche  auf  Augenhöhe,  untermauert  beispielsweise  durch  paritä-

tische  statt  proportionale  Gremienbesetzungen.  Die  einzelnen  Kirchengemeinden  sind  intensiv  

in  die  Diskussion  einbezogen  worden.  Die  mecklenburgis che  und  die  pommersc he Kirche  konn-

ten  ihre  Glaubens traditionen  und  jeweiligen  Besonderheiten  einbringen.  Das Nebeneinander  

unterschiedlich  großer  Gemeinschaften  wurde  durch  das  gewählte  Verfahren  ausgeglichen  und  

erhöhte  die  Akzeptanz  gerade  bei  den  klein eren  Partnern.  Auch  die  Gründung  einer  neuen  Kör-

pers chaft,  eines  Verbandes  zur  Herbeiführung  der  Partnerschaft,  ist  ein  wichtiger  Punkt.  Ein 

demokratisch  austarierter  länderübergreifender  Ausschuss  ist  offensichtlich  hilfreich,  um  auch  

Ängste  vor  dem  Verlu st  der  eigenen  Ident ität  abzubauen  und  Vorbehalte  zu überwinden.  

 

Nationale  Minderheiten  

Auch  in  einem  größeren  Kooperationsrahmen  muss  die  Fortsetzung  der  erfolgreichen  Minder-

heitenpolitik  Schleswig -Holsteins  gewährleistet  sein.  Sie ist  Teil  unserer  demok ratischen  Kultur  

und  unseres  Selbstverständnisses.  Die Akzeptanz  und  die  individuelle  Berücksichtigung  ande-

rer  Kulturen  und  Werte  kann  Vorbild  für  den  demokratischen  Dialog  auch  in  anderen  norddeut-

schen  Ländern  sein.  

 

Interessen  des  Landesteils  Schleswig  u nd  Regionalinteresse n  in  der  Kooperation  

Die  Zusamme nführung  verschiedener  Interessen  in  einem  größeren  Verbund  eröffnet  neue  Ge-

staltungsspielräume.  Initiativen  wie  die  Stärkung  des  Wissenschaftstransfers,  der  Ausbau  der  



gemeinsamen  Hochschulaktivitäten,  die Förderung  gemeins amer  kultureller  Initiativen,  wi e 

z.B.  die  Bewerbung  der  Stadt  Sønderborg  als  europäische  Kulturhauptstadt,  die  Herausbildung  

eines  gemeinsamen  Arbeitsmarktes  sowie  auch  Kooperationen  im  Gesundheitsbereich  verwei-

sen  auf  das  gemeinsame  I nteresse  beiderseits  der  Grenze,  aus  dem  einstigen  Grenzland  eine  

gemeinsame  europäische  Region  zu entwickeln.  

Diese  Entwicklung  kann  auch  in  eine  weitergehende  norddeutsche  Kooperation  einfließen.  Aus  

den  bisher  gesammelten  Erfahrungen  lässt  sich  manches  lernen.  Die  gewachse ne grenzüber-

schreitende  Kooperat ion  zwischen  dem  Landesteil  Schleswig  und  der  Region  Süddänemark  

muss  in  einer  gemeinsamen  norddeutschen  Politik  einen  besonderen  Stellenwert  erhalten.  Ins-

besondere  der  Ausbau  von  Verkehrswegen  im  deutsch -dänischen  Grenzland  und  Richtung  Sü-

den  über  den  Nor d-Ostsee -Kanal  ist  zentral  wichtig  für  die  bessere  Erreichbarkeit  der  Metropol-

region  oder  Nord -Niedersachens  und  WestMecklenburg -Vorpommerns.  Beim  Ausbau  der  

Fehmarnroute  ist  deshalb  stets  zu beachten,  dass gleichzeitig  die  Entwicklungsachse  entlang  

der  Jütland -Route  gestärkt  wird.  Davon  profitieren  nicht  nur  der  Güterverkehr,  sondern  auch  

die  Menschen  jenseits  der  Metropole.  

 

Strukturelle  Rahmenbedingungen  im  föderalen  System  der  Bundesrepublik  Deutsch-

lan d  

Reformen  im  deutsc hen  Föderalismus  müssen  die  Glei chheit  der  Lebensbedingungen  vorantrei-

ben.  Dieses  Ziel  steht  nicht  im  Widerspruch  zu einer  kleinräumigen  Verankerung  der  Bewoh-

ner/innen  eines  Landes  (,,Heimat").  Die  Einhaltung  gleicher  Lebensbedingungen  in  allen  Bun-

deslände rn  ist  vielmehr  Grundlage  unsere s föderalen  Systems.  Der  Wettbewerb  unter  den  Län-

dern  darf  nicht  dazu  führen,  dass  eine  wirtschaftliche  Hierarchisierung  (,,Süd -Nord -Gefälle")  

zementiert  wird.  Enge  Kooperationen  bis  hin  zu Länderfusionen  können  regionale  Stärken  und  

Standortvorteile  bekrä ftigen  und  beflügeln,  wenn  die  Rahmenbedingungen  entsprechend  ange-

passt  werden.  Derzeit  laden  diese  jedoch  kaum  zu mehr  Zusammenarbeit  über  Ländergrenzen  

hinweg  ein,  geschweige  denn  zu Länderfusionen,  wei l sich  daraus  deutli che  Nachteile  eines  fu-

sionierten  Landes  gegenüber  den  vorher  selbständigen  Ländern  ergeben  würden,  z.  B.  gerin-

gere  Zuweisungen,  weniger  Stimmen  im  Bundesrat.  Der  Länderfinanzausgleich  muss  als  ein  

Instrument  zur  Herstellung  der  geforder ten  Gleichheit  der  Lebensbedingungen  überarbeitet  

werden.  Im  Einklang  mit  der  politischen  und  wissenschaftlichen  Diskussion  um  die  Neugestal-

tung  des  Länderfinanzausgleichs  muss  ein  anreizfreundliches  System  für  Maßnahmen  geschaf-

fen  werden,  mit  denen  Bundes länder  mittelfristig  höhere  Effizienz  anstreben  und  das  zu dem  

Interesse  an  der  Stärkung  der  eigenen  Wirtschaftskraft  und  der  eigenen  Beschäftigung  nicht  

im  Widerspruch  steht.  Länderfusionen  sowie  Modelle  zu engen  verbindlichen  Kooperationen  

zwischen  Ländern  sollten  in  dies em  System  gefördert  werden.  Die  Verhandlungen  über  den  

Länderfinanzausgleich  müssen  auch  Wege  zur  Neugliederung  von  Bundesländern  beinhalten.  

Übergangsregelungen  und  die  Heranziehung  objektiver  Faktoren  für  die  Berechnung  der  Aus-

gleichs beiträge  wären  notwe ndige  Voraussetzungen  für  Länderfu sionen.  Die  Ziele  der  Schul-

denbremse  sind  nicht  zu erreichen  ohne  eine  verlässliche  Finanzpolitik.  Dazu  gehört  unbedingt  

eine  Gesetzgebung  des  Bundes,  die  nicht  zu Lasten  der  Länder  geht,  die  klare  Umse tzung  von  

Prioritäte n im  Landeshaushalt  und  die  Verbes serung  der  Einnahmen.  Für  die  SPD-Fraktion  ist  

es unabdingbar,  dass  die  geplante  Föderalismuskommission  III  das  Thema  Konnexität  aufgreift  

und  eine  akzeptable  Lösung  erarbeitet.  Unabdingbar  ist  aber  auc h eine  Altschuldenre gelung,  

damit  die  finanzschwachen  Länder  gegenüber  anderen  Bundesländern  nicht  weiter  ins  Hinter-

treffen  geraten  und  es zu einem  fairen  Ausgleich  und  gleichen  Startchancen  im  föderalen  Ver-

gleich  kommt.  Die  Parlamente  müssen  auch  bei  Koop erationen  verbindlic h beteiligt  werden.  So 

soll  die  Um setzung  von  Staatsverträgen  nur  möglich  sein,  wenn  diesen  von  den  Parlamenten  

der  betroffenen  Länder  zugestimmt  wurde.  Auf  der  Basis  eines  grundsätzlichen  neuen  Staats-

vertrages  zur  Kooperation  zwischen  den  Ländern  Schleswi g-Holstein  und  Hamburg  soll  auch  zu 

einer  wirksamen  parlamentarischen  Kontrolle  ein  gemeinsamer  Ausschusses  des  Schleswig -

Holsteinischen  Landtages  und  der  Hamburger  Bürgerschaft  für  die  Zusammenarbeit  der  beiden  

Länder  eingerichtet  werd en.  Dieser  Ausschuss  soll  die  institutionalisierte  Zus ammenarbeit  si-

cherstellen  und  kann  die  Potenziale  weiterer  Kooperationen  ausloten.  

Darüber  hinaus  soll  auf  Regierungsebene  ein  mit  Exekutivrechten  ausgestattetes  Umset-

zungsteam  sowie  begleitend  ein  Koop erationsrat,  in  dem  auch  wichtige  Berater  und  Unterstü t-

zer  z.B.  aus  Wirtschaft,  Gewerkschaften,  Kirchen  und  Hochschulen  mitwirken,  eingerichtet  

werden.  

 



Auswirkungen  einer  Länderfusion  

Die  SPD befürwortet  eine  Vorgehensweise  von  unten,  bei  der  die  Länder  ihr  Interesse  selbst  in  

die  Hand  nehmen.  Viele  gut  entw ickelte  und  funktionierende  Kooperationen  könnten  ein  quali-

tativer  Schritt  hin  zu einer  Länderfusion  darstellen.  Wird  diese  angestrebt,  könnte  die  staatli-

che  Ebene  von  den  Erfahrungen  der  Nordkirche  pro fitieren.  Ein breit  getragener,  demokrati-

scher  Prozess  ist  die  Voraussetzung  für  die  unbedingt  notwendige  hohe  Akzeptanz  einer  Län-

derfusion  in  der  Bevölkerung  beider  beteiligten  Länder.  Bedingung  dafür  ist  jedoch  auch,  dass  

die  geforderten  Rahmenbedingunge n so gestaltet  werde n,  dass  aus  einer  Fusion  zweier  Länder  

keine  finanziellen  und  strukturellen  Nachteile  für  das  fusionierte  Land  entstehen.  Dies  muss  bei  

den  Neuverhandlungen  des  Länderfinanzausgleichs  und  der  evtl.  folgenden  Föderalismuskom-

mission  III  berücksichtigt  werden . Eine  Fusion  darf  auch  keinesfall s zu Nachteilen  für  einzelne  

Regionen  führen.  

 

 

 

Fazit  

 

Allianz  für  einen  starken  Norden  

Nur  im  engen  Schulterschluss  Schleswig -Holsteins  und  Hamburgs  nutzen  wir  unsere  Chancen  

im  nationalen  und  interna tionalen  Wettbewerb  Eine  Allianz  für  einen  starken  Nor den  öffnet  Ho-

rizonte,  schafft  Mehrwert  und  ist  gut  für  die  Menschen.  Wenn  der  Norden  gemeinsam  auftritt,  

stärkt  dies  seine  Chancen  im  föderalen  Wettbewerb,  in  Europa  und  darüber  hinaus.  Weitsich-

tige  Politik  in  der  zunehmen den  Globalisierung  und  im  verschär ften  Wettbewerb  der  Regionen  

erfordert  den  Blick  über  die  Grenzen  und  politische  Strategien,  die  sich  nicht  am  administrati-

ven  Zuschnitt,  sondern  an  den  zusammengehörigen  Wirtschafts -  und  Lebensräumen  orientie-

ren.  

 

Die  gro ßen  Herausforderungen  der  nächsten  Jahre  und  Jahrzehnte¬  demografischer  Wandel,  

verschärfter  Wettbewerb  um  die  am  besten  Qualifizierten,  Urbanisierung,  Neuordnung  der  

Energieversorgung,  Konsolidierung  der  öffentlichen  Haushalte  ¬  erford ern  strategisches  Den-

ken  und  Handeln  wie  auch  eine  seh r viel  engere  Zusammenarbeit  als  bisher.  Eine  solche  stra-

tegische  Kooperation  ist  im  Norden  besonders  dringlich.  Ohne  eine  neue  Qualität  in  der  länder-

übergreifenden  Zusammenarbeit  könnte  Norddeutschland  im  Wettbewerb  der  Regionen  zu-

rückfallen.  Es gilt,  str ukturelle  Standortnachteile  gegenüber  anderen  europäischen  Zentren  ge-

meinsam  abzubauen  und  die  hierzulande  besonders  ausgebluteten  Länder -  und  Kommunal-

haushalte  durch  stärker  gebündelte,  effizientere  Verwaltungen  zu entlas ten.  Unsere  besonde-

ren  Stärken  müs sen  noch  konsequenter  zusammengeführt  werden:  die  starken  Wirtschafts-

branchen  wie  Medizintechnik,  maritime  Wirtschaft,  erneuerbare  Energien,  Logistik,  Ernährung  

oder  Tourismus,  die  Lage  zwischen  Nord -  und  Ostsee  mit  den  leistungsfähigen  Häfen  und  den  

Verke hrsbrücken  nach  Skandinavien  oder  auch  unsere  Vorteile  bei  der  Standort -  und  Lebens-

qualität.  Die  sehr  viel  engere  Kooperation  zwischen  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  ist  dabei  

besonders  nahe  liegend.  Schon  jetzt  bilden  beid e Länder  einen  stark  verflochtene n Wirtschafts -  

und  Lebensraum,  zu dem  südlich  der  Elbe  auch  das  westliche  Mecklenburg  und  das  nördliche  

Niedersachsen  gehören.  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  ergänzen  sich  auch  bei  Standortfak-

toren,  Lebe nsqualitäten  und  Men talitäten.  

 

Ein engerer  Verbund  im  Norden  könnte  nicht  nur  die  Haushalte  entlasten,  den  gesamten  

Standort  stärken  und  die  Durchsetzung  gemeinsamer  Interessen  erleichtern.  Bei  richtiger  Aus-

gestaltung  nützt  er  ganz  direkt  den  Bürgerinnen  und  Bürgern:  etwa  du rch  angepasste  Schul-

systeme  und  Kindergartenversorgung,  einen  erweiterten  Nahverkehrsverbund  oder  ein  ge-

meinsames  Baustellenmanagement  für  einen  flüssigeren  Verkehr.  Im  Wettbewerb  der  europäi-

schen  Regionen,  auch  um  Fördermittel,  muss  Norddeutschland  konkur renzfähig  bleiben.  Dazu  

bedarf  es einer  koordinierten  und  kontinuierlichen  europapolitischen  Kooperation.  Das Hanse-

Office  und  die  Zusammenarbeit  von  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  in  den  europäischen  Gre-

mien  sind  dafür  eine  gute  Grundla ge.  Bei  der  Weiteren twicklung  der  Makro -Regionen  Osts ee 

und  Nordsee  wird  nur  eine  abgestimmte  norddeutsche  Strategie  erfolgreich  sein.  Die  SPD-

Landtagsfraktion  Schleswig -Holstein  hat  die  Enquetekommission  ,,Norddeutsche  Kooperation"  

beim  schleswig -holstein ischen  Landtag  maßge blich  mit  auf  den  Weg  gebracht  un d sich  enga-



giert  an  deren  Beratungen  beteiligt.  Sie  ist  der  Ansicht,  dass  die  Zusammenarbeit  insbeson-

dere  zwischen  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  ¬  ergänzt  um  themenbezogene  Kooperationen  

mit  Mecklenburg -Vorpommern  und  Nied ersachsen  ¬  jetzt  unverzüglich  au f eine  neue  Stufe  zu 

heben  ist.  

 

Die  SPD Schleswig -Holstein  hat  sich  für  eine  solche  Kooperation  seit  langem  mit  Nachdruck  

eingesetzt.  Unter  den  sozialdemokratisch  geführten  Landesregierungen  wurde  berei ts  eine  

Reihe  wichti ger  gemeinsamer  Projekte  erfolgre ich  verwirklicht.  Nachfolgende  Regierungen  ha-

ben  diesen  Weg  programmatisch  weiter  unterstützt,  jedoch  kaum  neue  Akzente  gesetzt;  es 

fehlte  eine  klare  Strategie.  Die  SPD-Landtagsfraktion  Schleswig -Holstei n schlägt  daher  in  Ab-

stimmung  mit  den  Hamburger  Sozia ldemokraten  eine  neue  Allianz  für  den  Norden  vor,  die  so-

fort  und  mit  voller  Kraft  gestartet  werden  soll.  Folgende  Eckpunkte  sind  wichtig,  damit  rasch  

Ergebnisse  erzielt  werden  können:  Kern  der  Allianz  sollten  Schleswig -Hols tein  und  Hamburg  

sein.  Hier  kann  an  zahlreiche  Kooperationen  angeknüpft  werden.  Themenweise  muss  zusätzlich  

der  Schulterschluss  mit  MecklenburgVorpommern,  Niedersachsen  und  Bremen  gesucht  wer-

den.  Notwendig  ist  die  zügige  Verständigung  auf  eine  gemeinsam  getragene  Kooperationsstra-

tegie.  Diese sollte  Ziele,  Schwerpunktbereiche,  Umsetzungsschritte  und  Managementstruktu-

ren  für  den  Umsetzungsprozess  definieren.  Das kann  aufgrund  der  zahlreichen  Vorarbeiten  

rasch  erreicht  werden.  Gutes  Beispie l ist  die  bereits  19 91  in  einer  gemeinsamen  Sitzung  der  

Landesregierung  Schleswig -Holstein  und  des  Senats  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg  be-

schlossene  Umsetzung  eines  auch  mit  der  Landesregierung  Niedersachsens  vereinbarten  län-

derübergreifenden  regionale n Entwicklungskonzep tes.  

 

Als Ziel  einer  gemeinsamen  Strategie  sollte  nicht  ein  abstrakter  Nordstaat  definiert  werden,  

sondern  die  Schaffung  eines  gemeinsamen  Wirtschafts -  und  Lebensraums.  Dessen  enger  politi-

scher  Verbund  ist  durch  Staatsverträge  zu sicher n,  die  auch  durch  die Parlamente  legitimiert  

werden  m üssen.  Ob daraus  später  eine  Länderneugliederung  entsteht,  wird  sich  im  Zuge  der  

Umsetzungsfortschritte  zeigen.  Voraussetzung  für  eine  Länderfusion  ist  die  Veränderung  der  

Rahmenbedingungen.  Diese  müssen  so gestaltet  werden , dass  aus  einer  Fusion  zweier  Länder  

keine  finanziellen  und  strukturellen  Nachteile  für  das  fusionierte  Land  entstehen.  Das muss  bei  

den  Neuverhandlungen  des  Länderfinanzausgleichs  und  der  evtl.  folgenden  Föderalismuskom-

mission  III  ber ücksichtigt  werden.  Eine  Fusion  darf  auch  keinesfalls  zu Nachteilen  für  einzelne  

Regionen  führen.  Die  Auswahl  der  Handlungsfelder  muss  sich  an  den  drängendsten  Herausfor-

derungen  orientieren:  Bewältigung  des  demografischen  Wandels,  Ausbau  von  Bildung  und  be-

ruflicher  Qualifizie rung,  gemeinsame  Energiekonzeptio n mit  dem  Primat  auf  erneuerbaren  

Energien,  klare  Schwerpunktsetzungen  für  den  Ausbau  der  Verkehrsinfrastruktur  sowie  die  

Stärkung  und  Kooperation  der  Häfen.  

 

Hinzu  kommen  eine  übergreifende  Regionalplan ung  und  die  konseque nte  Zusammenlegung  al-

ler  Landesin stitutionen  und  -behörden,  bei  denen  die  Ortsnähe  nicht  entscheidend  ist  und  

durch  deren  Fusion  mittel -  und  längerfristig  erhebliche  Kosten  gespart  werden  können.  Vorran-

gig  sollten  solche  Projekte  verfol gt  werden,  die  zeitn ah  spürbaren  Nutzen  für  die  Mensc hen  im  

Norden  stiften.  Dazu  gehören  vor  allem  auch  die  baldige  Schaffung  eines  echten  Nahverkehrs-

verbunds  zwischen  Schleswig -Holstein  und  Hamburg  sowie  die  Angleichung  der  Angebotsstruk-

turen  in  Kindergär ten,  Schulen  und  Hochschulen.  Für  den  Erfolg  dieser  Strategie  entscheidend  

ist  insbesondere  ein  zwar  straffes,  aber  auch  transparentes  Umsetzungsmanagement,  das  alle  

wichtigen  Akteure  einbezieht.  

 

Die  Allianz  für  den  Norden  ist  Chefsache.  Sie  muss  von  den  Regierungschefs  und  den  Parla-

menten  gewollt  sein  und  engagiert  vorangebracht  werden.  Nötig  sind  ferner  ein  mit  Exekutiv-

rechten  ausgestattetes  Umsetzungsteam  auf  Regierungsebene,  ein  aktives  Gremium  wie  ein  

gemeinsamer  Ausschuss  auf  Ebene  der  Parlamente  sow ie ein  Kooperationsr at,  in  dem  auch  

wichtige  Berater  und  Unterstützer  z.B.  aus  Wirtschaft,  Gewerkschaften,  Kirchen  und  Hochschu-

len  mitwirken.  Ein solcher  Kooperationsrat  sollte  bereits  an  der  Erarbeitung  der  Strategie  be-

teiligt  werden  und  dann  alle  Umsetzu ngsschritte  begleite n.  

 

 
Keine  Kommentare  
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Flucht  vor  der  Realität  

 

Zur  Kritik  des  FDP-Bildungs ministers  an  den  Aussagen  des  SPD-Spitzenkandidaten  Torste n Al-

big  in  einem  Interview  mit  der  BILD -Zeitung,  erklärt  der  

bildungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  

Martin  Habersaat:  

Bemerkenswert  ist,  dass  Herr  Klug  völl ig  ignoriert,  wie  

die  Leben swirklichkeit  in  manchen  Orten,  Stadtteilen  

oder  Schulen  des  Landes  ist.  Er versteckt  sich  weiter  hin-

ter  Statistiken,  die  nicht  annähernd  die  erfahrene  Reali-

tät  

 

und  die  Lebenswirklichkeit  junger  Menschen  abbilden.  

 

 

In  der  Tat  ist  es so,  dass  ein  Oberbürg ermeister  einer  Landeshauptstadt  aus  seiner  täglichen  

Praxis  nah  an  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  mit  anderen  Zahlen  operiert.  Und  dort  gibt  es 

diese  Zahlen,  die  man  kritisieren,  aber  nicht  wegdiskutieren  darf.  Deswegen  ist  es auch  keine  

Schwarzmalerei,  wenn  man  Wahrheiten  klar  anspricht.  Auf  starke  junge  Menschen  kommt  es 

an,  Herr  Klug,  nicht  auf  schöne  Zahlen!  

 

Eine  Regierung,  die  glaubt,  dass  Bildung  in  erster  Linie  ein  Haushaltsproblem  sei,  hat  jede  Le-

gitimation  verloren,  über  die Motivation  junger  Mensch en zu reden.  
Keine  Kommentare  
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Die  lange  Nacht  der  guten  Bildung  

 

Drei  Themenblöcke  diskutiert e die  SPD Barsbüttel  auf  ihrer  ĂLangen Nacht  der  guten  Bildu ng".  

Jeweils  etwa  30  Inte resssenten  waren  dabei.  Etwas  mehr  Zulauf  hätten  sich  die  Organisatoren  

gewünscht,  trotzdem  zeigten  sie  sich  zufrieden.  Her mann  Hanser,  der  Vors itzende  der  SPD-

Fraktion  in  der  Barsbüttler  Gemeindevertretung:  ĂEs war  gut,  mal  so vie l Zeit  zu haben,  um  die  

Bildungsangebote  in  Barsbüttel  gemeinsam  mit  Eltern  und  den  Praktikern  vor  Ort  zu diskutie-

ren."  

Und  Martin  Habersaat,  bildungspoliti scher  Spreche r der  SPD-Landtagsfraktion,  ergänzt:  ĂEs ist  

uns  gelungen,  wissenschaftliche  Betrachtun gen  und  landespolitische  Vorhaben  auf  die  örtliche  

Ebene  herunter  zu brechen."  Fazit:  Barsbüttel  steht  gut  da,  kann  aber  noch  besser  werden.  

 

U3  und  Kita  

Den  Auftakt  mac hte  Dr.  Inga  Bodenburg;  die  Bildungsforscherin  erklärte,  wie  Lernen  funktio-

niert,  unter strich  die  Bedeutung  der  ersten  drei  Jahre  in  der  Entwicklung  eines  Kindes  (Ăam 

wichtigsten  ist  der  Anfang")  und  erklärte  die  Bedürfnisse  eines  jungen  Gehirns,  das  alles  Dar-

gebotene  und  Erlebte  wi e ein  Schwamm  auf sauge.  Jedes  Kleinkind  sei  auf  persönliche  Bindun-

gen  angewiesen  und  sollte  viel  Bewegung  er fahren.  Von  diesen  Überlegungen  ausgehend  be-

schrieb  sie eine  optimal  ausgestattete  U3-Gruppe,  in  der  es beispielsweise  me hrere  von  den  

Kindern  selbs t  zu erklimmende  Höhenebenen,  viele  Fenster  und  Gucklöcher  geben  müsse.  

Auch  räumte  sie  mit  dem  Vorurteil  auf,  dass  ein  Kind  am  besten  immer  bei  der  Mutter  sei:  

ĂNat¿rlich spielt  die  Mutter  eine  wichtige  Rolle,  aber  jedes  Kind  kann  sich  leicht  bis  auf  fünf  Be-

zugspersonen  einstellen.  Selbst  die  beste  Mutter  kann  nic ht  alles  leisten,  was  ein  gutes  Team  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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leisten  kann."  Joachim  Hahne,  zuständig  für  die  Barsbüttler  Kindertagesstätten,  konnte  berich-

ten,  dass  die  meisten  dieser  Anforderun gen  in  den  Barsbüttler  Einr ichtungen  umgesetzt  wer-

den.  Er wünschte  sich  jedoch  für  seine Mitar-

beiterInnen  mehr  Zeit  für  Fortbildung  und  Su-

pervision.  

 

Grundschule  und  Hort  

Martin  Habersaat,  1983 -1987  selbst  Schüler  

der  Grundschule  Barsbüttel,  erläuterte  ein-

gangs  einige  Fachbegriffe,  die  mit  der  Entwick-

lung  des  Grundschulbereichs  verbunden  sind:  

verlässliche  Grundschule,  offene  und  gebun-

dene  Ganztagsschule  und  Hort,  um  nur  einige  

zu nennen.  Reinhard  Kuhl,  Schulleiter  der  

Grundschule  Barsbüttel  und  seit  bald  40 Jahren  

im  Schuldienst,  fasste  seine  Erfahrungen  mit  

der  Bildungspolitik  der  vergange nen  Jahre  zu-

sammen  und  äußerte  zwei  Wünsche:  Erstens  

solle  mehr  Wert  auf  Bildung  und  Erziehung  in  jungen  Jahren  gelegt  werden,  zweitens  solle  die  

Politik  die  Schulartempf ehlung  am  Ende  von  Klasse  vier  abschaffen:  ĂDa gibt  es noch  Haupt -  

und  Realschulempfeh lungen.  obwohl  es diese  Schularten  gar  nicht  mehr  gibt."  Regina  Meyer -

Brookman  stellte  das  Konzept  der  Ampelmännchen  vor,  die  in  Kooperation  mit  der  Grund-

schule  die  Ergän zungszeiten  am  Vormittag  un d die  Betreuung  am  Nachmittag  organisieren.  Sie  

freute  sich  über  das  erfolgreiche  Wachstum  der  Ampelmännchen  in  den  vergangenen  Jahren  

und  hatte  schon  wieder  neue  Ziele:  Künftig  wollen  die  Ampelmännchen  vermehrt  Angebote  für  

Elte rn  machen.  

 

Erich  Kästner  Gemeinschaftsschule  

Das Ălªngere gemeinsame  Lernen"  ist  das  Ziel  sozialdemokratischer  Bildungspolitik.  Individu-

elle  Förderung  und  nicht  das  Sortieren  von  Schülern  solle  im  Mittelpunkt  pädagogischen  Han-

delns  stehen,  beschrieb  Marti n Habersaat  die  Zielsetzung . In  Barsbüttel  findet  das  längere  ge-

meinsame  Lernen  an  der  Gemeinschaftsschule  statt.  Schulleiter  Hartmut  Johann  und  sein  

Stellvertreter  Thorsten  Schöß -Marquardt  erläuterten  die  wissenschaftliche  Grundlage  der  Ge-

meinschaftsschul e:  Ausgangspunkt  waren  die  PISA-Studien  und  Darstellungen  von  Prof.  An-

dreas  Schleicher . Die  Erich -Kästner -Schule  hat  die  notwendigen  Konsequenzen  aus  den  Stu-

dien  gezogen  und  ein  Konzept  für  langes  gemeinsames  Lernen  umgesetzt.  Mit  große m  Erfolg,  

wie  auch  die anwesenden  Schüler  des  nächsten  Abiturjahrgangs  bestätigen.  Hanser  brachte  es 

auf  den  Punkt:  ĂSoziale Chancengleichheit  führt  bei  einem  fördernden  und  nicht  selektieren-

dem  Schulwesen  zu einer  größeren  Leistungsbereitschaft  und  ïfähigkeit  aller  Bürger  in  unserer  

Gesellschaft.  Dies e benötigen  wir,  um  unseren  Lebensstandard  in  Deutschland  halten  zu kön-

nen."  

 

In  den  Pausen  zwischen  den  Themenblöcken  gab  es die  Gelegenheit  für  viele  Gespräche  unter  

den  Anwesenden,  bei  einem  Imbiss  oder  einem  Glas Wein  wurde  m anche  Idee  diskutiert  und  

m ancher  Plan für  die  kommenden  Monate  geschmiedet.  Fazit  der  SPD Barsbüttel:  ĂWir können  

uns  gut  vorstellen,  das  zu wiederholen."  

 

Fotoalbum  
Keine  Kommentare  
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Gas  geben  beim  Netzausbau!  

Zur  Pressekonferenz  am  16.02.2012  über  den  Ausbau  der  Windenergie  in  Schleswig -Holstein  

sagt  der  energiepolitische  Spr echer  der  SPD Landtags fraktion,  Olaf  Schulze:  

 

Die  Windkraft  boomt  in  Schleswig -Holstein  und  ist  Schrittmacher  der  Ener giewende  in  ganz  

http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2012/lange-nach-der-guten-bildung.html
https://www.spd-net-sh.de/ufo


Deutschland.  Damit  die  Windenergie,  die  heute  schon  fast  die  Hälfte  des  Nettostromverbrauchs  

in  unserem  Land  erzeugt,  beim  Kunden  ankommt,  brauchen  wir  den  beschleunigten  Netzaus-

bau.  

Der  Staat  muss  das  Tempo  beim  Netzausbau  vorgeb en und  darf  nicht  lapi-

dar  auf  die  großen  Netzbetreiber  verweisen.  

Denn  wenn  der  Netzausbau  nicht  schneller  vorankommt,  werden  wir  eine  

neue  Debat te  um  die  Restlaufzeiten  der  Atomkraftwerke  bekommen.  Darauf  

warten  die  großen  Energiekonzerne  ja  nur.  

Neben  den großen  Stromtrassen  von  Nord  nach  Süd  brauchen  wir  eine  

kluge  Ausbaupolitik ,  die  auf  Finanzierungsmodelle  bei  den  regionalen  Netzen  

setzt  ï wie  bei  den  Bürgerwindparks.  Daneben  sind  regionale  Stromnetze  

erforderlich,  die  Erzeugung  und  Nutzung  zusammenfüh ren  und  teilweise  den  

Netzausbau  ersetzen  können.  Auch  die  ĂZwischenspeicherungñ von  Wind-

energie  über  ĂEnergiewasserstoffñ und  die  spätere  Nutzun g in  Brennstoffzel-

len  kann  hier  helfen.  Wir  brauchen  die  mittelständischen  Unternehmen  und  nicht  nur  die  gro-

ßen  Unternehmen,  die  ihre  Vormachtstellung  erhalten  wollen.  

Wir  haben  stets  für  mehr  Mut  und  Tempo  bei  der  Energiewende  geworben  -  zu Recht!  Mein  Rat  

an  Wirtschaftsminister  de Jager  ist  daher:  Denken  Sie auch  an  mittelständische  Lösungen  und  

geben  Sie Gas bei m  Netzausbau  für  die  Energiewende!  
Keine  Kommentare  
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Ausbaues  der  B 404  zur  A 21  

18.  2.  2012  

 

 

 

SPD-Kreistags fraktion  Plön  fordert  vom  Bund  si-

chere  Geh-  und  Radwegverbindungen  im  Zuge  des 

Ausbaues  der  B 404  zur  A 21  

 

Die  SPD-Kreistagsfraktion  unterstützt  die  Gemein-

den  des  Barkauer  Landes  in  ihrer  Forderung,  dass  

der  Bund  als  Verursacher  des  Ausbaues  der  B 404  

zur  A 21  den  vom  A21 -Bau  betroffenen  Gemein-

den  die  Kosten  für  die  Planung  und  Realisierung  

eines  sicheren  Straßen -  und  Wegesystems  für  die  

Abwicklung  des nicht  Autobahn  tauglichen  Verkehrs  von  der  Hand  halten  so 

In  diesem  Straßen -  und  Wegesystem  ist  ein  im  derzeitigen  Planungsstadium  nicht  vorgesehe-

ner  an  der  geplanten  Ortsverbindungs straße  zu führender,  durchgängiger  Geh- /  Radweg  un-

verzichtbar,  weil  nur  dieser  eine  sichere  Verbindung  von  Dorf  zu Dorf  gewährleistet  und  das  

gefahrlose  Erreichen  von  Bildungs - , Dienstleistungs - , Kultur -  und  Freizeitangeboten  zu Fuß und  

per  Rad ermöglicht.  

 

Sichere  zwischenörtliche  Geh- /Radwegverbindungen  gerade  auch  für  Schul kinder  müssen  bei  

der  weiteren  Planung  im  Vordergrund  stehen;  darin  waren  sich  der  Arbeitkreis  Siedlungsent-

wicklung  des  Bürgervereins  Ă Barkauer  Land  e.V.  Ă und  die  SPD-Kreistagsfrakti on  nach  einem  

Informationsgespräch  über  die  Ausbaupläne  zum  Planfeststel lungsabschnitt  Nettelsee  -  Klein  

Barkau  einig.  Ersatz  für  den  derzeit  an  der  B 404  bestehenden,  zukünftig  aber  entfallenden  

Geh- /Radweg  ist  damit  für  die  Aufrechterhaltung  des  bestehen den  und  funktionierenden  dörfli-

chen  Beziehungsgeflechtes  der  B 404 -Gemei nden  unverzichtbar.  

 

Im  Informationsgespräch  wurde  deutlich,  dass  sich  die  von  der  Planung  betroffenen  Geme in-

den  in  den  zurückliegenden  Jahren  sehr  stark  in  die  Planungsarbeit  eingebra cht  haben,  um  ei-

https://www.spd-net-sh.de/ploen


nen  regionsverträglichen  B 404 -Ausbau  zu erreichen.  In  diesem  Rahmen  wurde  eine  Sparvari-

ante  für  den  in  der  Diskussion  befindlichen  sicheren  Geh-  und  Radweg  erarbe itet.  Für  deren  

Realisierung  verbleiben  aber  nach  Angaben  des  Landes  wegen  der bestehenden  Förderrichtli-

nien  für  die  betroffenen  Gemeinden  immer  noch  absolut  nicht  finanzierbare  Eigenanteile  von  

weit  über  500.000  ú. 

 

Es kann  aus  Sicht  der  SPD-Fraktion  nicht  sein,  dass  durch  den  Bund  Millionen  für  den  sicherlich  

notwendigen  Autobahnausbau  ausgegeben  werden,  die  Finanzierung  sicherer  Geh-  und  Rad-

wegverbindungen  aber  den  Gemeinden  aufs  Auge  gedrückt  wird.  

 

Vor  dem  Hin tergrund  dieser  inakzeptablen  Situation  fordert  die  SPD-Fraktion  den  Bund  auf,  

das  Ausbaukonzept  zu modifizieren  und  die  Finanzierung  für  einen  Geh- /  Radweg  entlang  der  

Ortsverbindungsstraße  in  die  Gesamtfinanzierung  einfließen  zu lassen.  Einen  entspre chen den  

Antrag  wird  die  Fraktion  im  Zuge  der Beratung  zum  Planfeststellungsverfahren  in  den  Kreistag  

einbringen,  erklären  die  stellvertretenden  Fraktionsvorsitzenden  Helga  Hohnheit  und  Walter  

Riecken  abschließend  nach  dem  Informationsgespräch  mit  dem  Arbei tskr eis  Siedlungsentwick-

lung  des  Bürgervere ins  Ă Barkauer  Land  e.V.  Ă. 

 

18.02.2012  

 

Helga  Hohnheit  

Stellvertr.  Fraktionsvorsitzende  

Dorfstr.  16  

24220  Boksee  

Tel.  04302  965955  

 

Ds Bild  zeigt  von  links  nach  rechts:  

 

Jürgen  Plambeck,Kreistagsmitglied,  Peter  Stein er  , Wulf  Riethausen,  beide  Arbeitkreis  Sied-

lungsentwicklung  des  Bürgervereins  Ă Barkauer  Land  e.V.  

Heidrun  Clausen,  Kreistagsmitglied  und  die  stellvertr.  Fraktionsvorsitzende  Helga  Hohnheit  
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Erfolgreicher  Jahresempfang  im  Kreis  SL- FL 

Der  SPD Kreisvorsitzende  Ralf  Wrobel  konnte  über  

140  Gäste,  Vertreter  aus  Vereinen,  Verbände n,  

Gewerkschaften,  Verwaltung  und  Politik  aus  dem  

Kreis  Schleswig -Flensburg  auf  dem  Jahresempfang  

in  einem  angenehmen  Ambiente  des  Volkskunde-

museum  in  Schleswig  beg rüßen.  

Ein besonderes  Anlagen  für  Ralf  Wrobel  war  es,  

ein  Dankeschön  an  die  Gäste  zu richten  für  ihren  

Einsatz  im  Kreis  und  für  die  gute  und  vertrauens-

volle  Zusammenarbeit  im  vergangenen  Jahr  aus-

zusprechen.  

 

Mit  Spannung  wurde  die  Gastrede  von  Torsten  Al-

big,  Oberbürgermeister  der  Stadt  Kiel  und  Spit-

zenkandidat  für  die  Landtagswahl  am  6.  Mai  2012,  erwartet.  Torsten  Albig  ging  u.  a.  auf  den  

Rücktritt  des  Bundespräsidenten  ein:  ĂWenn das  Grundvertrauen  verloren  geht,  wird  es schwer  

sein,  die  repräsentative  Politik  zu erklären.  Ein Amt,  das  Amt  des  Bundespräsidenten  ist  kein  

Jobñ. Thorsten  Albig  erklä rte  weiterhin  sein e Vorstellungen,  wie  die  Bildung  im  Land  Schleswig -

Holstein  finanziert  werden  könne.  Dazu  gehört,  dass  gute  Haushalte  in  den  nächsten  Jahren  

begle itet  werden.  ĂSchleswig-Holstein  hat  es verdient,  dass  wir  es stark  machenñ, so Albig.  

https://www.spd-net-sh.de/sl


 

Der  Vorsitzende  der  Kreistagsfraktion  Ingo  Degner  wünschte  allen  Anwesenden  eine  guten  

Austausch  beim  anschließenden  Büfett  und  endete  die  Grußwortenreihe  mit  einen  Zit at  von  

Mutter  Teresa:  ĂDu kannst  Dinge  tun,  die  ich  nicht  tun  kann.  Ich  kann  Dinge  tun,  die  du  nicht  

tun  kanns t.  Zusammen  können  wir  große  Dinge  tun.ñ 

 

Das Duo  ĂVielSaitigñ sorgte  zwischen  den  Reden  und  Grußworten  mit  einem  Feuerwerk  aus  Sa-

tire  und  humorvo ller  Musik  für  gute  Stimmung.  

 

Anschließend  nutzten  viele  die  Gelegenheit  zum  regen  Austausc h in  lockerer  Atmo sphäre  am  

und  nach  dem  leckeren  Büfett.  Torsten  Albig  und  die  Direktkandidaten  für  die  Landtagswahl  

Birte  Pauls,  Jens Maßlo  und  Ralf  Wrobel  führte n mit  allen  Gästen  angeregte  Gespräche.  

 

Bild:  Kreisvorsitzender  Ralf  Wrobel,  Spitzenkandida t  Torsten  Albig,  Landrat  Bogislav  Tessen  

von  Gerlach  und  Fraktionsvorsitzender  Ingo  Degner  (v.  l.  n.  r.)  
Keine  Kommentare  
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Das  Land  muss  seine  Verantwortung  für  die  AKN  ernst  neh-
men!  
Die  SPD-Landtagsfraktion  hat  stets  die  Bedeutung  der  AKN als  wichtiges  regio-

nales  Bahnunternehm en  der  Länder  Schleswig -Holstein  und  Freie  und  Hanse-

stadt  Hamburg  betont.  Daraus  rührt  eine  besondere  Verantwortu ng  der  Landes-

politik.  

Die  AKN ist  im  Hamburger  Rand  ein  unverzichtbares  Eisenbahnunternehmen  für  

Schleswig -Holstein.  Steigende  Fahrgastzahlen  insbesondere  auf  der  Stammstre-

cke  Neumünster -Hamburg  bestätigen  dies.  Das wurde  beim  Besuch  der  Wirt-

schaftspolitik erinnen  und  ïpolitiker  der  SPD-Landtagsfraktion  am  15.02.2012  in  

Kaltenkirchen  deutlich.  

Allerdings  gilt  auch:  Obwohl  Minderheitsgesellschafter , trägt  das  Land  rund  drei  

Viertel  der  anfallenden  Kosten.  Auf  die  Fahrgeldeinnahmen  hingege n hat  das  

Land  keiner lei  Einfluss,  da diese  auf  dem  von  der  Hamburgischen  Bürgerschaft  beschlossenen  

HVV-Tarif  fußen.  

Die  wirtschaftspolitische  Sprecherin  der  SPD-Landtagsfraktion,  Regina  Poersch,  erklärt  nach  

dem  Besuch:  

ĂEin Verkauf  der  schleswig -holstei nischen  Anteile  an  der AKN kommt  aus  Sicht  der  SPD-Land-

tagsfraktion  unter  den  gegebenen  Bedingungen  nicht  in  Betracht.  Die  Verkaufsabsichten  der  

Landesregierung  tei len  wir  nicht.  Das Land  Schleswig -Holstein  trägt  Verantwortung  für  die  

mehr  als  300  Beschäft igten  bei  der  AKN.  Dies gilt  nicht  nur  für  die  Verkaufsabsichten  der  Lan-

desregierung,  sondern  auch  für  eine  etwaige  Trennung  von  Netz  und  Betrieb.  Auch  die  Infra-

str uktur,  in  die  in  den  letzten  Jahren  massiv  investiert  wurde,  muss  in  Landesbesitz  verbleiben . 

Die  in  naher  Zukunf t  anstehenden  Investitionen  (zum  Beispiel  Anschaffung  neuer  Fahrzeuge,  

Elektrifizierung)  müssen  sichergestellt  werden.ñ 

Der  SPD-Landtagskandida t  für  den  Wahlkreis  Segeberg -West,  Stefan  Weber,  der  an  dem  Be-

such  teilnahm,  schloss  sich  der Auffassung  an  und  sagte:  ĂEin kurzfristiges  Haushalts -Einnah-

meplus  durch  den  Verkauf  der  Landesanteile  steht  in  keinem  Verhältnis  zu dem  Schaden,  der  

durch  den  Wegfall  des  politischen  Einflusses  entst¿nde.ñ 
Keine  Kommentare  
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Diskussion  um  Wege  aus  der  Finanz -  und  Eurokrise  

Ralf  Stegner  zu  Gast  in  Ahrensburg  

Am  kommenden  Montag,  dem  27.  Februar,  lädt  der  SPD-Landtagskandidat  Tobias  von  Pein zu 

https://www.spd-segeberg.de/
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


einer  Diskussion  zum  Thema  Finanz -  und  Eurokrise  ins  Peter -Rantzau -Haus.  Zu  Gast  werden  

Ralf  Stegner,  Fraktionsvorsitzender  der  SPD im  Landtag  und  Vorsitzender  der  SPD Schleswig -

Holstein,  sowie  Carsten  Sieling  aus  Bremen,  Mitglied  des  Finanzaussch usses  im  

Deutschen  Bundes tag  und  vehementer  Vertreter  einer  Finanztransaktionssteuer,  

sein.  

 

An diesem  Abend  wird  es einerseits  um  die  aktuelle  Situation  der  Krise  gehen  

und  welche  Auswege  es aus  sozialdemokratischer  Sicht  geben  kann.  Die  Situa-

tion  Grieche nlands  wird  dabei  vorauss ichtlich  eines  der  Schwerpunktthemen  

sein.  Hier  hofft  der  Landtagskandidat  Tobias  von  Pein auf  ein  Umdenken  in  der  

großen  Politik:  ĂDie bisherige  Griechenlandpolitik  setzt  zu einseitig  auf  immer  

neue  Sparpa kete,  vernachlässigt  das  Wachstum  und  ignoriert  die wahren  Ursachen.ñ Er freut  

sich  auf  einen  spannenden  Abend  mit  zwei  interessanten  Referenten.  

 

Die  Diskussion  mit  Ralf  Stegner  und  Carsten  Sieling  geht  los  um  19:30  Uhr  im  Peter -Rantzau -

Haus,  Manfred -Samu sch-Str.9.  
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Aufruf  zur  Schweigeminute  

AfA Schleswig -Holstein  und  der  DGB rufen  zu ein er  Schweigeminute  gegen  Rechts  auf  

AfA-Landesvorst and  ruft  alle  ArbeitnehmerInnen  auf  sich  an  der  Schweigeminute  

am  Donnerstag,  23.  Februar  2012  um  12.00  Uhr  zu beteiligen.  

 

AfA-Landesvorsitzender  Wolfgang  Mädel:  

"Im  stillen  Gedenken  an  die  Opfer  rechtsext remistischer  Gewalt  soll  ein  kraftvolles  Zeichen  ge-

setzt  werden,  der  Trauer  und  des  Mitgefühls.  

Ein Zeichen  der  Verurteilung  von  Fremdenhass,  Rassismus  und  ein  Zeichen  für  die  Vielfalt  und  

Offenheit  Deutschlands."  

Sorgen  wir  alle  dafür,  dass  auch  am  6.Mai  keine  Nazis  in  den  Schleswig -Holsteinischen  Landta g 

einziehen  werden  und  die  NPD endlich  verboten  
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25  Jahre  Palme - Preis:  Fes tredner  Olaf  Schol z 

 

Kriegerische  Auseinandersetzungen,  terroristische  Aktivitäten,  Hunger  und  Elend  in  den  Ent-

wicklungsländern,  die  weltumspannende  Finanz -  und  Schuldenkrise  lassen  die  politischen  Ziele  

Olof  Palmes  heute  aktuell  wie  eh  und  je  erscheinen.  Zum  Gedenken  an  den  großen  Schweden  

verleiht  die  SPD Stormarn  seit  1987  den  Olof -Palme -Friedenspreis,  der  sich  an  Vereine,  Ver-

bände  oder  einzelne  Personen  aus  Stormarn  richtet,  die  sich  besonders  im  Sinne  Olof  Palmes  

für  ein friedliches  Miteinander  

und  ein  menschenwürdiges  Dasein  für  alle  Menschen  engagieren.  

 

Der  Preis  ist  eine  Anerkennung  und  Ehrung,  er  soll  zur  Nachahmung  und  zum  Weitermachen  

anregen.  

 

Initiiert  wurde  der  Friedenspreis  vom  SPD-Kreisvorstand  in  den  Wochen  nach  der  Ermordung  

des  schwedisch en Ministerpräsid enten  Olof  Palme  am  28.  Februar  1986.  Von  Palme  stammt  

https://www.afa.spd-net-sh.de/
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


auch  das  Zitat,  das  in  diesem  Jahr  die  Einla dungen  ziert:  ĂPolitik heißt:  etwas  wollen.  Sozialde-

mokratische  Politik  heißt:  Veränderungen  wol len,  weil  Veränderungen  Verbesserungen  verhe i-

ßen,  weil  sie Phantasie  und  Handlungskraft  

nähren,  Träume  und  Visionen  anregen.ñ 

 

Nominiert  sind:  Das Antirassistische  Bündnis  

Stormarn;  Frauen  Helfen  Frauen  e.V.;  Bella  

Donna  e.V.  und  Dagmar  Greiß;  Oldesloer  Tafel  

EFA e.V . und  Ilse  Siebel;  Gärten  der  Begeg-

nung,  Ahrensbur g und  Jürgen  Martens;  Hand  in  

Hand  e.V.,  Bad  Oldesloe;  Schönberger  Freun-

deskreis  Sieraków  e.V.;  Bürgerinitiative  gegen  

Rechts,  Glinde;  Dr.  Rolf  Bettaque  von  Kontakt  -  

Initiative  gegen  Sucht  und  Gewalt  in  St ormarn  

e.V.;  Gerhard  Ehlers,  Vor standsmitglied  För-

derkreis  Norddeutschland  von  Oikocredit;  Dr.  

Wolfgang  Beutin,  Schriftsteller.  

 

Die  Preisverleihung  findet  statt  am  Dienstag,  dem  28.  Februar  2012,  um  18.00  Uhr  

 

im  Schloss  Reinbek  (Schlossstraße  5 21465  Reinbek).  Empfang  im  Gartensaal,  Preisverleihung  

im  Festsaal.  Folgender  Ablauf  ist  geplant:  

 

Begrüßung:  

Martin  Habersaat,  MdL,  Vorsitzender  der  SPD Stormarn  

 

25  Jahre  Olof - Palme - Friedenspreis:  

Franz  Thönnes,  MdB,  Parlamentarischer  Staatssekretär  a.D.  

 

Festred e:  

Olaf  Scholz,  Erster  Bürgermei ster  der  Freien  un d Hansestadt  Hamburg.  

 

Laudatio:  

Cord  Denker,  Mitglied  des  Kuratoriums  

 

Musik:  

Janice  Harrington  und  Dylan  Vaugn  

 

Anmeldungen  bis  zum  24.  Februar  2012:  SPD Stormarn,  Lübecker  Straße  35,  23843  Bad  

Oldesloe,  Tel.:  04531 -188365,  Fax:  04531 -188366,  KV-Stormarn@spd.de,  www.spd -stor-

marn.de.  
Keine  Kommentare  
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Neuer  Vorstand  bei  der  AG  60plus  

Die  Mitglieder  der  AG 60plus  des  SPD Kreisverbandes  Stormarn  wählten  am  15.Februar  in  ei-

ner  Vollversammlung  im  Bürgerhaus  Delin gsdorf  ihren  neuen  Vorstand.  Wahlberechtigt  waren  

dabei  nur  Mitglieder  der  SPD, in  der  AG mi tarbeiten  kann  aber  jede/r.  ĂUnd vie le Menschen  

ohne  Parteibuch  tun  das  bereitsñ, freut  sich  der  alte  und  neue  Vorsitzende  der  Arbeitsgemein-

schaft,  Jürgen  Schneider  aus  Bad  Oldesloe.  

 

Die  weiteren  Wahlergebnisse:  Stellvertretende  Vorsitzende  wurden  Lieselo tte  Jürgensen  aus  

Bargteheide  und  Niels-Peter  Horn  aus  Delingsdorf,  Schriftführerin  Angela  Batty  aus  Grande.  

Beisitzer  wurden  Antje  Klintzsch  aus  Bargteheide  und  Gerd  Brüning  aus  Delingsdorf.  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/60plus


 

ĂWir können  sehr  zufrieden  sein,  unser  Programm  wird  angenom-

men . Wir  haben  viele  Stamm gäste.  Das  beweist,  dass  auch  die  

Teilnehmer  zufrieden  sind,ñ bilanzierte  Niels -Peter  Horn  die  ersten  

zwei  Jahre  der  jungen  Arbeitsgemeinscha ft.  Das  Vorstandsteam  

könne  sich  aufeinander  verlassen,  alle  ziehen  mit.  ĂNur so war  es 

mögl ich  in  nur  zwei  Jahren  diese  AG so weit  zu bringen,ñ lobt  Jür-

gen  Schneider  sein  Team.  

 

Der  Landtagsabgeordnete  Martin  Habersaat  hatte  als  Kreisvorsit-

zender  der  SPD Stormarn  2010  den  Anstoß  zur  Gründung  der  AG 

gegeben.  Auch  er  ist  zufrieden:  ĂDer demographi sche  Wandel  

bringt  es mit  sich,  dass wir  alle  älter  werden  -  und  das  ist  gut  so.  

Ich  freue  mich,  dass  die  SPD in  ihren  Parteistrukturen  darauf  rea-

giert.ñ 

 

Die  AG 60 plus  dient  der  politischen  Willensbildung  der  Senioren  in  der  SPD. Die  Teilnahme  von  

politis ch interessierten  aber  parteilosen  Bürgern  ist  erwünscht.  Die  AG 60plus  veranstaltet  

ĂBunte Nachmittageñ und  gemeinsame  Ausflüge.  Weitere  Informationen  siehe  www.sp d-net -

sh.de/stormarn/60plus/.  

Kontakt  Jürgen  Schneider:  04531/84603  oder  juergen.schneider@s pd -badoldesloe.de.  

 
Keine  Kommentar e  
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Das  Mitteilungsblatt  ĂKV Internñ des  Kreisverbandes  SL- FL  
ist  ersc hienen  

Dieses  Mitteilungsblatt  wird  regelmäßig  herausgegeben  und  wird  allen  Ortsvereinen  und  Mit-

gliedern  im  Kreis  Schleswig -Flensburg  zur  Verfügung  gestellt.  

Hier  der  Inhalt:  

 

KV Intern  Februar  2012  
Keine  Kommentare  
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Barrieren  in  den  Köpfen  überwinden  

 

Umsetzung  der  UN - Konvention  für  Menschen  mit  Behinde rungen  

 

ĂMittendrin statt  nur  dabeiñ -  unter  diesem  Motto  hatte  der  Stormarner  Bun-

destagsabgeordnete  Franz  Thönnes  seine  aus  Sachsen -Anhalt  angereiste  

Kollegin  Silvia  Schmidt,  die  Behindertenbeauftragte  der  SPD-Bun destags-

fraktion,  in  die  Begegnungsstätte  Neuschönn ingstedt  nach  Reinbek  eingela-

den,  um  über  die  Teilhabe  von  Menschen  mit  Behinderungen  zu sprechen.  

Diese  wird  durch  eine  UN-Konvention  von  2006  verlangt.  

 

Die  Behindertenrechtskonvention  konkretisiert  die  Menschenrechte  für  die  Lebenssituation  be-

hinderter  Menschen.  Sie  zeigt:  In  vielen  Bereichen  ist  ein  Umdenken  notwendig.  

 

https://www.spd-net-sh.de/sl
http://www.spd-net-sh.de/sl/images/user_pages/KV-Intern_Februar_2012.pdf
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Franz  Thönnes  begleitete  in  seiner  Amtszeit  als  Parlamentarischer  Staatssekretär  selbst  den  

Entwicklungsprozess  und  die  Unterzeichnung  der  Konvention  in  New  York  , die  gemeinsam  mit  

den Verbänden  Betroffener  erarbeitet  wurde.  ĂEs wurde  nicht  ohne  sie über  sie geredet!ñ, so 

Thönnes.  Die  wichtigsten  Aussage:  Menschen  mit  Behinderungen  sollen  am  gesamten  gesell-

schaftlichen  Leben  teilnehmen  können  und  selbst  bestimmen,  wo  sie  leben  und  arbe iten.  

 

Silvia  Schmidt  zeigte  auf,  welche  Handlungsfelder  in  den  kommenden  Jahren  anstehen.  ĂOb 

Kindergarten,  Schule,  Wohnung  oder  Arbeit  -  um  eine  Teilhabe  am  gesellschaftlichen  Leben  zu  

erreichen,  ist  vi el  zu tun.ñ Ein wichtiges  Prinzip  sei,  dass  die Unterstützungsangebote  zu den  

Menschen  kommen  müssen,  ein  wichtiger  Baustein  das  Ăpersºnliche Budgetñ, eine  alternative  

Leistungsform  zu Sach -  und  Dienstleistungen.  Behinderte  Menschen  erhalten  Geld  oder  Gut-

scheine,  damit  kaufen  sie  sich  selbst  die  Leis tunge n ein,  wie  zum  Beispiel  Assistenz.  Positive  

Folgen:  Mehr  Selbstbestimmung,  mehr  Selbständigkeit,  mehr  Selbstbewusstsein.  (Mehr  Infor-

mationen:  http://www .budgetaktiv.de/ )  

 

Martin  Habersaat,  der  bil dun gspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  moderierte  die  

Diskussion.  Gerade  am  Beispiel  des  Bildungswesens  wurde  deutlich,  wie  gewaltig  der  Paradig-

menwechsel  ist:  Förderschulen  sollen  nach  und  nach  zu ĂSchulen ohne  Sch¿lerñ werden  und  

Schüler  mit  besonderem  Bedarf  an  Regelschulen  unterrichtet.  Das  Ziel  heißt  āInklusionó. Haber-

saat:  ĂSchleswig-Holstein  ist  da schon  weit,  hat  aber  auch  noch  einen  langen  Weg  vor  sich.  Die  

Regelschulen  müssen  entsprechend  ausgestattet  sein.  Eltern  müssen  sich  darauf  ve rla ssen  

können,  dass  ihre  Kinder  optimal  gefördert  werden.ñ Gerade  die  Reinbeker  Grundschulen  seien  

auf  diesem  Weg  Vorreiter  gewesen.  

 

Volker  Müller,  Fraktionsvorsitzender  der  SPD in  Reinbek  und  Ursula  Brand t,  Behindertenbeauf-

tragte  Reinbeks,  machten  deutl ich,  dass  sich  auch  auf  kommunaler  Ebene  noch  eine  Menge  tun  

muss.  Barrierefreie  Straßen  und  Ampelschaltungen  einerseits,  ein  anderes  Denken  in  den  Ver-

waltungen  andererseits.  Auch  seien  die  Kommunen  als  Arbe itgeber,  was  die  Einstellung  von  

Menschen  mit  Beh inderungen  angeht,  nicht  so vorbildlich,  wie  sie sein  könnten.  Müller:  ĂVieler-

orts  fühlt  man  sich  unsicher,  weil  das  Wissen  fehlt.ñ Das bestätigte  Ursula  Brandt:  ĂViele Men-

schen  kennen  die  Einrichtung  der  behindertenbeauftragten  auch  noch  nicht  ï daran  arb eiten  

wir.ñ Am  Ende  waren  sich  alle  Teilnehmer  einig:  ĂEs müssen  auch  viele  Barrieren  in  den  Köpfen  

überwunden  werden!ñ 

 

Foto:  Volker  Müller,  Martin  Habersaat,  Silvia  Schmidt,  Franz  Thönnes,  Ursula  Brandt  

 
Keine  Kommentare  
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SPD  setzt  auf  Bildung  als  Zukunftschance  

Der  Ortsverein  Steinbergkirche  diskutiert  mit  Ralf  

Stegner  und  den  lokalen  SPD-Landtagskandi daten  

Ralf  Wrobel  und  Jens Maßlo  

 

Der  Saal  im  Steinberger  Hof  ist  gut  gefüllt.  Eifrig  

läuft  das  Personal  umher  und  sorgt  für  Getränke,  

bevor  es endlich  losgehen  kann.  Die  SPD hat  gela-

den  und  knapp  50  Bürger  haben  den  Weg  hierher  

gefunden,  um  zu sehen,  was  die  Partei,  die  gute  

Aussichten  hat,  den  ersten  SPD Ministerpräsiden-

ten  seit  Heide  Simonis  zu stellen,  inhaltlich  so zu 

bieten  hat.  

 

Und  das  hat  es in  sich.  Ohne  lange  Vorreden  und  

müdes  Geplänkel  erklärt  Landes -  und  Fraktionschef  Ralf  Stegner,  was  die  SPD von  Ăden  ande-

renñ unterscheidet.  Natürlich  will  auch  die  SPD den  Haushalt  stabilisieren,  da führt  kein  Weg  

http://www.budgetaktiv.de/
https://www.spd-net-sh.de/sl


dran  vorbei.  Aber  nicht  als  Selbstzweck,  sondern  um  wieder  Handlungsfähigkeit  zu erlangen.  

Ein Wor t,  was  noch  öfter  an  diesem  Abend  fallen  wird.  

 

Doch am  häufigsten  wird  die  Frage  gestellt,  was  eigentlich  gerecht  sei.  Und  hier  liegt  auch  

schon  die  Kernaussage,  die  Stegner  gerne  und  oft  wiederholt.  Es muss  gerecht  zugehen  im  

Land.  Die  Zuhörer  im  Saal  ni cken  bestätigend.  Vereinzelt  ist  auch  ein  ĂJawollñ und  ĂDa müssen  

wir  wieder  hin!ñ zu vernehmen.  

 

Und  Stegner  macht  deutlich,  dass  es nicht  gerecht  ist,  wenn  die  schwarz -gelbe  Koalition  im  

Bund  mit  den  Stimmen  der  schwarz -gelben  Koalition  in  Kiel  die  Steue r für  die  Hoteliers  senkt.  

Die  Gelder  fehlen  nun  in Schl eswig -Holstein  und  wenn  die  jetzige  Regierung  sagt  die  SPD 

rechne  sich  das  Leben  schön  und  die  Pläne  seine  alle  finanziell  nicht  gedeckt,  dann  gehört  auch  

das  mit  zur ganzen  Wahrheit.  

 

Das jedoch  am  Meisten  bemühte  Wort  des  Abends  ist  wohl  der  Begriff  Bild ung.  Denn  nur  wenn  

den  jungen  Menschen  Bildungsmöglichkeiten  gegeben  werden,  können  Sie sich  aus  der  Ar-

mutsfalle  befreien.  Und  das  dafür  benötigte  Geld  ist  gut  investiert:  Denn  jeder  Mensch,  der  

aufgru nd  einer  guten  Bildung  später  einen  vernünftig  bezahlte n Arbeitsplatz  erhält  ï hier  hält  

Stegner  inne  und  erinnert  daran,  dass  man  hier  nicht  von  3,50  ú sondern  von  mindestens  8,50  

ú Mindestlohn  spreche  ï sorgt  dafür  dass  er  einerseits  keine  Transferleistungen  vom  Staat  be-

ziehen  muss  und  zahlt  obendrein  noch  Steuern,  die  wiederum  dem  Staat  zu Gute  kommen.  

Das System,  wenn  es denn  erst  einmal  etabliert  ist,  trägt  sich  also  selbst.  

In  der  anschließenden  Diskussion  werden  verschiedenste  Themen  aufgegriffen,  das  Schulsys-

tem,  die  Arbeitnehmerrechte  und,  und,  un d.  Alles  Dinge,  die  die  SPD in  einer  neuen  Regierung  

anpacken  wird.  Und  das  hier  eben  nicht  Ădie da obenñ sitzen,  sondern  in  der  SPD auch  Politik  

zum  Anfassen  gemacht  wird,  wird  deutlich,  als  es um  regional  bedeutende  Themen  wie  Wind-

kraft  und  Biogasanlagen  geht.  

Es wird  schnell  klar.  Hier  sitzen  Kandidaten  zum  Anfassen,  die  obendrein  ein  stimmiges  Pro-

gram m  hinter  sich  haben.  

 

Nach  knapp  2 ½  Stunden  ist  die  Veranstaltung  zu Ende.  Nicht  ohne,  dass  sich  jeder  noch  ein-

mal  bei  Ralf  Stegner  für  den  Vortrag  bedank t  hat  und  den  Kandidaten  seine/ihre  Unterstützung  

mit  auf  den  Weg  gegeben  hat.  

Der  Wahlkampf  ist  in  Angeln  angekommen.  Und  die  SPD ist  Guter  Dinge!  

 

Clemens  Teschendorf  

Stv.  Vorsitzender  

OV Steinbergkirche  
Keine  Kommentare  
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Region  stärken  für  Wirtschaft  und  Arbeit  

Unternehmensverband  Ostholstein -Plön  

SPD-Kreistagsfraktion  Plön  

 

21.  2.  2012  

 

Gespräch:  Unternehmens verband  Ostholstein -Plön  e.V  

mit  der  SPD-Kreistagsfraktion  Plön:  

 

Region  stärken  für  Wirtschaft  und  Arbei t  

 

Zu  einem  gemeinsamen  Meinungsaustausch  tra fen  sich  

der  Fraktionsvorsitzende  der  SPD-Kreistagsfraktion  Lutz  

Schlünsen  und  seine  Stellvertreter  Helga  Hohnheit  und  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Walter  Riecken,  Heidrun  Clausen,  die  Landtagsabgeordnete  Anette  Langner  und  der  Vorstand s-

vor sitzende  des  Unternehmensver  

Ostholstein -Plön,  Werner  Süß,  sowie  der  Geschäftsführer  Eberhard  Rauch.  

 

Die  Fehrmarnbelt -Querung  war  ein  Thema  der  Beratu ng  und  wurde  von  beiden  Seiten  als  sehr  

positiv  bewertet.  Die  Region  wird  davon  profitieren  und  wird  sich  weiter  aktiv  an  den  Planun-

gen  beteiligen.  Insbesondere  für  den  Kreis  Plön  ist  eine  starke  Einbindung  wichtig,  um  die  wirt-

schaftliche  Entwicklung  auszu bauen,  ausdrücklich  auch  im  Hinblick  auf  den  Bundeswehrstand-

ort  Lütjenburg.  Der  Unternehmensverband  hat  hier  einige  Aktivitäten  gestartet,  insbesondere  

im  touristischen  Bereich,  was  sehr  begrüßt  wurde.  Die  geografische  Lage  des  Kreises  ist  prä-

destiniert  fü r  eine  Anwerbung  von  Tagesgästen  und  Kunden  für  Tagungen.  Weitreichend  und  

notwendig  ist  noch  eine  besser e Vernetzung  der  Entscheidungsträger,  um  optimale  Ergebnisse  

zu erzielen.  

 

Eine  große  Übereinstimmung  zwischen  den  Gesprächspartnern  gab  es bei  der  Wir tschaftsförde-

rung.  Für  die  SPD gilt  es vor  allem,  die  Kiel -Region  zu stärken,  um  als  starker  Partner  gege n-

über  dem  südlichen  Schleswig -Holstein  aufzutreten.  Der  Unternehmensverband  verfolgt  ein  

gemeinsames  Vorgehen  in  der  ganzen  Region  zwischen  Kiel  und  Lübeck.  Positiv  wurden  die  

Initiativen  der  Landrätin,  Frau  Ladwig,  und  des  Kreistages  aufgenommen,  ein  Stra tegiepapier  

zur  Weiterentwicklung  des  Kreises  zu gestalten,  um  konkurrenzfähig  zu bleiben,  denn  es liegt  

in  der  Verantwortung  des  Kreises,  neue  Strateg ien  z.B.  zur  Wirtschaftsförderung  zu entwi-

ckeln.  Hier  werden  zahlreiche  Foren  unter  Beteiligung  aller  rel evanten  Gruppen  durchgeführt.  

In  einer  Bestandsaufnahme  müssen  Schwächen  und  Stärken  des  Kreises  herausgearbeitet  

werden  und  die  Frage  aufgeworfen  werd en,  wo  der  Kreis  Plön  seine  Entwicklungsmöglichkeit  

hat.  Daher  muss  der  Kreis  seine  Stärken  neu  formu lier en  und  weiterentwickeln,  um  sich  auch  

positionieren  zu können.  Dadurch  kann  er  sich  auch  zukünftig  neu  auftretenden  Herausforde-

rungen  stellen  und  diese  erfolgreicher  bewältigen.  

 

Ein weiteres  Thema  des  Gesprächs  war  die  bessere  Einbindung  des  Regionale n Berufszentrums  

in  die  Ausbildung  im  Kreis  Plön.  Ein Hochqualifiziertes  Team  von  Lehrern  bildet  Schülerinnen  

und  Schüler  aus.  Hier  ist  eine  bessere  Zusamm enarbeit  zwischen  Betrieben  und  Schule  uner-

lässlich,  um  den  Nachwuchs  optimaler  zu fördern.  Durch  den  dem ografischen  Wandel  ist  es un-

erlässlich,  dringend  benötigte  Fachkräfte  und  Nachwuchs  zu gewinnen  und  zu qualifizieren.  Da-

her  ist  es notwendig,  im  Bereic h der  beruflichen  Bildung  alle  Ressourcen  zu mobilisieren,  damit  

genügend  in  den  nächsten  Jahren  genü gend  Fachkräfte  zur  Verfügung  stehen.  

 

Die  Vertreter  des  Unternehmensverbandes  begrüßten  den  Ausbau  der  Windenergie  und  beton-

ten,  dass  auf  diesem  Feld  sich  bald  ein  enormes  Exportvolumen  ergibt,  von  dem  finanziell  pro-

fitiert  werden  kann.  Hier  gilt  es,  die  durc h die  erneuerbaren  Energien  zu erwartenden  Wert-

schöpfungen  in  der  Region  zu stützen  und  zu fördern.  

 

Abschließend  wurde  vereinbart,  die  Gespräche  fortz usetzen  und  sich  auch  zukünftig  über  The-

men  zu unterhalten,  die  für  die  Region  wirtschaftlich  von  Wichtig keit  sind.  

Foto:  die  Kreistagsabgeordente  Heidrun  Clausen,  der  Geschäftsführer  des  Unternehmensver-

bandes  Eberhard  Rauch,  Fraktionsvors.  Lutz  Schlünsen,  der  Vorstandsvorsitzende  des  Unter-

nehmensverbandes  Ostholstein -Plön,  Werner  Süß,  Anette  Langner,  MdL und  die  stellvertr.  

Fraktionsvorsitzende  Helga  Hohnheit.  
Keine  Kommentare  
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Finanzkonzept  der  SPD  

Wie  gehen  wir  verantwortungsvoll  mit  den  Steuern  der  Bürger  um.  Wie  kommen  

wir  von  den  hohen  Schulden  herunter,  ohne  wichtige  Investitionen  zu gefährden.  

Wir  ve rbessern  wir  die  Einnahmen,  ohne  die  Bürger  zu überfordern.  Wie  schaffen  

wir  mehr  Verlässlichkeit  in  den  Quic kborner  Finanzen.  Über  all  das  hat  die  SPD 

Quickborn  auf  ihrer  Klausur  in  Malente  nachgedacht.  Lesen  Sie  unser  Konzept.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/quickborn


Finanzkonzept  der  SPD Quick born  

Entwickelt  und  beschlossen  auf  der  Fraktionsklausur  vom  27. -29.01.2012  in  Malente  

 

1.  Rahmenbedi ngungen  

Wir  haben  2012  erstmals  seit  Einführung  der  Doppik  einen  ausgeglichenen  Haushalt  vorlegen  

können.  2013  wird  uns  das  voraussichtlich  nicht  mehr  geli ngen.  

Unser  Ergebnishaushalt  wird  voraussichtlich  wieder  defizitär  sein,  d.h.  städtisches  Vermögen  

wi rd  verze hrt.  

Die  Verschuldung  Quickborns  bewegt  sich  auf  Rekordniveau  ï die  Liquidität  ist  aber  nach  wie  

vor  (verglichen  mit  anderen  Städten  und  Gemeinden)  sehr  gut.  

 

2.  Grundsätze  der  Finanzpolitik  

An dem  von  allen  Fraktionen  gemeinsam  beschlossenen  Ziel,  einen  über  die  Jahre  2012  bis  

2021  im  Saldo  mindestens  ausgeglichenen  Ergebnishaushalt  zu haben,  hält  die  SPD uneinge-

schränkt  fest.  

 

Die  SPD wird  sich  auc h weiter  an  interfraktionellen  Gesprächen  über  die  Haushaltssanierung  

beteiligen.  Sinnvolle  Arbeitser gebnisse  wird  die  SPD mittragen.  Die  folgenden  Grundsätze  sind  

deshalb  als  Vorschläge,  nicht  als  Dogma  zu verstehen.  

 

Mittel  der  Haushaltssanierung  und  Hau shaltskonsolidierung  müssen  eine  strenge  Ausgabendis-

ziplin  und  die  Steigerung  der  städtischen  Einnahm en sein.  Abgabenerhöhungen  in  moderatem  

Umfang  werden  auch  künftig  erforderlich  sein.  

 

3.  Ausgaben  

 

3.1.  Investitionen  

Investitionen  belasten  den  Ergebnish aushalt  weniger  als  Ăkonsumtiveñ Ausgaben.  Gleichwohl  

leidet  unter  der  hohen  Verschuldung  die  Liquidi tät  der  Stadt,  so dass  auch  manche  Investitio-

nen  hinterfragt  werden  können.  

Die  Investitionsplanung  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  bereits  so stark  abgesch molzen  worden,  

dass  die  SPD hier  kein  großes  Einsparpotential  sieht.  Die  verbleibenden  Einsparpotenti ale  soll-

ten  ausgeschöpft  werden.  

Die  Sanierung  des  Schulzentrums  Süd  muss  jedoch  stattfinden  und  (schon  aus  Effektivitäts-

gründen)  den  Neubau  einer  Aula  und  Mensa  einschließen.  Sofern  die  Kosten  der  Sanierung  des  

Elsenseegymnasiums  dazu  führen,  dass  ein  aus gegliche ner  Haushalt  unmöglich  wird,  erscheint  

denkbar,  Abgabenerhöhungen  zur  Sicherung  dieses  Projekts  durchzuführen.  

 

3.2.  Verwaltungskosten  

Im  Bereich  der  Verwaltungskosten  muss  das  Einsparpotential  sinnvoll  ergründet  werden.  Über-

tragungen  von  Aufgaben  der  Verw altung  auf  (ggf.  neu  zu gründende)  Verwaltungsgemein-

schaften  wie  z.B.  Zweckverbände  sind  zu prüfen  und  auf  deren  Einsparpotential  hin  zu unter-

suche n.  Das Erfolgsmodell  der  IT -Kooperation  kommun.it  kann  hierfür  beispielgebend  sein.  

 

Im  Bereich  der  Personalk osten  kann  auch  ein  Optimierungspotential  liegen,  was  jedoch  bislang  

kaum  ermittelt  ist.  Es erscheint  denkbar,  den  Personaleinsatz  zielgerichteter  zu gestalten.  Po-

tentiale  für  einen  effektiveren  Einsatz  des  Personals  sind  durch  einen  externen  Berat er  zu er-

mitteln.  Künftige  Einsparungen  und  Leistungssteigerungen  rechtfertigen  die  entstehenden  Kos-

ten.  

 

In  der  Kämmerei  ist  ein  Controlling/eine  Kosten -Leistungs -Rechnung  zu installieren,  mit  deren  

Hilfe  weitere  Spar -  und  Effektivierungspotentiale  ermitte lt  werde n können.  

 

Der  Finanzausschuss  ist  abzuschaffen  ï seine  Zuständigkeiten  sind  an  den  dann  öffentlich  ta-

genden  Hauptausschuss  zu übertragen.  

 

4.  Einn ahmen  

Zur  Sicherung  der  Sanierungsarbeiten  im  Schulzentrum  Süd  /  Elsenseegymnasium  erscheint  

denkbar,  die  Gew erbesteuer  bis  auf  298  Punkte  anzuheben  und  auch  die  Grundsteuer  moderat  



(z.B.  um  zehn  Punkte)  zu erhöhen.  Voraussetzung  hierfür  ist  aber,  dass  ans onsten  die  Sanie-

rungsmaßnahmen  einen  ausgeglichenen  Haushalt  unmöglich  machen.  

 

Die  Kitagebühren  soll ten  an  einen  Rentenindex  gekoppelt  werden.  D.h.  parallel  zu den  Renten  

sollten  auch  die  Kita -Gebühren  steigen.  Das langfristige  Ziel,  Kitas  kostenfrei  anzu bieten,  sollte  

nicht  aus  den  Augen  verloren  werden,  jedoch  ist  das  unter  der  gegenwärtigen  Haushaltslage  

nich t  zu realisieren.  

 

Die  übrigen  städtischen  Leistungsentgelte,  Gebühren  und  Abgaben,  wie  Hundesteuer,  Freibad-

preise,  Büchereigebühren,  VHS-Entgelte  und  so weiter  sollten  an  den  Lebenshaltungskostenin-

dex  des  statistischen  Bundesamtes  gekopp elt  werden.  Wenn  dieser  um  mindesten  5 Prozent  

steigt,  sollten  auch  die  Gebühren  um  5 Prozent  steigen.  In  Gebührensatzungen  ist  ein  Automa-

tismus  vorzusehen,  der  verm eidet,  die  Gebührendiskussion  immer  wieder  neu  zu führen.  

 

Ein Planwertausgleich  für  Grunds tückswerterhöhunge n im  Rahmen  städtischer  Planungen  sollte  

endlich  eingeführt  werden.  

 

An der  Politik  eines  langsamen  Wachstums  der  Stadt  wird  festgehalten.  

 

5.  Zusa mmenfassung:  Die  wichtigsten  Bausteine  der  Haushaltskonsolidierung  

 

a)  Verringerung  der  Ausgaben  durch  

-  Nutz ung  der  Einsparpotentiale  bei  Investitionen  

-  Ermittlung  von  Effektivierungspotential  bei  Verwaltungskosten  durch  externen  Berater  

-  Einführung  ein es Controllings  /  einer  Kosten -Leistungs -Rechnung  

b)  Erhöhung  der  Einnahmen  durch  

-  zweckge bundene  (ESG)  Erhö hung  von  Gewerbesteuer -  und  Grundsteuer,  falls  erforderlich  

-  Kopplung  der  Kita -Gebühren  an  Rentenindex  

-  Kopplung  der  anderen  Entgelte  und  Gebühre n an  Lebenshaltungskostenindex  

-  Planwertausgleich  
Keine  Kommentare  
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Mehr  Studierende  ï mehr  Chancen!  

Landtagsre de in  der  Aktuellen  Stunde  am  22.  Februar  2012  

[Rede  frei  gehalten,  daher  Abwei chungen  vom  Ent wurf]  

Die  Kultusministerkonferenz  hat  ihre  Prognose  für  die  Studienanfängerzahlen  fortgeschrieben  

und  nach  oben  korrigiert.  Die  Gründe  dafür  sind  nicht  überrasche nd.  Es ist  positiv,  dass  sich  

mehr  junge  Menschen  als  in  der  Vergan gen heit  und  als  vorausgesag t  auf  einen  Weg  im  allge-

mein  bildenden  und  beruflichen  Schulsystem  gemacht  haben, der  zur  allgemeinen  oder  zur  

Fachhochschulreife  führt.  

 

Dazu  kommt  als  weiter er  Faktor  besonders  die  Aussetzung  der  Wehrpflicht;  Studium  statt  

Stah lhelm  ist  die  bessere  Altern ative.  Und  dazu  kommen  in  Schleswig -Holstein  und  anderen  

Ländern  die  doppelten  Abiturjahr gänge.  

 

Für  Schleswig -Holstein  bedeutet  das  konkret,  dass  wir  bis  202 5 jedes  Jahr  zwischen  10.000  

und  12.300  Studi enanfänger  an  unseren  Hochschulen  begrüßen  werden.  Der Gipfelpunkt  wird  

dabei  2016  wegen  des  doppelten  Abiturjahrgangs  erreicht  sein,  danach  gehen  die  Zahlen  leicht  

zurück.  Außer  im  laufenden  Jahr  bedeutet  das  gegenüber  der  Prognose  von  2009  jährlich  zwi-

schen  100  und  1.700  Studien anfängern  zusätzlich.  

Wir  sollten  dies  nicht  mit  Wörtern  wie  Studierenden schwemme  oder  Sintflut  oder  dergleichen  

abtun.  Schleswig -Holstein  hat  zu wenige  Fachkräfte  mit  Hochschulqualifika tion.  Also  sollten  wir  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


die  Lage  als  Chance  begreifen,  die  gestaltet  we rden  

muss.  

 

Dazu  kommt  nur  noch  ein  zweiter  Faktor,  der  unsere  

Hochschulen  teurer  machen  wird,  aber  ohne  dass  sich  

dadurch  die  Lehre  qualitativ  oder  quantitativ  irgendwie  

verbessern  wird :  Das Bundesverfassungsgericht  hat  

zum  Thema  der  Professorenbesoldung  ein  Urteil  gespro-

chen,  das  alle  Bundesländer  betrifft  und  das  im  Landes-

haushalt  einen  zweistelligen  Millionenbetrag  auslösen  

könnte.  

Zwar  liegt  Schleswig -Holstein  bei  der  Professorenbeso l-

dung  nach  den  Zahlen  des  Deutschen  Hochschulverban-

des  keineswegs  beso nders  weit  hinten,  aber  wir  werden  

nicht  nur  bei  der  Besoldungsstufe  W2  Geld  in  die  Hand  

nehmen  müssen,  sondern  wegen  des  Abstandsgebotes  

auch  bei  W3  und  W1.  

 

Wir  setzen  hier  auf  eine  in tensivere  finanzielle  Beteili-

gung  des  Bundes.  Der  Hochschulpakt,  der  Pakt  für  For-

schung  und  Entwi cklung  und  die  Exzellenzinitiative  wer-

den  in  der  nächsten  Legislaturperiode  auslaufen.  Dann  

brauchen  wir  eine  verlässliche  Beteiligung  des  Bundes.  

Gute  Ausbild ung  in  der  Breite  und  Spitzenleistungen  in  Wissenschaft  und  Forschung  werden  

nur  möglich  sein,  wenn  es uns  gelingt,  die  notwendigen  Rahmenbedingungen  zu schaffen.  

Dazu  gehört  auch,  die  deutschen  Hochschulausgaben  mindestens  auf  den  OECD-Schnitt  (1,5%  

des  BIP,  D:  1,2%)  zu bringen.  

 

Wenn  der  Bund  sich  nach  Abschaffung  des  Koop erationsverbots,  in  dieser  Forderung  sind  wir  

uns  hier  ja  einig,  dann  an  einer  auskömmlichen  Grundfinanzierung  beteiligt,  dann  können  

Kanzlerin  und  Minister_innen  von  mir  aus  reihum  jähr lich  mit  einem  neuen  Ehrendoktor  ausge-

stattet  werden.  

Die  meisten  Hoch schulen  sind  auf  einem  gute n Weg,  was  die  Einwerbung  zusätzlicher  Mittel  

anbelangt.  Natürlich  haben  die  technisch -naturwissenschaftlichen  Fachbereiche  mehr  Möglich-

keiten  als  die  Geistesw issenschaften,  Drittmittel  seitens  der  Wirtschaft  einzuwerben.  Aber  ma n 

darf  ja  nicht  übersehen,  dass  auch  die  Forschungsinstitutionen  ziemlich  gewaltige  Summen  be-

wegen.  Allein  die  Deutsche  Forschungsgemeinschaft  hat  einen  Jahresumsatz  von  ca.  2,3  Milli-

ard en  Euro.  

 

Seit  Mitte  der  90er  Jahre  ist  in  Deutschland  der  Drittmittel anteil  von  11%  auf  20%  ange wach-

sen.  Das führt  zu Verschiebungen,  die  teilweise  zu Lasten  der  Lehre  gehen.  

 

Wir  müssen  die  Unterfinanzierung  überwinden  und  verlässliche  Finanzstrukturen  schaffen.  Ein 

Hoffen  auf  den  demografischen  Wandel  reicht  nicht,  weil  wir  die  Zahl  der  Hochschulab solven-

ten  steigern  wollen.  

 

Ich  möchte  bei  dieser  Gelegenheit  einige  Dinge  erneut  betonen,  die  für  uns  nicht  als  Lösungs-

wege  in  Frage  kommen:  

 

Ein unter  Zwang  vorgelegtes  Hochschulkonzept  der  Landesregierung,  das  nach  einem  Jahr  

schon  wieder  Makulatur  ist.  

 

Die  von  Schwarz -Gelb  erst  spät  verworfene  Überlegung,  im  Rahmen  des  Hochschulpaktes  neue  

Studienplätze  an  andere  Bundesländer  abzutreten.  

Wir  werden  nicht  von unserer  Überzeugung  abgehen,  dass  die  Ausbildung  bis  zum  ersten  Stu-

dienabschluss  einschließlich  Master  gebührenfrei  sein  soll.  

 

Der  bundesweite  Zug  in  Richtung  Studiengebühren  rollt  mittlerweile  mit  Volldampf  zurück,  und  

das  ist  auch  gut  so.  



 

Wir  wollen  keine  Hochschulen  schließen,  auch  nicht  in  Flensburg  und  Lübeck.  

 

Und  wir  wollen  eigentlich  keine n Wissenschaftsminister,  der  im  Bildungsausschuss  öfter  fehlt  

als  er  anwesend  ist  und  dessen  Partei  sich  dem  Dialog  mit  den  Hochschulen  im  eigens  dafür  

geschaf fenen  Gremium  konsequent  verweigert.  
Keine  Kommentare  
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Gutes  Re gieren  in  guter  Nachbarschaft  

Nicht  in  Kiel,  sondern  in  Pinneberg  tagte  in  

dieser  Woche  der  geschäf tsführende  Frakti-

onsvorstand  der SPD-Landtagsfraktion.  Aus 

gutem  Grund:  Die  Enquete -Kommission  

ĂNorddeutsche Zusammenarbeitñ, die  der  

Landtag  vor  zwei  Jahren  

auf  Initiative  von  SPD und  Bündnis  90/Die  

Grünen  eingesetzt  hatte,  hat  ihren  Ab-

schlussbericht  vorg elegt.  

 

 

Dieser  Bericht  wurde  zum  Anlass  genom-

men,  im  Hotel  Cap Polonio  mit  dem  Vorsit-

zenden  der  SPD-Fraktion  in  der  Hamburger  

Bürgerschaft,  Dr.  Andreas  Dressel,  über  die  

Zusammenarbeit  von  Schleswig -Holstein  

und  Hamburg  zu sprechen.  

 

Fazit:  Die  SPD ist  au f beiden  Seiten  an  guter  Zusamm enarbeit  der  Bundesländer,  die  Probleme  

löst,  interessiert.  Ralf  Stegner:  ĂDas ist  schon  kurios:  Hamburgs  Bürgermeister  Olaf  Scholz  

nimmt  eine  Einladung  zu einer  gemeinsamen  Kabinettssitzung  mit  Schleswig -Holstein  an,  aber  

au f parlamentarischer  Ebene  wird  eine  gemeinsame  Sitzung  von  Schwarz -Gelb  verhindert.  Wir  

haben  verabredet,  dass  wir  Empfehlungen  des  Enquete -Berichts  aufgreifen  und  abarbeiten.  Wir  

werden  den  von  uns  vorgeschlagenen  gemeinsamen  Ausschuss  der  beiden  Parlamen te  nach  

der  Landtagswahl  auf  den Weg  bringen.ñ 

 

Andreas  Dressel  ergänzte:  ĂDie aktuelle  Absage  aus  Kiel  für  ein  informelles  Zusammentreffen  

von  Parlaments -  und  Fraktionsspitzen  ist  für  un s nicht  nachvollziehbar.  Offenbar  war  in  den  

Drehbüchern  mancher  Wahl kämpfer  in  Kiel  ein  weitreichen des  parlamentarisches  Kooperati-

onsangebot  aus  Hamburg  nicht  vorgesehen,  weil  man  dort  lieber  das  Märchen  erzählt,  Ham-

burg  wolle  keine  vertiefte  Zusammenarbe it.  Auf  Regierungsseite  hat  unser  Bürgermeister  die  

Einladung  des  Min isterpräsidenten  für  eine  gemei nsame  Kabinettssitzung  selbstverständlich  

angenommen.  Wenn  die  Regierungen  sich  treffen,  sollten  die  Volksvertretungen  das  auch  tun."  

 

Als Beispiel  für  ein  anstehendes  gemeinsames  Projekt  nannte  Martin  Habersaat,  eines  von  dr ei  

Mitgliedern  der  SPD-Landtags fraktion  in  der  Enquete -Kommission,  das  Gastschulabkommen  

mit  Hamburg.  ĂDas ist  eine  unbefriedigende  Situation  und  nicht  im  Geiste  guter  Nachbarschaft.  

Wir  wollen,  dass  die  Landesgrenze  im  Alltag  der  Menschen  unwichtiger  wird .ñ 

 

Die  drei  Politiker  wiesen  darauf  hin,  dass  die  Landesregierung  seit  Herbst  2010  mit  Hamburg  

nicht  einmal  über  die  Kürzungen  für  das  Frauenhaus  Wedel,  die  zu einer  Schließung  der  Ein-

ri chtung  führen  mussten,  gesprochen  hat.  Die  Schließung  des  Frauenhause s,  in  dem  auch  viele  

Frauen  aus  Hamburg  Zuflucht  gefunden  haben,  wurde  in  der  Region  heftig  kritisiert.  ĂEine der-

artige  Nicht -Kommunikation  wird  es nach  der  Wahl  nicht  mehr  gebenñ, versic hern  Stegner  und  

Habersaat.  Gute  Nachbarschaft  fange  damit  an,  dass  m an  gemeinsam  über  Probleme  spre che  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


mit  dem  Ziel,  diese  zu lösen.  In  diesem  Sinne  werden  die  beiden  gleichstellungspolitischen  

Sprecherinnen  der  Fraktionen,  Siegrid  Tenor -Alschausky  (SH)  und  Sabine  Steppat  (HH)  in  

Kürze  ein  Gespräch  über  die  Thematik  Frauen häuser  führen.  

 

Nach  einer  erst en  gemeinsamen  Sitzung  der  beiden  SPD-Fraktionen  im  September  in  Hamburg  

wurde  eine  gemeinsame  Sitzung  der  Fraktionsvorstände  verabredet.  Die  SPD-Landtagsfr aktion  

hat  die  Kollegen  aus  Hamburg  dazu  nach  Kiel  eingeladen.  
Kein e Kommentare  
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Bente  Reimer  neue  Kreisvorsitzende  der  AfA  SL- FL 

Mit  Bente  Reimer  aus  Gelting  wurde  au f der  Mitgliederver-

sammlung  der  Arb eitsgemeinschaft  für  Arbeitnehmerfra-

gen  (AfA)  im  Kreis  Schleswig -Flensburg  eine  junge,  enga-

gierte  neue  Vorsitzende  einstimmig  gewählt.  ĂIch freue  

mich  über  das  Vertrauen  der  Arbeitnehmerschaft  in  der  

SPD und  werde  mich  besonders  für  abhängig  Beschäftigte  

im  Kreis  SL-FL einsetzenñ, so Bente  Reimer  nach  ihrer  

Wahl.  

 

Der  bisherige  Vorsitzende  Peter  Casper  konnte  diese  eh-

renamtliche  Aufgabe  aus  beruflichen  un d gewerkschaftli-

chen  Gründen  nicht  mehr  ausüben,  bleibt  aber  weiterhi n 

der  Arbeitnehmerschaft  in  der  SPD eng  verbunden.  Ralf  Wrobel  als  Kreisvorsitzender  der  SPD 

Schleswig -Flensburg  bedankte  sich  bei  Peter  Casper  für  seine  geleistete  Arbeit.  

 

Auf  der  Mitgl iederversammlung  wurden  außerdem  Maßnahmen  zur  Unterstützung  der  drei  Di-

rektkandidaten  Birte  Pauls,  Ralf  Wrobel  und  Jens Maßlo  im  Landtagswahlkampf  im  Kreis  

Schleswig -Flensburg  beschlossen.  

 

Ferner  behandelten  die  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  Anträge  zu den  Themen  Arbeitneh-

merrechte  in  kirchlichen  Einrichtungen  und  zur  Abschaffung  arbeitnehmerfeindlichen  Werkver-

träge,  die  an  die  AfA  Bundeskonferenz  am  20.  bis  22.  April  2012  in  Bad  Godesberg  weitergelei-

tet  werden.  

 

Auf  dem  Foto  von  links  nach  rechts:  Ralf  Wrobel,  Bente  Reimer,  Peter  Casper  
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Schuldenbremse:  ja  ï kaputt  kürzen :  nein!  

 

Das unbestritten  gute  Haushaltsergebnis,  das  uns  heute  vorg estellt  wurde,  ist  zurückzuführen  

au f die  sehr  positive  wirtschaftliche  Entwicklung  in  der  Bundesrepublik.  Sie ist  auch  Verdienst  

der  Unternehmen  und  der  Beschäftigen  in  Schleswig -Holstei n.  Verbunden  mit  einem  nach  wie  

vor  niedrigen  Zinsniveau  ist  dies  ein  glückliches  Zusammentreffen,  das  na türlich  erfreulich  ist.  

 

 

https://www.spd-net-sh.de/sl/afa
https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


Den noch:  Die  Personalkosten  sind  im  Jahr  2011  weiter  gestiegen  und  werden  auch  in  den  

nächsten  Jahren  deutliche  Anstiege  verz eichnen.  Die  Kürzungen  beim  Personal  reichen  nicht  

aus,  um  Mehr ausgab en durch  Tarifsteigerungen,  steigend e Sozialversicherungsabgaben,  Bei-

hilfe  und  Alters versorgung  auszugleichen.  Damit  sind  auch  zwei  zentrale  Risiken  identifiziert,  

denen  sich  das  Parla men t  in  künftigen  Haushaltsberatungen  stellen  muss:  steigende  Zinsen  

und  steigende  Personal kosten.  

 

Klar  ist  aber  auch,  dass  dieses  Ergebnis  deutlich  besser  aussehen  könnte,  wenn  die  Landesre-

gierung  sich  nicht  wiederholt  von  ih rer  Berliner  Hauptstelle  hätte  über  den  Tisch  ziehen  lassen.  

Das gilt  für  teure  Steuerrechtsänderun gen genauso  wie  auch  für  vernünftige  Alternativen  zu 

einem  teuren  und  in  seiner  Wirkung  völlig  absurden  Betreuungsgeld.  

 

Und  weil  der  Blick  nach  hinten  ja  offenbar  so 

verführerisch  ist:  Unt er  CDU-Regierungen  hat-

ten  wir  ï trotz  Zonenrandförderung  ï diverse  

Male Netto -Neuverschuldungen,  die  10  oder  

mehr  Prozent  unserer  Netto -Ausgaben  betru-

gen.  Um  nur  einige  Zahlen  zu nennen:  1972  

12,9  Prozent,  1975  und  1976  rund  17  Prozent,  

und  zwischen  1980  und  dem  letzten  von  Ihnen  

verantworteten  Haushaltsjahr  1988  wurde  die  

10%  Marke  nur  einmal  unterschritten . 

 

Nach  SPD-Regierungsübernahme  haben  wir  die  

Netto -Neuverschuldung  erheblich  gesenkt,  und  

die  10%  Marke  wurde  erst  mit  den  Auswirkun-

gen  der  auch  von  un s schon  mehrfach  kritisierten  Steuerreformen  und  der  geplatzten  High  

Tech  Blase  gerissen.  

 

Wir  haben  also Land  und  Haushalt  in  einer  desolaten  Situation  übernommen:  Hohe  Verschul-

dung,  wegfallende  Zonenrandförderung,  zusätzliche  Belastungen  durch  die  Versch iebung  von  

Förderungen  in  die  neuen  Bundesländer,  viel  zu wenige  und  oft  schlecht  ausgestattete  Kinder-

ta gesstättenplätze,  ein  veraltetes  Hochschulsystem  und  eine  Wirtschaftsförderung,  die  roman-

tischen  Landwirtschafts - Idealen  anhing.  

 

Wenn  mit  Blick  auf  die  Vergangenheit  versucht  wird,  Verantwortliche  zu finden,  sollte  man  

sinnvollerweise  die  Statistiken  nich t  erst  im  Jahr  1989  beginnen  lassen.  

 

Wir  reden  hier  auch  über  ein  Ausführungsgesetz:  praktisch  eine  Erläuterung  dessen,  was  uns  

durch  bestehende  Regelu ngen  vorgegeben  wird.  Das ist  in  seiner  Substanz  also  überhaupt  

nicht s Neues.  Das  ist  einerseits  die  Schuldenbremse,  die  wir  mit  breiter  Mehrheit  beschlossen  

und  der  wir  uns  verpflichtet  haben.  Und  das  ist  die  Verwaltungsvereinbarung  mit  dem  Bund,  

deren  Einhaltung  maßgebliche  Voraussetzung  für  die  Zahlung  der  Konsolidierung shilfen  ist.  

 

Sie wollen  nun  aber  die Finanzplanung  der  Regierung  in  Gesetzesform  bringen  und  muten  den  

Menschen  in  Schleswig -Holstein  Belastungen  zu,  die  sich  aus  der  Schuldenbremse  eben  nicht  

ableiten  lassen.  

 

Wir  alle  wissen,  dass  der  Abbau  der  Neuversc huldung  auf  Null  im  Jahr  2020  ein  hartes  Stück  

Arbeit  ist.  Wir  bezweifeln  auch  nicht,  dass  für  eine  verlässliche  Finanzplanung  auf  Schleswig -

Holstein  bezogene  Erwartungen  der  Steuereinnah men  zugrunde  gelegt  werden  müssen.  Fakt  

ist  aber,  dass  der  Bund  von  einem  höheren  strukturellen  Defizit  ausgeht  als  das  Finanzministe-

rium.  Und  wichtig  ist  doch,  dass  wir  genau  diese  strukturellen  Probleme  bis  2020  bereinigt  ha-

ben.  

 

Die  Schuldenbremse  ï das  hat  auch  der  Landesrechnungshof  deutlich  hervorgehoben  ï ver-

folgt  das Ziel,  zunächst  die  strukturelle  Neuverschuldung  abzubauen.  Dies  wird  umgangen,  

wenn  ein  Modell  überhöhte  konjunkturelle  Kreditaufnahmen  ermöglicht.  

 



Sie wollen  mit  Ihrem  heute  vorgelegt en  Gesetzentwurf  einen  Abbaupfad  zwingend  vorgeben,  

der  über  die  Anfo rderungen  der  Verfassung  hinaus  geh t,  allerdings  ohne  die  Hausaufgaben  ge-

macht  zu haben,  die  beispielsweise  für  einen  reibungslosen  Personalabbau  nötig  wären.  Wo 

sind  die  Vorschläge  für  Aufgabenabbau?  An welcher  Stelle  werden  Verwaltungen  verschlankt  

(oder  neu  geordnet)?  Wo sind  die  Ideen  für  Strukturveränderungen?  Wo sind  Bundesratsinitia-

tiven  zur  Einnahmeverbesserung  und  zur  Erleichterung  der  Aufgabenbewältigung  bei  Land  und  

Kommunen?  Du rchgehend  Fehlanzeige!  

 

Die  Stellenabbauplanung  beschreibt  rechnerisc he pauschale  Vorgaben  an  die  jeweil igen  Res-

sorts,  ohne  die  faktischen  Aufgaben  im  Blick  zu  haben.  Aber  wir  müssen  uns  erst  von  den  Auf-

gaben  verabschieden  und  erst  dann  vom  Personal.  

Sie setzen  auf  Kürzungen  und  nicht  auf  strukturelle  Veränderungen.  Sie  erz ählen  den  Men-

schen,  die  sich  im  let zten  Jahr  vor  dem  Landeshaus  eingefunden  haben,  dass  die  Kürzungen  

alternativlos  sind.  Gleichzeitig  laufen  Spitzenkandidat  und  Fraktionsvorsitzender  der  CDU durch  

die  Lande  und  feiern  die  einzelbetriebliche  Förderung.  

 

Die Flexibilität  der  Regierung,  die  entsprechende  Vorlagen  zu erstellen  hat,  und  des  Parla-

ments,  das  auf  Grundlage  dieser  Vorlagen  über  den  Haushalt  zu entscheiden  hat,  liegt  daher  

nicht  in  der  Frage,  ob  und  wie  viele  Schulden  gemacht  werden.  Darauf  gibt  es nämlich  ab  2020  

nach  unserer  Verfas sung  eine  sehr  klare  und  restriktive  Antwort:  keine.  Die  Flexibilität  liegt  

neben  den  Schwerpunkten  und  der  Herangehensweise  in  dem  Rechenverfahren,  das  zu Grunde  

gelegt  wird,  um  die  konjunkturellen  von  den  strukturellen  Einnahmen  und  Ausgaben  zu tren-

nen:  dem  Konjunkturbereinigungsverfahren.  Dort  haben  alle  Beteiligten  für  die  andere  Berech-

nungsmethode  unterschrieben.  

 

Unstreitig  ist,  dass  die  von  der  Bun desregierung  gewählte  Methode  zur  Ermittlung  des  struktu-

rellen  Defizi ts  außerordentlich  komplex  und  alle in  dadurch  schon  intransparent  und  gestal-

tungsanfällig  ist.  Hierzu  gibt  es Studien,  die  die  Risiken  und  Schwächen  deutlich  benennen,  un-

ter  anderem  auch  vom  Institut  für  Makroökonomie  und  Konjunkturforschung  der  Hans  Böckl er  

Stiftung.  Auf  70  und  mehr  Varian ten  zur  Berechnung  eines  strukturellen  Defizits  kommen  die  

Wissenschaftler  in  ihrer  Untersuchung  ï jede  dieser  Varianten  würde  den  maßgeblichen  Vorga-

ben  der  EU-Kommission  genügen.  

 

Um  so wichtiger  ist,  die  Notwendigkeit  der  Einhaltung  der  Schuldenbremse  ï 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  12:12  Uhr  -  14867  Clicks  -  Nr.  105  

Schülerwettbewerb  ĂGerechte Sacheñ gegen  Rechtsextre-
mi smus  

Thönnes  ruft  zur  Teilnahme  auf  

 

ĂDas Bundesjustizministerium  hat  einen  Wettbewerb  ins  Leben  gerufen,  mit  dem  

Ideen  von  Schüleri nnen  und  Schülern  gegen  Rechtsextremismus  gefördert  und  

auszeichnet  werden.  Insbesondere  nach  der  Mordserie  der  im  Untergru nd  wirken-

den  Neonazis  müssen  wir  deutl ich  machen,  dass  derartiges  Gedankengut  keinen  

Platz  in  unserer  freiheitlichen  Gesellschaft  hat .  

 

Deshalb  wäre  es schön,  wenn  sich  auch  viele  Jugendliche  aus  den  Kreisen  Segeberg  und  Stor-

marn  an  dem  Wettbewerb  beteilig enñ, so der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Franz  Thönnes.  

 

Teilnehmen  können  Schülerinnen  und  Schüler  im  Alter  zwischen  14  und  20  Jahren.  Einzeln,  als  

kleine  Gruppe  oder  als  ganze  Schulklasse.  Der  Kreativität  sind  dabei  keine  Grenzen  gesetzt:  

Ob per  Video,  mit  einer  selbst  gestalteten  Webseite,  ein er  Fotoreportage,  einem  interessanten  

Aufsatz  oder  einer  Collage.  Wichtig  ist,  dass  klar  wird,  was  die  Teilnehmer  konkret  gegen  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Rechtsextremismus  unternehmen  oder  unternehmen  wollen.  

 

Eine  Jury  unter  Vorsitz  der  Bundes justizministerin  wählt  die  Gewinner  aus.  Dabei  werden  so-

wohl  die  Idee  als  auch  die  Umsetzung  in  die  Bewertung  mit  einbezogen.  

 

Neben  einer  öffentlichen  Auszeichnung  in  der  ersten  Hälfte  2012  und  einer  Veröffentlichung  auf  

www.gerechte - sache.de , können  Gruppenprojekte  Reisen  nach  Brüssel,  München  oder  Berlin  

gewinnen.  Auf  die  best en  Einzelbeiträge  warten  ein  MacBook  Air,  ein  iPad oder  ein  iPod.  

 

Alle  Beiträge  sind  einzureichen  an:  

 

Bundesministerium  der  Justiz  

Referat  Presse -  und  Öffentli chkeitsarbeit  

Stichwort:  Schülerwettbewerb  

Mohrenstraße  37  

10117  Berlin  

oder  per  Mail:  gerechtesache@bmj.bund.de  

 

Einsendeschluss  ist  der  30.  April  2012.  

 

Weitere  Inform ationen  unter:  www.gerechte -sache.de  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Sönke  Rix,  MdB -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  16:41  Uhr  -  25564  Clicks  -  Nr.  106  

Unsere  Gesellschaft  darf  nie  wieder  weg schauen!  

Zum  bundesweiten  Gedenken  am  heutigen  Donnerstag  für  die  Opfer  rechtsextremistisch er  Ge-

walttaten  erklären  Sönke  Rix,  MdB und  Serpil  Midyatli,  MdL 

 

 

Das bundesweite  Gedenken  am  heutigen  Donnerstag  für  die  Opfer  rechtsextremistischer  Ge-

walttaten  war  sehr  eindrucksvoll.  ĂDie Schilderung  Semiya  Simseks,  elf  Jahre  mit  dem  Gefühl  

leben  zu müs sen,  sich  nicht  als  Opfer  fühlen  zu dürfen,  bewegt  mich  sehr!ñ so Serpil  Midyatli  

heute  in  Berlin.  

 

Sönke  Rix:  ĂUnsere Geda nken  sind  bei  den  Hinterbliebenen  der  Opfer.ñ 

 

Nach  dem  heutigen  Tag  des  Gedenkens  dürfen  wir  allerdings  nicht  zur  Tagesordnung  zurüc k-

kehren.  Nach  dieser  Veranstaltung  müssen  nun  weitere  Schritte  folgen:  Die  Bekämpfung  des  

Rassismus  in  der  Gesellschaft,  di e Stärkung  der  Demokratie  durch  politische  Bildung  und  eine  

gute  Integrationspolitik  müssen  die  Lehre  aus  diesen  schrecklichen  Ereign issen  sein.  

 

ĂWir brauchen  ein  Willkommensklima  in  unserer  Gesellschaft  und  müssen  gerade  bei  alltägli-

chem  Rassismus  genau  hinschauen  und  Einschreiten!  Dies  ist  Aufg abe  der  Politik  aber  auch  der  

Zivilgesellschaft  im  Allgemeinenñ so Midyatli.  Die  Arbeit  geg en Rechtsextremismus  muss  lang-

fristig  finanziert  werden.  

 

ĂDie Hintergründe  der  Morde,  sowie  die  Tatsache,  dass  ein  rechtse xtremistisches  Netzwerk  

jahrelang  nahezu  unbehelligt  von  deutschen  Sicherheitsbehörden  seine  Taten  planen  und  aus-

führen  konnte.  müsse n restlos  aufgeklärt  werdenñ fordert  Sönke  Rix.  

 

Die  heutige  Gedenkveranstaltung  war  notwendig  und  ist  als  Zeichen  des  Zusa mmenhalts  zu 

sehen.  ĂWir verneigen  uns  vor  den  Opfern  und  Bitten  die  Angehörigen  um  Verzeihung.ñ 

 

ĂIn unserem  Land  muss  sich  jeder  fr ei  entfalten  können,  unabhängig  von  Nationalität,  Religion,  

http://www.gerechte-sache.de/
mailto:gerechtesache@bmj.bund.de
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Hautfarbe  oder  Geschlecht.  Semiya  Simsek  hat  Recht  wenn  sie sag t:  wir  alle  gemeinsam  zu-

sammen,  nur  das  kann  die  Lösung  sein.  Unsere  Gesellschaft  darf  nie  wieder  wegschauen!ñ so 

Serpil  Midyatli.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kiel  -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  19: 07  Uhr  -  12809  Clicks  -  Nr.  107  

Mit  Bildung  und  Innenstadtentwicklung  Kiel  gestalten  

SPD und  Bündnis  90/Die  Grünen  betonten  nach  ihrer  Kreisvorstandssitzung  bzw.  Kreismitglie-

derversammlung  (am  21./22.  Februar)  ihre  Arbeitsschwerpunkte  bis  zur  Kommunalwah l 2013.  

Dazu  erklären  die  Kreisvorsitzenden  Rolf  Fischer  (SPD),  Ursel  Meenzen  und  Willi  Voigt  (Bündnis  

90/Die  Grünen):  ĂRot und  Grün  setzen  die  richtigen  Schwerpunkte  für  die  politische  Arbeit.  

Das ist  gut  so,  denn  wir  wollen  Kiel  weiter  stark  machen.  

In  solider,  unaufgeregter  Art  und  Weise  prägen  wir  durch  unsere  Themensetzung  die  städti-

sche Politik.ñ 

 

Dazu  zählt  an  erster  Stelle  die  kommunale  Bildungspolitik.  Das erfolgreiche  Schulbaupro-

gramm  müssen  wir  fortsetzen,  die  Schulen  benötigen  Planungssicherheit . Deshalb  setzen  wir  

auf  eine  verbindliche  Perspektive  für  die  Schulen.  Hier  erwarten  wir  in  den  nächsten  Monaten  

eine  Prioritätenliste.  Gerade  gute  Schulen  schaffen  Qualität  und  Wissen,  die  im  Berufsleben  er-

wartet  und  gebraucht  werden.  Die  weitere  Moderni sierung  der  Regionalen  Berufsbildungszen-

tren  (RBZ)  sagen  wir  zu.  Das  ist  unsere  Antwort  auf  den  Fachkräftemangel.  

 

An zweiter  Stelle  setzen  wir  auf  die  Fortführung  unserer  modernen  Stadtentwicklungspolitik.  

Alter  Markt  und  Innenstadt  gewinnen  Konturen  und  wir  schreiben  unsere  Politik  fort:  Unter-

stützt  durch  die  innerstädtische  Wirtschaft  hal ten  wir  am  Bau  der  Wasserverbindung,  dem  

ĂKleinen Kiel  Kanalñ fest.  Damit  steigern  wir  die  Attraktivität  des  Stadtkerns.  Kiel  wird  eine  ge-

nerationengerechte  Stadt,  mit  einem  starken  Zentrum  und  starken  Stadtteilen.  Wesentlich  ist  

hier  auch  Realisierung  des  Schwimmbades  an  der  Hörn.  

 

Wir  werden  zudem  die  soziale  und  ökologische  Politik  in  der  Landeshauptstadt  weiterentwi-

ckeln.  ĂInsbesondere wollen  wir  neue  Wege  in  der  Sozi alpolitik  gehen  und  eine  nachhaltige  

Energieve rsorgungsstruktur  sichernñ, erklären  die  Vorsitzenden  abschließend.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kiel  -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  19:10  Uhr  -  14510  Clicks  -  Nr.  108  

 

 

Mitmachen  beim  Tankboykott  am  0 1.  März!  

Zu  dem  für  den  01.  März  anges etzten  deutschlandweiten  Tank boykott  gegen  hohe  Benzin-

preise:  

 

Die  derzeitigen  Benzinpreise  sind  für  den  normalen  Arbeitnehmer  kaum  erträglich.  Differie-

rende  Benzinpreis e innerhalb  eines  Tages  an  den  Tankstellen  sind  weder  nachzuvollziehen  

noch  zu erklären . Deshalb  beteiligen  wir  uns  an  dem  Tankboykott  am  01.  März,  zu dem  sich  

https://www.spd-net-sh.de/kiel
https://www.spd-net-sh.de/kiel


bereits  im  Internet  eine  Million  Menschen  bereiterklärt  haben.  Der  Boykott  

soll  ein  klares  Signa l an  die  Mineralölkonzerne  sein.  

Auch  wenn  dies  nur  eine  symbolische  Aktion  ist,  so ruf en  wir  dennoch  unsere  

Mitglieder  und  die  Kielerinnen  und  Kieler  zur  Teilnahme  auf.  Vor  allem  Pend-

ler,  Arbeitgeber  und  Tankstellenpächter  trifft  diese  verheerende  Preispo litik  

und  gefährdet  Arbeitsplätze.  

Kommentar  von  Inge  Hansen  vom  25.02.2012,  17:35  Uhr:  

RE:  Mitmachen  beim  Tankboykott  am  01.  März!  

Ich  komme  durch  einen  absoluten  Zufall  auf  diese  Seite  und  bin  beim  Boykott  dabei.  Gut,  dass  

diese  Aktion  startet.  Es liegt  eine  Diskrepanz  zwischen  den  Tankstelle n und  den  Erzeugerlän-

dern.  An den  Tankstellen  werden  die  Kunden  abgezockt  und  bei  den  Erzeugerländern  wird  der  

Gewinn  eingestrichen.  Es muß  politisch  doch  Möglichkeiten  geben,  diesen  Mißstand  endlich  mal  

zu beheben.  I ch werde  den  Aufruf  ausdrucken  und  im  Flensburger  Bereich  unter  die  Leute  

bringen.  Mit  herzlichen  Grüßen,  besonders  an  Rolf  Fischer,  Inge  Hansen  

 

Kommentar  von  Christian  Alexander  Tietgen  vom  25.02.2012,  11: 10  Uhr:  

RE:  Mitmachen  beim  Tankboykott  am  01.  März!  

Wenn  man  an  dem  Tag sowieso  nicht  tanken  muss,  ist  es kein  großes  Signal.  Andererseits  ist  

es wohl  auch  ein  großer  Mehraufwand,  einen  Tag  auf  sein  Auto  verz ichten  zu müssen,  wenn  

der  Tank  leer  ist.  Wie  St reiks  könnte  so eine  Aktion  statt  der  I ndustrie  vor  allem  die  einfachen  

Bürger  treffen.  Man  sollte  also  eine  andere  Aktionsform  wählen.  Durch  so eine  symbolische  Ak-

tion  lassen  sich  die  Mineralölkonzerne  siche r nicht  beeindrucken.  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  19:16  Uhr  -  8348  Clicks  -  Nr.  109  

Debatte  ï Norddeutsche  Zusammenarbeit  

Im  Rahmen  seiner  Februar -Tagung  ha t  der  schleswig -holsteini-

sche  Landtag  den  Abschlu ssbericht  der  Enquete -Kommission  

ĂNorddeutsche  Zusammenarbeitñ debattiert.  Martin  Habersaat,  

Vorsitzender  der  SPD-Stormarn  und  Mitglied  der  Kommission,  

warf  der  Landesregierung  in  einem  Kurzbeitrag  vor,  nich t  den  

richtigen  Ton  gegenüber  Hamburg  zu finden.  

 

Wenn  der  Ministerpräsident  in  ein  und  derselben  Rede  von  Ăge-

ballter  Faustñ und  ĂSchulterschlussñ rede,  sei  der  richtige  Ansatz  aber  immerhin  schon  dabei.  

Habersaat:  ĂIch finde  die  norddeutsche  Zusammenarbei t  wichtig  und  wünsche  mir,  dass  wir  

vorankommen!ñ 

 

Für  die  SPD sprach  in  der  Landtagsde batte  Dr.  Gitta  Trauernicht.  Die  heutige  Landtagsabge-

ordnete  hat  Regierungserfahrung  in  Hamburg,  Niedersachsen  und  Schleswig -Holstein  sammeln  

können.  Die  Rede im  Wortlau t:  

 

 

Gute  Nachbarschaft  ¬  norddeutsch  denken  und  handeln!  

 

Die  Ergebnisse  der  Enquete -Kommission  liegen  auf  dem  Tisch  und  zeigen  klar:  Engere  Koope-

ration  im  Norden  tut  Not.  Die  Experten  haben  deutlich  gemacht:  

 

Dies  liegt  im  Interesse  der  Menschen  und  des  Wohlstandes  unseres  Landes.  Es ist  eine  Frage  

von  politischer  Klugheit,  von  Weitsicht  und  Weltoffenheit  ¬  nicht  zuletzt  von  Verantwortung  für  

unsere  Kinder.  Was wir  brauchen,  ist  gute  Nachbarschaft  für  eine  starke  Allianz  im  Norden!  

mailto:ingehansenhp@t-online.de
mailto:ithinkimparanoid@arcor.de
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Eine  neue  Qualität  in  der  Kooperation  mit  Hamburg  und  der  norddeutschen  Länder  untereinan-

der!  

 

Was aber  ist  di e derzeitige  Lage?  Ein Tiefstand  in  den  Beziehungen  zu Hamburg  ist  erreicht.  

Die  Zahl  der  Konflikte  steigt  ständig  an.  Die  Landesregierung  läuft  immer  hinterher:  ob  

Husu m -Wind  oder  Gastschulabkommen  oder  Sicherungsverw ahrung  und  Asbestmüll.  Politische  

Schw erpunktthemen  sind  ungelöst  oder  gar  nicht  erst  angepackt:  Keine  gemeinsame  nord-

deutsche  Hafen -  bzw.  Flughafenpolitik,  keine  norddeutsche  Energieoffensive,  kein  gemeinsa-

mer  Vorstoß  bei  offensichtlichen  Benachteiligunge n gegenüber  dem  Bund,  keine  

Vision,  gar nichts.  

 

Gute  Nachbarschaft  und  eine  starke  Allianz  im  Norden  ¬  das  geht  anders!  Es muss  Schluss  

sein  mit  dem  Hinterherhecheln  bei  Problemen,  Schluss  mit  schwelenden  Konflikten,  hektischen  

Symbolaktionen  oder  gar  bel eidigtem,  kleinlichem  Verweigern  der  ausgestreckten  Hand  unse-

res  Nachbarn.  Der  Konflikt  um  die  Idee  eines  gemeinsamen  Ausschusses  mit  der  Hamburgi-

schen  Bürgerschaft  ist  mehr  als  ein  Konflikt  um  Verfahren,  ist  mehr  als  ein  Randthema.  Er ver-

weist  auf  

untersc hiedliche  Haltungen.  

 

Nicht  Halbherzig keit  und  Kleinteiligkeit  sind  jetzt  gefragt,  sondern  der  Wille  zu einer  Umkehr  in  

der  Nachbarschaftspolitik.  Wir  müssen  norddeutsch  denken  und  handeln.  Die  Grenzen  müsse n 

fallen:  in  den  Köpfen  und  im  Alltag  der  Mensche n.  Dazu  brauchen  wir  keine  Nordstaatde batte,  

aber  der  Mut  zu gemeinsamer  Politik:  

 

-  z.B.  in  der  Bildung:  Unser  Ziel  ist  die  freie  Schulwahl  im  Norden.  Dazu  brauchen  wir  eine  ge-

meinsame  Schulentwicklungsplan ung,  ein  politisch  abgestimmtes,  kompatibles  Schu lsystem  

und  eine  stimmige  Finanzierung . 

 

-  oder  in  der  Energiepolitik:  Ohne  den  Norden  wird  es keine  Energiewende  geben.  Unser  Know -

how  wird  gebraucht.  Aber  im  Miteinander,  nicht  im  Gegeneinander!  Eine  nordd eutsche  Netza-

gentur,  ein  norddeutsches  Gesamtkonz ept  zur  Energiewende,  gemeinsam  formul ierte  Ziele  ¬  

all  das  ist  nicht  mit  den  bisherigen  Instrumenten  und  Haltungen  zu haben.  

 

Wenn  der  Norden  gemeinsam  auftritt,  mit  einer  Stimme  spricht,  stärkt  dies  seine  Chancen  im  

föderalen  Wettbewerb  Deutschlands,  in  Europa  und  darüber  hinaus.  

 

Ein enger  Verbund  im  Norden,  das  zeigt  der  Enquete -Bericht,  kann  die  Wirtschaft  ankurbeln,  

Haushalte  entlasten,  den  gesamten  Standort  stärken  und  die  Durchsetzung  gemeinsamer  Inte-

resse  erleichtern.  Er kann  den  Bürgern  unmittelba r nützen:  durch  angepasste  Schulsystem e 

und  Kindergarten -Versorgung,  durch  einen  erweiterten  Verkehrsverbund  oder  ein  gemeinsa-

mes  Baustellenmanagement  für  einen  flüssigen  Verkehr.  

 

Wir  müssen  das  Bewusstsein  dafür  stärken,  dass  wir  in  einem  gemeinsamen  Lebens -  und  Wirt-

schaftsraum  auch  gemeinsa me  Sache  machen  müssen.  

 

Die  SPD hat  verstanden:  Wir  haben  uns  auf  den  Weg  gemacht.  Der  Hamburger  Bürgermeister  

und  der  zukünftige  Ministerpräsident,  die  Senatoren  und  die Bürgerschaftspräsidentin,  wir  als  

SPD-Fraktion en in  der  Bürgerschaft  und  im  Landtag  ¬  wir  sind  die  einzige  Partei,  die  vernünf-

tige  Nachbarschaft  mit  Hamburg  will  und  pflegt.  Wir  wissen,  was  wir  wollen:  gute  Nachbar-

schaft,  kluges  gemeinsames  Handeln  für  eine  starke  Allianz  im  Norden.  Selbstbewusst  und  auf  

gleicher  Augenhöhe  mit  Hamburg  wer den  wir  neue  Wege  gehen.  Dafür  werden  wir  am  6.  Mai  

die  Mehrheiten  schaffen  für  eine  neue  Kooperation  im  Norden.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

 

 

 



AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  23.02.2012,  23:11  Uhr  -  6110  Clicks  -  Nr.  110  

Aschermittwoch  hat  was  Gutes  

AfA mit  Helm  und  Boxhandschuh  für  Torsten  Albig  

In  seiner  Begrüßungsrede  auf  dem  Politischen  Aschermittwoch  in  Marne  überreichte  der  

AfA-Landesvorsitzende  Wol fg ang  Mädel  für  die  "Erstürmung  des  Landeshauses  am  6.5."  ge-

werkschaftliche  Unterstüzungsutensilien.  

 

Wolfgang  Mädel:  "Es ist  wieder  besonders  Ă kschensñ angesagt,  bei  ver.di,  IG  Metall  und  IG  

BCE geht  es um  einen  gerechten  Lohnzuwachs.  Und  in  der  Politik  wo llen  wir  Sozialdemokraten  

in  bester  ĂNarrenmanierñ das  Landeshaus  am  06.  Mai  mit  Torsten  Albig  an  der  Spitze  stürmen.  

Ja und  das  geht  natürlich  besser  mit  Helm  und  Boxhandschuh.  Lieber  Torsten  der  Helm  und  

der  Boxhandschuh  soll  dich  unterstützend  bis  zum  6.5.  begleiten.  Nicht  nur  für  die  Auseinan-

dersetzung  mit  dem  politischen  Gegner  sondern  auch  als  netten  Hinweis  dass  Arbeitnehmer  

immer  im  Fokus  der  Sozialdemokratie  bleiben.  Und  der  Helm  ist  von  der  Lind enau  Werft  und  

dass  die  kämpfen  können  weiß  du  sehr  gut!"  
Keine  Kommentare  

 

 

Serpil  Midyatli,  MdL -  veröffentlicht  am  24.02.2012,  11:46  Uhr  -  11048  Clicks  -  Nr.  111  

Unsere  Gesellsc haft  darf  nie  wieder  wegschauen!  

Zum  bundesweiten  Gedenken  am  Donnerstag  23.02.2012  für  die  Opfer  rechtsextremistischer  

Gewalttaten  erklären  Sönke  Rix  (MdB)  und  Serpil  Midyatli  (MdL)  

 

Das bundesweite  Gedenken  am  heutigen  Donnerstag  für  die  Opfer  rechtsextr emistischer  Ge-

walttaten  und  die  zentrale  Gedenkvera nstaltun g in  Berlin,  an  der  auch  die  Schleswig -Holsteiner  

Sönke  Rix  (MdB)  und  Serpil  Midyatli  (MdL)  teilnahmen,  waren  sehr  eindrucksvoll.  ĂDie Schilde-

rung  Semiya  Simseks,  elf  Jahre  mit  dem  Gefühl  leben  zu müssen,  sich  nicht  als  Opfer  fühlen  

zu dürfen,  bewe gt  mich  sehr!ñ, so Serpil  Midyatli  heute  in  Berlin.  

 

Sönke  Rix:  ĂUnsere Gedanken  sind  bei  den  Hinterbliebenen  der  Opfer.ñ 

 

Nach  dem  heutigen  Tag  des  Gedenkens  dürfen  wir  allerdings  nicht  zur  Tagesordnung  zurück-

kehren.  Nach  dieser  Veranstaltung  müssen  nun  weitere  Schritte  folgen:  Die  Bekämpfung  des  

Rassismus  in  der  Gesellschaft,  die  Stärkung  der  Demokratie  durch  politische  Bildung  und  eine  

gute  Integrationspolitik  müssen  die  Lehre  aus  diesen  schrecklichen  Ereignissen  sein.  

 

ĂWir brauchen  ein  Willkommensklima  in  unse rer  Gesellschaft  und  müssen  gerade  bei  alltägli-

chem  Rassismus  genau  hinschauen  und  Einschreiten!  Dies  ist  Aufgabe  der  Politik  aber  auch  der  

Zivilgesellschaft  im  Allgemeinenñ so Midyatli.  Die  Arbeit  gegen  Rechtsextremismus  muss  lang-

fristig  finanzier t  werden . 

 

ĂDie Hintergründe  der  Morde,  sowie  die  Tatsache,  dass  ein  rechtsextremistisches  Netzwerk  

jahrelang  nahezu  unbehelligt  von  deutschen  Sicherheitsbehörden  seine  Taten  planen  und  aus-

führen  konnte.  m üssen  restlos  aufgeklärt  werdenñ, fordert  Sönke  Rix . 

 

Die  heutige  Gedenkveranstaltung  war  notwendig  und  ist  als  Zeichen  des  Zusammenhalts  zu 

sehen.  ĂWir verneigen  uns  vor  den  Opfern  und  Bitten  die  Angehörigen  um  Verzeihung.ñ 

 

ĂIn unserem  Land  muss  sich  jed er  frei  entfalten  können,  unabhängig  von  Nationalit ät,  Religion,  

Hautfarbe  oder  Geschlecht.  Semiya  Simsek  hat  Recht  wenn  sie sagt:  wir  alle  gemeinsam  zu-

sammen,  nur  das  kann  die  Lösung  sein.  Unsere  Gesellschaft  darf  nie  wieder  wegschauen!ñ, so 

Serpil  Midyat li.  

 

 

https://www.afa.spd-net-sh.de/
https://www.spd-net-sh.de/rdeck/midyatli/


Kommentar  von  Kurt  Arndt  vom  26.02.2012,  06:12  Uhr:  

RE:  Unsere  Gesellschaft  darf  nie  wieder  wegschauen!  

Wie  wahr.  Also  Augen  auf!!  

 

 

SPD-Segeberg  -  veröffentlicht  am  24.02.2012,  13:51  Uhr  -  30743  Clicks  -  Nr.  112  

SPD  trifft  NABU  Kisdorfer  Wohld  

Der  Kreisvorstand  der  SPD Segeberg  und  der  Kandidat  

zur  Landtagswahl  für  Segeberg -West  Stefan  Weber  ha-

ben  sich  mit  Holger  Möckelmann,  dem  Vorsitzenden  

des  NABU Kisdorfer  Wohld,  zu einem  Erfahrungsaus-

tausch  getroffen.  

Besonders  eindringlich  warnte  Möckelmann  die  Politiker  

davor,  die  Biogasanlagen  ï besser  Agrargasanlagen  ï 

in  der  bisher  üblichen  Art  zu genehmigen  und  einzu-

richten.  Der  Grünlandumbruch  zugunste n des  Maisan-

baus  habe  seit  1990  bundesweit  zu einem  Verlust  von  

875.000  Hektar  Dauergrünland  geführt.  Zu  der  negati-

ven  Energiebilanz  der  Agrargasanlagen,  die  gewaltige  Mengen  an  Dünger  und  Pestiziden  benö-

tigen,  komme  ein  schwerer  Verlust  für  die  Pflanzen -  und  Tierwelt.  

 

SPD-Sprecher  Horst  Ostwald  wies  dara uf  hin,  dass es Bestrebungen  gebe,  die  Agrargasanlagen  

aus  dem  privilegierten  Verfahren  für  landwirtschaftliche  Betriebe  im  Baugesetzbuch  heraus  zu 

nehmen,  um  dem  Wildwuchs  auch  planerisch  entgegen  zu wirk en.  

 

Als ein  positives  Beispiel  im  Umgang  mit  der  Natur  nannt e der  Naturschützer  des  NABU den  

Kaltenkirchener  Schmetterlingsgarten.  Er appellierte  aber  auch  an  die  Besucher  des  ehemali-

gen  Kiesabbaugebietes  in  Kaltenkirchen,  nicht  in  die  dort  eingerichteten  Naturzonen  einzudrin-

gen,  um  deren  natürliche  Entwi cklung  und  die  Ansiedlung  von  Vögeln  nicht  zu gefährden.  

 

Ähnlich  problematisch  sei  immer  wieder  in  Wohngebieten  der  Gemeinden  der  Eingriff  in  Knick-

schutzzonen  und  Knicks  durch  unerlaubte  und  nicht  sachger echte  Nutzung.  

 

Der  SPD-Kreisvorstand  setzte  mit  dem  NABU seine Gesprächsrunden  mit  Vereinen  und  Institu-

tionen  fort,  die  er  vor  zwei  Jahren  aufgenommen  hatte.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  24.02.2012,  14:00  Uhr  -  747 6 Clicks  -  Nr.  113  

Bildungspolitische  Nebelkerzen  

 

In  der  heutigen  Bildungsdebatte  im  Landtag  warf  der  bil-

dungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Mar-

tin  Habersaat,  den  Regierungsfr aktionen  vor,  von  ihrer  

schlechten  Bilanz  abzulenken:  

 

CDU und  FDP werfen  in  der  Bildungsdebatte  Nebelkerzen  

und  lenken  von  der  traurigen  Bilanz  ihrer  Bildungspolitik  

ab.  

 

1.  Lehrerstellen  

Behauptet  wird,  aufgrund  des  Rückgangs  der  Schüler-

mailto:Kurt-Arndt@versanet.de
https://www.spd-segeberg.de/
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


zahlen  im  Lande  seien  Lehrstelle n entbehrlich  und  könnten  abgebaut  werden.  

Tatsäc hlich  ist  ein  Großteil  der  von  Schwarz -Gelb  gestrichenen  Lehrerstellen  aber  auf  zwei  an-

dere  Umstände  zurückzuführen.  Erstens  auf  die  Erhöhung  der  Pflichtstunden,  die  den  Lehrerin-

nen  und  Lehrer n zugemutet  wur de.  Und  zweitens  darauf,  dass  die  Regierung  den  Gemein-

schafts -  und  Regionalschulen  in  ihre  pädagogischen  Konzepte  grätschte,  indem  sie ihnen  ihre  

Differenzierungsstunden  halbierte.  

 

2.  Vertretungsunterricht  

Behauptet  wird,  eine  Verdoppelung  des  Vertretungs fonds  könnte  das  Problem  des  Unterrichts-

ausfalls  lösen.  Tatsächlich  ist  aber  nicht  das  fehlende  Geld  das  größte  Problem  in  vielen  Berei-

chen,  sondern  die  fehlenden  Vertretungslehrer.  Da würde  auch  eine  Verzehnfachung  des  Fonds  

nichts  helfen.  Besser  wäre  es,  die  Schulen  mit  mehr  Planstellen  auszustatten,  um  Vertretungs-

unterricht  qualitativ  hochwertig  und  flexibel  sicherstellen  zu können.  Bei  langfristigen  Ausfällen  

müsste  nach  wie  vor  der  Fonds  bereitstehen.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  25.02.2012,  09:57  Uhr  -  7912  Clicks  -  Nr.  114  

Mehr  Zughalte  und  städtebauliche  Entwicklung  in  Tornesch  

Gespräch  zwischen  Landtagskandidatin  Beate  Rau-

dies  und  Bürge rmeister  Roland  Krügel.  

Elmshorn,  den  21.02.2012.  Beate  Raudies  ist  zu 

Gast  bei  Bürgermeister  Roland  Krügel,  um  sich  

insbesondere  über  die  Situation  der  Bahnreisen-

den  aus  Tornesch  zu informieren.  ĂDer Eiertanz  

der  Bahn  und  des  Kieler  Verkehrsministers  um  die 

Zuganbindung  von  Tornesch  ist  mehr  als  ärger-

lichñ, meint  Beate  Raudies.  Durch  den  Einsatz  

neuer  Triebwagen  soll  sich  die  Fahrzeit  um  bis  zu 

drei  Minuten  verringern.  Umso  unverständlicher  

ist,  dass  der  Region  Tornesch  -  Uetersen  -  Moor-

rege  weiterhin  ein  Halt  des  Region alexpress  ver-

weigert  wird.  Landtagskandidatin  Beate  Raudies  

unterstützt  daher  die  Bemühungen  der  Region  für  eine  bessere  Bahnanbindung.  

 

Weiterer  Schwerpunkt  des  Gesprächs  war  die  städtebauliche  Entwicklung.  Raudies  zeigte  sich  

beeindruckt  von  den  Planunge n für  den  neuen  Stadtteil  ĂTornesch am  Seeñ, in  dem  bis zu 

1.000  Wohneinheiten  für  Familien  und  Senioren  entstehen  sollen.  Bürgermeister  Krügel  berich-

tete  zudem  von  den  Tornescher  Anstrengungen,  in  der  Stadt  eine  ausreichende  Anzahl  von  Be-

tr euungsplätzen  für  unter  Dreijährige  bereitzustellen.  So sollen  in  Kürze  40  zusätzliche  Krip-

penplätze  entstehen  ï nahezu  eine  Verdoppelung  des  Angebots.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Stormarn  -  verö ffentlicht  am  27.02.2012,  12:13  Uhr  -  11544  Clicks  -  Nr.  115  

Feste  Feh marn - Belt - Querung  ï Aktuelle  Planungen  

 

2.  März  2012,  19.00  Uhr:  Informations -  und  Diskussions - Veranstaltung  im  Studio  

203  in  Großhans dorf,  Sieker  Landstraße  203.  

 

Mit  Landrat  Klaus  Plöger,  der  FFBQ-Planungsgesellschaft,  der  DB AG, dem  NABU,  den  Land-

tagsab geordneten  Regina  Poersch  und  Martin  Habersaat  und  dem  Landtagskandidaten  Tobias  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


von  Pein.  

 

Für  eines  der  zentralen  Infrastrukturpro jekte  Schles-

wig -Holsteins  der  nächsten  Jahre  sind  m utige  und  

veran twortungsvolle  Entscheidungen  zum  Schutz  von  

Mensch  und  Natur  gefra gt.  

 

Wir  wollen  die  betroffenen  Bürgerinnen  und  Bürgern  

rechtzeitig  über  aktuelle  Planungen  informieren  und  

damit  verbundene  Chancen  und  Risiken  besprechen.  

Landesweite,  regiona le und  lokale  Diskussionen  sol-

len  die  Möglichkeiten  der  Mitbestimmung  aufzeigen  

und  die  Einflussnahme  sicherstellen.  

 

Chancen  nutzen  und  Risiken  minimieren  -  das  muss  

das  Motto  für  den  Kreis  Stormarn  sein.  Wir  wollen  si-

chere,  dauerhafte  und  gute  Arbeitsplä tze  für  die  Bür gerinnen  und  Bürger  und  eine  Stärkung  

der  Wirtschaft  zwischen  den  Metropolen  Hamburg  und  Kopenhagen.  Dies  kann  gelingen.  Mit  

kompetenten  Referenten  wollen  wir  klären,  wie.  Für  eine  gute  nachbarschaftliche  Zukunft  mit  

Skandinavien  und  mit  mög lichst  geringen  Belastungen  durch  Verkehr  und  Lärm.  

 

Wir  möchten  mit  interessierten  Stormarnerinnen  und  Stormarnern  hierzu  ins  Gespräch  kom-

men.  Der  SPD-Kreisverband  Stormarn  und  der  SPD-Ortsverein  Großhansdorf  bietet  dazu  eine  

besonders  ansprechende  Gelege nheit  mit  sehr  kompetenten  Referenten.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  27.02.2012,  15:36  Uhr  -  9584  Clicks  -  Nr.  116  

 

 

Schleswig - Holstein:  Motor  der  Energi ewende  

In  Hemmingtstedt  und  auf  Pellworm  informierte  sich  

der  Arbeitsk reis  Energie  und  Landespla nung  der  SPD-

Landtagsfraktion  über  den  Stand  der  Energi ewende.  In  

Hemmingstedt  befasst  sich  die  Unternehmensgruppe  

BeBa mit  erneuerbaren  Energien  und  Speichert echni-

ken.  Auf  Pellworm  verfolgt  eine  Arbeitsgruppe  seit  vie-

len  Jahren  die Vision,  die  gesamte  Energieversor gung  

der  nordfriesischen  Insel  zu allen  Jahre szeiten  durch  

Windkraft,  Sonne  und  Biomasse  sicherzustellen.  

ĂZwei Beispiele  dafür,  dass  wir  aus  der  Energiewende  

Gewinn  für  das  Land  ziehen  kºnnenñ, befand  Martin  

Habersaat  nach  der  Reise.  Schleswig -Holstein  könne  

Motor  der  Energiewende  sein.  ĂLeider find en  sich  in  

den  regierungstragenden  Fraktionen  noch  immer  Atomkraft -Fans.  Aber  das  ändert  sich  spätes-

tens , wenn  sich  die  regierungstragenden  Fraktionen  ªndernñ, befand  der  Abge ordnete.  

 

Weitere  Informationen:  

 

BeBa -  Energie:  http://www.beba -energie.de/startseite.html  

 

Energiekonzept  Pellworm:  http://www.pellworm -energy.org/html/Enkonzept_de.html  

 

Fotoalbum :  hier.  
Keine  Kommentare  
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SPD Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  28.02.2012,  18:14  Uhr  -  27283  Clicks  -  Nr.  

117  

 

 

Optimistisch  in  den  Landtagswahlkampf  

SPD-Kreisvorstand  bereitet  optimistisch  Landtagswahlkampf  vor.  

 

Der  SPD-Kreisvorstand  bereitet  einen  inte nsiven  Wahlkampf  mit  zahlreichen  Gelegenheiten  zur  

Beteiligung  vor.  ĂWir werden  in  unserem  Kreis  eine  große  Anzahl  von  Aktionen  und  Ver -anstal-

tungen  erleben,  die  allesamt  für  Bete iligung  offen  stehen,  denn  es geht  uns darum  unser  Lieb-

lingsland  Schleswig -Holstein  gemeinsam  mit  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  zu gestaltenñ, er-

klärt  der  Leiter  der  Wahlkampfkommission,  Götz  Borchert.  

ĂDer Demokratiesommer  2011  zur  Erarbeitung  des  Regierung sprogramm  2012  ï 2017  war  der  

Anfang . Wir  gehen  diesen  Weg  weiter.ñ Den  Start schuss  hierfür  wird  am  16.  März  ein  Wahl-

kampfauftakt  des  Kreisverbandes  mit  den  drei  Landtagsabgeordneten  Serpil  Midyatli  (Eckern-

förde),  Kai  Dolgner  (Rendsburg)  und  Ralf  Stegner  (Bordesholm)  geben.  ĂWir gehen  optimi s-

tisch  in  die  nächsten  Wochen:  Eine  Mehrh eit  für  eine  rot -grüne  Regierung  ist  wahrscheinlich.  

Torsten  Albig  ist  der  nächste  Ministerprªsident.ñ 

Der  Kreisvorsitzende  und  Bundestagsabgeordnete  Sönke  Rix  begrüßte  die  Nomini erung  

Joachim  Gaucks  für  das  Amt  des  Bundespräsidenten.  Rix  gab  zu bedenken,  dass  Gauck  lange  

nicht  mit  allen  SPD-Positionen  übereinstimme,  erklärte  aber:  

ĂJoachim Gauck  ist  ein  höchst  politischer  Kopf.  Seine  Leitideen  von  Verantwortung  und  Demo-

kratie  find e ich  wohltuend  und  ich  verspreche  m ir  von  ihm  als  Bundespräsident  viele  Denk an-

stöße.  Mir  gefällt,  dass  er  Ecken  und  Kanten  hat  und  sicherlich  auch  ein  unbequemer  Bundes-

präsident  sein  wird.  Das  sind  ï neben  seinem  bewegten  Lebenslauf  ï gute  Voraussetzungen  

für  den  höchsten  Repräsentanten  uns eres  Landes."  

Sönke  Rix,  Sprecher  der  Arb eitsgruppe  ĂStrategien gegen  den  Rechtsextremismusñ in  der  SPD-

Bundestagsfraktion,  hatte  gemeinsam  mit  der  Landtagsabgeordneten  Serpil  Midyatli  an  dem  

Gedenken  für  die  Opfer  recht sextremistischer  Gewalttaten  in  Berl in  teilgenommen:  ĂUnsere 

Gedanken  sind  bei den  Hinterbliebenen  der  Opfer.ñ Die  Bekämpfung  des  Rassismus  in  der  Ge-

sellschaft,  die  Stärkung  der  Demokratie  durch  politische  Bildung  und  eine  gute  Integrationspo-

litik  müssten  die  Lehre  aus  diesen  schrecklichen  Ereignissen  sein.  ĂDie Hintergründe  der  

Morde,  sowie  die  Tatsache,  dass  ein  rechtsextremistisches  Netzwerk  jahrelang  nahezu  unbe-

helligt  von  deutschen  Sicherheitsbehörden  seine  Taten  planen  und  ausführen  konnte,  müssen  

res tlos  aufgeklärt  werdenñ, so Sönke  Rix.  
Keine  Kommentare  
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Politischer  Aschermittwoch  2012  

Das  war  der  1 5.  Politische  Aschermittwoch  

Die  15  Auflage  des  Politischen  Aschermittwochs  in  Marne  war  wieder  ein  großer  Erfolg  un-

ter  der  Regie  der  Landes -AfA.  Als Moderator  wirkte  wieder  Sven  Zylla  in  gewohnter  Verklei-

dung.  

Das Versprechen  im  nächsten  Jahr  machen  wir  das wieder.  

 

Foto:  Helmut  Ulbrand  
Keine  Kommentare  
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Mobilität  im  Kreis  Se geberg  

Stefan  Weber,  SPD-Landtagskandidat  im  Wahlkreis  

Segeberg -West,  hatte  in  das  Henstedt -Ulzburger  

Bürgerhaus  eingelade n zu einem  Erfahrungsaus-

tausch  mit  Experten  zum  Thema  ĂMobilität  durch  

moderne  Infrastrukturñ. 

Das Auto  spielte  an  diesem  Abend  keine  Rolle  ï es 

ging  um  Bahn,  Bus und  Fahrrad  in  den  Gesprä-

chen,  die  von  Mathias  Stein  vom  SPD-Landesvor-

stand  moderiert  wurden.  

 

Martina  Koeppen,  verkehrspolitische  Sprecherin  

der  SPD in  der  Hamburger  Bürgerschaft  und  Stefan  

Weber  wiesen  auf  die  Bedeutung  der  AKN als  regi-

onales  Bahnuntern ehmen  hin.  Beide  sprachen  sich  für  die  Elektrifizierung  der  AKN aus,  um  

diese  zu einem  zukunft sfähigen  Verkehrsmittel  weiter  zu entwickeln.  Stefan  Weber  machte  

deutlich,  dass  eine  SPD- Landesregierung  die  Landesanteile  an  dem  Unternehmen  nicht  zu-

gunsten  ein er  kurzfristi gen  Haushaltseinnahme  verkaufen  werde.  

 

AKN-Sprecher  Jörg  Minga  versprach  auf  Anf rage,  dass  mit  einer  Beschaffung  neuer  Fahrzeuge  

in  den  nächsten  Jahren  auch  eine  Barrierefreiheit  geschaffen  werde.  

 

Deutlich  wurde  in  Nachfragen  die  Unzufrieden heit  der  Bürg er  mit  den  Busanbindungen  im  länd-

lichen  Raum  und  die  Anbindung  an  die  Bahnhöfe.  Claudius  Mozer  von  der  verantwortlichen  

Südholsteinischen  Verkehrsgesellschaft  nahm  die  Hinweise  zur  Kenntnis,  machte  aber  auch  

deutlich,  dass  letztendlich  alle  Entscheidungen  am  Geld  der  öffentlichen  Haushalte  hingen.  

 

Der  Verein  Bürgerbus  konnte  mit  seine m  Modell  eines  bürgernahen  Personenverkehrs  so sehr  

überzeugen,  dass  vom  Vertreter  der  Autokraft  die  Aufforderung  an  die  Anwesenden  kam,  das  

Modell  aufzugreifen.  Er wies  darau f hin,  dass  das  Bürgerbusmodell  nicht  Ăhereingezaubertñ 

werden  könne,  sondern  aus  dem  Willen  der  Bürgerinnen  und  Bürger  heraus  entstehen  müsse.  

 

Um  die  Sicherheit  der  Fahrradfahrer  im  Straßenverkehr  ging  es im  letzten  Teil  der  Veranstal-

tung.  Soenke  Lunding  vom  Allgemeinen  Deutschen  Fahrrad -Club  und  Dietrich  Remde  vom  

Henstedt -Ulzburger  Seniorenbeirat  forderten  übereinstimmend  mehr  Sicherheit  der  Fahrrad-

fahrer  durch  eine  verbesserte  Integration  in  die  allgemeinen  Verkehrsabläufe.  Kritik  wurde  

auch laut  an  den gesetzlichen  Vorschriften  der  Beschilderung  von  Fahrradwegen,  weil  diese  

nicht  praxisgerecht  seien.  

 

Für  die  musikalische  Begleitung  sorgte  an  diesem  Abend  die  ĂMºnkloh Blues  Bandñ mit  ihrer  

guten  Musik.  
Keine  Kommentare  
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Voller  Saal  beim  Palme -Preis  

 

1987  -  2012:  25  Jahre  Olof - Palme - Friedenspreis  der  SPD  Stormarn  

200  Gäste  konnte  der  SPD-Kreisvo rsitzende  und  Landtagsabgeordnete  Martin  Habersaat  im  

Reinbeker  Schloss  begrüßen,  darunter  zahlreic he ehemalige  Preisträger.  Sie alle  waren  gekom-

men,  um  das  Jubiläum  und  die  Nominierten  2012  zu feiern.  Der  Preis  ging  schließlich  an  Dag-

mar  Greiß  aus  Bad  Old esloe  und  Prof.  Dr.  Rolf  Bettaque  aus  Reinbek.  

 

https://www.spd-segeberg.de/
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Festredner  war  ein  gut  aufgelegter  Olaf  Scholz.  Der 

Bundestagsabgeordnete  Franz  Thönnes  er innerte  an  

die  Gründung  des  Preises  vor  25  Jahren.  

 

Die  Einladungen  hatte  Habersaat  mit  einem  Zi tat  Pal-

mes  versehen:  ĂPolitik  heißt :  etwas  wol len.  Sozialde-

mokratische  Politik  heißt:  Veränderun gen  wollen,  

weil  Verände rungen  Verbesse rungen  verheißen,  weil  

sie  Phantasie  und  Handlungs kraft  nähren,  Träume  

und  Visionen  anregen.ñ Mit  einer  augenzwinkernden  

Anspielung  auf  den  ans tehenden  Land tagswahlkampf  

fasste  Habersaat  es in  drei  Worten  zusammen:  ĂSo-

zialdemokratie  will  Verbesserungen.ñ Überhaupt  

wünschte  er  sich  eine  fröhliche  Veranstaltung,  

schließlich  gehe  es um  ein  bedeutendes  Lebenswerk  Palmes,  gegenwärtiges  ehrenamtliches  

Engagement  in  Stormarn  und  stets  auch  um  einen  Zuversichtlichen  Blick  in  die  Zukunft.  

 

Der  Bundest agsabgeordnete  Franz  Thönnes,  Vorsitzender  der  SPD Stormarn  von  1986  -  1992,  

erinnerte  an  das  Attentat  auf  Olof  Palme  am  28.  Februar  1986,  das  viele  Menschen  auch  in  

Deuts chland  erschütterte.  Auf  einem  Kreisparteitag  in  Glinde  hatte  er  dann  wenig  später  den 

Olof -Palme -Friedenspreis  ins  Leben  gerufen.  Als ersten  Vorsitzenden  des  Kuratoriums  hatte  er  

damals  Egon  Bahr  gewinnen  können.  Thönnes  freute  sich,  dass  der  Preis  so lan ge Bestand  hat  

und  setzte  gleich  eine  neue  Zielmarke:  Das  50jährige  Jubiläum.  

 

Olaf  Scholz  ging  in  seiner  Festrede  auf  die  Mordserie  rechter  Terroristen  ebenso  ein  wie  auf  

den  Arabischen  Frühling  im  vergangenen  Jahr.  Er kam  zu zwei  Schlüssen:  ĂDie Einmisch ung  

von  Bürgerinnen  und  Bürgern  ist  unverzichtbar.ñ Und:  ĂDemokratie ist  keine  europä ische  Ei-

genheit!ñ Scholz  entwickelte  die  These  der  Universalität  von  Freiheit  und  Demokratie.  Es gebe  

eben  keine  Orte  auf  der  Welt,  in  denen  diese  nicht  funkt ionierten.  Dann  kam  er  auf  eine  alte  

Entdeckung  Kants  zu sprechen:  Zwischen  demokratischen  Staaten  werden  keine  Kriege  ge-

führt.  Schließlich  skizzierte  der  Hamburger  Bürgermeister  seine  Ziele  in  der  Bildungs -  und  So-

zialpolitik.  Parallelen  zu den  Zielen  Olof  Palmes  waren  nicht  zufällig.  In  diese  Ziele  schloss  er  

alle  Anwesenden  ein:  ĂHamburg ist  eine  Hof fnungsstadt.  Das sollte  für  die  gesamte  Metropol-

region  gelten!ñ 

 

Cord  Denker  hatte  es übernommen,  im  Namen  des  Kuratoriums  alle  elf  nominierten  Personen  

und  Gruppen  vorzus tellen  und  ihre  ehrenamtliche  Arbeit  zu würdigen.  Besonderen  Applaus  be-

kam  er  für  den  Satz,  alle  Anwesenden  seien  Ăsolidarisch mit  der  Demonstration  von  Vernunft  

und  Menschlichkeitñ, wie  die  das  Antirassistische  Bündnis  Stormarn  und  die  Bürger initiative  ge-

gen  Rechts  in  Glinde  zeigten.  Besonders  angetan  zeigte  er  sich  von  der  Idee  der  Gärte n der  

Begegnung  in  Ahrensburg,  wo  mit  Kleingärten  großes  geleistet  werde.  Den  Preis  2012  sprach  

die  Jury  folgenden  Projekten  zu:  

 

Dagmar  Greiß  wurde  gleich  fü r zwei  erfolg reiche  Projekte  geehrt  und  mit  einem  Preisgeld  von  

1000  Euro  bedacht.  Die  Mitbegründe rin  der  Vereine  Frauen  helfen  Frauen  e.V.  und  Bella  Donna  

e.V.  engagiert  sich  in  der  Arbeit  gegen  Gewalt  gegen  Frauen  und  schuf  mit  dem  Bella  Donna  

Haus  einen  Ort  für  Arbe it,  Begegnung,  Kultur  und  Soziales.  In  ihrer  vorsorglich  ausgearbeite-

ten  Dankesrede  schilderte  sie ihren  Weg  in  die  Frauenbewegung  und  ihr  jahrzehntelanges  En-

gagement  für  Frauen.  Ihr  Fazit:  ĂVerªnderungen dauern,  aber  sie sind  mºglich.ñ 

 

Rolf  Bettaque  ging  mit  seinen  Dankesworten  auf  Olof  Palme  und  dessen  Leben  und  Wirken  ein.  

Der  90jährig e Reinbeker  setzte  der  Preisverleihung  einen  würdigen  Schlusspunkt,  als  er  alle  

Gäste  bat,  sich  zu Ehren  Olof  Palmes  von  ihren  Plätzen  zu erheben.  Der  Verein,  dessen  Ehren-

vorsitzender  er  heute  ist,  heißt  Kontakt  -  Initiative  gegen  Sucht  und  Gewalt  in  Storm arn  e.V.  

Mit  einem  breit  gefächerten  Programm  sind  die  Ehrenamtlichen  dort  aktiv,  um  Frust  und  Nihi-

lismus  zu begegnen.  Das Preisgeld  betrug  500  Euro.  

 

Musikal isch  äußerst  schwungvoll  umrahmt  wurde  die  Veranstaltung  in  diesem  Jahr  von  Janice  

Harrington,  Wer ner  Gürtler  und  Dylan  Vaugn.  Vaugn  begann  die  Veranstaltung  mit  ĂImagineñ, 



nach  der  Festrede  von  Olaf  Scholz  stimmte  die  Amerikanerin  ĂWonderful Worldñ an  und  entließ  

sie die  Festgemeinde  mit  dem  Gospel -Song  ĂOh Happy  Dayñ. 
Keine  Kommentare  
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ĂGastschulabkommen" aus  den  Wörterbüche rn  tilgen  

SPD-Spitzenkandidat  Torsten  Albig  und  Hamburgs  

Schulsenator  Ties  Rabe wollen  Schu lpolitik  in  guter  

Nachbarschaft  zwischen  Schleswig -Holst ein  und  der  

Hansestadt.  Beide  Politiker  zeigten  sich  darin  einig,  

dass  gute  Bildung  die  Voraussetzung  ist  fü r eine  erfolg-

reiche  und  wirtschaftlich  starke  Region.  

Albig  und  Rabe diskutierten  mit  dem  SPD-Wahlkreis-

kandidaten  Stefan  Weber  unter  der  Leitung  des  Land-

tagsabgeordneten  Henning  Höppner  am  28.  Februar  im  

Bürgerhaus  Ellerau.  

 

Der  Schulwechsel  soll  nach  Ansi cht  Torsten  Albigs  künf-

tig  keine  Hürde  für  die  Kinder  sein,  wenn  Eltern  über  

die  Landesgrenz e umziehen  müssen.  ĂMenschen in  der  

Region  erleben  diese  als  ihre  zusammen gehörende  Heimat  und  erwarten,  dass  Politik  sie eben-

falls  als  einen  Raum  sieht",  mahnte  er zu mehr  Bürgernähe.  Die  Schulsysteme  sollten  einander  

angeglichen  werden  und  die  Lehrpläne  müssten  zwischen  den  Bundesländern  besser  abge-

stimmt  we rden.  

 

Für  den  Konflikt  um  das  Gastschulabkommen  strebt  der  SPD-Kandidat  eine  dauerhafte  Lösung  

an.  ĂDas Wor t  Gastschulabkommen  muss  aus  den  Wörterbüchern  getilgt  werden",  brachte  

Torsten  Albig  die  Sti mmung  der  Versammlung  auf  den  Punkt.  Um  die  Kosten  für  den  Schulbe-

such  im  jeweils  anderen  Bundesland  hatte  es in  den  letzten  Jahren  wiederholt  Auseinanderset-

zungen  gegeben.  Senator  Rabe zeigte  sich  zuversichtlich,  das  Problem  nach  der  Landtagswahl  

einverne hmlich  lösen  zu können.  

 

Die  Zukunft  gehöre  dem  zweigli edrigen  Schulsystem,  zeigte  er  sich  überzeugt.  Dafür  spreche  

auch  die  gute  Akzeptanz  der  Stadtteilschulen  in  Hamburg.  Neben  den  rückläufigen  Schülerzah-

len  sprächen  auch  pädagogische  und  organisatorisch e Gründe  für  die  Kombination  aus  achtjäh-

rigem  Gymnasium  und  einer  Schulform,  die  in  neun  Jahren  zum  Abitur  führt.  

 

ĂDieser zweite  Weg  gewinnt  an  Attraktivität,  wen n er  mit  der  Oberstufenperspektive  verbun-

den  ist",  erläuterte  der  Schulsenator.  Inzwischen  seien  alle  Bundesländer  auf  dem  Weg  zu ei-

nem  zweigliedrig en  System.  ĂGute Schule  bringt  auch  was",  ist  seine  Überzeugung.  Bildung  sei  

verantwortlich  für  den  langfris tigen  wirtschaftlichen  Erfolg.  In  der  Metropolregion  gebe  es eine  

wachsende  Nachfrage  nach  gu t  ausgebildeten  Fachkräften.  

 

Stefan  Weber,  Landtagskan didat  der  SPD im  Wahlkreis  Segeberg  West,  erwartet,  dass  sich  die  

Regionalschulen  in  Schleswig -Holstein  zu Gemeinschaftsschulen  weiter  entwickeln  werden.  

 

Dabei  verweist  er  auf  die  guten  Erfahrungen  mi t  der  Schule  in  Kisdorf,  Ădie ein  unschlagbares  

Modell  darstelle".  

 

Spitzenkandidat  Torsten  Albig  musste  auch  zur  Finanzierung  des  Bildungssystems  Stellung  

nehmen.  ĂKonservative haben  nur  eine  Antwort  auf  die  Verschuldung  des  Landes  ï weniger  

Lehrerstellen ",  kritisierte  er  die  schwarz -gelbe  Landesregierung.  Er warnte  vor  den  hohen  Fol-

gekosten.  Wenn  junge  Leute  unter  ihren  Möglichkeiten  ausgebildet  würden,  würden  sie später  

weniger  verdienen  und  weniger  Steuern  zahlen.  Im  Extremfall  würden  sie  langfristig  au f Sozi-

alleistungen  angewiesen  sein.  Das belaste  die  öff entlichen  Haushalte  auf  Dauer.  

https://www.spd-segeberg.de/


 

Albig  kündigte  an,  bei  rückläufigen  Schülerzahlen  jede  zweite  rechnerisch  fr ei  werdende  Leh-

rerstelle  wieder  zu besetzen.  Die  übrigen  würden  der  Entlastung  des  Haushaltes  dienen.  ĂDas 

eine  ist  im  Haushalt  schnell  spürbar,  das  andere  sorgt  für  langfristige  Entlastung",  erläuterte  er  

seine  Philosophie.  Bildung  werde  vom  ersten  bis  zum  letzten  Tag der  Legislaturperiode  Thema  

des  Ministerpräsidenten  sein,  kündigte  er  an.  

 

Wahl kreiskandidat  Stefan  Weber  wies  auf  die  Bedeutung  der  frühkindlichen  Bildung  hin.  Die  

Kindertagesstätte  sollte  wohnortnah  Ăim Dorf"  angeboten  werden.  Dort  würden  Bildung  und  

soziales  Verhalten  vermittelt.  Er regte  an,  dass  Firmen  Kindergartenplätze  in  der  Region  für  die  

Kinder  ihrer  Mitarbeiterinnen  und  Mitarb eiter  finanzieren  könnten.  Betriebskindergärten  wür-

den  nicht  so gut  angenommen,  da die  Kinder  oft  aus  ihrer  gewohnten  Umgebung  herausgeris-

sen  würden.  

 

Bildungssenator  Ties  Rabe betonte:  ĂBildung muss  so früh  wie  möglich  beginnen."  Als Ăkata-

strophalen  Fehle r"  kritisierte  er  die  Pläne  der  Bundesregierung,  Eltern  finanziell  zu belohnen,  

wenn  sie ihre  Kinder  nicht  in den  Kindergarten  schicken.  

 

Foto:  Ties  Rabe,  Torsten  Albig,  Stefan  Weber  (v.l.)  
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Floo rballturnier  und  ACTA  

Die  Jusos  Dithmarschen  blicken  auf  eine  erfolgreiche  Teilnahme  auf  Floorb alltur-

nier  der  Jungen  Union  und  eine  Infoveranstaltu ng  zum  Thema  "ACTA"  zurück.  

 

 

Am  19.02  fand  in  der  Turnhalle  der  Meldorfer  Gelehrtenschule,  von  14:00  bis  18 :15,  das  

zweite  Floorballturnier  der  Jungen  Union  statt.  Floorball,  was  übrigens  eine  Mischung  aus Ele-

menten  des  Feldhockeys  und  Eishockeys  ist,  beg eistert  zunehmend  junge  Menschen  und  so 

war  das  Interesse  der  Jusos  überwältigend.  So ist  nicht  verwunderlic h das  die  Jusos  Dithmar-

schen  mit  3 Mannschaften,  an  dem  mit  15  Mannschaften  gut  besuchten  Turnie r,  teilnahmen.  

Die  Jusos  Norddithmarschen  versuchten  mit  dem  Team  ĂRed Sox",  die  Jusos  Mitteldithmar-

schen  mit  dem  Team  ĂRosa Luxemburgñ und  einem  gemischtem  Team  ĂLos Rojosñ ihr  Glück.  

 

Mit  Glück  hatte  der  Erfolg  der  3 Juso-Teams  im  Laufe  des  Turniers  alle rdings  weniger  zu tun,  

während  die  Junge  Union,  die  mit  4 Teams  angetreten  war,  in  keinem  der  3 Blöcke  a 5 Mann-

schaften  über  die  Vorrunde  hinauskam,  wurden  alle  3 Teams  der  Jusos  dank  beeindruckender  

sportlicher  Leistung  Gruppenzweiter.  

 

Für  den  Platz  ganz  oben  auf  dem  Treppchen  sollte  es auch  im  Folgenden  nicht  reichen.  Am  

Ende  stand  die  Mannschaft  ĂHemmheldenñ ganz  oben  auf  dem  Treppchen  und  die  Jusos  muss-

ten  sich  mit  den  Plätzen  2 und  3 begnügen.  Den  zweiten  Platz  erreichte  das  Team  ĂRed Soxñ 

und  den  3 Platz  die  ĂLos Rojosñ, während  das  Team  ĂRosañ unter  die ersten  6 gekommen  ist.  

 

ĂWenn wir  Jusos  diese  sportlichen  Erfolge  auch  in  politische  umwandeln  können,  dann  mache  

ich  mir  für  die  Landtagswahl  keine  Sorgenñ so die  Vorsitzende  der  Jusos  Mitteldithmars chen  

Hanna  Pöschel.  

 

Nach  der  Veranstaltung  wurde  in  kleiner  Runde  im  Holzwurm  über  das  das  Anti -Counterfeiting  

Trade  Agreement  (ACTA),  mit  dem  auf  international er  Ebene  ein  Instrument  gegen  Produktpi-

raterie  und  Urheberrechtsverletzungen  geschaffen  werden  soll.  

 

Als Referent  konnten  wir  Christopher -Daniel  ĂCDñ Gregorczyk  aus  Lübeck  begrüßen  ,der  koop-

tiert  im  Landesvorstand  den  Bereich  Ădigitale Gesellschaftñ bearb eitet.  Er konnte  uns  über  den  

http://www.jusos-dithmarschen.de/


Stand  der  Beratungen  und  über  die  möglichen  Gefahren  aufklären.  

 

Für  den  Kreisvorsitzenden  der  Jusos  Patrick  Lange  war  klar  ĂACTA bietet  durch  seine  schwam-

mige  Formulierung  die  Möglichkeit  die  Freiheit  im  Internet  einzuschränk en,  nur  damit  die  

RechteverwerterInnen  borniert  ihre  Profitinteressen  gegenüber  den  Internetuse rn  durchdrü-

cken  können.  Die  UrheberInnen  würden  von  ACTA kaum  profitieren,  und  der  Schutz  ihres  geis-

tigen  Eigentums,  der  ein  hohes  Gut  ist,  würde  mittels  falsche r Instrumente,  die  Bürgerrechte  

und  Datenschutz  beschneiden,  gesichtert  werden.ñ Am  Ende  waren  sich  alle  einig  das  die  sozi-

alistische  Fraktion  im  Europaparlament  ACTA verhindern  muss.  

 

Nach  dem  Vortrag  wurde  in  lockerer  Runde  diskutiert  und  der  Entschluss  gefasst  einen  Antrag  

für  den  nächsten  Kreisparteitag  der  SPD zu formulieren,  der  ein  moderneres  Urheberrecht  ein-

fordert.  
Keine  Kommentare  

 

 

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  01.03.201 2,  21:07  Uhr  -  7662  Clicks  -  Nr.  123  

Elbvertiefung:  ĂHªnde weg  von  fremden  Töpfen,  liebe  FDP!ñ 

SPD-Politiker  verteidigen  Naturstiftung  und  Ausglei chsfonds  

ĂEine Kostensteigerung  bei  der  Elbvertiefung  darf  weder  zu Lasten  der  Stiftung  Lebensraum  

Elbe noch  auf  Kosten  der  Stiftung  Elbefonds  gehen!ñ Das  haben  der  Kreis  Pinneberger  SPD-Po-

litiker  Dr.  Ernst  Dieter  Rossmann  und  die  SPD-Landtagskandidaten  Thomas  Hölck  und  Beate  

Raudies  gefordert.  

 

Damit  reagieren  die  Sozialdemokraten  auf  den  Vorschlag  der  Hamburge r FDP, den  Etat  der  

Stiftung  Lebensraum  Elbe  einzusetzen,  um  die  erwartete  Kostensteigerung  bei  der  Fahrrinnen-

anpassung  zu kompensieren.  ĂDie Untere lbe  ist  trotz  der  Eingriffe  der  Menschen  in  den  vergan-

genen  hundert  Jahren  immer  noch  ein  wichtiger  Naturrau m.  Die  Stiftung  hat  die  Aufgabe,  mit  

gezielten  Projekten  Renaturierungsmaßnahmen  zu realisierenñ, erklärt  Rossmann.  ĂDas ist  eine  

wichtige  und  notwe ndige  Arbeit  und  keine  haushaltspolitische  Verf¿gungsmasse.ñ 

Auch  Thomas  Hölck  warnt  die  Liberalen,  den  Nat urschutzfonds  ins  Visier  zu nehmen.  ĂDas gilt  

in  gleicher  Weise  auch  für  den  Ausgleichsfonds,  der  den  kleinen  Häfen  an  der  Unterelbe  helfen  

soll,  di e zunehmende  Verschlickung  zu bekªmpfenñ, stellt  der  SPD-Landtagskandidat  für  We-

del,  Uetersen  und  die  Elbmar schen  klar.  ĂDie Gelder,  die  für  die  beiden  Stiftungen  eingesetzt  

werden,  sind  auch  Akzeptanzvorausse tzungen  für  die  Elbvertiefung.  Sie  dürfen  nicht  zur  Dispo-

sition  gestellt  werden.ñ 

Die  Elmshorner  SPD-Kandidatin  Beate  Raudies  weist  darauf  hin,  dass  die  FDP mit  ihrem  Vor-

schlag  auch  ein  im  Entstehen  befindliches  Stück  norddeutscher  Zusammenarbeit  torpedier en  

wolle.  ĂDer Auftrag  der  Stiftung  Lebensraum  Elbe  macht  nicht  vor  Landesgrenzen  halt,  sondern  

begreift  die  gesamte  Unterelbe  als  gemeinsamen  Naturbereic h.  Ich  kann  mir  gut  vorstellen,  

dass  aus  den  Stiftungsmitteln  auf  mittlere  Sicht  auch  Projekte  an  den  Kreis  Pinneberger  Elbzu-

flüssen,  etwa  an  der  Krückau,  realisiert  werden.ñ 

Der  liberale  Vorschlag  mache  keinen  Sinn,  er  sei  umweltfeindlich  und  tauge  nicht  als  Modell  zur  

Finanzierung  der  Elbvertiefung,  die  gemeinsam  aus  hamburgischen  und  Bundesmitteln  bezah lt  

werde,  resümieren  die  Sozialdemokraten.  ĂDeshalb:  Hände  weg  von  fremden  Tºpfenñ, fordern  

Rossmann,  Hölck  und  Raudies.  
Keine  Kommentare  

 

 
Birgit  Herdejürgen,  MdL -  veröffentlicht  am  02.03.2012,  11:15  Uhr  -  21042  Clicks  -  Nr . 124  

Wir  stehen  zur  Schuldenbremse  

Zur  Beratung  über  die  Schuldenbremse  in  Schleswig -Holstein  in  der  heutigen  Sitzung  des  Fi-

nanzausschusses  sagen  die  finanzpolitischen  Sprecherinnen  und  Sprecher  von  SPD, Bündnis  

90/Die  Grünen  und  SSW,  Birgit  Herdejürgen,  Monika  Heinold  und  Lars  Harms:  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


 

 

Auch der  Landesrechnungshof  bestätigt  in  der  Beratung  im  Finanzaus-

schus s ausdrücklich,  dass  beide  Gesetzentwürfe  (der  Landesregierung  und  

der  Fraktionen  von  SPD, Grünen  und  SSW)  ve rfassungskonform  sind  und  

damit  den  Vorgaben  der  Schuldenbremse  entsprechen.  Beide  würden  dazu  

führen,  dass  die  Verwaltungsvereinbarung  mit  dem  Bun d eingehalten  wird  

und  dass  das  Land  die  jährliche  ĂPrªmieñ von  80  Millionen  Euro  erhält.  

 

Wir  stehen  zur  Schuldenbremse.  Allerdings  sehen  wir  auch,  welch  hohe  

Verantwortung  das  Land  für  Bildung  hat.  Außerdem  stecken  in  der  Finanz-

planung  erhebliche  und  in  der  Höhe  nicht  kalkulierbare  Risiken.  Wir  tragen  

keinen  Gesetzentwurf  mit,  der  dem  Land  aus  rein  wahltaktisch en Gründen  

einen  Knebel  anlegt.  
Keine  Kommentare  
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Sozialdemokratie  will  Verbesserungen  

 

Palme - Preis  2012:  Begrü ßung  der  Gäste  durch  Martin  Habersaat,  MdL  

 

Sehr  geehrte  Damen  und  Herre n,  

liebe  Gäste,  

 

für  die  Musik  bedanken  wir  uns  bei  Janice  Har-

ringto n,  Werner  Gürtler  und  Dylan  Vaugn!  

 

Seit  25  Jahren  verleiht  die  SPD Stormarn  den  

Olof  Palme  Friedenspreis  und  demon striert  Ver-

bundenheit  mit  dem  großen  Schweden,  der  sich  

für  Frieden  und  sozialen  Ausgleich  einsetzte.  

 

Ich  freue  mich,  auch  Verbundenheit  in  der  an-

deren  Richtung  wahrnehmen  zu können  und  

heute  einmal  mehr  den  Schwedischen  Honorar-

konsul  Leif  Larsson  nebst  Gattin  hier  begrüßen  

zu dürfen.  

 

Und  ich  freue  mich,  zu diesem  besonderen  Jubiläum  einen  besonderen  Festredner  begrüßen  zu  

dürfen:  Olaf  Scholz , den  1.  Bürgermeister  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg.  Olaf  Scholz  

war,  als  der  Preis  erstmals  verliehen  wurde,  übrigens  gerade  stellvertretender  Bundesvorsit-

zender  der  Jusos.  

 

Gute  Abg eordnete  kontrollieren  ihre  Regierung  auch  bei  Abendterminen,  desweg en begrüße  ich  

heute  Abend  auch  den  Hamburger  Bürgerschaftsabgeordneten  Dr.  Sven  Tode  und  das  Mitglied  

der  Eimsbütt ler  Bezirksversammlung  Panos  Drossinakis.  

 

Neben  dem  Hamburger  Bürgermeis ter  sind  auch  noch  weitere  wichtige  Bürgermeister  zu be-

grüßen:  Micha el  Sarach  aus  Ahrensburg  und  Axel  Bärendorf  aus  Reinbek,  der  halbe  Schloss-

herr,  gewissermaßen.  

 

Seit  25  Jahren  gede nken  wir  Olof  Palmes.  Nicht  im  Sinne  einer  Trauerfeier,  sondern  im  Sinne  

einer  Würdigung  seines  Lebenswerks.  Stets  mit  einem  Blick  auf  die  Gegenwart,  auf  ehrenamtli-

ches  Engagement  im  Kreis  Stormarn.  

 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Ich  freue  mich,  dass  zahlreiche  Preisträgerinnen  und  Preisträger  aus  diesen  25  Jahren  hier  

sind,  exemplarisch  begrüße  ich  zwei  besonders:  Konrad  Tempel,  Preisträger  von  1988,  und  

Gerd -Günther  Finck  vom  Verein  FIT  -Für  Integration  und  Toleranz,  der  den  Preis  20  Jahre  spä-

ter  gewann.  Und  natürlich  die  Nominierten  2012.  Sie werden  nachher  einzeln  begrüßt  und  ge-

würdigt.  Zunächst  einmal  an alle:  Herzlich  willkommen!  

 

Seit  25  Jahren  ist  es Aufgabe  eines  Kuratoriums,  die  Vorschläge  aus  der  Bevölkerung  zu sich-

ten  und  über  die  Preisvergabe  zu entscheiden.  Die  fünf  Mitglie der  sind  aktuell  die  Kuratoriums-

vorsitzende  Birgit  Kassovic  von  der  Walte r Jacobsen  Gesellschaft,  Stormarns  Landrat  Klaus  Plö-

ger,  den  ich  nic ht  an  der  protokollarisch  angemessenen  Stelle  weiter  vorne  begrüßt  habe,  weil  

er  heute  dabei  ist,  um  zu arbeiten.  Er ist  übrigens  der  andere  halbe  Schlossherr,  weil  das  

Schloss  Reinbek  dem  Kreis  und  der  Stadt  gemeinsam  gehört.  Desweiteren  Gisela  Böhrk,  

frü here  Kultus -  und  erste  Frauenministerin  des  Landes  Schleswig -Holstein,  Probst  Matthias  

Bohl  und  Cord  Denker,  der  Laudator  des  heutigen  Abends.  

 

Seit  25  Jahren  betrachten  Menschen  das  Leben  und  Wirken  Palmes,  um  die  aktuelle  Lebens-

wirklichkeit  an  seinen  Aussagen  zu spiegeln.  Seit  acht  Jahren  suche  ich  nun  als  Kreisvorsitzen-

der  immer  ein  Zitat  aus,  das  die  Einladungen  ziert.  In  diesem  Jahr  ist  es die  folgende  Äußerung  

von  Olof  Palme:  ĂPolitik heißt:  etwas  wollen.  Sozialdemokratische  Politik  heißt:  Veränderung en 

wollen,  weil  Veränderungen  Verbesserungen  verheißen,  weil  sie Phantasie  und  Handlungskraft  

nähren,  Träume  und  Visionen  anregen.ñ Das lasse  ich  einmal  so stehen.  Jede weitere  Ausfüh-

rung  dazu  könnte  man  mit  dem  beginnenden  Landtagswahlkampf  in  Verbindung  bringen.  Ich  

fasse  nur  kurz  zusammen:  Sozialdemokratie  will  Verbesserungen.  

 

Seit  25  Jahren  gibt  es fleißige  Helfer innen  und  Helfer  im  Hintergrund,  die  den  Preis  möglich  

machen.  Danke  dafü r!  

 

Wichtig  sind  aber  auch  alle  Gäste  und  die  Presse,  die  die  ehrena mtliche  Arbeit  der  Nominierten  

würdigen.  Auch  ihnen:  Herzlich  willkommen.  

 

Oft  waren  diese  Preisverleihungen  verbun den  mit  einem  Blick  in  die  Zukunft,  die  sich  zu ge-

stalten  lohnt.  Die  zuku nftsweisende  Idee  zu diesem  Preis  hatte  vor  25  Jahren  der  Kreisvor-

st and  um  seinen  damaligen  Vorsitzenden  Franz  Thönnes.  Franz,  man  sieht  es dir  nicht  an,  dass  

das  ein  Vierteljahrhunde rt  her  ist.  Du  hast  das  Wort!  
Keine  Kommentare  
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Diskussion  um  Wege  aus  der  Finanz -  und  Eurokrise  

 

Ralf  Stegner:  ĂWir brauchen  einen  Marshall - Plan  für  Südeu ropañ 

 

Am  vergangenen  Montag  lud  der  SPD-Landtagskandidat  Tobias  

von  Pein zu einer  Diskussio n zum  Thema  Finanz -  und  Eurokrise  

ins  Peter -Rantzau -Haus.  Zu  Gast  war  Ralf  Stegner,  Fraktionsvor-

sitzender  der  SPD im  Landtag  und  Vorsitzender  der  SPD Schles-

wig -Holstein.  Themen  waren  die  Eurokrise  und  die  Situation  Grie-

chenlands.  

 

Stegner  und  von  Pein disk utierten  im  mit  über  50  Gästen  über  

mögliche  Strategien  aus  sozialdemokratischer  Sicht.  

 

Tobias  von  Pein machte  am  Anfa ng  des  Abends  auf  die  angespannte  soziale  Situation  in  Europa  

aufmerk sam.  Die  griechische  Bevölkerung  habe  schon  viele  Kürzungen  hinnehme n müssen,  

Kürzungen  bei  der  Rente,  bei  den  Löhnen  und  Stellenstreichungen  im  öffentlichen  Dienst.  Der  

Sparzwang  hat  dab ei zu  heftigen  Protesten  geführt.  Dazu  von  Pein:  ĂDas muss  mit  bedach t  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn


werden  bei  der  Diskussion.  Diese  Kürzungen  hatten  massive  Auswirku ngen  auf  die  soziale  Si-

tuation  der  Menschen  im  Land  und  auf  die  Konjunktur.  Wenn  aber  die  Wirtschaft  schrumpft,  

schrump fen  auch  die  Einnahmen  des  Staates  und  die  Möglichkeiten  zu sparen.ñ 

 

Ralf  Stegner  stellte  die  Zielsetzungen  der  SPD bei  der  Europolitik  heraus.  Es gehe  vor  allem  um  

ein  solidarisches  Europa  und  die  langfristige  Stärkung  des  europäischen  Gemeinwohls.  ĂEuropa 

ist  eine  Wertegemeinschaft,  deshalb  ist  für  die  SPD das  Gebot  der  Stunde  Solidaritªt.ñ Er plä-

dierte  dafür,  Griechenland  mit  ökonomisch en Hilfen  -  wenn  auch  nicht  ohne  Bedingungen  -  un-

ter  die  Arme  zu greifen.  ĂWir brauchen  einen  Marshall -Plan für  Südeuro pa.ñ Er wies  auch  auf  

die  möglichen  Folgen  hin,  wenn  die  Hilfe  verwei gert  würde.  Die  Jugendarbeitslosigkeit  sei  

schon  jetzt  dramatisch.  ĂInvestitionen  in  Bildung  und  Infrastruktur  verhindern,  dass  am  Ende  

die  sozialen  Folgekosten  sehr  viel  höher  sind.ñ 

 

Für die  SPD sei  klar,  dass  das  am  selben  Tag im  Bundestag  beratende  Ret tungspaket  für  Grie-

chenland  nur  dann  erfolgreich  sei,  wenn  in  den  ko mmenden  Jahren  die  Wende  aus  der  Rezes-

sion  in  neues  Wachstum  geschaffen  werde.  Deshalb  müssten  die  Sparbemühungen  Griec hen-

lands  durch  Wachstums -  und  Investitionsprogramme  ergänzt  werden.  Dazu  Tobias  von  Pein:  

ĂDies kann  auch  finanziert  werden  durch  eine  Finanztransaktionssteuer,  indem  die  Spekulanten  

endlich  zur  Kasse  gebeten  werden.ñ 

 

Wie  aktuell  das  Thema  der  Veranstaltu ng  war,  konnten  die  Diskussionsteilnehmer  auch  an  der  

Abwesenheit  Carsten  Sielings  erkennen.  Der  Bundestagsabgeordnete  und  Finanzexperte  

musste  leider  kurzfristig  absagen,  da er  noch  bei  der  namentlichen  Abstimmung  zum  Ret-

tungspaket  für  Griechenland  im  Bun destag  in  Berlin  gebraucht  wurde.  
Keine  Kommentare  
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25  Jahre  Gleichstellung  im  Kreis  Plön  

1.  3.  2012  

 

Herzlichen  Glückwunsch!  25  Jahre  Gleichstellung  im  Kreis  Plön  

25  Jahre  Gedu ld  und  Kontinuität  

 

Der  Vorsitzende  der  SPD-Kreistagsfraktion,  Lutz  Schlünsen,  gratuliert  zum  25 - jährigen  Jubi-

läum  und  bedankt  sich  für  25  Jahre  kontinuierliche  Arbeit  für  die  Gleichstellung  der  Frau.  

 

Die  Funktion  der  Gleichstellungsbeauftragten  gibt  es seit  1986  und  sie  setzt  das  verfassungs-

rechtliche  Gebot  der  Gleichber echtigung  von  Frauen  und  Männern  auf  Kreisebene  durch.  Am  

Anfang  war  die  Pioniertätigkeit  geprägt  durch  gezielte  Öffentlichk eitsarbeit  zur  Forderung  nach  

Gleichberechtigung  und  durch  das  Aufzeigen  von  Benachteiligungen  für  Frauen.  Kritische  Be-

merkungen  in  Flyern,  Frauenthemen  in  Ausstellungen,  Lesungen,  Frauenmessen  und  Literatur-

projekte  bestimmten  auf  Kreis -  und  Landesebene  die Arbeit.  

 

Das hat  sich  in  den  weiteren  Jahren  ständig  konkretis iert:  heute  beinhaltet  die  Arbeit  eine  Viel-

zahl  von  weiteren  Aufgabe nbereichen:  Beratungstätigkeit,  Durchführung  von  Projekten,  Mitwir-

kung  bei  der  Frauenförderung  innerhalb  der  Kreisverwaltung  und  vieles  mehr.  

Ob es die  Wegweiser  für  Frauen  im  Kreis  Plön,  das  Angebot  für  Frauen,  an  dem  Kurs  ĂBerufs-

übergreifende  Qualifizier ung:  Telearbeit  für  Frauen  mit  Kinderbetreuungñ teilzunehmen,  die  

Qualifizierung  zur  Seniorenassistentin,  die  Mädchenarbeit  im  Kreis  Plön  oder  der  Einsatz  für  

das  Frauenhaus  sind,  Gleichst ellung  hat  in  allen  Bereichen  der  Gesellschaft  einen  festen  Platz  

erhalten.  Seit  dem  1.  März  1987  ist  die  Gleichstellung  ein  fester  Bestandteil  der  Arbeit  im  Kreis  

Plön.  

 

Die  Arbeit  und  der  Einsatz  der  letzten  25  Jahre  haben  sich  gelohnt,  es hat  sich  viel  verändert  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


für  Frauen  und  Männer  im  Kreis  Plön.  Neben  den  künftigen  Herausforderungen,  wie  z.B.  Frau-

enförderung,  Frauenarmut,  bleiben  zahlreiche  bisherige  Themen  bestehen.  Ziel  muss  sein,  ein  

partnerschaftliches  und  gleichberechtigtes  Miteinander  von  Frauen  und  Männern  zu erreichen.  

Die  Vereinbarkeit  von  Beruf  und  Familie  m uss  verbessert  werden,  um  Frauen  auf  dem  Arbeits-

markt  gleiche  Chancen  zu geben.  Hier  ist  noch  viel  zu tun,  deshalb  wünscht  die SPD-Kreistags-

fraktion  der  Gleichstellungsbeauftragten  weiterh in  viel  Schaffenskraft  und  Courage.  Die  stell-

vertretende  Fraktionsvo rsitzende  Helga  Hohnheit:  ĂEs muss  unser  aller  Aufgabe  sein,  die  Ar-

beit  der  Gleichstellungsbeauftragten  im  Kreis  auch  in  Zuk unft  nach  Kräften  zu unterstützen.  

Eine  lebensnahe  Frauenpolitik  setzt  darauf,  dass  starke  unabhängige  Gleichstellungsbeauf-

tragte  diese Arbeit  gestalten  und  formen.ñ 

 

Lutz  Schlünsen  

Fraktionsvorsitzender  

Wischhof  3 

24256  Stoltenberg  

Tel.  04303/928022  

Diens t  0431  6031191  

Fax:0431/603101191  
Keine  Kommentare  
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Politik  heißt:  etwas  wollen!  

 

25  Jahre  Olof - Palme - Friedensp reis  -  Rede  von  Franz  Thönnes,  MdB  

 

Gestern  Abend  bin  ich  mit  dem  im  Januar  neu  

gewählten  Vorsitzenden  der  schwedische  So-

zial demokraten,  Stefan  Löfven,  in  Berlin  zu-

sammenzukommen  und  er  berichtete  mir  

darüber,  dass  die  schwedische  Sozialdemo-

kratie  heute  am  26.  Jahrestag  ihres  ermorde-

ten  ehemaligen  Vorsitze nden  und  Minister-

präsidenten  Olof  Palme  gedenkt.  

Dem  Namensgeber  des  Friede nspreises,  den  

der  SPD-Kreisverband  Stormarn  seit  nun  ei-

nem  Vierteljahrhundert  vergibt.  

 

Am  Abend  des  28.  Februar  1986  besuchten  

Olof  Palme  und  seine  Frau  das  Kino  Grand  in  

Stockhol m.  Nach  der  Vorstellung  gingen  

beide  zur  U-Bahn.  Hier  wurde  zweimal  von  ei-

nem  Mann  auf  sie geschossen.  Olof  verstarb  an  seinen  Verletzungen.  Der  Mörder  konnte  flie-

hen.  Bis heute  blieb  die  Tat  ungeklärt.  

 

Wie  ein  Lauffeuer  verbreitete  sich  Olofs  Tod  um  die  ganze  Welt.  Am  Morgen  des  1.  März  1986  

standen  wir  gemeinsam  am  Info -Stand  der  Sozialdemokraten  auf  dem  Ahrensburger  Markt-

platz  und  warben  um  Stimmen  für  die  Kommunalwahl  am  Sonntag.  Es gab  nur  ein  Thema:  Die  

Ermordung  des  schwedischen  Ministerpräsidenten,  in  dem  bis  dahin  so friedlich  geglaubten  

Land.  Wir  alle  waren  schockiert!  

 

So wie  mich  Willy  Brandt  zur  SPD brachte,  so begeisterte  mich  damals  Olof  Palmes  Politik  für  

Freiheit  und  soziale  Gerechtigkeit  in  einer  friedlichen  Welt  sowie  das  Modell  des  schwe dischen  

Wohlfahrtsstaats.  Mit  seinen  Worten:  ĂPolitik heißt:  etwas  wollen.  Sozialdemokratische  Politik  

heißt:  Veränderungen  wollen,  weil  Veränderungen  Verbesserungen  verheißen,  weil  sie Phanta-
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sie und  Hand lungskraft  nähren,  Träume  und  Visionen  anregen,"  beschrieb  er  kurz  sein  ĂWol-

len".  

 

Seine  Sicht  der  Welt  war  geprägt  von  dem  Glauben  an  die  Demokratie,  die  Gleichheit  und  die  

Freiheit  des  Individuums.  Revolutionären  Veränderungen  stand  der  Pragmatiker  Palme  skep-

tisch  gegenüber:  ĂDie Revolution  löst  nichts,  am  Morgen  nach  der  Revolution  beginnt  wieder  

der  Alltag  der  Probleme."  formu lierte  er  einmal.  Schweden  wurde  durch  ihn  moderner.  Es 

wurde  gleicher.  Die  Unterschiede  beim  Einkommen  glichen  sich  an  und  das  Niveau  der  Bildung  

stieg.  Die  betriebliche  Mitbestimm ung  wurde  ausgebaut  und  die  Gleichstellung  der  Geschlech-

ter  nach  und  nach  verwirklicht.  Elternzeit,  Elterngeld,  Ausbau  staatlicher  Kinderbetreuung.  Das 

alles  waren  Themen  lange  bevor  sie bei  uns  auf  die  Tagesordnung  kamen.  

 

Seine  Vision  formulierte  der  aus  dem  Großbürgertum  Schwedens  stammende  Palme  u.a.  wie  

folgt:  ĂDer Sozialism us ist  eine  Freiheitsbewegung.  Unser  Ziel  ist  Freiheit,  soweit  wie  möglich,  

vom  Druck  der  äußeren  Verhältnisse,  Freiheit  für  den  einzelnen  Menschen,  seine  Eigenart  zu 

entwickeln.  Wahlfreiheit  für  das  Individuum,  sein  Dasein  nach  den  eigenen  Wünschen  zu for-

men."  

 

Er war  Optimist  wenn  es um  den  technischer  Fortschritt  und  den  Zukunftsglauben  ging.  Für  ihn  

gab  es die  Formel  ĂModernitªt +  Gleichheit  =  Freiheit"!  Mit  Worten  wie  ĂUnsere Kinder  sind  die  

einzige  Verbindung  zur  Zukunft  -  eine  andere  gibt  es nicht",  rührte  er  an  die  Herzen  der  Men-

schen.  

 

Mit  seiner  engagierten  Außenpolitik  prägte  Olof  Palme  wie  kein  anderer  das  Bild  Schwedens.  Er 

kritisierte  die  USA wegen  ihrer  Vietnampolitik  und  ebenso  deutlich  die  sowjetische  Interventi-

onspolitik  in  Osteuropa.  Er wa r UN-Vermittler  im  Iran - Irak -Krieg.  Hinzu  kamen  internationale  

Abrüstungsinitiativen,  wie  der  Bericht  ĂCommon Security"  aus  der  nach  ihm  benannten  Kom-

mission.  Dieser  Report  war  so realistisch  und  konkret,  dass  sich  Ronald  Reagan  und  Michail  

Gorbatschow,  als sie 1986  auf  Island  zu Abrüstungsgesprächen  zusammenkamen,  hierauf  stüt-

zen  konnten.  

 

Darüber  hinaus  prägte  Olof  Palme  mit  engen  persönlichen  Beziehungen  zu Willy  Brandt  und  

Bruno  Kreisky  sowie  den  Themen  ĂEntspannung", ĂUnterst¿tzung der  Befreiungsbewegu ngen  

in  der  Dritten  Welt"  sowie  ĂAbr¿stung" Ădas sozialdemokratische  Gesicht"  in  Europa  und  die  so-

zialistischen  Internationale.  Und  ich  glaube  gerade  heute,  angesichts  unserer  Sorge n um  den  

Zusammenhalt  von  Europa,  dem  Kampf  gegen  den  internationalen  Finan zkapitalismus  und  den  

kriegerischen  Auseinandersetzungen  in  der  Welt  wäre  so ein  Ăsozialdemokratisches Gesicht"  

für  eine  starke  und  internationale  Zusammenarbeit  wieder  wichtig!  

 

Damals  überlegte  ich,  was  man  tun  könne,  um  seinen  Namen  für  die  Zukunft  auf  regionaler  

Ebene  zu ehren  und  Menschen,  die  sich  im  Sinne  seines  Lebenswerkes  für  andere  engagieren  

zu würdigen  sowie  andere  zum  Nachmachen  anzuregen.  Als die  Delegierten  des  kurze  Zeit  

später  stattfindenden  Stormarner  SPD-Kreisparteitages  mich  1986  in  Glinde  zum  Kreisvorsit-

zen -den  wählten,  verkündete  ich  ohne  Abstimmung,  dass  die  SPD Stormarn  künftig  jährlich  ei-

nen  ĂOlof-Palme -Frie denspreis"  vergeben  würde.  Ich  wusste  noch  nicht,  wi e wir  das  organisie-

ren,  geschweige  denn  bezahlen.  

 

Doch  bei  drei  Landtags -  und  zwei  Bundestagsabgeordneten  hatte  ich  die  Zielgruppe  schon  im  

Auge.  Ohne  zu ahnen,  dass  ich  später  einmal  selbst  dazu  gehören  sollte.  

 

Dann  wurde  ein  Kuratorium  gesucht.  Als ich  Egon  Bahr  die  Idee  und  den  Vorsitz  antrug  fand  

ich  sehr  schnell  Zustimmung . Der  ehemalige  Bischof  und  Generalsekretär  von  Amnesty  Inter-

national  Helmut  Frenz  nahm  meine  Bitte  ebenfalls  an.  Hinzu  kam  unser e Genossinnen  Gräfin  

Gisela  v.d.  Goltz  aus  Reinbek  und  Uschi  Kähler  aus  dem  Schleswig -Holsteinischen  Landtag  so-

wie  Propst  Karl -Ludwig  Kohlwaage.  Ihnen  allen  bin  ich  ebenso  wie  den  dann  folgenden  Mitglie-

dern  der  Kuratorien  dankbar  für  die  Grundsteinlegung  und  die  weitere  Arbeit  in  den  letzten  25  

Jahren.  

 

Ebenso  gilt  ein  großer  Dank  den  genannten  Finanziers  des  Preises,  zu denen  spä ter  noch  über  



das  Kuratoriumsmitglied  Heide  Moser  die  Walther -Jacobsen -Gesellschaft  hinzu  kam.  

 

Ein Dankeschön  gebührt  auch  allen  SPD-Kreisvorständen,  die  diese  inzwischen  zur  Tradi tion  

gewordene  Institution  fortführten.  

Und  auch  zu ihrer  Finanzierung  beit rugen.  

 

Natürlich  gebührt  gleichfalls  auch  all  den  Menschen,  Initiativen,  und  Gruppen  im  Kreis  Stor-

marn  Dank,  die  sich  unermüdlic h für  andere  und  damit  ganz  im  Sinne  des  Lebenswerke s von  

Olof  Palme  engagiert  haben  und  dies  auch  heute  tun.  

 

Dazu  gehört  es selbstverständlich  ebenso  den  Festrednern  aller  Preisverleihungen  Danke  zu 

sagen,  die  uns  mit  Ihren  Ausführungen  bereichert  und  angeregt  haben.  Sicher  bin  ich  mir,  

dass  dies  auch  heu te  mit  dem  1.  Bürgermeister  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg,  Olaf  

Scholz,  wieder  so sein  wird.  

 

Alles  Gute  für  den  Olof -Palme -Friedenspreis  auf  dem  Weg  zum  50.  Jubiläum.  Und  nicht  verges-

sen:  ĂPolitik he ißt:  etwas  wollen!"  
Keine  Kommentare  
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Demokratischer  Frieden  

 

Olaf  Scholz:  Festrede  zur  Verleihung  des  Olof - Pal me - Friedenspreises  

 

Sehr  geehrter  Herr  Habersaa t,  sehr  geehrter  Herr  

Thönnes,  sehr  geehrter  Herr  Denker,  sehr  geehrter  

Her r  Konsul,  liebe  Preisträger,  meine  Damen  und  

Herren,  

 

der  Olof -Palme -Friedenpreis  wird  seit  25  Jahren  von  

der  Sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands  hier  im  

Kreis  Stormarn  verlieh en.  Das ist  ein  nachdenklich  

machendes  Jubiläum.  

Franz  Thönnes  hat  es erwäh nt.  Kein  Zwei fel  besteht  

für  mich  an  der  Aktualität  der  Thematik  und  ich  

danke  für  die  Gelegenheit,  dazu  bei  Ihnen  sprechen  

zu können . 

 

Erst  wenige  Tage  zurück  liegt  die  Zeremonie  in Berlin  zum  Gedanken  an  die  Opfer  der  rechts-

terroristischen  Mordserie  in  Deutschland.  Es war  eine  bewegende  Veranstaltung  auch  deswe-

gen,  weil  Angehörige  selbst  das  Wort  ergriffen  haben,  weil  also  nicht  nur  über  diejenigen  gere-

det  wurde,  deren  Eltern  oder  Großeltern  von  anderswoher  nach  Deutschland  gekommen  sind.  

 

Sie haben  selbs t  deutliche  Worte  gefunden  und  dadurch  ist  es eine  stolze  Demonstration  ge-

worden  gegen  das,  was  rechtsradikale  Hasstäter  getan  haben.  

 

Ich  stimme  auch  ausdrücklich  dem  Vorsitzenden  des  Zentralrats  der  Muslime  in  Deutschland  

zu,  Aiman  Mazyek,  der  vor  Beginn  der  Feier  gesagt  hat,  es müsse  sehr  deutlich  werden,  dass  

die  Mordserie  Ăein Anschlag  auf  unsere  freiheitlich  demokratische  Gesellsc haft  war,  in  erster  

Linie,  und  nicht  auf  eine  bestimmte  Gruppe".  

 

In  ähnlicher  Weise  haben  sich  im  November  migrantische  Abgeordnete  in  der  Hamburgischen  

Bürgerschaft  geäußert  und  es ist  eine  einhellige,  unmissverständliche  Auffassung  aller  vertre-

tenen  Parteien  demonstriert  worden:  dass  Hamburg  eine  wel toffene  Stadt  ist.  Eine  Stadt  des  

friedfertigen,  solidarischen  Zusammenlebe ns.  Eine  Stadt,  deren  Bürgerinnen  und  Bürger  
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ebenso  wie  unsere  Gäste  alle  in  gleicher  Weise  das  Recht  haben,  unbehelligt  von  Beleidig ungen  

und  tätlicher  Gewalt  zu leben  und  ihrem  Tageslauf  nachzugehen.  

 

Dieser  Satz  duldet  keine  Einschränkung  nach  Herkunft,  Sprache,  Hautfarbe,  Religion,  politi-

scher  und  sonstiger  Meinung,  und  auch  nicht  nach  Alter,  Geschlecht,  sexueller  Orientierung  

oder  was  denjenigen  noch  einfallen  mag,  die  die  Gesel lschaft  spalten  und  Menschen  gegenei-

nander  aufhetzen  wollen.  

 

Es ist  die  Aufgabe  des  Staates  und  seiner  Organe,  dieses  Recht  durchzusetzen  und  potenzielle  

Opfer  zu schützen.  

 

Trotzdem  ist  Einmischung,  ist  Engagement  von  Bürgerinnen  und  Bürgern  außerhalb  der staatli-

chen  Institutionen  unverzichtbar.  Ich  sehe,  dass  es im  Kreis  Storm arn  vielerorts  funktioniert.  

 

Wer  der  heutige,  oder  die  heutigen  Peisträger  sein  werden,  wurde  nicht  vorher  verraten.  

 

Aber  es genügt  ja  der  Blick  auf  die  Nominierungsvorschläge,  um  zu erkennen,  welch  ein  großes  

Spektrum  von  Personen,  Initiativen,  Vereinig ungen  und  Freundeskreisen  im  Kreis  Stormarn  

aktiv  ist,  sich  für  Menschenrechte,  Bildung  und  Integration  in  vielfältige  Weise  einsetzt . Ich  

finde  das  sehr  ermutigend  und  sehe  Sie all e als  Gewinner.  

 

Meine  Damen  und  Herren,  

 

ein  anderes  Thema  mit  großer  Aktu alität  ist  das,  was  wir  die  Arabellion  nennen.  Deren  Aus-

gang  noch  längst  nicht  überall  sicher  ist.  

 

Wer  vom  Frieden  spricht,  muss  die  ganze  Welt  im  Blick  haben.  Seit  Monaten  sind  die Augen  

der  Weltöffentlichkeit  auf  Afrika  und  den  Nahen  Osten  gerichtet.  Ein weiteres  Mal  hat  eine  Fülle  

von  Bildern  starke  Emotionen  auch  bei  uns  ausgelöst.  Man  erlebte  aus  der  Ferne  den  Jubel  

über  den  Sturz  eines  diktatorischen  Regimes,  gegen  das  das  eig ene  Volk  aufgestanden  ist  und  

gesiegt  hat.  

 

Man  musste  aber  auch  aufs  Neue  die  Rolle  Europas  und  Deutschlands  reflektieren,  gegenüber  

den  dortigen  Entwicklungen  und  Veränderungen,  und  welche  Art  von  Solidarit ät  richtig  und  er-

wünscht  ist  und  welche  wir  leis ten  können.  

 

Wir  wünschen  Tunesien,  Libyen,  Ägypten  bei  dem  politischen  Neu anfang,  vor  dem  sie und  an-

dere  Länder  stehen,  jeden  erdenklichen  Erfolg  auf  dem  Weg  zu Stabilität,  Demokratie,  besse-

ren  Lebensbedingu ngen  und  Wohlstand.  Gerade  die  beiden  letzteren  Punkte  sind  mit  entschei-

dend  dafür,  ob  sich  rechtsstaatliche  Demokratie  geg en Fundamentalismus  durchsetzen  wird.  

 

Frieden  und  Demokratie  sind  eng  verwandte  Begriffe,  vielleicht  nicht  von  der  Semantik  her,  

abe r empirisch  ist  belegt,  dass  der  eine  die  andere  voraussetzt,  und  umgekehrt.  Das gilt  für  

den  inneren  Frieden  wie  für  den  zwischen  Staaten.  

 

Immanuel  Kant  gilt  als  Vordenker  der  Theorie  vom  ĂDemokratischen Frieden".  Die  besagt,  dass  

zwischen  demokratischen  Staaten  keine  Kriege  geführt  werden.  Und  sie  st immt  wirklich.  

 

Kant  hat  im  Jahr  1795  als  Erklärung  darauf  hingewiesen,  das s,  vereinfacht  gesagt,  die  Interes-

sen  politischer  Machthaber  andere  seien  als  die  Interessen  derer,  die  sehenden  Auges  ihr  Hab  

und  Gut,  vielleicht  auch  ihr  eigenes  Leben  in  einem  Kr ieg  riskieren  müssten.  Wenn  sie ihm  

denn  zustimmten.  Schon  deshalb  würden  Staaten,  in  denen  Mehrheitsentscheidungen  gelten,  

tendenziell  eine  friedfertigere,  auf  Ausgleich  bedachte  Außenpolitik  betreiben.  

 

Er hat  aber  auch  hinzugefügt,  dass  der  ĂEwige Fried en"  ï so heißt  die  Schrift  ï eine  zweite  not-

wendige  Bedingung  habe.  Nämlich  ein  darauf  gerichtetes  Bündnis,  ein  Ăfoedus pacificum",  der  

Republiken.  

 

Über  die  erste  These  kann  man  streiten.  Es gibt  leider  manc he Beispiele  und  bewegte  Bilder,  



auch  aus  unsere r eigenen  deutschen  Geschichte,  von  begeistert  für  Kaiser,  Gott  und  Vaterla nd  

in  den  Krieg  ziehenden  Soldaten.  Die  stammen  nicht  aus  demokratischen  Zeiten,  und  anschei-

nend  haben  damals  Viele  die  tödliche  Gefa hr  gering  geschätzt,  in  die  sie  geschickt  wurden . Je-

denfalls  waren  die  Kriegsgegner  anfangs  in  der  Minderheit.  

 

Es gibt  auc h bewegte  Bilder  von  Soldaten,  die  mit  Kriegsschiffen  ablegen,  um  entferne  Inseln  

zurückzuerobern,  und  denen  Angehörige  eher  jubelnd  als  angstvoll  nachwinken.  Zumindest  

sieht  es so aus.  Auch  Demokratien  führen  Kriege,  das  wissen  wir.  Nicht  immer  sind  die  Motive  

falsch.  Oft  ï nicht  immer  ï geht  es darum,  Frieden  und  Menschenrechte  dort  wieder  herzustel-

len,  wo  sie der  Bevölkerung  gewaltsa m  genommen  worden  sind.  

 

Wir  Deutschen  sind  1945  selber  auf  sehr  unfriedliche  Weise  von  einer  Gewaltherrschaft  befreit  

word en,  als  andere  Optionen  längst  nicht  mehr  bestanden.  

 

Andere  haben  sich  durch  bewaffneten  Kampf  von  ihren  Kolonialherren  befreit,  ode r doch  auf  

diese  Weise  dazu  beigetragen.  Die  Kolonialherren,  das  konnten  auch  Demokratien  sein.  

 

Und  trotzdem,  trotz  dieser  einschränkenden  Betrachtungen  stimmt  es,  was  Kant  postuliert  hat  

und  was  Politologen  empirisch  nachgewiesen  haben:  Zwischen  Demokrat ien  werden  keine  

Kriege  geführt.  

 

Die  angebliche n Gegenbeweise,  die  man  in  zahlreichen  Internet -Blogs  finden  kann,  legen  en t-

weder  einen  sehr  gedehnten  Begriff  von  Demokratie  zu Grunde,  oder  sie  greifen  auf  den  Ame-

rikanischen  Unabhängigkeitskrieg  zurück,  in  dem  es ja  erst  um  eine  Staatenbildung  ging.  

 

Was folgt  daraus?  Das,  was  wir  allerspätestens  seit  Beginn  des  europäischen  Einigungsprojek-

tes  ahnen  und  wissen:  dass  die  beste  Friedenssicherung  darin  besteht,  dass  man  sich  auf  ge-

meinsame  Ziele  und  Werte  vers tändigt.  Dass  man,  wie  es Gorbatschow  formuliert  hat,  ein  ge-

meinsames  europäisches  Haus  zu errichten  beginnt.  

 

Dass  man,  wi e Olof  Palme,  Abrüstungsinitiativen  initiiert  und  die  Weltgemeinschaft  dazu  be-

wegt,  konkrete  Schritte  vertraglich  festzulegen.  

 

Das war  ja  das  Ziel  der  Palme -Kommission,  die  1982  der 2.  UNO-Sondervollversammlung  zahl-

reiche  Empfehlungen  vorgelegt  hat.  Etlic he davon  sind  in  konkrete  friedenssichernde  Politik  

eingeflossen,  wie  etwa  den  START-Vertrag  zur  Verringerung  strategischer  Waffen.  Oder  die  

Chemiewaffenkonvention  von  1992.  

 

Demokr atien  können  so etwas  besser  als  andere  politische  Systeme  vorantreiben  und  vielleicht  

ist  die  Erklärung  relativ  einfach.  Wer  in  einer  Demokratie  lebt  und  agiert,  weiß  nicht  nur  theo-

retisch,  sondern  hat  es auch praktisch  gelernt:  dass  zum  Frieden  immer  min destens  zwei  ge-

hören,  während  einer  allein  reicht,  um  ihn  zu brechen.  

 

Das ungefähr  meint  ja  der  wissenschaftliche  Erklärungsversuch,  der  es so formuliert:  Die  frie-

densstiftenden  Elemente,  die  der  Demokratie  innewohnen,  greifen  nur  dann,  wenn  die  Demo-

krati e ihr  Gegenüber  ebenfalls  als  Demokratie  wahrnimmt.  Und:  Wenn  Demokratien  einander  

anerkennen,  so begegnen  sie einander  in  der  Regel  mit  wechselseitiger  Empathie,  Sympathie  

und  Respekt.  

 

Vielleicht  klingt  let zteres  fast  zu schön,  um  wahr  zu sein.  Aber  die  demokratische  Wertege-

meinschaft  gibt  es und  gerade  die  Krisen,  in  denen  sich Europa  in  jüngerer  Zeit  bewähren  

musste,  haben  bewiesen,  dass  sie  funktioniert.  

 

Meine  Damen  und  Herren,  

 

die  Grundvoraussetzung  ist,  dass  Stadt -  und  Landbewohner  ï die  Stadtbewoh ner  werden  ja  

immer  mehr,  weltweit  und  auch  in  Deutschland  ï dass  sie  ein  Leben  mit  der  begründeten  Hoff-

nung  auf  Frieden,  Demokratie,  auf  ein  gutes  Leben  haben,  in  dem  sie für  sich  und  ihre  Familien  

ein  Ausko mmen  haben.  



 

Das A und  O ist  Bildung  und  das  gil t  auch  bei  uns.  Hamburg  ist  eine  Hoffnungsstadt  und  das  

sollte  für  unsere  ganze  Metropolregion  gelten,  auch  in  den  etwas  weniger  städtischen  Gegen-

den.  

 

Zentraler  Punkt  unserer  Politik  ist  der  Umbau  Hamburgs  zu einer  familienfreundlichen  Stadt  

mit  einem  besonderen  Augenmerk  auf  bessere  Bildung.  Jeder  soll  eine  Berufsausbildung  absol-

vieren,  weil  das  die  Grundlage  dafür  ist,  dass  man  ein  unabhängiges  und  selbständiges  Leben  

führen  kann.  Das sind  Maßnahmen  gegen  Perspektivlosigkeit.  Dazu  gehört  auch  der  Ausbau  

der  Kitas  und  der  Ganztagsschulen,  dazu  gehört  die  Reduzierung  der  Klassens tärken  in  den  

Grundschulen  und  in  den  weiterführenden  Schulen.  

 

Das nützt  den  Familien,  Kindern  und  Jugendlichen  und  es nützt  mittelf ristig  der  Wirtschaft,  

denn  das  A und  O aller  Wirtschaftspolitik  ist  Ausbildung.  

 

Dynamik  und  Wettbewerbsfähigkeit  eines  mo dernen  Wirtschaftsraumes  hängen  maßgeblich  

von  seiner  Innovationsfähigkeit  ab,  die  ihrerseits  exzellent  ausgebildete  Nachwuchs -  und  Fach-

kräfte  erfordert.  

 

Unser  ausdrückliches  Ziel  ist  es,  dass  alle  jungen  Erwachsenen  nach  der  Schule  entweder  eine  

Berufsau sbildung  beginnen  oder  ein  Studium  aufnehmen.  Niemand  darf  verloren  gehen!  

 

Und  wenn  wir  dahin  kommen,  tun  wir  auch  viel  für  den  demo kratischen  Zusammenhalt  in  der  

Stadt,  in  der  Gesellschaft.  

 

Wir  haben  das  große  Glück  und  das  große  Privileg,  in  Europa  nac h dem  Ende  des  Ost -West -

Konflikts  in  einer  weniger  konfrontativen  Welt  zu leben  als  vorher,  in  einer  friedlicheren  Welt.  

Wir  sind  in  einer  ganz  anderen  Weise  in  Bündnis -  und  Sicherh eitssysteme  eingebettet  als  je-

mals  vorher.  Ich  finde,  es lohnt  jede  Mühe,  dass wir  ï jeder  in  seinem  Bereich  ï diese  Chance  

nutzen  und  unterstützen.  

 

Ich  danke  den  Initiatoren  des  Olof -Palme -Friedenspreises  und  bin  gespannt  auf  die  Laudatio.  

 

Es gilt  das  gesprochene  Wort.  
Keine  Kommentare  
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Bremse  bei  Solarstrom  gefährd et  Energiewende  und  Arbeits-
plätze  

Zur  Diskus sion  in  den  Ausschüssen  über  die  von  der  Bundesregierung  ge-

plante  drastisch e Kürzung  der  Vergütungssätze  für  Energie  aus  Photovolta-

ikanlagen  sagt  der  energiepolitische  Sprecher  der  SPD Landtagsfraktion,  

Olaf  Schulze:  

 

Die  von  der  Bundesregierung  schon  mit  Wirkung  zum  9.  März  geplante  Kür-

zung  der  Solarförderung  um  bis  zu 25  %  ist  aus  unserer  Sicht  zu abrupt  und  

zu drastisch.  Gerade  in  Schleswig -Holstein  hat  sich  die  Solarenergie  als  

wichtiger  Bestandteil  der  erneu erbaren  Energien  und  damit  der  Energie-

wende  insgesamt  gut  entwickelt.  Sie sichert  Einkommen  im  ländlichen  Raum  

und  schaf ft  viele  Arbeitsplätze  im  Handwerk.  Zwar  gibt  es auf  Dauer  sicher  auch  in  der  Förde-

rung  von  Solarstrom  Sparpotentiale,  diese  müssen  jedo ch sorgfältig  beraten  und  dann  erst  

entschied en werden.  Die  SPD hat  sich  auf  allen  Ebenen  gegen  diese  Kürzungen  ausgespr o-

https://www.spd-net-sh.de/ufo


chen.  Verwundert  bin  ich  über  die  Aussage  der  Landesregierung,  wonach  es sich  bei  den  Plä-

nen  um  gar  keine  Kürzung  handeln  solle.  Entwed er  trickst  die  Landesregierung  beim  Zahlen-

spi el  oder  sie hat,  anders  als  der  Rest  der  Bundesrepublik,  der  die  Kürzungen  als  Ende  der  So-

larbranche  kritisiert,  alleine  den  Überblick.  

Wir  werden  mit  anderen  Fraktionen  nach  Möglichkeiten  suchen,  diese  die  gesa mte  Solarindust-

rie  in  Deutschland  bedrohenden  Pläne  der  Bundesregierung  zu stoppen.  Wir  brauchen  zumin-

dest  angemessene  Übergangsfristen;  die  von  der  Bundesregierung  geplante  abrupte  Kürzung  

ist  eine  Vollbremsung  für  den  Solarstrom.  
Keine  Kommentare  
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Nach  Putins  Erfolg  jetzt  Dialog  mit  der  Bürgerbewegung  su-

chen  

Zum  Ausgang  der  Präsidentschaftswahlen  in  der  Russisc hen  Föderation  erklärt  der  

zuständige  Berichterstatter  der  SPD-Bundestagsfraktion  Franz  Thönnes:  

 

Wladimir  Putin  ist  erneut  Präsident  Russlands.  Damit  war  nach  den  Einschätzun-

gen  vieler  Beobachter  und  ma ngels  ernstzunehmender  Alternativen  zu rechnen.  

Dass  es erneut  Vorwürfe  für  Wahlmanipulationen  und  organisierte  Stimmabgaben  

gibt,  zeigt  dass  es auf  dem  Weg  zu einem  Russland  mit  einer  allseits  getragenen  

lebendigen  Demokratie  noch  viel  zu tun  gibt.  

 

Dabei  ist  das  vielfältige  und  friedliche  Engagement  der  in  den  vergangenen  Monaten  entstan-

denen  eindrucksvollen  Bürgerbewegung  nicht  ohne  Wirkung  geblieben.  Die  Zusagen  der  Regie-

renden  für  ein  neues  System  für  nahezu  freie  Wahlen  der  Gouverneure,  einem  neuen  Wahlge-

setz  mit  leichterem  Zugang  von  Parteien  zur  Wahl  sowie  mehr  Medienfreiheit  und  die  jüngste  

Ankündigung  vom  noch  amtierenden  Präsidenten  Medwedew,  eine  Überprüfung  des  Urteils  ge-

gen  Michail  Chodorkowski  und  31  weitere  Verurteilte  anzuordnen,  sind  Schrit te  in  die  richtige  

Richtung.  Aber  dabei  darf  es nicht  bleiben.  

 

Jetzt,  wo  die  Zeit  der  schrillen  Wahlkampftöne  vorbei  sein  sollte,  wäre  es ein  Zeichen  von  Sou-

veränität,  wenn  der  neu  gewählte  Präsident  Putin  einen  Dialog  mit  den  konstruktiven,  demo-

kratisch  gesinnten  Teilen  aus  dem  Kreis  der  vom  Mittelstand  getragenen  Protestbewegung  su-

chen  und  sie  in  die  Verantwortung  für  die  Zukunft  des  Landes  mit  einbeziehen  würde.  In  der en  

Reihen  sollten  breite  Koalitionen  gebildet  werden,  die  nationalistischen  Kräften  ke inen  Raum  

einräumen.  Beiden  Seiten  ist  die  Stärke  für  diesen  Weg  zu wünschen,  ebenso  wie  für  gewalt-

freie  Verläufe  von  Demonstrationen,  wie  wir  sie in  den  letzten  Monaten  erlebt  haben.  

 

Der  neue  Präsident  Putin  kann  am  ehesten  seine  im  Wahlkampf  gemachten  Versprechungen  

für  eine  wirkungsvolle  Modernisierung  Russlands  in  der  Wirtschaft,  im  Justizwesen  und  im  

Kampf  gegen  die  Korruption  einlösen  und  erfolgreich  gestalten,  wenn  es auch  zu einer  gesell-

schaftlich -demokratischen  Modernisierung  kommt,  in  der  die  tra genden  Kräfte  der  Bürgerbe-

wegung  mit  einbezogen  werde n.  Dies  kann  erheblich  dazu  beitragen,  den  notwendigen  Weg  

des  Wandels  in  einem  beständigen  Russland  zu gehen,  an  dem  auch  wir  in  Deutschland  ein  

großes  Interesse  haben.  Solche  Veränderungen  benötigen  ni cht  zuletzt  soziale  und  wirtschaftli-

che  Stabilität.  

 

Deshalb  gilt  für  die  deutsche  Seite  mehr  noch  als  bisher  die  Moderniserungspartnerschaft  mit  

Russland  sowohl  im  wirts chaftlichen  wie  auch  im  gesellschaftlichen  und  kulturellen  Bereich  zu 

intensivieren.  Menschenrechts -  und  zivilgesellschaftgesellschaftliche  Dialoge  gehören  ebenso  

auf  die  gemeinsame  Tagesordnung.  Von  zentraler  Bedeutung  ist  dabei  nicht  zuletzt  die  Verbes-

serung  der  Reise-  und  Austauschmöglichkeiten  der  Bürger  beider  Länder  aus  allen  gesell-

schaftlichen  Schichten  durch  Erleichterungen  bei  den  bestehenden  Visa - Regelungen,  um  nicht  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


zuletzt  die  Wirtschaftsbeziehungen  und  die  persönlichen  Kontakte  zu erweitern.  Die interfrakti-

onelle  Arbeitsgruppe  des  Deutschen  Bundestages  ist  gefordert,  möglichst  bald  Vorschläge  für  

dementsprechende  Verbesserungen  in  einem  Antrag  vorzulegen.  
Keine  Kommentare  
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Unrealistis ches  Konsolidierungskonzept  

5.  3.  2012  

 

SPD-Kreistagsfrakt ion  Plön:  

Unrealistisches  Konsolidierungskonzept  des  Landes  für  den  Kreis  Plön  

 

Der  Kreis  Plön  kann  im  Rahmen  eines  Konsolidierungsprogramms  des  Landes  jährlich  2,7  Milli-

onen  ú Konsolidierungshilfen  in  den  nächsten  9 Jahren  erhalten.  

 

Voraussetzung  für  den  Erhalt  dieser  Hilfen  des  Landes  sind  massive  Anforderungen  an  den  

Kreis  und  auch  gemeindliche  Ebene.  So sind  im  Kreis  Plön  jedoch  eine  Erhöhung  der  Kreisum-

lage  um  0,91  %,  die  eine  Belastung  der  Gem einden  des  Kreises  um  ca.  1 Million  ú bedeutet  

würde,  sowie  ein  Eigenanteil  des  Kreises  in  Höhe  von  5,4  Millionen  Euro  an  strukturellen  Ein-

sparungen  zwingend  zu erbringen . Bis 2015  sind  40%  des  Eigenanteils,  ca.  Mio ú 2,2,  an  

struktu rellen  Sparmaßnahmen  zu erreichen.  

 

Weitere  Voraussetzungen  für  den  Erhalt  der  Konsolidierungshilfe  sind  außerdem,  dass  

-  neue  freiwillige  Leistungen  nur  möglich  sind  bei  zusätzlichen  Einsparun gen  in  

gleicher  Höhe  bei  anderen  Finanzpositionenen.  

-  Anzahl,  Einstufung,  Eingruppier ung  von  Beamten  und  Tarifangestellten  auf  das  

Ăunabweisbare MaÇñ zu beschränken  sind.  

 

Bei  diesen  Maßnahmen  wird  allerdings  überhaupt  nicht  berücksichtigt,  dass  der  Kreis  in  den  

letzten  Jahren  immense  Sparmaßnahmen  bereits  durchgefüh rt  hat.  

Des Weiteren  sind  die  Fristen  für  die  Absichtserklärung  zur  Teilnahme  an  dem  Konsolidierungs-

programm  außerordentlich  kurz  bemessen.  Die  Richtlinien  werden  nach  monatelanger  Diskus-

sion  in den  Gremien  des  Landes  erst  am  8.  März  endgültig  beschlossen.  Der  Kreistag  hat  je-

doch nur  bis  zum  15.  April  2012  Zeit  die  Teilnahme  mit  seinen  Auswirkungen  zu diskutieren  

und  zu beschließen.  

ĂVºllig unrealistisch  in  Zeitraum  und  eigenem  Konsolidierungsbe itrag.ñ, so der  finanzpolitische  

Sprecher  der  SPD-Kreistagsfrak tion  Alexander  Schreibe r.  

 

ĂBei nur  noch  freiwilligen  Ausgaben  des  Kreises  von  ca.  2 Millionen  ú, würde  der  genannte  Ei-

genanteil  eine  Schließung  von  Einrichtungen  des  Kreises  wie  Kreismusikschule,  Kreismuseum  

oder  der  Wirtschaftsförderung  bedeuten  oder  mas sive  Einschnitte  in  das  soziale  Gefüge  z.b.  bei  

der  kommunalen  Kindertagesstättenförderungen,  Schülerbeförderung  oder  Kindertagespflege.  

Dieses  ist  mit  der  SPD so nicht  zu machen.  

 

 

Das Land  möge  auch  in  den  gesetzlichen  Aufgaben,  die  der  Kreis  zum  überwie genden  Maße 

umsetzen  mu ss,  einen  beachtlichen  Teil  der  Einsparungen  ermöglichen.  Sämtliche  Arbe itsgrup-

pen  und  Kommissionen  des  Innenministeriums  in  den  letzten  zwei  Jahren  haben  hier  keine  

umsetzbaren  Ergebnisse  erbracht.  Im  Gegenteil  immer  neue  gesetzlich e Anforderungen  auf  

Bun des  und  Landesebene  verschärfen  die  Sparbem¿hungen.ñ 

 

ĂDie SPD Kreistags fraktion  will  sich  grundsätzlich  einem  Konsolidierungsprogramm  des  Landes  

nicht  verschliessen  und  bleibt  gesprªchsbereitñ, so der  SPD Fraktionsvorsitzende  Lutz  Schlün-

sen.  ĂDie bereits  beachtlichen  Einsparungen  der  vergangenen  Jahre  müssten  jedoch  Berück-

https://www.spd-net-sh.de/ploen


sichtigung  finden  und  die  eigene  Handlungsfähigkeit  des  Kreises  Plön  dürfte  durch  so ein  Pro-

gramm  nicht  gefährdet  werden.  Unverhandelbare  Voraussetzungen  darf  es ni cht  geben,  wir  

hoffen,  dass  ab dem  6.  Mai  2012  eine  neue  Landesregierung  in  einem  konstruktiven  Dialog  die  

Schuldensituation  zwischen  den  Partnern  Land,  Städte,  Kreise  und  Kommunen  bespricht  und  

die  völlig  unrealistischen  Zahlen  aus  dem  Innenministerium  wi eder  einsammelt.  Deren  Umset-

zungen  wären  so für  die  Menschen  im  Kreis  Plön  nicht  hinnehmbar.  Die verschiedenen  Ebenen  

der  Kommunalpolitik  dürfen  nicht  gegeneinander  ausgespielt  und  werden.ñ 

 

Lutz  Schlünsen  

Fraktionsvorsitzender  

Wischhof  3 

24256  Stoltenberg  

Tel.  04303/928022  

Dien st  0431  6031191  

Fax:0431/603101191  
Keine  Kommentare  
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Figurenfestival  -  Gemeinschaf tsaktion  für  Melsdo rf  

Die  Volkshochschule  Melsdorf  startet  ein  interessantes  Ge-

meinschafts projekt.  In  ganz  Melsdorf  sollen  in  der  Zeit  vom  

1.  Mai  bis  9.  Juni  viele  selbst  gestaltete  und  angefertigte  Fi-

guren  ausgestellt  werden.  Mit  dem  Figurenfestival  wird  unser  

Dorf  zu eine m  Vorbild  für  bürgerschaftliches  Engagement  und  

ein  lohnendes  Ausflugszi el.  Alle  Einwohner/innen,  Gewerbe-

treibenden,  Institutionen  und  Vereine  können  sich  mit  eige-

nen  Figuren  beteiligen.  

 

Das Figurenfestival  in  Melsdorf  ist  eine  Ausstellu ng  von  

selbstgesta lteten  Figuren.  Alle  Melsdorfer,  ob  Privatpersonen,  

Vereine  und  Verbände  oder  Gewerbetreibende  haben  die  Möglichkeit  mit  selbstgestalteten  Fi-

guren  das  Dorfbild  zu bereichern.  Dem  Ideenreichtum  sind  keine  Grenzen  gesteckt.  Weder  Ma-

terial,  Größe  noch  Thema  der  Figuren  sind  eingeschränkt.  Jeder  kann  nach  eigener  Erfahrung,  

Geschi ck  und  Talent  eine  Figur  entwerfen,  bauen  und  ausstellen.  Wichtig  am  Figurenfestival  ist  

vor  allen  Dingen,  dass  möglichst  viele  Menschen  gemeinsam  an  diesem  Projekt  arbeiten.  

 

Die  Volk shochschule  gibt  Ihnen  soweit  möglich  Unterstützung  beim  Figurenbau.  So findet  zum  

Beispiel  ein  Kurs  unter  dem  Motto  Figuren  für  das  Figurenfestival  am  10.  März  statt.  Mit  Unter-

stützung  der  Bildhauerin  Franziska  Dose  können  Sie ihrer  Fant asie  freien  Lauf  lassen  und  aus  

Ihren  mitgebrachten  oder  zur  Verfügung  stehenden  Materiali en  wie  Holz,  Speckstein,  oder  

Lehm  Ihre  ganz  individuelle  Figur  erstellen.  Sie arbeiten  mit  Bildhauereisen,  Klüpfel,  Schnitz-

messer,  Säge,  Raspel,  Modellierwerkzeug,  Spachtel...  

 

Wer  eine Figur  ausstellen  will,  kann  sich  bis  zum  25.  April  formlos  bei  der  Volkshochschule  an-

melden.  Bitte  denken  Sie bei  der  Anmeldung  daran,  auch  an  den  Titel  und  den  Standort  der  

Figur  mitzuteilen.  Die  Figur  sollte  dann  möglichst  spätestens  am  1.  Mai  aufgest ellt  bis  zum  9.  

Juni  ausgestellt  werden.  Es wird  eine  Karte  geben,  auf  der  alle  Figuren  verzeichnet  sind,  damit  

die  Figuren  auch  besucht  werden  können.  Geplant  sind  auch  Spaziergänge  und  Radtouren  

durch  Melsdorf  zu den  einzelnen  Standorte n.  

 

Als kleine  Belohnung  für  das  Engagement  winken  den  Künstlerinnen  und  Künstlern  auch  Geld-

gewinne.  Es ist  geplant,  die  drei  beliebtesten  Figuren  mit  einem  Preis  zu belohnen.  Darüber  

wer  die  Geldpreise  erhalten  soll,  entscheidet  das  Publikum.  Ab dem  2.  Mai kann  alle  Besuch e-

rinnen  und  Besucher  des  Figurenfestivals  ihre  Stimme  abgeben.  Stimmzett el  gibt  es gegen  

eine  geringe  Gebühr  (der  Erlös  der  Veranstaltung  soll  für  einen  noch  zu bestimmenden  guten  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/melsdorf


Zweck  gespendet  werden)  bei  der  Volksbank,  dem  Dorfkrug  un d im  Büro  der  VHS.  Alle  Stimm-

zettel  werden  an  der  Verlosung  von  Sachpreisen  teilnehmen.  

 

Eine  Aktion  wie  das  Figurenfestival  braucht  viele  Unterstützer.  Schon  jetzt  gibt  es einige  Unter-

stützer.  So wird  zum  Beispiel  die  Feuerwehr  mit  zwei  großen  Figuren  an  den  Ortseingängen  für  

die  Ausstellung  werben.  Der  Dorfkrug  und  die  Volksbank  werden  durch  den  Verkauf  der  

Stimmzettel  und  Geldspenden  einen  Teil  der  notwendigen  Finanzmittel  sichern.  Aber  es fehlt  

noch  weitere  Unterstützung,  ob  durch  Sach -  und  Geldspenden  oder  tatkräftige  Mitarbeit  bei  

der  Planung,  Organisation  und  Durchführung  der  Aktivitäten.  Wenn  Sie  helfen  wollen  melden  

Sie sich  bei  der  Volkshochschule  (04340  402929  /  info@vhs -melsdorf.de).  

 

Das Figurenfestival  wird  Melsdorf  über  die  Grenzen  des  Kieler  Umlandes  hinaus  bekannt  ma-

chen.  Interessierte  aus  nah  und  fern  werden  nach  Melsdorf  kommen  und  sich  von  dem  hand-

werklichen  Geschick  und  der  Kreativität  der  Melsdorfer  begeistern  lassen.  Damit  wird  Melsdorf  

zu größten  Freiluftausstellung  in  unserem  Land.  Das Festival  zeigt,  dass  in  unserem  Dorf  ein  

aktives  Gemeindeleben  stattfindet  und  die  Mensc hen  bereit  sind  sich  für  die  Gemeinschaft  zu 

engagieren.  

 

Weitere  Informationen  finden  Sie in  Kürze  unter  http://figurenfest -melsdorf.jimdo.com.  

 
Keine  Kommentare  
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Noch  51  Tage  bis  zur  Wahl  -  Wahlkampfauftakt  der  SPD  
Rendsburg - Eckernförde  

Unter  breiter  Beteiligung  unserer  Mitglieder  habe n wir  unseren  Spitzenkandidaten  Torsten  Al-

big  im  Februar  2011  gewählt,  in einem  engagierten  Demokratiesommer  haben  wir  anschlie-

ßend  gemeinsam  mit  den  Menschen  in  unserem  Land  die  Arbeit  an  unserem  Regierungspro-

gramm  begonnen.  Die  heiße  Phase des  Landtagswa hlkampfs  steht  unmittelbar  bevor  und  da-

mit  auch  der  ersehnte  Regierungsw echsel.  Gemeinsam  wollen  wir  dafür  in  einen  engagierten  

Wahlkampf  starten.  

 

Wir  wollen  im  Landtag  die  stärkste  Fraktion  stellen  und  wir  wollen,  dass  Schleswig -Holstein  mit  

einer  rot -gr ünen  Landesregierung  endlich  wieder  gut  regiert  wird:  sozial  gerecht,  wi rtschaftlich  

stark,  finanziell  solide,  mit  Bildung  als  Priorität!  

 

In  ungezwungener  Atmosphäre  möchten  wir  uns  bei  Suppe  und  Getränken  mit  Euch  austau-

schen  und  die  Wahl kampfmaterialien  verteilen.  Wir  freuen  uns  auf  Euch!  

Wir  laden  Euch  herzlich  ein  zum  Wahlkampfauftakt  des  SPD-Kreisverbandes  Rendsburg -

Eckernförde  mit  unseren  Landtagsabgeordneten  Serpil  Midyatli,  Kai  Dolgner  und  Ralf  Stegner  

am  Freitag,  dem  16.  März  2012  um  17:00  Uhr  im  Rendsburger  SPD-Büro  (Nienstadtstraße  10,  

24768  Rendsburg)  

 

Programm:  

Musik:  ĂAfter Sunsetñ 

Gespräche  bei  Suppe  und  Getränken  

Rede der  Landtagsabgeordneten  

Verteilung  der  Wahlkampfmaterialien  

 

Wir  bitten  um  Rückantwort  bis  zum  14.03.2012,  per  E-Mail  an  kv- rendsburg -eckernfo-

erde@spd.de  oder  telefonisch  bei  Eva Dreger  (04331 -4374604)  

 
Keine  Kommentare  
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Bildungspolitik  in  Norddeutschland  

Senator  Ties  Rabe  bei  der  IHK  in  Kiel  

 

ĂWie können  Qualität  und  Vergleichbarkeit  im  Schulsystem  verbessert  werden?ñ ï So lautete  

der  Titel  eines  Vortrag s,  zu dem  Ties  Rabe,  der  Hamburger  Senator  für  Schule  un d Berufsbil-

dung  und  Präsident  der  Kul turministerkonferenz  (KMK)  2012,  zum  ĂBildungssymposium  2012ñ 

der  IHK  Nord  nach  Kiel  eingeladen  war.  IHK -Präsident  Klaus -Hinrich  Vater  hatte  in  seiner  Be-

grüßung  schon  wesentliche  Erkenntnisse  vorangestellt:  

ĂEs wird  zu wenig  und  an  den  falschen  Stellen  in  Bildung  investiert,  es fehlt  Geld  in  der  früh-

kindlichen  Bildung.ñ Hier  konnte  der  eben falls  anwesende  Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  

Sprecher  der  SPD-Landta gsfraktion,  nur  ni cken.  

 

Thies  Rabe stellte  seinen  Ausfü hrungen  drei  grund sätzliche  Überlegungen  voran:  Erstens  sei  

Bildung  nicht  nur  für  Wirtschaft  wichtig,  sondern  auch  

für  den  Menschen.  Zweitens  steige  der  Anspruch  an  

Bildungsabschlüsse,  da viele  gering -qualifizierte  Berufe  

durch  technische  Innovationen  und  die  Globalisierung  

entfallen  seien.  Und  drittens  sinke  in  Deutschland  die  

Zahl  der  Schülerinnen  und  Schüler;  gerade  der  Mittel-

stand  bekomme  weniger  Kinder.  Rabe:  ĂUnser Nach-

wuchs  wird  nur  reichen,  wen n jede  und  jeder  eine  

Chance  bekommt!ñ Vor  diesem  Hinte rgrund  stellte  

Rabe vier  Handlungsfelder  für  die  Verbesserung  von  

Qualität  und  Vergleichbarkeit  des  Schulsystems  vor:  

 

1.  Schulstruktur  

ĂViel Stress  ï wenig  Erfolgñ ï So fasste  der  Senator  die  Debatten  um  die  Schulstruktur,  auch  

und  gerade  in  Hamburg,  zusa mmen.  Er riet,  diese  zu beenden,  zumal  sich  Deutschlandweit  ein  

deutlicher  Trend  abzeichne:  Es gibt  die  Grundschulen,  und  danach  geht  es auf  zwei  Wegen  

weiter,  mit  den  Gymnasien  und  mit  einer  zweiten  weiterführenden  Schulform.  

Martin  Habersaat:  ĂIn Schlesw ig-Holstein  schlägt  die  SPD vor,  neben  G8-Gymnasien  flächende-

ckend  Gemeinschafts schulen  einzurichten.  Das entspräche  dem  Hamburger  System.ñ 

 

2.  Ganztagsschule  

Selbst  die  Handelskammern  fordern  heute  die Einrichtung  von  Ganztagsschulen.  In  diesem  

Feld  könne  man  viel  für  Schülerinnen  und  Schülern  tun,  so Rabe,  der  die  Einführung  eines  Be-

treuungsgeldes  für  falsch  hält.  Aber:  ĂGanztagsschule bringt  nur  bessere  Bildung,  wenn  man  

sie richtig  macht.ñ 

 

3.  Überg ang  Schule  /  Beruf  

Rabe beklagte,  dass  es oft  zu viele  Institutionen  gebe,  die  sich  um  den  Übergang  der  Schüle-

rinnen  und  Schüler  in  den  Beruf  kümmern,  beispielsweise  die  Berufsschulen,  die  Arbeitsagen-

tur  und  die  Jugendämter.  Er riet,  die  unterschiedlichen  Angebote  zusammenzufassen  und  fand:  

ĂWenn ein  Schüler  wegen  Problemen  in  der  Schule  noch  nicht  ausbildungsreif  ist,  hilft  es sel-

ten,  ihn ein  Jahr  länger  zur  Schule  zu schicken.ñ Begleitete  Praktika  seien  der  bessere  Weg,  

hier  seien  auch  IHKs  und  Ausbildung sbetriebe  gefordert.  

 

4.  Lehrerinnen  und  Lehrer  

Rabe berichtete  von  einem  Experiment  in  Schweden:  In  eine  der  schlechtesten  Klassen  des  

Landes  seien  die  besten  Lehrerinnen  und  Lehrer  gesteckt  worden.  Resultat:  Aus ihr  wurde  eine  

der  besten  Abschlussklassen  des  Landes.  Bildungserfolg  hängt  also  stark  von  den  Lehrerinnen  

und  Lehrern  ab.  Diese  brauchen  für  ihre  Arbeit  Bedingungen,  die  der  Bedeutung  der  Aufgabe  

entsprechen.  

In  Hamburg  unterrichten  an  den  Grundschulen  nur  12  Prozent  männlicher  Lehrer.  Und  das  ist  

noch  viel  im  Bundesvergleich.  Im  Interesse  der  Bildun gsleistungen  besonders  von  Jungen  

müsse  dieser  Anteil  gesteigert  werden.  Einen  weiteren  Weg  sieht  Rabe in  der  Rückmeldung  für  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


das  Lehrpersonal:  Durch  Kollegen,  durch  Schülerinnen  und  Schüler  und  durch  den  sogenann-

ten  ĂSchul-T¦Vñ. Rabe:  ĂHier war  Schleswig -Holstein  ein  Vorbild.ñ Martin  Habersaat:  ĂWas der  

Senator  aus  Höflichkeit  versch wieg,  ist,  dass  die  amtierende  Landesregierung  diesen  Schul -

TÜV als  eine  ihrer  ersten  Amtshandlungen  abgeschafft  hat.ñ 
Keine  Kommentare  
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Fotoalbum  zum  Palme - Preis  

Jetzt  online:  

 

Fotoalbum  zum  Olof -Palme -Friedenspreis  2012  mit  Olaf  

Scholz  und  tollen  Preisträger_innen.  

Link:  

 

http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bil-

der/olof -palme -preis -2012.html  

 

 

Fotografen:  

 

Shakira -Jil Simon  

 

Guenther  Heitmann  

 

Bernd  Marzi  
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Deutschland  und  Amerika  

Sonnabend,  17.  März,  16.00  Uhr:  Hans - Ulrich  Klose  im  Waldhaus  

Reinbek  (Lodde nallee)  

 

Seit  vielen  Jahren  kennen  die  Reinbekerinnen  und  Reinbeker  Hans-Ulrich  

Klose  als  Nachbarn.  Sei  es als  Hamburger  Bürgermeister,  sei  es als  Bundes-

ta gsabgeordneten  des  Nachbarwahlkreises.  Auf  Einladung  von  Martin  Ha-

bersaat,  dem  SPD-Kreisvorsitzenden  und  Landtagsabgeordneten  für  Stormarn -Süd,  

kommt  Klose  nun  nach  Reinbe k,  um  von  seiner  um  seiner  Arbeit  im  Bundestag  und  für  die  

transatlantischen  Beziehun gen  zu berichten.  

 

Martin  Habersaat:  ĂHans-Ulrich  Klose  ist  eine  spannende  politische  Persönlichkeit  und  hat  in  

der  Politik  schon  viel  erlebt.  Zwischen  uns  liegen  40  Jahre  ï ich  freue  mich  darauf,  mit  ihm  

über  die  transatlantischen  Beziehungen  ins  Gespräch  zu kommen  und  von  ihm  zu hören,  wel-

che  Perspektiven  er  für  die  deutsch -amerikanische  Beziehungen  sieht.ññ Nach  einem  Vortrag  

von  Hans -Ulrich  Klose  wird  für  alle  interessi erten  Gäste  die  Möglichkeit  bestehen,  in  eine  mo-

derierte  Diskussion  einzusteigen.  

 

Hans-Ulrich  Klose,  1937  in  Breslau  geboren,  vertritt  seit  1983  Hamburg -Bergedorf  und  Har-

burg  im  Deutsch en Bundestag.  1974 -1981  war  er  1.  Bürgermeister  der  Freien  und  Hansest adt  

Hamburg.  

 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn
http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/olof-palme-preis-2012.html
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Getränke  und  Kuchen  können  vor  Ort  erworben  werden.  

 

Bild:  Hans -Ulrich  Klose  

Quelle:  spdfraktion.de  
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Protest  der  Nord - AfA  

AfA  Landesverbände/Bezirke  Nord  wenden  sich  gegen  eine  Verschlechterung  ih-

rer  Arbeitsmöglichkeiten  

05.03.2012  

An den  AfA-Bundesvorstand  

 

Die AfA  Bezirke  +  Landesverbände  Nord  (Schleswig -Holstein,  Hamburg,  Bremen,  Weser -Ems 

und  Braunschweig)  haben  in  ihrer  Sitzung  am  05.03.2012  in  Oldenburg  folgenden  Beschluss  

gefasst:  

 

Die  AfA  Nord  stellt  fest,  dass  der  Entwurf  für  die  Neufassung  der  Richtli nien  von  Arbeitsge-

meinschaften  tief  greifende  Einschnitte  in  die  Gremienstruktur  vorsieht  und  den  Zielen  einer  

Öffnung  der  Partei  in  die  gesellschaftlichen  Gruppen  und  einer  stärkeren  Partizipation  der  Mit-

glieder  widerspricht.  Sie  entspricht  nicht  der  erfo rderlichen  Wertschätzung  der  zu mindestens  

zwei  großen  Arbeitsgeme inschaften  mit  ASF und  der  AfA.  

Wir  fordern  den  AfA-Bundesvorstand  auf  

 

· die  rigorose  Verkleinerung  des  AfA  Bundesvorstandes  abzulehnen.  

· Eine  konsequente  Verringerung  der  Bundeskonferenze n auf  zwei  Tage  und  damit  für  viele  De-

legierte  eine  unumgängliche  Kappung  auf  eine  Übernachtung  ist  nicht  hinnehmbar,  

· wie  auch  die  Reduzierung  der  Bundesausschusssitzungen  auf  maximal  einmal  im  Jahr.  

 

Nicht  hinnehmbar  ist  die  indirekte  Abwertung  der  AfA Bundesarbeit  als  Ă¿berfl¿ssige Kostenñ. 

ĂKªrnerarbeitñ wird  insbes ondere  auch  in  Arbeitsgemeinschaften  geleistet,  weni ger  in  den  im-

mer  mehr  stattfindenden  kostenintensiven  ĂEventveranstaltungenñ für  Parteigrößen.  

Für  eine  wirkliche  Parteireform,  die  den  Zielen  mehr  Transparenz,  Mitgliederbeteiligung  und  in-

nerparteiliche  Demokratie  verpflichtet  ist,  fordern  wir:  

 

1.  Der  Parteivorstand  kooptiert  die  Vorsitzenden  der  vier  großen  Arbeitsgemeinschaften  (AsF,  

Jusos,  60plus  und  AfA)  als  beratende  Mitglieder.  

2.  Der Parteivorstand  stellt  ab  sofort  ausreichende  Mittel  und  personel le Ressourcen  zur  Verfü-

gung,  um  die  Arbeit  der  Arbei tsgemeinschaften  zu ermöglichen.  

3.  Der  Parteivorstand  tritt  in  einen  konstruktiven  Dialog  mit  den  Arbeitsgemeinsachten  ein,  um  

eine  gemei nsame  Positionsfindung  für  eine  Änderung  des  Organisationsstatutes  unter  Einbe-

ziehung  der  Punkte  1 und  2 zu erreichen.  

 

AfA Landesvorsitzender  SH,  Wolfgang  Mädel,  AfA Landesvorsitzende  Hamburg,  Renate  Klein-

feld,  AfA Landesvorsitzender  Bremen,  Wolfgang  Jägers,  AfA Landesvorsitzender  Weser -Ems,  

Harald  Helling,  AfA Bezirksv orsitzender  Braunschweig,  Gunter  Wachholz  
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Unterstützung  für  Norderstedter  Solarunternehm en  durch  
SPD - MdB  Thönnes  

ĂSo geht  es nicht!ñ Mit  diesen  Worten  beschreibt  SPD-

MdB Franz  Thönnes  seine  Kritik  an  der  Entscheidung  

der  CDU/CSU/FDP -Bundesregierung,  die  mit  ihrer  Ab-

sicht  die  Solarförderung  im  Rahmen  einer  Änderung  

des  Erneuerbaren -Energien -Gesetzes  (EEG)  radikal  ein-

zuschränken,  für  Planungsun sicherheit  in  der  Solar-

branche  und  damit  auch  beim  Solarzentrum  in  Nor-

derstedt  sorgt.  

 

ĂAnstatt mit  Bedacht  und  Augenmaß  die  Vergütungen  

schrittweise  an  die  Kostenentwicklung  anzupassen  und  

die  Systeminte gration  der  Photovoltaik  voranzutreiben,  

sollen  die  Vergütungssätze  in  unverantwortlicher  Art  

und  Weise  um  20  bis  30  Prozent  gekürzt  werdenñ, so der  SPD-Politiker.  

 

Besonders  befremdlich  ist,  dass  die  Neuregelungen  bereits  zum  1.  April,  also  nur  knapp  vier  

Monate  nach  den  letzten  Änderungen  des  EEG, in  Kraf t  treten  sollen.  Anlagen  über  10  Mega-

watt  müssen  bis  zu diesem  Stichtag  einen  Bebauungsplan  vorweisen  und  bis  Ende  Juni  2012  

realisiert  werden,  um  die  alte  Einspeisevergütung  zu erhalten.  Hinzu  kommt  ab Mai  2012  eine  

monatliche  Absenkung  der  Vergütungssätz e um  0,15  Cent  pro  Kilowattstunde.  ĂDar¿ber hinaus  

gehende  Regelungen  zum  Vertrauensschutz  sind  bisher  nicht  vorgesehen.  Zahlreiche  berei ts  

geplante  Projekte  stehen  damit  kurz  vor  dem  Scheiternñ, erläuter t  Thönnes.  

 

Das EEG war  seit  jeher  ein  Instrument  zur Markteinführung,  das  durch  regelmäßige  Degressi-

onsschritte  zu Kostensenkungen  anreizen  sollte.  Und  es hat  gut  funktioniert.  Die  Solar-

st romförderung  konnte  innerhalb  von  vier  Jahren  halbiert  werden.  Dies e Entwicklung  gefährdet  

die  Regierungskoalition  jetz t.  Dabei  gibt  es viele  gute  Gründe  für  die  Photovoltaik  in  Deutsch-

land:  Sie ist  ein  unverzichtbarer  Teil  der  Energiewende  und  des  Klimasc hutzes,  sorgt  für  regio-

nale  Wertschöpfung  in  Milliardenhöhe,  bietet  vielfältige  Beteiligungsmodelle  für  Bürgerinnen  

und  Bürger  und  liefert  genau  dann  den  meisten  Strom,  wenn  er  am  dringendsten  benötigt  

wird,  nämlich  zur  sogenannten  Mittagsspitze.  

 

ĂMit die ser  Entscheidung  verpasst  es die  Bundesregierung  erneut  Kontinuität  in  den  Markt  zu 

bringen  und  der  Branche  ein  gesunde s Wachstum  zu ermöglichen.  Dabei  brauchen  wir  zum  

Gelingen  einer  erfolgreichen  Energiewende  verlässliche  und  stabile  Rahmenbedingungen  fü r 

Investoren,  Hersteller  und  Handwerker.  Aus diesem  Grund  wird  die  SPD-Bundestagsfraktion  

diesen  Planungen  nicht  zustim menñ, fasst  der  Segeberger  Bundestagsabgeordnete  seine  Kritik  

zusammen.  

 

Bildquelle:  TR  /  pixelio.de  
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In  Sachen  Niederdeutsch  

Der  Plattdeutsche  Rat  von  Schleswig -Holstein  hat  für  die  Landtagswahl  Wahlprüfsteine  zu 

Plattdeutsch  formuliert.  Mit  ihnen  sollen  die  Parteien  befragt  wer den,  in  welcher  Weise  sie die  

Bewahrung  und  Stärkung  des  Plattdeutschen  im  Sinne  der  Europäischen  Spra chencharta  si-

cherstellen  wollen.  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes
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Der  Kreisverband  Stormarn  des  Schleswig -Holsteinischen  Heimatbundes,  die  niederdeutsche  

Sprachgesellschaft  "Fehrs -Gilde" ,  der  Heimat -  und  Bürgerverein  Glinde,  das  Glinder  "Theoter  

ut  de Möhl",  die  Oststeinbeker  Laienspielg ruppe  und  die  VHS-Plattdeutschgruppen  aus  Glinde  

und  Reinbek  laden  deshalb  die  Südstormarne r Landtagskan didaten  zu Gesprächen  hierüber  

ein.  

 

Dabei  haben  sie gute  Verbündete:  Der  Sachverständigen-

ausschuss  und  das  Ministerko mitee  des  Europarates  halten  

den  bisherigen  Landesregierungen  vor,  die  Vorschrift,  Nie-

derdeutsch  zum  integrierenden  Bestandt eil  des  Schulunter-

richts  zu machen,  nicht  oder  nur  unzureichend  erfüllt  zu ha-

ben.  

 

In  dem  ersten  Gespräch  mit  Martin  Habersaat  (SPD)  erläu-

terte  der  Abgeordnete,  bil dungspolitischer  Sprecher  seiner  

Fraktion,  die  Möglichkeiten,  im  Rahmen  eines  Ausbaus  der  

Ganztagsschulen  Niederdeutsch  als  Wahlfach  an  mehr  Schulen  als  bisher  zu etablieren.  Die  Fä-

higkeit,  Niederdeutsch  unterrichten  zu können,  könnte  ein  Einstellungskrite rium  sein,  wenn  

Schulen  ihr  Personal  in  eigener  Verantwortung  auswählen.  

 

Hamburg  ist  einer  entsprechenden  Forderung  des  Europarates  vor  einem  Jahr  nachge kommen  

und  hat  ein  Wahlfach  Niederdeutsch  beschlossen,  das  auch  schon  in  einer  Reihe  von  Schulen  

umges etzt  wurde.  

 

 

Foto  

v.o.li.  Jochim  Schop,  Trittau,  Plattdeutscher  Rat  Schleswig -Holstein  ï Heinrich  Thies,  Glinde,  

Sprachgesellschaft  Fehrs -Gilde,  Wolfgang  Pohlmann,  Glinde,  Theoter  ut  de Möhl  ï Peter  

Berndt,  Großhansdorf,  SHHB Stormarn  

v.u.li.  Klaus  Utermö hlen,  Glinde,  Heimat -  und  Bürgerverein  ï Martin  Habersaat,  Barsbüttel,  

MdL,  Bildungspolitisc her  Sprecher  der  SPD ï Helmuth  Peets,  Timmerhorn,  Vorsitzender  des  

SHHB Stormarn  
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Schleck er  Insolvenz  

Die  Beschäftigten  bei  Schlecker  haben  unsere  Solidarität!  

Zur  Situation  der  Beschäftigten  der  insolventen  Drogeriemarkt -Kette  Schlecker  erklärt  der 

arbeitspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Wolfgang  Baasch:  

 

Die  Beschäftigten  bei  Schlecker  kämpfen  um  ihre  Arbeitsplätze.  30.000  Schlecker -Mitarbeite-

rinnen  bundesweit  und  hunderte  in  Schleswig -Holstein  bangen  um  ihre  Arbeitsplätze.  Die  In-

solv enz  haben  nicht  sie verschuldet,  sondern  die  Familie  Schlecker.  Deshalb  dürfen  die  Ver-

säumnisse  und  das  Versagen  der  Unternehmensführung  nicht  auf  dem  Rücken  der  Beschäftig-

ten  ausgetragen  werden.  Dagegen  wehren  sich  diese  zu Recht.  Die  SPD-Landtagsfraktion  un-

terstützt  sie in  ihrem  Kampf  um  den  Erhalt  ihrer  Arbeitsplätze.  

 

Den  Aktionen  der  Schlecker -Beschäftigten  am  morgigen  Internationalen  Frauentag  wünsche n 

wir  viel  Erfolg.  An der  Unterschriftenaktion  der  Gewerkschaft  verdi  zur  Solidarität  mit  den  Be-

schäft igten  bei  Schlecker  wird  sich  die  SPD-Landtagsfraktion  beteiligen.  
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Palme  Preis  2012  -  Laud atio  

Cord  Denker  stellt  die  Nominierten  vor  und  gibt  die  Gewinner  bekannt  Sehr  ge-

ehrte  Damen  und  Herren!  Das Olof -Palme -Kuratorium  feiert  heute  ein  Jubil äum:  Seit  25  

Jahren  beobachtet  und  ermutigt  dieses  Gremium  ehrenamtliche,  friedenspolitische  und  gesel l-

schaftsintegrative  Bestrebungen  in  Stormarn.  In  diesem  Jahr  lagen  11  Vorschläge  auf  dem  

Tisch  in  denen  Einzelpersonen  und  Gruppen  für  den  Olof -Palme -Frie denspreis  vorgeschlagen  

wurden.  

Ich  will  Ihnen  alle  11  Vorschläge  in  gebotener  Kürze  vor  Augen  führ en,  denn  diese  Veranstal-

tung  soll  ja  auch  eine  Informations -  und  Begegnungs -Börse  sein.  Versöhnung  mit  Polen  Die  Ar-

beit  des  Olof -Palme -Friedenspreis -Gremi ums  dringt  bereits  über  die  Stormarner  Grenzen  hin-

aus.  Im  Kreis  Herzogtum  Lauenburg  ist  der  ĂSchºnberger  Freundeskreis  Sieraków  e.V.ñ behei-

matet.  Viele  Vereinsmitglieder  kommen  aus  dem  Kreis  Stormarn.  Auch  dieses  Projekt  besteht  

seit  25  Jahren.  Diese  deuts ch-polnische  Verbindung  wurde  also  schon  vor  dem  Fall  der  Mauer  

angebahnt.  Sieraków  ist  eine  Kleinstad t  in  der  Nähe  von  Poznan  (Posen).  Der  Verein  bemüht  

sich  um  eine  bessere  Verständigung  zwischen  beiden  Völkern.  Neben  der  Hilfe  für  das  Kran-

kenhaus,  die  Schule  und  den  Kindergarten  geht  es dem  Verein  besonders  um  Jugend -Begeg-

nungen.  In  dieser  Zeit  haben  üb er  1000  deutsche  und  polnische  Jugendliche  die  Möglichkeit  

erhalten,  das  jeweils  andere  Land  kennen  zu lernen.  Es sind  viele  Freundschaften  über  die  

Grenz en hinweg  entstanden.  Wir  beglückwünschen  den  Kreis  Herzogtum  Lauenburg  zu dieser  

Versöhnungs - Initiati ve  und  versichern  dem  Schönberger  Freundeskreis  unsere  Sympathie:  Es 

wird  Zeit,  dass  auch  das  Herzogtum  Lauenburg  ein  Olof -Palme -Gremium  bekommt.  

www.scho enberg -sierakow.eu  Wer  ist  EfA? EfA haben  wir  bereits  vor  2 Jahren  kennen  gelernt.  

Die  hier  gemeinte  EfA schreibt  sich  allerdings  mit  Ăfñ. EfA:  ĂEssen für  Alleñ ï hinter  diesem  

Markenzeichen  verbirgt  sich  eine  Gruppe  von  etwa  20  ehrenamtl.  Menschen  in  Olde sloe.  EfA 

teilt  dreimal  in  der  Woche  (Di,  Do,  So!)  Mittagessen  an  Bedürftige  aus  und  tut  das  schon  sei t  

15  Jahren  im  Gemeindehaus  am  Kirchberg.  Das  Essen  wird  von  4 Oldesloer  Altersheimen  zur  

Verfügung  ges tellt.  EfA hat  natürlich  Ausstrahlung:  Auf  gleicher  Wellenlänge  sind  weitere  Pro-

jekte  entstanden,  z.B.  der  ĂLaden ohne  Kasseñ, eine  Oldesloer  Tafel,  die  Lebensmittel  vor  der  

Vernichtung  rettet  und  an  Bedürftige  verteilt,  pro  Ausgabetag  ca.  200  Menschen.  ï Ein 3.  Pro-

jekt  ist  der  ĂDrachenturmñ. Hier  gibt  es für  Kinder  und  Jugendliche  mit  Migrations -Hintergrund  

Bildungs -Angebote:  es wird  gemeinsam  gelernt  (Sc hularbeiten -Hilfe),  gespielt,  gekocht,  ge-

tobté Es gibt  regelmäßig:  Jugendtreffs,  Frauenfrühstück,  Sprac hkurse.  Der  Sprachunterricht  

wird  ehrenamtlich  durc hgeführt.  ï Die  ĂKleiderkisteñ ist  das  4.  und  jüngste  Projekt.  Etwa  25  

Ehrenamtliche  sortieren  und  ver teilen  gebrauchte  Bekleidung,  die  von  10  Sammelstellen  in  Bad  

OD angeliefert  wird.  Brauchbare  Bekleidun g,  die  nicht  beansprucht  wird,  wird  nach  Russland  

weitergeleitet.  Dieses  große  soziale  Netzwerk  wurde  1996  unter  der  Ägide  der  damaligen  Bür-

gerworthalter in  Ilse  Magdalene  Siebel  ins  Leben  gerufen.  Etwa  90  ehrenamtliche  Mitarbeiter  

und  Mitarbeiterinnen  trag en diese  Initiative.  Die  finanzielle  Basis  ist  durc h Spenden  gegeben;  

nur  beim  Drachenturm  gibt  es Kräfte,  die  zu 50%  von  der  Stadt  bezahlt  werden.  Vorsi tzende  

de Vereins  sind  derzeit:  Marion  Kattler -Vetter  und  Eckard  Harm.  Dieser  Vorschlag  wurde  von  

Ilse  Magdalene  Siebel  eingereicht,  abgekürzt:  iM Siebel.  Hätten  doch  alle  iMs so liebevoll  und  

wohlwollend  über  das  ĂLeben der  Anderenñ berichtet  ï was  wäre  das für  ein  Sozialismus  ge-

worden!  Bargteheide  bleibt  bunt  Bargteheide  war  schockiert,  als  im  Frühherbst  2009  wie  aus  

heiterem  Himmel  eine  Gruppe  von  Neo-Nazis im  Stadtbild  auftauchte  und  Aufmerksamkeit  be-

anspruchte.  Am  11.9.2009  kam  es zu einem  Übergriff  au f das  Autonome  Jugendhaus  Bargte-

heide.  Schlagartig  wurde  vielen  Bürgern  die  Gefahr  bewusst,  die  von  rec htsradikalen  Umtrie-

ben  ausgeht.  Und  es gründete  sich das  ĂAntirassistische Bündnis  Stormarnñ ARABUES 

(27.10.2009).  Dieses  Bündnis  ist  parteien -  und  organ isations -übergreifend.  Es wendet  sich  ge-

gen  jede  Form  von  Fremdenfeindlichkeit,  Antisemitismus  und  Rassismus.  Derartige  Tendenzen  

sind  mit  einer  tolerante n und  offenen  Gesellschaft  nicht  vereinbar:  Das  Bündnis  ist  ein  Netz-

werk,  an  dem  Parteien,  Organisatio nen,  Schulen  und  Kirchengemeinden  beteiligt  sind.  Es gibt  

ein  monatliches  Forum.  Es hat  sich  zum  Ziel  gesetzt,  durch  Vorträge,  Theaterstücke  und  Pro-

jektt age  aufzuklären  über  rechtsextreme  Tendenzen.  Man  will  klare  Zeichen  gegen  Faschismus  

und  Rassismus  in  Stormarn  setzen.  www.arabues.de  Mut  zum  Wagnis  der  Völkerverständigung  

Ich  habe  nun  über  einen  Vorgang  zu berichten,  den  es so in  unserer  25jährigen  Geschichte  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn


noch  nicht  gegeben  hat.:  Eine  Projekt -Gruppe  wird  vorgeschlagen  und  tritt  zugunsten  einer  

ander en  Gruppe  zurück.  Man  möchte  mit  diesem  Rücktritt  das  ĂAntirassistische Bündnis  ARA-

BUESñ in  Bargteheide  unterstützen.  Dieser  edle  Vorsatz  wurde  im  Freunde skreis  Beer  Yaakov  

erdacht.  Ich  habe  darüber  nachgedacht  und  bin  zu dem  Ergebnis  gekommen:  Rücktritt  kommt  

nicht  in  Frage,  zumal  der  Freundeskreis  über  die  Partnerschaft  mit  der  israelischen  Stadt  Beer  

Yaakov  hinaus  eine  Partnerschaft  mit  einer  palästinens ischen  Stadt  anstrebt.  Man  sei  gerade  in  

der  Phase des  vorsichtigen  Sondierens  und  hoffe,  im  nächsten  Jahr  dann  bereits  etwas  vorwei-

sen  zu können.  Ihr  lieben  bescheidenen  Friedenstauben,  wir  wollen  euch  bereits  in  diesem  Jahr  

mit  einem  donnernden  Applaus  Mut  machen  für  dieses  Wagnis  im  Sinne  Olof  Palmes.  Das ist  ja  

als  wolltet  Ihr  Wasser  und  Feuer  versöhne n,  oder  das  Dach  der  Elbphilharmonie  schließen.  

(Zuruf  von  Olaf  Scholz:  ĂNeun Monate!ñ) Und  unsere  Aufm erksamkeit  ist  euch  im  nächsten  

Jahr  gewiss.  http:/ /bo -by.blogspot.com/  http://jifna - jalazoun.blogspot.com/  Glinde  ist  bunt  ï 

nicht  braun  Die  Nation  ist  aufgeschreckt  worden  durch  die  Erkenntnis,  dass  Neo-Nazis  in  der  

Lage  sind,  eine  TerrorZelle  zu gründen . Glinde  wurde  aufgeschreckt  durch  die  Eröffnung  

(1 6.9.2011)  eines  der  Tönsberg -Läden,  über  die  rechtsradikale  Erkennungs -  und  Bekenntnis -

Klamotten  der  Marke  ĂTor Steinarñ vertrieben  werden.  Sofort  äußerte  sich  Protest  gegen  die-

sen  Laden.  Dieser  Protest  fo rmierte  sich  dann  zu einer  täglichen  Mahnwache,  zu Großdemonst-

rationen  und  zur  Gründung  der  Bürger - Initiative:  ĂGlinde gegen  rechtsñ. In  der  Folgezeit  gab 

und  gibt  es eine  Fülle  von  phantasievollen  Aktionen  alle  mit  dem  Ziel,  einzutreten  für  menschli-

che  Würde,  Gleichberechtigung,  Individualität,  Freiheit  und  Verantwortung.  Und  mit  dem  Ziel,  

aufzuklären  über  die  Gefahren  des  Nationalsozialismus.  Dieser  Prot est  führt  über  Partei -  und  

Konfessions -Grenzen  Menschen  zusammen  und  schafft  ein  neues  Klima  der  Aufmer ksamkeit  

und  Verantwortung.  Die  nächste  Großdemonst ration  ist  am  17.  März  ab 12.00  Uhr  am  Glinder  

Markt.  Dieses  Kuratorium,  das  den  Olof -Palme -Friedenspr eis  auslobt,  erkennt  in  eurem  Protest  

gegen  das  Neo-Nazi -Unwesen  die  Ideen  und  den  Geist  Olof  Palmes:  Alle  Menschen  brauchen  

eine  Gesellschaft,  in  der  sie  in  Würde  und  ohne  Angst  leben  können.  Wir  sind  solidarisch  mit  

der  Demonstration  von  Vernunft  und  Men schlichkeit  in  Bargteheide  und  in  Glinde.  

www.notonsberg.de.tl  Oikokredit  ï eine  Bank  steht  für  Gerecht igkeit  Oikokredit  ist  eine  von  A-

mersfoort  (Niederla nde)  aus  agierende,  weltweite  Entwicklungs -Genossenschaft,  die  seit  über  

35  Jahren  in  Entwicklungs -  un d Schwellen -Ländern  billige  Kredite  vergibt  und  den  Aufbau  von  

Kooperativen  und  Produktions -  und  Handel s-Strukturen  fördert.  Vielen  Menschen  wird  damit  

der Weg  in  die  wirtschaftliche  Eigenständigkeit  ermöglicht.  Ziel  ist  eine  gerechte,  partizipatori-

sche  un d zukunftsfähige  Gesellschaft  weltweit.  1979  hat  sich  in  Norddeutschland  ein  Förder-

verein  gebildet,  dessen  1700  Mitglieder  mit  einer  Einlage  von  20,6  Mill .  Euro  in  Oikokredit  in-

vestiert  haben.  Gerd  Ehlers  ist  der  Mensch,  der  sich  in  Reinbek  für  diese  Arbei t  einsetzt  und  als  

Anwärter  auf  den  Olof -Palme -Friedenspreis  vorgeschlagen  wurde.  Zu  der  Informations -  und  

Organisations -Arbeit  um  Oikokredit  kommt  in  Reinbek  noch  der  Eine -Welt -Laden  hinzu,  in  dem  

Produkte  der  geförderten  Entwicklungs -Gebiete  zu fairen  Preisen  verkauft  werden.  Die  Kirchen-

gemeinde  stellt  den  Raum  zu Verfügung,  ein  Team  um  Christiane  und  Gerd Ehlers  steht  im  

Eine -Welt -Laden  am  Täbyplatz  bere it.  Öffnungszeiten:  Mittwochs  und  sonnabends  von  9.30  ï 

12.30  Uhr.  Für  die  Kunden  gibt  es bei  einer  Tasse Tee oder  Kaffee,  die  Möglichkeit,  sich  zu in-

formieren  über  die  Produkte  und  die  Bedingungen  unter  denen  sie  hergestellt  werden.  Über-

schüsse  aus  dem  Verkauf  gehen  als  Spenden  an  eine  Kindertagesstätte  in  Argentinien.  Wir  

sind  gewiss,  dass  diese  Arbeit,  die  ihre  Wurzeln  im  Evangelium  hat,  auch  im  Sinne  von  Olof  

Palme  geschieht.  www.oikocredit.org/de  ĂDann gibt  es nur  eins,  sag  Nein!ñ (Wolfgang  Bor-

chert)  Rolf  von  Bockel,  der  in  Neumünster  einen  Verlag  unterhält,  hat  uns  auf  einen  Wissen-

schaftler  und  Schrif tsteller  aufmerksam  gemacht,  der  in  Stormarn  lebt  und  sich  hier  auch  frie-

denspolitisch  betätigt  u.a.  auch mit  Predigten  und  Vorträgen.  Sein  Name:  Dr.  Wolf gang  Beutin,  

Jahrgang  1934.  Wolfgang  Beutin  gehört  zu der  Generation  zu der  ich  mich  auch  zähle.  Wir  wa-

ren  damals,  als  der  Krieg  unsere  Städte  verwüstete,  noch  Kinder,  aber  haben  genug  von  dem  

Grauen  mitbe kommen.  Und  es sitzt  uns  bis  heute  in  den  Knochen.  W.  Beutin  hat  die  Bomben -

Angriffe  auf  Bremen  miterlebt.  Die  Familie  wurde  evakuiert  und  kam  1944  nach  Güstrow.  Die  

Erfahrung  von  Angst,  Vernichtung,  Not  und  Hunger  hat  ihn  geprägt  und  hat  ihn  zu einem  Geg-

ner  militärischer  Gewalt  gemacht.  Er hat  sich  der  Ostermarsch -Bewegung  angeschlossen.  Er 

war  als  Hochschullehrer  und  als  Schriftsteller  tätig  und  hat  imme r wieder  den  Friedensgedan-

ken  propagiert,  etwa  in  einem  Kompendium  von  Friedenstexten  zahlreicher  Schri ftsteller  mit  

dem  Titel  ĂFriedens-Erklªrungñ. Er ha t  dem  Friedens -Gedanken  in  der  deutschen  Literatur  

nachgespürt  und  die  diesbezüglichen  Äußerungen  bei  Immanuel  Kant,  Gotthold  Ephraim  Les-



sing,  Ernst  Barlach  und  Wolfgang  Borchert  hervor  gehoben.  Herr  v.  Bockel  hatte  seiner  Emp-

fehlung  eine  Geschichte  beigel egt,  die  mich  tief  beeindruckt  hat:  Bombenangriff,  Bunker -Situa-

tion,  ein  Mann,  der  selbst  schon  ein  Kr iegs -Wrack  ist  und  nichts  mehr  ausrichten  kann,  erlebt,  

wie  man  seine  Mutter  aus  den  Trümmern  heraushol t.  Aber  sie  ist  kein  Mensch  mehr,  das  Ge-

sicht  ist  ihr  weggerissen.  ï Deutlicher  und  dichter  kann  man  nicht  sagen,  was  Krieg  ist:  Ent-

menschlichung,  Ohnmac ht,  Sinnlosigkeit  bis  hin  zur  Verwüstung  der  SpracheéHerr Dr.  Beutin,  

wir  möchten  Sie heute  feiern  als  einen  streitbaren  und  konsequenten  Verfechter  der  Friedens -

Idee!  Hand  in  Hand  Eine  schwarze  und  eine  weiße  Hand  halten  beschützend  eine  Weltkugel.  In  

die sem  Symbol  drückt  sich  das  Programm  der  Oldesloer  Hilfsorganisation  ĂHand in  Hand  e.V.ñ 

aus.  Diese  Hilf sorganisation,  auf  die  uns  Herr  Hans  Peter  Weiss  (A hrensburg)  aufmerksam  ge-

macht  hat,  engagiert  sich  gezielt  für  Gesundheits -  und  Bildungsprojekte  z.B.  in Tansania  (Ba-

gamoyo),  Mexiko,  Südafrika,  Sri  Lanka.  Es wird  hier  eine  Friedens -Arbeit  ohne  lauten  Werb e-

Wirbel  und  ohne  großen  organisatorischen  Überbau  geleistet.  Und  es werden  nur  Projekte  ge-

fördert  zu denen  ein  persönlicher  Kontakt  besteht.  Humanitäre  Hilfe  dient  der  Völkerverständi-

gung,  und  der  gegenseitige  Austausch  von  Gedanken  bei  regelmäßigen  Besuc hen  ist  dem  Ver-

ein  genau  so wichtig  wie  die  finanzi elle  Unterstützung.  Hier  wird  also  Entwicklungs -Hilfe  mit  

Herz  betrieben.  Vorsitzende  des  Vereins  ist  Frau  Antje  Grimm.  www.worldhands.de  Ein inter-

kulturelles  Gartenprojekt  Wer  ein  Herz  für  Menschen  und  ein Gespür  dafür  hat,  dass  wir  Men-

schen,  gleich  welch er  Hautfarbe,  gleich  welcher  Kulturé dass  wir  Menschen  doch  alle  Kinder  

Gottes  sind  und  eigentlich  ins  Paradies  gehören,  hat  vielleicht  dann  eine  Vision,  wie  wir  alle  im  

Grünen  friedlich  miteinander  leben  könnten,  ohne  Zäune.  Da aber  so viele  Menschen  auf  die-

sem  Erdball  leben,  ist  der  Platz  knapp  geworden,  doch  für  Kleingärten  reicht  es immer  noch.  

Und  dan n hat  ein  Mensch  die  Idee,  ein  interkulturelles  Gartenprojekt  in  die  Wege  zu leiten:  

Jürgen  Martens  in  Ahrensburg.  Sein  Gartenprojekt  dient  der  friedliche n Kommunikation  von  

Menschen  aus  verschieden  Kulturkreisen  und  gleichzeitig  der  Begegnung  mit  einheimi schen  

Hobby -gärtnern:  Deutsche,  Türken,  Russen  und  Griechen  teilen  sich  im  Ahrensburger  Stadtteil  

Garte nholz  eine  Lauben -Kolonie.  Hier  können  Vorurteile  abgebaut  werden,  Menschen  können  

sich  hier  arbeitend  oder  feiernd  begegnen  und  voneinander  lernen.  Zeit ungen  und  sogar  der  

Rundfunk  haben  sich  mit  dieser  Initiative  beschäftigt  und  sie hervorgehoben.  Das Olof -Palme -

Gremium  war  entzückt  von  diesem  liebenswür digen  Projekt:  So charmant  kann  Integration  

sein,  wenn  man  fremden  Menschen  unter  uns  Heimat  gewährt.  Wir  gratulieren  Herrn  Jürgen  

Martens  zu dieser  Idee  und  dem  Projekt.  Wir  werden  es im  Auge  behalten  und  bitten,  uns  das  

Datum  für  den  ĂTag der  offenen  Pforteñ mitzuteilen.  Kultur  gegen  Gewalt  Kultur  gegen  Gewalt  

ist  das  Motto  dem  Prof.  Rolf  Bettaque  (90)  sein  sozialpolitisches  Engagement  widmet.  Seine  

Philosophie  lautet:  Wir  müssen  verhindern,  dass  sich  jun ge Leute  zu Gewalttätern  entwickeln.  

Wir  müssen  in  Schulen  und  Kindergärten  anfangen!  Aus dieser  Überzeugung  heraus  entwi-

ckelte  er  im  Laufe  der  Jahre  (se it  2003)  ein  breit  gefächertes  Programm:  Konflikt -  und  Media-

tions -Training  für  Lehrer  und  Schüler.  Der  Mord  an  einer  Ahrensburger  Lehrerin  durch  einen  

jun gen  Spätaussiedler  hat  die  Aufmerksamkeit  auf  den  Kreis  der  Russland -Deutschen  gerich-

tet.  Mit  Musikver anstaltungen,  Tanz  und  Breakdance  begegnet  der  Verein  ĂKontakt ï Initiative  

gegen  Sucht  und  Gewalt  in  Stormarnñ dem  Frust  und  dem  Nihilismus  vieler  Jugend licher,  die  

abseits  stehen  und  denen  es an  Anerkennung  mangelt.  Hausbesuche  und  Vier -Augen -Gesprä-

che  gehören  dazu,  ebenso  wie  Vorträge  und  Kamingespräche.  Mit  der  Förderung  des  Projektes  

ĂHaLTñ (Hart  am  Limit)  sucht  man  den  Kontakt  zu Jugendlichen,  die  sich durch  ĂKomasaufenñ 

hervorgetan  haben.  Seit  5 Jahren  gibt  es die  Lesepaten,  die  in  Schulen  und  Kinder gärten  ge-

hen  und  Kindern  helfen,  über  Liebe  zur  Muttersprache,  Sprachkompetenz  zu entwickeln.  In  der  

Weihnachtszeit  werden  Rezepte  gelesen  und  anschließen d wird  gebacken.  Der  Verein  ĂKontakt 

e.V.ñ ist  vernetzt  mit  einer  Reihe  anderer  Gremien,  die  in  Reinbe k von  sozialpolitischer  Rele-

vanz  sind.  Der  Verein  scheut  sich  nicht,  andere  Initiativen  mit  gleichen  Zielen  zu unterstützen.  

So wurden  Musikinstrumente  bereit  gestellt,  um  den  Aufbau  einer  Jugendband  in  Barsbüttel  zu 

fördern.  Und  es darf  natürlich  nicht  ve rgessen  werden,  dass  40  Ehrenamtliche  die  Arbeit  des  

Vereins  tragen.  Herr  Prof.  Bettaque,  Sie wurden  un s in  der  Empfehlung  als  der  ehemalige  Vor-

sitzende  und  jetzige  Ehrenvorsitzende,  als  die  Galions -Figur  dieser  bemerkenswerten  sozial -

integrativen  Bewegung  vorgestellt.  Ihnen  gilt  heute  unser  Dank.  Zweimal  wurden  Sie bereit  für  

den  Olof -Palme -Friedenspreis  vorgeschlagen,  heute  ist  es endlich  soweit,  mit  eine m  nachträgli-

chen  Glückwunsch  zum  Jubiläums -Geburtstag  ehren  wir  in  Ihnen  den  Verein  ĂKontakte e.V.ñ 

mi t  all  seinen  ehrenamtlichen  Mitgliedern.  Ein Haus  von  Frauen  (für  Menschen)  1988  wurde  

der  Verein  ĂFrauen helfen  Frauen  Stormarn  e.V.ñ gegründet.  Frau  Dag mar  Greiß  hat  diesen  

Verein  mitbegründet  und  ist  seit  1990  auch  hauptberuflich  bei  der  Betreuung  von  Frauen  und  



Mädchen  mit  Gewalt -Erfahrungen  tätig.  Ihr  Engagement  richtet  sich  gegen  Gewalt  und  sexuel-

len  Missbrauch  und  für  Integration  und  das  Bleiberecht  von  Frauen  aus  Kriegs -  und  Krisen -Ge-

bieten.  Frau  Greiß  ist  außerdem  Mitbegründerin  des  Vereins  ĂBELLA DONNA ï ein  Haus  von  

Frauen  e.V.ñ und  in  diesem  Verein  ist  sie  ehrenamtlich  tätig.  Die  Bella -Donna -Frau en verste-

hen  sich  als  eine  Gruppe,  die  für  eine  ger echtere  Gesellschaft  eintritt,  in  der  die  positiven  weib-

lichen  Anteile  (die  es ja  auch  bei  Männern  gib t)  eine  stärkere  Wertschätzung  erfahren.  Man  

hatte  die  Vision  von  einem  Ort,  an  den  gearbeitet,  gelernt , gegessen  und  getanzt  wirdé 2002  

wurde  ein  leer  st ehendes  Industrie -Gebäude  in  der  Bahnhofstr.  Für  diesen  Zweck  hergerichtet  

und  2003  eröffnet.  Um  auch  Behinderten  den  Zugang  zu ermöglichen  wurde  ein  Fahrstuhl  ein-

gebaut;  Dagmar  Greiß  begab  sich  auf  Wander tour  durch  Stormarn,  um  noch  fehlendes  Geld  

einzuwe rben.  2004  wurde  ein  Restaurant  eröffnet:  ĂBELLAS Kochsalonñ Es entstanden  Arbeits-

plätze  und  Ausbildun gsmöglichkeiten.  Das Haus  bietet  einen  beachtlich  breiten  Fächer  von  Er-

werbs - , Begegnungs -  und  Beratung s-Möglichkeiten  und  kulturellen  Veranstaltungen,  wi e Vor-

träge  oder  Lesungen.  -  500.000  Frauen  werden  jährlich  in  Europa  zu illegalen  Tätigkeiten,  zur  

Ehe oder  zur  Prostitution  gezwungen.  Eine  Ausstellung  im  Bella -Donna -Haus  2006  zeigte,  wel-

che  Dimensionen  das  Geschäft  mit  der  ĂWare Frauñ angenommen  hat  und  welches  Martyrium  

junge  Frauen  (häufig  aus  Ost -Europa)  erwartet,  wenn  sie auf  die  Verlockungen  der  ĂVermittlerñ 

eingehen.  Im  Bella -Donna -Haus  versteht  man  auch,  Feste  zu feiern.  Die  eher  osteuropäische  

Tradition,  den  8.  März  als  Frauentag  zu begehen,  ist  hier  aufgegriffen  worden:  Dieser  Tag führt  

Frauen  aus  verschiedenen  Kulturkreisen  zusammen,  Musik  und  Tanz  gehören  dazu.  Ganz  wich-

tig  ist  in  diesem  Zusammenhang  die  Interkulturelle  Woche  in  Bad  Oldesloe,  die weite  Kreise  

zieht  bis  in  die  Schulen  hinein.  Es wäre  sicherlich  noch  viel  zu berichten  aus  der  Erfolgs -Ge-

schichte  des  Bella -Donna -Hauses.  Meine  viel  zu kurze  Darstellung  muss  genügen  als  Begrün-

dung  vor  der  hier  versammelten  Öffentlichkeit,  dass  das  Olof-Palme -Gremium  Ihnen,  Frau  

Greiß  und  Ihren  Mitstre iterinnen  die  erste  Position  unter  allen  Vorgeschlagenen  eingeräumt  hat  

ï mit  gewissen  praktischen  Kon sequenzen,  wie  Sie gleich  sehen  werden.  Wir  danken  Ihnen  al-

len  für  Ihren  Einsatz  für  eine  menschlichere  Gesellschaft!  www.frauenhelfenfrauenstormarn.de  

ww w.bella -donna -haus.de  Ich  möchte  mich  zum  Schluss  noch  bedanken  bei  allen  unseren  iMs,  

den  ĂInformations ïMüttern  und  ïMªnnerñ für  die  guten  Vorlagen,  die  es uns  im  Gremium  

zwar  nicht  leichter  gemacht  habe n,  eine  Entscheidung  zu treffen,  die  uns  aber  ein  buntes  und  

lebendiges  Bild  von  den  vielen  friedenspolitischen  Aktivitäten  in  unserem  Kreis  vermittelt  ha-

ben.  Ich  bedanke  mich  auch  bei  der  Presse,  die  immer  wieder  detailliert  über  diese  Aktivitäten  

bericht et.  Cord  Denker,  28.  2.  2012  

Keine  Kommentare  
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Unterstützung  zum  Internationalen  Frauentag  

Der  SPD Landtagskandi dat  und  Kreisvorsitzender  Ralf  Wrobel  unterst ützte  in  seiner  Eigenschaft  

als  stellvertretender  ver.di  Bezirksvorsitzender  vom  ver.di  Bezirk  SH Nord ost  dabei  kräftig  die  

Aktion  des  ver.di  Ortsvereins.  

Bei  schönstem  Sonnenwetter  war  der  Ortsverein  

der  verei nten  Dienstleistungsgewerkschaft  (ver.di)  

Kapp eln  in  der  Ladenstraße  der  Stadt  Kappeln  mit  

einem  Informationsstand  vertreten.  Neben  informa-

tiven  Mat eri alien  über  den  101.  Jahrestag  des  Inter-

nati onalen  Frauentages  ver teilten  die  Männer  des  

Ortsvereins  Rosen  an  die  Frauen  und  führten  inten-

sive  Gespräche . 

 

Nach  101  Jahren  ist  es ein  Skandal,  dass  immer  

noch  darauf  hingewiesen  werden  muss,  dass  Frauen  

um  einen  gleichen  Lohn  für  gleiche  und  gleichwer-

tige  Arbeit  immer  noch  kämpfen  müs sen.  

 

https://www.spd-net-sh.de/sl/wrobel


In  Schleswig -Holstein  verdienten  beispielsweise  vollbeschäftigte  Arbe itnehmerinnen  rund  18  

Prozent  weniger  als  ihre  männlichen  Kollegen.  Deshalb  werden  ver.di  Frauen  jewei ls ein  

Schlusslicht  an  den  Schleswig -Holsteiner  Ministerpräsidenten  am  23.  März  2012  um  14.30  Uhr  

ein  Schlus slicht  überreichen.  Über  40  Prozent  aller  voll beschäftigten  Frauen  in  S-H sind  im  

Nied riglohnsektor  prekär  beschäftigt.  Schleswig -Holstein  liegt  im  Bundesvergleich  bundesweit  

damit  auf  dem  letzten  Platz!  

 

Foto:  Anne  Marxen  
Keine  Kommentare  
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Oberlehrerin  Schavan  lässt  de  Ja ger  in  der  Ecke  stehen!  

 

Zu  den  Äußerungen  von  Bundesbildungsministerin  Annette  Schavan  zur  Kooperation  von  Bund  

und  Lände rn  im  Schulbereich  erklärt  der  bi ldungspoliti sche  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  

Martin  Habersaat:  

 

Die  Bundesbildungsministerin  hat  heute  erneut  klarge-

macht,  dass  CDU und  FDP das  Kooperationsverbot  zwi-

schen  Bund  und  Ländern  im  Schulbereich  uneinge-

schr änkt  beibehalten  

wollen.  

 

 

Der  Bund  wird  damit  künftig  keine  Sonderprogramme  

auflegen  können,  mit  denen  -  z.B.  beim  weiteren  Ausbau  

der  Ganztagsschulen  -  die  Einheitlichkeit  der  Lebensver-

hältnisse  in  ganz  Deutschl and  auch  im  zentralen  Bil-

dungsbereich  herge stellt  werden  kann.  

 

Das ist  ein  weiterer  Beleg  dafür,  dass  die  scheidende  CDU-FDP-Koalition  in  Schleswig -Holstein  

auf  Bundesebene  nicht  einmal  mehr  zur  Kenntnis  genommen  wird.  Trotz  eines  einstimmigen  

Landtagsbes chlusses  zur  Aufhebung  des  Kooperationsverb otes  schickt  die  Oberlehrerin  der  Na-

tion  Jost  de Jager  wie  einen  kleinen  Jungen  in  die  Ecke.  

 

Wir  wollen  hoffen,  dass  diese  Absage  nicht  die  Rache  für  den  verschobenen  Lübecker  Ehren-

doktor  für  Frau  Schavan  ist!  
Ke ine  Kommentare  
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Neue  Lehrerausbildung  braucht  das  Land  

 

Zur  heutigen  Pressekonferenz  des  Philol ogenverbandes  Sch leswig -Holstein  erklärt  der  bil-

dungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Mar tin  Habersaat:  

 

Der  Philologenverband  Schleswig -Holstein  sieht  seine  Existenzberechtigung  offenbar  darin,  vor  

jeder  Landtagswahl  mit  wilden  Attacken  auf  die SPD Flankensch utz  für  konservative  Bildungs-

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


politik  zu leisten.  Für  eine  Organisation,  die  eigentlich  die  Interessen  der  Lehrer_innen  vertre-

ten  sollte,  ist  das  ein  etwas  schmales  Angebot.  

 

Fakt  ist:  In  keinem  Land,  das  Stufenlehrer  ausbildet,  

wurden  bisher  die  Gymnasien  abgeschafft,  Fakt  ist  auch:  

Die  Lehrerausbildung  muss  besser  werden.  Wir  brauchen  

mehr  Praxis,  mehr  Pädagogik,  mehr  Inklusion.  

 

Immerhin  hat  sogar  der  Philologenverband  mittlerweile  

eingesehen,  dass  eine  neue  Schulstruktur,  wie  wir  sie 

je tzt  seit  fünf  Jahr en  haben,  auch  Auswirku ngen  auf  die  

Lehrerbildung  haben  muss.  Nur  für  die  Gymnasien  soll  

sich  absolut  nichts  ändern  dürfen.  Dass  dies  ein  Irr-

glaube  ist,  weiß  ich  selbst  als  Gymnasiallehrer  am  bes-

ten.  Die  Aufgabe  jedes  Lehrers  an  allen  Schulen  ist  es,  

Schül er  zu unterrichten  und  zu erziehen,  nicht  aber,  sie 

ausschließlich  auf  das  Studium  vorzubereiten.  Pädagogik  und  Fachlichkeit  bedingen  deshalb  ei-

nander.  Deswegen  wird  nach  einem  Regierungswechsel  die  Reform  der  Lehrerbildung  ganz  

vorn  auf  der  Agenda  stehen.  

 

Wenn  sowohl  die  Gymna sien  als  auch  die  Gemeinschaftsschulen  (sowie  die  beruflichen  Gymna-

sien)  den  gymnasialen  Bildungsweg  zum  Abitur  anbieten,  gibt  es aus  unserer  Sicht  keinen  

Grund,  warum  die  Ausbildung  der  angehenden  Lehrer  an  den  Gem einschaftsschulen  und  den  

Gymnasien  im  Curriculum  und  nach  dem  Hochschulort  getrennt  werden  sollte.  

 

Die  demnächst  anstehenden  Entscheidungen  wird  die  künftige  Landesregierung  nicht  am  grü-

nen  Tisch,  sondern  im  engen  Zusammenwirken  mit  den  beiden  lehrerbild enden  Universitäte n 

treffen.  Der  Philolog enverband  wäre  gut  beraten,  seinen  fundamentalistischen  Bunker  zu ver-

lassen  und  einen  konstruktiven  Beitrag  zu diesem  Dialog  zu leisten.  
Keine  Kommentare  
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Neuregelegung  der  Straßenausbaubeiträge  

Mehraufwand  für  die  Kommunen  sowie  Mehrbelastung  für  Mieter  und  Eigentümer  

ĂDa hat  Herr  von  Abercron  wohl  nicht  ganz  verstan den,  was  der  Landtag  beschlossen  hat! ñ. Mit  

diesen  Worten  kommentiert  die  SPD-Landtagskandidatin  Beate  Raudies  die  Aussagen  des  CDU-

Landtagsabgeordneten  Dr.  Michael  von  Abercron  zur  Änderung  der  Abrechnungsgrundlagen  

beim  Straßenausbau.  

Abercron  hatte  erkl ärt,  die  neue  Rechtslage  führe  zu ein er  Stärkung  der  kommunalen  Selbst-

verwaltung  und  mehr  Entscheidungsfreiheit  für  die  Kommunen.  Dem  widerspricht  Raudies,  die  

auch  Fraktionsvorsitzende  in  Elmshorn  ist,  vehement:  ĂTatsªchlich gibt  es diese  Entschei-

dungsfre iheit  nicht.ñ Kommunen,  die  in  ihrer  Haushaltsplanung  einen  Fehlbedarf  ausweisen  

oder  den  Bau  von  Straßen  über  Kredite  finanzieren,  werden  vom  Innenminister  in  die  Pflicht  

genommen,  Straßenausbaubeiträge  zu erheben.  ĂFalls Elmshorn  die  Konsolidierungshilfe  des  

Landes  ï den  so genannten  Rettun gsschirm  ï in  Anspruch  nehmen  möchte,  verpflichtet  uns  

der  Richtlinienentwurf  zur  Ausschöpfung  aller  Einnahmequellen  und  nennt  dabei  ausdrücklich  

die  Beitrªgeñ, so Beate  Raudies.  ĂEs ist  ein  völlig  falsches  Signal,  wenn  das  Land  den  Eindruck  

erweckt,  die  Kommunen  könnten  auch  noch  auf  Einnahmen  verzichten.ñ 

Auch  das  System  der  wiederkehrenden  Beiträge  lehnt  Beate  Raudies  ab.  ĂWo bleibt  denn  die  

Gerechtigkeit,  wenn  alle  zahlen,  aber  nur  wenige  von  einer  Leistung  profitier en?ñ fragt  Rau-

dies.  Diejenigen,  die  in den  letzten  Jahren  Straßenbaubeiträge  gezahlt  haben,  würden  so er-

neut  zur  Kasse  gebeten.  Außerdem  bringt  dieses  Verfahren  für  die  Verwaltung  einen  erhebli-

chen  Mehraufwand  mit  sich  ï auf  diesen  Kosten  bleiben  die  Kommu nen  dann  sitze n.  Ungeklärt  

ist  auch  die Frage,  ob  die  wiederkehrenden  Beiträge  nicht  als  Betriebskosten  auf  die  Mieter  ab-

gewälzt  werden  können.  Beate  Raudies:  ĂWarum verabschiedet  der  Landtag  ein  Gesetz,  das  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies


sogar  von  Städteverband  und  Landkreistag  abgeleh nt  wird?  Wir  brauchen  endlich  wieder  einen  

partnerschaftlichen  Umgang  zwischen  Land  und  Kommunen  und  keine  Entscheidungen  nach  

Gutsherrenart!ñ 
Keine  Kommentare  
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Neuregelegung  der  Straßenausbaubeiträge  

Mehraufwand  für  die  Kommunen  |  Mehrbelastung  für  Mieter  und  Eigentümer  

 

 

ĂDa hat  Herr  von  Abercron  wohl  nicht  ganz  verstanden,  was  der  Landtag  besch lossen  hat! ñ. Mit  

diesen  Worten  kommentiert  die  SPD-Landtagskandidatin  Beate  Raudies  die  Aussagen  des  CDU-

Landtagsabgeordneten  Dr.  Michael  von  Abercron  zur  Änderung  der  Abrechnungsgrundlagen  

beim  Straßenausbau.  

 

Abercron  hatte  erklärt,  die  neue  Rechtslage  führe  zu einer  Stärkung  der  kommunalen  Selbs t-

verwaltung  und  mehr  Entscheidungsfreiheit  für  die  Kommunen.  Dem  widerspricht  Raudies,  die  

auch  Fraktionsvorsitzende  in  Elmshorn  ist,  vehement:  ĂTatsªchlich gibt  es diese  Entschei-

dungsfreiheit  nicht.ñ Kommunen,  die in  ihrer  Haushaltsplanung  einen  Fehlbedar f ausweisen  

oder  den  Bau  von  Straßen  über  Kredite  finanzieren,  werden  vom  Innenminister  in  die  Pflicht  

genommen,  Straßenausbaubeiträge  zu erheben.  

 

ĂFalls Elmshorn  die  Konsolidierungshilfe  des  Landes  ï den  so gen annten  Rett ungsschirm  ï in  

Anspruch  nehmen  m öchte,  verpflichtet  uns  der  Richtlinienentwurf  zur  Ausschöpfung  aller  Ein-

nahmequellen  und  nennt  dabei  ausdrücklich  die  Beitrªgeñ, so Beate  Raudies.  ĂEs ist  ein  völlig  

falsches  Signal,  wenn  das  Land  den  Eindruck  erweckt,  die  Kommunen  könnten  auch  noch  auf  

Einnahmen  verzichten.ñ 

 

Auch  das  System  der  wiederkehrenden  Beiträge  lehnt  Beate  Raudies  ab.  ĂWo bleibt  denn  die  

Gerechtigkeit,  wenn  alle  zahlen,  aber  nur  wenige  von  einer  Leistung  profitieren?ñ fragt  Rau-

dies.  Die jenigen,  di e in  den  letzten  Jahren  Straßenba ubeiträge  gezahlt  haben,  würden  so er-

neut  zur  Kasse  gebeten.  Außerdem  bringt  dieses  Verfahren  für  die  Verwaltung  einen  erhebli-

chen  Mehraufwand  mit  sich  ï auf  diesen  Kosten  bleiben  die  Kommunen  dann  sitzen.  

 

Ungek lärt  ist  auch die  Frage,  ob  die  wiederkehren den  Beiträge  nicht  als  Betriebskosten  auf  die  

Mieter  abgewälzt  werden  können.  Beate  Raudies:  ĂWarum verabschiedet  der  Landtag  ein  Ge-

setz,  das  sogar  von  Städteverband  und  Landkreistag  abgelehnt  wird?  Wir  brauchen  endlich  

wie der  einen  partnerschaftlichen  Umg ang  zwischen  Land  und  Kommunen  und  keine  Entschei-

dungen  nach  Gutsherrenart!ñ 

 

Kommentar  von  Knut  Grote  vom  11.03.2012,  12:53  Uhr:  

RE:  Neuregelegung  der  Straßenausbaube iträge  

Sehr  geehrte  Frau  Raudies,  ich  wohne  in  Glinde  Sandweg  16  und  bin  betroffener  der  Glinder  

Straßenausbausatzung.  Im  Feb.  2005  wurden  diese  von  den  Politikern  beschlossen  und  schon  

zwei  Monate  später  in  unserer  Straße  angewandt.  Die  Anwohner  hatten  sich zusammen  ge-

schlossen  um  sich  gegen  die  Kosten,  2000  bis  30  000  ú. zu wehren,  ohne  Erfolg.  Unsere  

Straße  wird  durch  zwei  Buslinien,  LKW`s  und  PKW`s  durchfahren.Wir  haben  an  zwei  verschie-

denen  Tagen  ganztägige  Verkehrszählungen  gemacht.  Dabei  kam  heraus,  das  die  Anl iegernut-

zung,  die  die  Straße  bela stet  und  letztlich  zerstört,  nur  bei  0,25%  liegt.  Diese  Berechnung  

wurde  von  der  Stadt  Glinde  nie  angezweifelt.  Nach  Berechnungen  anerkannter  Fachleute  und  

Universitäten  liegt  die  Zerstörungskraft  bei  einer  Durch fahrt  eines  Gelenkbusses  bei  100  000,  

bei  einem  normalem  Bus und  LKW bis  zu 50  000  fach.  Ohne  unsere  Straße  kommen  Glinder  

Bürger  nicht  zur  Schule,in  den  Kindergarten,  zum  Friedhof,  in  das  Stadtzentrum,  usw.  In  Fach-

büchern  von  Rechtswissenschaftlern,  (ehem alige  Bunde srichter)  werden  diese  Straßenaus bau-

satzungen  stark  angezweifelt.  Nur  wir  hätten  das  Geld  nie  gehabt,  um  bis  dort  hin  zu klagen.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
mailto:knutgrote@versanet.de


Ihr  obiger  Satz,"Wo  bleibt  denn  die  Gerechtigkeit,  wenn  alle  zahlen  aber  nur  wenige  von  einer  

Leistung  profitieren",  zeugt  deut lich  davon,  dass  Sie  keine  Sachke nntnisse  haben.  Auch  der  

Satz,  "  Diejenigen,  die  in  den  letzten  Jahren  Straßenausbaubeiträge  gezahlt  haben,  würden  er-

neut  zur  Kasse  gebeten",  lass  ich  so nicht  stehen.  Fehler  passieren  überall,  auch  in  der  Politi k.  

Das wich tige  daran  ist,  dass  man  ihn  erke nnt  und  korrigiert.  Dieses  mal  hat  es uns  eben  leider  

im  Sandweg  getroffen.  Das erträgt  man  noch  leichter,  wenn  trotzdem  Gerechtigkeit  einkehrt  

und  die  Straßen  gerechter  weise  über  Steuern  finanziert  werden.  Wenn  man  will,  könnte  man  

sogar  bei  den  Bürgern,  die  schon  Straßenausbaubeiträge  gezahlt  haben,  die  Steuer  für  z.B.  20  

Jahre  aussetzen.  Vielleicht  können  diese  wenigen  Zeilen  Ihr  Bild  über  Gerechtigkeit  korrigieren,  

sonst  hätte  ich  noch  8 Din.A  4 Seiten  geschr iebenes.  Mit  freundlichen  Grüßen  Knut  Grote  
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Aufruf  zur  Anti - Atomkraft - Kundgebung  in  Brokdorf  

Die  SPD ruft  alle  Bürge rinnen  und  Bürger  auf,  den  Initia tiven  am  11.03.  den  

Rücken  zu stärken  und  sich  an  der  friedlichen  Umzingelung  des  Kernkraft-

werkes  Brokdorf  zu beteiligen.  Der  SPD-Ortsverein  Wilster  bietet  eine  Fahr-

radtour  vom  Marktplatz  in  Wilster  nach  Brokdorf  an.  Start  am  Sonntag  ist  um  

10:30  Uhr.  

Eine  direkte  Anreise  zum  Kernkraftwerk  ist  auch  möglich.  Treffpunkt  ist  hier  

um  11:30  Uhr  am  Gedenkstein  in  Brokdorf.  Der  SPD-Spitzenkandidat  Torsten  

Albig  wird  ebenfalls  vor  Ort  sein.  

Die  aktuellen  Berichte  um  die  gefundenen  Rostfässer  mit  Atommüll  in  Bruns-

bü ttel  machen  deutlich,  dass  die  Atompolitik  gescheitert  ist.  Der  Betreiber  

Vattenfall  hat  einmal  mehr  bewiesen,  dass  er  die  Sicherheit  bei  den  eigenen  

Kraftwerken  nicht  ausreichend  sicherstellt.  Und  die  Atomaufsic ht  in  Kiel  hat  unter  der  aktuellen  

Regierung  mal  wieder  Informationen  fast  zwei  Monate  zurückgehalten.  

Der  Fund  zeigt  aber  noch  etwas  anderes  auf:  Die  Lagerung  des  strahlenden  Mülls  ist  weiterhin  

ungeklärt.  Viele  Behälter  lagern  auf  dem  Gelände  der  Kraftwe rke.  Diese  sind  als  Zwischenlager  

meist  völl ig  ungeeignet  und  ein  Endlager  gibt  es überhaupt  nicht.  

Was Atomkraftwerke  auslösen  können,  haben  Tschernobyl  und  Fukushima  deutlich  gezeigt.  Am  

Sonntag  jährt  sich  die  Katastrophe  von  Fukushima  zum  ersten  Mal.  Es ist  richti g innezuhalten  

und  der  Opfer  der  Erdbeben -  und  Tsunamikatastrophe  zu gedenken.  Es ist  aber  auch  richtig  

und  notwendig  ein  Zeichen  zu setzen,  damit  die  Energiewende  und  der  Ausstieg  aus  der  Atom-

energie  auch  vollzogen  werden.  Die  SPD ist  Garant  fü r den  Ausst ieg  und  die  Energiewende.  Die  

CDU verlängert  Laufzeiten  und  verkürzt  je  nach  Windrichtung.  In  der  Steinburger  CDU finden  

sich  die  vehementesten  Verfechter  der  Atomkraft.  Diese  wollten  bis  vor  kurzem  noch  neue  

Kraftwerke  bauen.  Es ist  wieder  Zeit  ein  Zeiche n gegen  derartige  Irrwege  zu setz en!  

 

Friedlich  und  fröhlich,  aber  konsequent  in  der  Sache!  Wir  brauchen  Neue  Energie  

statt  Atommüll  in  rostigen  Behältern!  
Keine  Kommentare  
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Rostfässer  bestätigen  Notwendigkeit  des  Atomausstiegs  

Zur  Information  über  korrodierte  Atommüllfässer  im  AKW Brunsbüttel  durch  Minister  Schmal-

fuß  erklärt  der  energiepolitische  Spre cher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Olaf  Schulze:  

Die  Entdeckung  von  korrodierten  Stahlblechfässern  in  einer  unterirdischen  Kaverne  im  Atom-

kraftwerk  Brunsbüttel  bestätigt,  dass  auch  die  sogenannte  friedliche  Nut zung  der  Atomenergie  

gefährlich  ist.  

https://www.spd-net-sh.de/stein/bolln
https://www.spd-net-sh.de/ufo


Und  zwar  auch  noch  lange  nac h der  eigentlichen  Stromprodu ktion;  deshalb  bleibt  sie  ein  hohes  

Risiko  auch  für  nachfolgende  Generationen.  

 

Auch  wenn  in  Brunsbüttel  keine  Radioaktivität  ausgetreten  ist  und  die  Atom-

aufsicht  nach  Entdeckung  dieser  Fässer  sofort  Maßnahmen  ergriffen  hat,  die 

die  Gefahr  austretender  Radioaktivität  minimieren  sollen,  bleibt  wie  nach  

den  zahllosen  anderen  Störfällen  ein  ungutes  Gefühl.  

 

Vor  allem  stellen  sich  zwei  Fragen:  Warum  hat  der  Betreiber  Vattenfall  es 

nicht  für  nötig  befunden,  nach  allen  Beteuerungen  über  bessere  Kommuni-

kation  und  Information,  dieses  doch  nicht  gerade  harmlose  Ereignis  unver-

züglich  der  Atomaufsicht  zu melden?  Dieses  Verhalten  zeigt  erneut,  wie  we-

nig  Vattenfall  für  den  Betrieb  eines  AKWs geeignet  ist.  Transparenz  sieht  

ande rs  aus.  

 

Aber  warum  wird  die  Öffentlichkeit  von  der  Atomaufsicht  erst  zwei  Monate  nach  Entdeckung  

des  Vorfalls  ï und  dann  in  einer  Hals  über  Kopf  einberufenen  Pressekonferenz  ï informiert?  

Dies  hätte  ï samt  der  Information  über  die  vom  Betreiber  eingeforde rten  Maßnahmen  ï deut-

lich  früher  passieren  sollen.  

 

Für  uns  bestätigt  sich  erneut:  Es war  richtig,  dass  die  SPD seit  den  80er  Jahren  auf  die  Gefah-

ren  der  Atomenergie  hingewiesen  und  den  Ausstieg  nach  der  Regierungsübernahme  im  Bund  

im  Jahr  2000  endlich  auf  den  Weg  gebra cht  hat.  

Es zeigt  sich,  dass  wir  uns  mit  dem  Erbe  einer  falschen  Energiepolitik,  die  viel  zu lange  auf  

Atomenergie  setzte,  noch  lange  werden  befassen  müssen.  

Wir  werden  die  Energiewende  nachdrücklich  vorantreiben  und  eine  Rückkehr  zur  Atomene rgie  

nicht  zul assen.  Und  wir  werden  uns  für  präzisere  und  strengere  Sicherheitsvorschriften  und  

ihre  Kontrolle  für  den  Restbetrieb,  die  Stilllegung  und  die  Lagerung  von  Atommüll  einsetzen.  

 
Keine  Kommentare  
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Allianz  für  Norddeutschland  

Zwei  Jahre  hat  die  Enquete -Kommission  ĂNorddeutsche Zusammenarbeitñ getagt.  Nun  wurde  

der  Abschlussbericht  vorgestellt.  Ich  habe  in  dieser  Kommission  mitgea rbeitet  und  komme  zu 

dem  Ergebnis:  

 

Gerade  die  Metropolregion  Hamburg  kann  von  einer  engeren  Zusammenarbeit  mit  unseren  

norddeutschen  Nachbarn,  vor  allem  mit  Hamburg,  profitieren.  

 

Einerseits  würde  diese  Zusammenarbeit  den  Fokus  st ärker  auf  Stormarn  und  das Herzogtum  

Lauenburg  legen,  die  von  Kiel  aus  zuweilen  als  ĂRandgebietñ wahrgenommen  werden.  Anderer-

seits  sind  konkrete  Verbesserungen  möglich:  

 

Weg  mit  dem  Gastschulabkommen.  

Stattdessen  brauchen  wir  eine  freie  Schulwahl  über  Län-

dergrenzen  hinweg  und  eine  gemein same  Schulentwick-

lungsplanung.  

 

Weg  mit  dem  Konkurrenzdenken.  

Die  Einrichtung  gemeinsamer  Gewerbegebiete  kann  den  

Wettbewerb  um  Unternehmen  und  Inv esti tionen  in  kon-

struktive  Bahnen  lenken.  Das  wird  kein  leichtes  Unter-

fangen  ï doch  die  WAS Stor marn  (Wirtschafts -  und  Auf-

baugesellschaft)  könnte  es schaffen.  Deren  Geschäfts-

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


führer  Norbert  Leinius  skizzierte  in  der  Enquete -Kommission  entsprechende  Ideen.  

 

Weg  mit  der  Unverbindlichkeit.  

Die  SPD setzt  sich  dafür  ein,  die  Zusammenarbe it  auf  Dauer  anzulegen  un d zu institutionalisie-

ren.  Der  beste  Weg  dazu  wäre  

ein  gemeinsamer  Ausschuss  der  beiden  Landesparlamente.  Gute  Nachbarschaft  und  kluges  

Handeln  im  Interes se der  Menschen  sind  gefragt.  Mehr  Zusammenarbeit  ist  immer  richtig.  Und  

imme r schwer.  Das Mittelzent rum  Reinbek -Glinde -  

Wentorf  weiß  ein  Lied  davon  zu singené 

 

Martin  Habersaat  
Keine  Kommentare  
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Ein  Ja hr  nach  Fukushima  -  Einladung  zur  Diskussion  

Beate  Raudies  lädt  zur  Infoveranstaltung  am  12.  März  2012  

ein.  

Wie  ist  der  Stand  bei  der  Energiewende?  Welch e nächsten  

wichtigen  Schritte  müssen  in  Land  und  Bund  gegangen  wer-

den?  Und  was  können  wir  vor  Ort  tun,  um  Atomausstieg  und  

Klimaschutz  voran  zu bringen?  Über  diese  Fragen  möchten  

die  Elmshorner  Sozialdemokraten  mit  den  Bürgern  diskutie-

ren.  

 

Zum  Mitdiskutei ren  eingeladen  sind  der  stellvertretende  um-

weltpolitische  Sprecher  der  SPD-Bundes tagsfraktion,  Frank  

Schwabe,  der  Uetersener  Stadtwerkegeschäftsführer  Manf-

red  Tietje  und  ein  Vertreter  des  schleswig -holsteinischen  

Nabu.  Außerdem  dabei:  Ernst  Dieter  Rossmann , SPD-Bun-

destagsabgeordneter  für  den  Kreis  Pinneberg,  SPD-Kreis-

chef  Hannes  Birke  und  die  SPD-Landtagsk andidatin  Beate  

Raudies.  

 

Beginn  der  Veranstaltung  am  Montag,  12.  März,  ist  

um  19.30  Uhr  in  der  Gaststätte  "Im  Winkel",  Langen-

moor  45,  Elmshorn.  

 

Statemen t  von  Beate  Raudies:  

 

Am  11.  März  2011  explodierte  im  japanischen  Atomkraftwerk  Fukushima  der  Reaktor.  Ich  saß 

entsetzt  vor  dem  Fernseher,  wartete  auf  die  neuesten  Nachrichten.  Sollte  es wahr  sein?  War  es 

Ănurñ 25  Jahre  nach  dem  Unfall  im  weißrussischen  Tschernobyl  wieder  soweit?  Hatten  wir  da-

mals  noch  geglaubt,  die  rückständige  Sowjet -Technik  sei  schuld,  so mussten  wir  jetzt  lernen,  

dass  auch  im  Hochtechnologieland  Japan  das  ĂRestrisikoñ nicht  beherrschbar  ist.  

Vielmehr  wurde  deutlich:  Das Betreiben  von  At omkraftwerken  stellt  die  Menschheit  vor  unlös-

bare  und  existenzbedrohende  Aufgaben . 

 

Aber  ich  war  auch  froh,  dass  meine  Partei,  die  SPD, sich  eindeutig  zum  Atomausstieg  bekennt.  

Angesichts  der  Katastrophe  von  Fukushima  änderte  nun  endlich  auch  die  Regierung  Merkel  ihre  

Meinung  und  erklärte  die  Energiewende.  

 

Mit  Leben  gefüllt  hat  die  Bundesregierung  diese  Energiewende  bisher  allerdings  nicht.  Mehr  als  

die  Hälfte  der  ursprünglichen  Atomkraftwerke  in  Deutschland  sind  noch  in  Betrieb,  und  auch  

die  Endlagerfrage  ist  noch  immer  ungelöst.  

 

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies


Die  SPD Schleswig -Holstein  will  den  Ausstieg  aus  der  Atomkraft,  für  den  wir  seit  Anfang  der  

80er  Jahre  kämpfen,  durch  den  Aufbau  einer  nachhaltigen  Energieversorgung  mit  Energieein-

sparung,  Energieeffizienz  und  erneuerbaren  Energi en  beschleunigen.  Zudem  fordern  wir  den  

schnellstmöglichen  Rückbau  der  AKW.  

 

Die  Strom -  und  Wärmeerzeu gung  aus  fossilen  Energieträgern  muss  bis  zur  Mitte  des  Jahrhun-

derts  durch  neue  Energien  wie  Wind,  Sonne  und  Geothermie  ersetzt  werden.  Dabei  müssen  wir  

Versorgungssicherheit,  Bezahlbarkeit  und  Klimaschutz  gewährleisten.  

 

Eine  solche  konsequente  Energiewen de ist  der  Wachstumsmotor  für  Schleswig -Holstein  und  

schafft  viele  tausend  neue  und  qualifizierte  Arbeitsplätze  vor  Ort  im  Mittelstand  und  beim  

Handwerk.  

 

Wir  erarbeiten  deshalb  ein  Landes -Aktionsprogramm  zur  Zukunft  von  Energieversorg ung  und  

Klimaschutz,  in  dem  sofort  verpflichtende  Ziele  und  Maßnahmen  festgelegt  werden.  Es gilt:  Bei  

der  Energiewende  jetzt  nicht  lockerlassen!  

 

Ich  würde  mich  freuen,  Sie am  Montag  auf  unserer  Veranstaltung  begrüßen  zu dürfen.  

 
Keine  Kommentare  
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Feierliche  Ehrung  unserer  langjährigen  Mitglieder  

Ehrungen  waren  das  Hauptanliegen  der  diesjähri-

gen  Jahreshauptversammlu ng  des  SPD-Ortsver-

eins  Hohenlockstedt.  Im  Mittelpunkt  stand  die  

Auszeichnung  von  Ruth  Palm,  die  nicht  nur  eine  

50 - jährige  Mitgliedschaf t  vorweisen  kann,  sondern  

auch  ein  großes  Engagement  für  die  Sozialdemo-

kratie.  Ruth  Palm  war  von  196 8 bis  1974  Mitglied  

der  Gemeindevertretung  und  von  2003  bis  2011  

Vorsitzende  der  Arbeitsgemeinschaft  60plus  in  Ho-

henlockstedt.  Diese  Aufgabe  übernahm  sie mi t  

Freude  und  viel  Elan.  

Von  links  nach  rechts:  Franziska  Lietzau,  Monika  

Lander,  Jörn  Thießen,  Katha ri na  Klein,  Jürgen  

Klein  (kniend),  Ruth  Palm,  Tobias  Soyka,  Ute  Kor-

tüm  und  Theodor  Scheit  

Feierliche  Ehrung  unserer  langjährigen  Mitglieder  

 

Ihre  Nachmittag sveranstaltungen  waren  die  jeweils  am  besten  besuchten  Begegnungen  der  

Partei  in  der  Gemeinde.  Für  ein e 25 - jährige  Mitgli edschaft  wurden  geehrt:  Monika  Lander,  Ute  

Kortüm  und  Franziska  Lietzau.  Theodor  Scheit,  Katharina  Klein  und  Tobias  Soyka  gehören  der  

Partei  10  Jahre  ununterbrochen  an.  

 

Die  Ehrungen  nahmen  Jörn  Thießen  und  Jürgen  Klein  als  Vorsitzende r des  Ortsvereins  vor . In  

seiner  Ansprache  ging  der  ehemalige  Bundestagsabgeordnete,  der  erneut  kandidieren  wird,  auf  

das  Eisenacher  Programm  der  Partei  von  1869  sowie  auf  das  Godesberger  Programm  von  1959  

ein.  Die  sozialdemokratischen  Grundwerte  und  Überz eugungen  hätten  sich  seit  1869  nicht  ge-

ändert,  lediglich  die  Wortwahl.  Kein  Anliegen  der  Partei  aus  dieser  Zeit  könnte  als  erledigt  be-

trachtet  werden.  Er bezeichnete  die  Verantwortlichkeit  für  alle  Menschen  vor  Ort  und  über  alle  

Grenzen  hinweg  als  wesentli che Herausforderung  für  die  Sozialdemokratie,  aber  auch  die  Ver-

wirklichung  des  sozialen  und  demokratischen  Rechtsstaats,  wie  sie im  Godesberger  Programm  

mit  den  Begriffen  ĂFreiheit, Gerechtigkeit  und  Solidaritªtñ zusammengefasst  werden.  In  diesem  

Sinne  sei  die SPD staatstragen d.  

https://www.spd-net-sh.de/stein/hohenlockstedt


 

Jörn  Thießen  sprach  anschließend  über  Ăden Widerspruch  unserer  Zeitñ, eine  Formulierung  aus  

dem  Godesberger  Programm.  Er wies  auf  die zunehmende  Schere  zwischen  Arm  und  Reich,  

aber  auch  auf  die  Kluft  zwischen  öffentlicher  Armut  und  privatem  Reichtum  hin.  

 

Von  links  nach  rechts:  Ruth  Palm,  Jörn  Thießen  und  Jürgen  Klein  

 

In  seinem  Rechenschaftsbericht  betonte  Jürgen  Klein  die  solidarisc he  Zusammenarbeit  inner-

halb  der  Partei  und  ihrer  Gremien.  Hierzu  gehöre  auch  eine  angemessene  Streit ku ltur  inner-

halb  des  Vorstandes  und  der  Fraktion  als  Voraussetzung  für  eine  effektive  Zusammenarbeit.  

Ein Auseinanderfallen  der  Partei  wie  bei  anderen  Grupp ierungen  oder  in  anderen  Gemeinden  

sei  damit  unwahrscheinlich.  Er berichtete  über  die  Aktivitäten  des Ortsvereins  und  bat  um  die  

Unterstützung  des  SPD- Ortsvereins  durch  die  Mitglieder.  Jürgen  Klein  sprach  sich  darüber  hin-

aus  für  eine  aktive  Mitgestaltung  der  Politik  durch  alle  Bürgerinnen  und  Bürger  aus,  auch  ohne  

Parteibuch.  In  einer  Demokratie  sollte  sich jeder  an  einer  wi rksamen  Interessenvertretung  zu-

gunsten  seiner  Freiheit  und  seiner  sozialen  Sicherheit  beteiligen. Ehrungen  

 
Keine  Ko mm entare  
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Menschen  verbinden  

SPD - Politiker  informieren  sich  über  die  OASE  in  Bad  Oldesloe  

Es gibt  viele  Mehr gener ationenhäuser  im  Land,  alle  arbeiten  unterschiedlich.  Über  die  beson-

ders  vielfältig e und  engagierte  Arbeit  des  Mehrgenerationenhauses  in  Bad  Oldesloe  informier-

ten  sich  jetzt  Wolfgang  Baasch,  der  Vorsitzende  des  Arbeitskreises  Soziales  der  SPD-Landtags-

frakt ion,  Martin  Habe rsaat,  Vorsitzender  des  Arbeitskreises  Bildung  der  SPD-Landtagsfrak tion  

und  Susanne  Danhier,  

 

stellvertretende  Vorsitzende  der  SPD Stormarn  und  Landtagskandidatin  für  Stormarn -Nord.  

Wiebke  Finck  führte  die  drei  Politiker  durch  

die  Einr icht ung  und  berichtet e von  erfolgrei-

chen  Projekten  und  Plänen.  

 

Das Familienzentrum  OASE bietet  an  zwei  

Tagen  in  der  Woche  eine  Betreuung  für  Kin-

der  unter  drei  Jahren  an.  Es gibt  eine  Erzie-

hungs -  und  Konfliktberatung,  Kulturange-

bote  für  Eltern  und  Kinder  sowie  Kulturan-

gebote  für  Eltern  und  Kinder.  Auch  in  die  

Pflegeberatung  für  ältere  Mensche n und  de-

ren  Angehörige  würde  Wiebke  Finck  gern  

einsteigen.  

 

Beeindruckt  waren  die  Gäste  auch  von  der  

engagierten  Stadtteilarbeit  der  OASE. ĂDi-

rekte  Kontakte  vor  Ort  sin d wi chtig,  damit  

Bera tungsangebote  auch  Annahme  findenñ, so Susanne  Danhier,  selbst  Leit erin  einer  kirchli-

chen  Einrichtung  zur  Erziehungshilfe.  Wolfgang  Baasch  entwickelte  vom  Konzept  der  OASE 

ausgehend  Ideen  für  das  ganze  Land  -  jedes  Mal,  wenn  die  OASE Erfol g habe,  spare  das  für  

den  Staat  langfristig  Kosten  an  anderer  Stelle.  Es sei  in  der  heutigen  Zeit  wichtig,  die  Gesell-

schaft  zu vernetzen  und  Menschen  zu verbinden.  

 

Martin  Habersaat  fand  im  Garten  vor  dem  Haus  Begriffe,  die  auch  in  seiner  Arbeit  als  Lehrer , 

bis  zu seinem  Einzug  in  den  Landtag  2009  war  er  an  einem  Gymnasium  in  Hamburg -Barm bek  

http://www.spd-net-sh.de/stein/hohenlockstedt/images/user_pages/gruppe-400_bearbeitet-1.jpg
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


tätig,  immer  wieder  eine  Rolle  spielten:  ĂToleranz und  Gemeinsinn  müssen  im  Elternhaus  ver-

mittelt  werden.  Wenn  das  nicht  überall  im  notwendigen  Ausmaß  klappt,  kommt  Einrichtungen  

wie  der OASE neben  Schulen  und  Kindergärten  eine  wichtige  Rolle  zu!ñ 

 

Foto:  Martin  Habersaat,  Wiebke  Finck,  Susanne  Danhier,  Wolfgang  Baasch  
Keine  Kommentare  
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Rosen  für  die  Frauen!  

Wie  in jedem  Jahr  waren  die  Steinbur-

ger  ASF Frauen  auch  in  diesem  Jahr  in  

der  Itzehoer  Innenstadt  unterwegs,  

um  ihren  Geschlechtsgenossinnen  rot e 

Rosen  zu schenken.  Wie  immer  mit  

dabei  die  stellvertretende  Fraktions-

vorsitzende  und  finanzpolitische  Spre-

cherin  der  Landtagsfraktion  Birgit  Her-

dejürgen . 

 

ĂBei dieser  Aktion  geht  es nicht  nur  

um  die  nette  Geste,  sondern  um  vor  

allem  darum  darauf  aufmerksa m  zu 

mac hen,  dass  Gleichstellung  noch  

nicht  erreicht  ist,ñ erklärt  die  Land-

tagsabgeordne te.  

 

Die  schwarz -gelbe  Bundesregierung  

blockiert  jeden  gleichstellungspolitischen  Fortschritt.  Weder  ist  der  Lohnunterschied  zwischen  

Frauen  und  Männern  geringer  geword en,  noch  ist  der  Frau enanteil  in  Führungspositionen  ge-

stiegen.  

 

Um  dort  endlich  weiter  zu kommen,  fordert  die  Arbeitsgemeinschaft  sozialdemokratischer  

Frauen  gesetzliche  Regelungen!  

 

-  ein  Gesetz  für  tatsächliche  Lohngleichheit  und  -gerechtigkeit  zwischen  Frauen  und  Männern  

-  einen  gesetzlichen  Mindestlohn  

-  reguläre  Beschäftigung  statt  prekä re  Beschäftigung,  wie  Mini -Jobs oder  Ăkleineñ Teilzeit  

-  ein  Gleichstellungsgesetz  für  bessere  Aufstiegschancen  in  der  Privatwirtschaft  

-  gesetzlichen  Mindestquoten  für  Aufsich tsräte  und  Vorstände  

-  eine  Reform  des  Bundesgremiengesetzes  und  die  Einbeziehun g der  Aufsicht sgremien  der  So-

zialversicherungen  und  anderer  Körperschaften  öffentlichen  Rechts  
Keine  Kommentare  
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Sozialdemokratie  will  Verbesserungen  

 

Zum  ĂChancenspiegelñ, einer  Studie  der  Bertelsmann -Stiftung  über  Chancengerechtigkeit  und  

Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Schulsy steme,  sagt  Martin  Habersaat,  der  bildungspolitische  

Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion:  

 

https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Die  Bertelsmann -Stiftung  ist  sozialdemokratischer  Umtriebe  unverdächtig.  Trotzdem  kommt  

sie zu einem  klaren  Befund:  Unser  Bildungssystem  ist  unger echt  und  bena chteilig t  Kinder  aus  

sozial  schwachen  Familien.  

 

Besonders  deutlich  zeigt  sich  das  in  Bayern  und  Schleswig -Holstein.  Solange  das  so ist,  wird  

die  Sozialdemokratie  sich  für  Veränderungen  einset zen,  weil  nur  mit  Veränderungen  Verbesse-

rungen  zu erreichen  sin d.  

 

Vor  dem  Hintergrund  der  Zahlen  aus  dieser  Studie  (s.u.)  

sind  die  Angriff e der  CDU auf  die  bildungspolitische  Aus-

sagen  der  SPD in  ihrem  Regierungsprogramm  doppelt  

unverständlich,  dasselbe  gilt  für  die  Forderungen  man-

ches  Lehrerverbandes,  all es müsse  so bleiben,  wie  es ist.  

 

Die  Studie  zeigt,  dass  ĂLeistungñ und  ĂGerechtigkeitñ zu-

einander  nicht  im  Widerspruch  stehen  müssen.  Dafür  

brauchen  wir  aber  Verbesserungen:  

 

 

Wir  müssen  die  Gemeinschaftsschulen  stärken!  

Die  SPD setzt  sich  für  längeres  gemeinsames  Lernen  ein.  Die  dafür  am  besten  geeignete  

Schulart  ist  die  Gemeinschaftsschule . Sie führt  ebenso  wie  das  Gymnasium  und  das  Berufliche  

Gymnasium  zum  Abitur.  Selbstverständlich  wird  jede  Gemeinschaftsschule,  die  bereits  eine  

Oberstufe  hat  diese  beh alten.  Und  es werden  neue  Oberstufen  hinzukommen,  weil  die  Zahl  der  

Oberstufenangebote  in einem  Kreis  nachweislich  mit  der  Abiturquote  in  Verbindung  steht  (Die  

Studie  spricht  von  Ărªumlicher Zugªnglichkeitñ). Die  Frage,  ob  eine  Gemeinschaftsschule  eine  

Oberstufe  erhäl t,  entsch eidet  sich  nach  der  Schulentwicklungsplanung,  weil  es unvernünftig  

wäre,  durch  die  Gründung  neuer  Oberstufen  bereits  bestehende  Oberstufen  in  benachbarten  

Schulen  in  ihrem  Bestand  zu gefährden.  

 

Der  Kern  der  Gemeinschaftsschule  ist  das  gemeinsame  Lernen,  nicht  aber  das  Sortieren  nach  

abschlussbezogenen  Lerngruppen,  bei  dem  Kinder  aus  sozial  schwachen  Familien  benachteiligt  

werden.  Um  das  gemeinsame  Lernen  mit  Leben  zu erfüllen,  brauchen  die  Gemeinschaftsschu-

len  ihre  Differenzierungsstun den.  Diese  hat  Schwar z-Gelb  halbiert,  um  Lehrerstellen  abbauen  

zu können.  Wir  werden  sie  wieder  aufstocken.  

 

 

Das  Bildungswesen  darf  nicht  der  Steinbruch  für  visionslose  Sparpolitik  sein!  

Die  CDU behauptet,  aufgrund  des  Rückgangs  der  Schülerzahlen  im  Land  seien  Lehrst ellen  ent-

behrlich  und  könnten  abgebaut  werden.  Tatsächlich  ist  ein  Großteil  der  von  Schwarz -Gelb  ge-

strichenen  Lehrerstellen  aber  auf  zwei  andere  Umstände  zurückzuführen.  Erstens  auf  die  Erhö-

hung  der  Pflichtstunden,  die  den  Lehrerinnen  und  Lehre rn  zugemutet  wurde.  Und  zweitens  da-

rauf,  dass  die  Regierung  den  Gemeinschafts -  und  Regio nalschulen  in  ihre  pädagogischen  Kon-

zepte  grätschte,  indem  sie  ihnen  ihre  Differenzierungsstunden  halbierte.  

 

Die  SPD steht  zu ihrer  Aussage,  die  Hälfte  der  durch  den  Schülerrückga ng  entbeh rlichen  Stel-

len  im  System  zu belassen,  um  die  Unterrichtsqualität  zu verbessern  und  dem  Unterrichtsaus-

fall  nachhaltig  zu begegnen.  

 

 

Um  die  Chancengerechtigkeit  zu verbessern,  werden  diese  Maßnahmen  allein  nicht  ausreichen.  

Es muss  außerdem  eine  Reform  der  Lehrerausbildung  geben.  Wir  brauchen  mehr  Praxis,  mehr  

Pädagogik,  mehr  Inklusion.  Wir  brauchen  einen  Ausbau  der  Ganztagsschulangebote  in  Schles-

wig -Holstein.  Und  es ist  der  Sinn  der  Schulartempfehlung  nach  Klasse  4 in  Frage  zu stellen,  die  

meines  Erachtens  obsolet  ist  und  durch  ein  Beratungsgespräch  ersetzt  werden  sollte.  

 

Gut  schneidet  Schleswig -Holstein  in  der  Studie  allein  bei  der  Frage  der  Integrationskraft  ab,  oft  

als  ĂInklusionñ diskutiert.  Kriterium  war  hier  der  Anteil  der  Schüle r mit  besond erem  Förd erbe-

darf  an  allen  Schülern  im  allgemeinbildenden  Schulsystem  im  Schuljahr  2009/2010.  Möge  sich  



jeder  selbst  fragen,  auf  welche  Entscheidungen  dies  zurückzuführen  ist.  

 

 

 

Aus dem  ĂChancenspiegelñ: 

 

ĂF¿r Kinder  und  Jugendliche  sind  Bildu ngschancen  Lebenschan cen.  Aber  gute  Bildung  ist  nicht  

nur  der  Schlüssel  zu individuellem  Erfolg,  sondern  auch  für  gesellschaftlichen  

Zusammenhalt.  Wir  können  es deshalb  nicht  hinnehmen,  wenn  der  Schulerfolg  in  erheblichem  

Maße von  der  Herkunft  abhªngt.ñ 

Aus dem  Vorwor t  zum  ĂChancenspiegelñ, Studie  der  Bertelsmann -Stiftung  über  Chancenge-

rechti gkeit  und  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Schulsysteme  

 

Die  Chance  eines  Kindes  aus  oberen  Sozialschichten,  das  Gymnasium  zu besuchen,  ist  5,6  mal  

höher  als  die  eines  Kindes  aus  unteren  Sozialschichten  (Bundesdurchschnitt:  Faktor  4,5).  

 

35,2  Prozent  aller  Schüler,  die  maximal  einen  Hauptschulabschluss  hatten,  erhalten  einen  Aus-

bildungsplatz  im  Dualen  System  (Bundesdurchschnitt:  41,5  Prozent).  

 

Schulformwechsel:  Einem  Aufwärts -  steh en 5,0  Abwärtswechsel  gegenüber  (Bundesdurch-

schnitt:  1:4,3)  

 

42,8  Prozent  der jungen  Erwachsenen  erreichen  die  Hochschulreife  (Bundesdurchschnitt:  46,4  

Prozent).  

 

Der  Anteil  der  Schulabgänger  ohne  Schulabschluss  liegt  bei  7,1  Prozent  (Bundesdur chschnitt:  

7,0  Prozen t).  

 

Alle  Zahlen  zu Schleswig -Holstein:  

http://www.bertelsmann -stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_35707_35708_2.pdf  

 
Keine  Kommentare  
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Fragen  und  Antworten  zum  Gastschulabkommen  

Martin  Habersaat  (35)  ist  bildungspolit ischer  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion.  Er legte  sein  

Abitu r am  Gymnasium  Marienthal  in  Hamburg  ab.  2004  -  2006  war  er  Studienreferendar  am  

Gymnasium  Sachsenwaldschule  in  Reinbek,  2006  -  2009  Studienrat  a Emil -Krause -Aufbaugym-

nasium  in  Hamburg.  Seit  2009  ist  er  Mitglied  des  Landtags  und  vom  Schuldienst  beurlaubt.  

 

1.  Was  wurde  im  Gastschulabkommen  vereinbart?  

 

Hauptsächlich  geht  es darum,  dass  Schülerinnen  und  Schüler  aus  Schleswig -Holstein  in  Ham-

burg  zur  Schule  gehen  dürfen.  Dafür  zahlt  Schleswig -Holstei n an  Hamburg  in  diese m  Jahr  12,6  

Millionen  Euro,  2015  werden  es 13,2  Millionen  Euro  sein.  

 

2.  Welche  Schülerinnen  und  Schüler  fallen  unter  das  Gastschulabkommen?  

2010  wollte  man  in  erster  Linie  sicher  stellen,  dass  alle  Schülerinnen  und  Schülern,  die  schon  

in  Hamburg  besch ult  wurden,  ihren  Schulbesuch  fortsetzen  kön nen.  Dann  ging  es um  Förder-

schüler,  Berufsschüler  und  Schüler  an  sogenannten  ĂErsatzschulenñ, beispielsweise  Waldorf-

schulen.  Die  Kinder  aus  Barsbüttel  machen  in  der  Gesamtzahl  da nur  einen  kleine n Anteil  aus.  

 

3.  Dür fen  auch  Schüler  aus  Hamburg  in  Schleswi g - Holstein  zur  Schule  gehen?  

Ja. Die ser  Fall  wurde  beim  Abschluss  des  Gastschulabkommens  mit  bedacht.  Solche  Fälle  wur-

http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_35707_35708_2.pdf
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


den  berücksichtigt,  um  die  Pauschale,  die  Schleswig -Holstein  zahlt,  möglichst  niedrig  zu hal-

te n.  

 

4.  Warum  beschweren  sich  momentan  einige  

Städte  und  Gemeinden?  

Die  Gemeinden  zahlen  an  das  Land  für  jeden  Schü-

ler,  der  in  Hamburg  zur  Schule  geht,  einen  festen  

Betrag.  So tragen  sie zu dem  Topf  bei,  aus  dem  das  

Land  Hamburg  gegenwärtig  12,6  Millionen  Euro  be-

kommt.  Das ist  fair,  weil  eine  Gemeind e auch  zahlen  

müsste,  wenn  ihre  Schü ler  in  einer  Nachbarstadt  in  

Schleswig -Holstein  beschult  werden  würden.  Nicht  

berücksichtigt  werden  aber  Hamburger  Schüler,  die  

in  dieser  Gemeinde  beschult  wer den.  Beispiel:  Wenn  

aus Glinde  100  Schüler  in  Hamburg  zur  Schule  ge-

hen,  zahlt  Glinde  100mal  an  das  Land  Schleswig -

Holstein.  Wenn  20  Schüler  aus  Hamburg  in  Glinde  

beschult  werden,  hat  Glinde  nichts  davon.  

 

5.  Wie  kann  man  das  Problem  lösen?  

Der  einfachste  Weg wäre,  Glinde  würde  nur  noch  für  80  Schüler  zahlen.  Das gin ge zu Lasten  

der  Landeskasse  und  wurde  deshalb  von  der  Landesregierung  abgelehnt.  Insgesamt  muss  man  

aber  sehen,  dass  unsere  Städte  und  Gemeinden  im  Hamburger  Umland  in  der  Vergangenheit  

nie  etwa s für  die  Schüle r an  allgemeinbildenden  Schulen  in  Hamburg  bezahlen  mussten.  Da 

lässt  sich  die  aktuelle  Ungerechtigkeit  für  einen  kurzen  Zeitraum  ertragen.  

 

6.  Was  will  die  SPD?  

Die  SPD will  ein  Ende  aller  Gastschulabkommen.  "Freie  Schulwahl"  ist  unser  Zie l.  Eine  gemein-

same  Schulentwicklungsplanung,  die  Schulen  beid erseits  der  Landesgrenze  berücksichtigt.  Das 

ist  eines  der  Ziele  der  SPD, die  wir  nach  der  Landtagswahl  umsetzen  wollen.  Vorausgesetzt,  

die  SPD kann  wieder  den  Ministerpräsidenten  stellen.  Allerd ings  wird  es auc h dan n noch  den  

Fall  geben,  dass  eine  Schule  einfach  voll  ist.  In  solchen  Fällen  werden  wohl  immer  zuerst  die  

Schülerinnen  und  Schüler  in  der  direkten  Nachbarschaft  berücksichtigt,  erst  später  die  von  

weiter  weg.  

 

 

Link  zum  Gastschulabkomme n:  

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl17/umdrucke/1600/umdruck -17 -1672.pdf  

 

 

Foto:  Martin  Habersaat,  Hermann  Hanser  und  Andrea  Johann  bei  einer  Veranstaltung  zum  

Gasts chulabkommen  am  10.  März  2012  im  Bürgerh aus  Barsbüttel.  
Keine  Kommentare  
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Wer  die  Axt  ausgräbt,  kann  auch  den  Skalp  verlieren!  

Zum  Artikel  der  Norddeutschen  Rundschau  vom  8.3.2012  

CDU-Abgeordnete  warnen  "SPD legt  Axt  an  die  Steinburger  Schullandschaft"  entgegenet  die  

stellvertretende  Fraktionsvorsitzende  der  SPD-Landta gsfraktion  Birgit  Her dejürgen:  

Ganz  offensichtlich  haben  die  Abgeordne ten  Arp  und  Rickers  den  Wahlkampf  eröffnet.  Mit  ihren  

Angriffen  auf  die  Schulpolitik  der  SPD versu chen  sie ganz  offensichtlich,  vom  Chaos  abzulen-

ken,  das  sie in  den  vergangenen  zwei  Jahr en  in  den  Schulen  ang erichtet  haben.  

 

Sie loben  das  Engagemen t  von  Schülern,  Eltern  und  Lehrkräften,  haben  aber  die  Differenzie-

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl17/umdrucke/1600/umdruck-17-1672.pdf
https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


rungsstunden  für  die  Gemeinschafts -  und  Regionalschulen  gekürzt.  Was ist  das  für  eine  Aner-

kennung?  

 

Sie streichen  landesweit  600  Lehrerstellen  in  zwe i 

Jahren,  angeblich  wegen  zurückgehender  Schülerzah-

len.  Erwirtschaftet  werden  diese  Stellen  in  Wirklichkeit  

durch  Mehrarbeit  von  Lehrerinnen  und  Lehrern.  

 

Sie stellen  die  absurde  Behauptung  auf,  die  SPD 

würde  die  ĂAxt an  die  Schullandsc haft  anlegenñ. Dabei  

hat  die  CDU mit  ihrem  G8-G9-GY-Unsinn  an  Gymna-

sien  für  große  Unsicherheit,  für  überflüssige  Mehrkos-

ten  und  für  eine  Schwächung  der  Gemeinschaftsschu-

len  gesorgt.  

 

Sie bemühen  den  Elternwillen,  den  die  SPD angeblich  nicht  berücksichtigt.  Dabei  waren  es CDU 

und  FDP, die  beim  Streichkonzert  der  verg angenen  Jahre  die  Einwände  und  Vorschläge  von  El-

tern,  Lehrkräften,  Verbänden  und  Einrichtungen  komplett  ignoriert  haben.  

 

Die  Kalkulationen  der  CDU zum  Stellenabbau  an  Schulen  unterstellen  umgere chnet  die  Schlie-

ßung  von  100  Schulen  mit  jeweils  600  Schüleri nnen  und  Schülern.  Wer  schließt  denn  im  Kreis  

Steinburg?  

 

Die  SPD hat  nie  verschwiegen,  dass  sie das  Modell  der  Gemeinschaftsschule  bevorzugt  ï eine  

Schulform,  die  mit  überwältigender  Mehrheit  in  Schleswig -Holstein  eingerichtet  wurde.  Die  SPD 

wird  bei  der  Weiterentwicklung  der  Schullandschaft  allerdings,  anders  als  Schwarz -Gelb,  den  

Dialog  mit  den  Betroffenen  in  den  Vordergrund  stellen.  

 

Ein Letztes  zu den  Kollegen  Arp  und  Rickers:  Wer  die  verbale  Axt  ausgräbt,  muss  sich  nicht  

wundern,  wenn  er  am  Ende  ohne  Skalp  dasteht.  
Keine  Kommentare  
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AfA  Schleswig -Flensburg  un ter stützt  Schlecker - Beschäftigte  

Die  AfA  Schleswig -Flensburg  unterstützt  den  Kampf  der  Beschäftigten  von  Schlecker  um  den  

Erhalt  ihrer  Arbeitsplätze  und  die  Bestrebungen  der  Gewerkschaft  ver.di,  diese  bei  ihren  Forde-

rungen  zu unterstüt zen.  Besonders  die  Arbei tsplätze  von  Frauen  sind  beim  Unterne hmen  durch  

die  Insolvenz  bedroht!  

 

Das berufliche  und  menschliche  Schicksal  der  Menschen,  die  bei  der  Drogerie -Kette  Schlecker  

arbeiten,  geht  uns  alle  an.  Die  Gewerkschaft  ver.di  hat  es zusammen  mit  den  Beschäftigten  bei 

Schlecker  gegen  viele  Widerstände  aus den  Führungsebenen  der  Schlecker  erreicht,  dass  sich  

die  Arbeits -  und  Einkommensbedingungen  in  diesem  großen  Unternehmen  nach  und  nach  ver-

besserten.  Damit  wurde  ein  Stück  Sozialgeschichte  der  Bundesrepublik  Deutsc hla nd  geschrie-

ben.  

 

Und  nun  soll  alles  vorbei  sein?  

 

Das Ziel  muss  es sein,  dass  möglichst  viele  der  akut  gefährdeten  Arbeitsplätze  erhalten  wer-

den.  Die  Beschäftigten  dürfen  nicht  für  das  frühere  Image  ihres  Arbeitgebers  abgestraft  wer-

den.  Die  Verkäufe  in  den  Filialen  gehen  weiter  und  es gibt  ke inen  Grund,  Einkäufe  bei  Schle-

cker  zu meiden.  Das  wäre  ein  falscher  und  sehr  ungerechter  Weg.  

 

Überwiegend  die  Frauen  bei  Schlecker  haben  gemeinsam  mit  ver.di  bei  Schlecker  tarifvertragli-

che  Regelungen  und  Betriebsrä te  durchgesetzt.  Aus einem  tariflosen  Unternehmen  machten  

https://www.spd-net-sh.de/sl/afa


sie ein  tarifgebundenes  Unternehmen.  Von  null  betrieblichen  

Interessenvertretungen  schafften  sie es bis  auf  fast  200.  Trotz  vieler  Schwierigkeiten  gelang  es 

ihnen,  die  Arbeit  im  Unternehmen  besser  zu m achen.  Das war  und  ist  vorbildlich.  

 

Es geht  uns  in  erster  Linie  um  die  Beschäftigten  und  ihre  Angehörigen.  Dabei  denken  wir  auch  

an  die  zahlreichen  Kunden  in  strukturschwachen  Regionen,  die  auf  »ihre«  Schlecker -Filiale  als  

Nahverso rger  angewiesen  sind.  

 

Wir  als  AfA Schleswig -Flensburg  unters tützen  die  Gewerkschaft  ver.di  mit  ihren  Forderungen,  

dass  das  Unternehmen  sich  unverzüglich  mit  der  Situation  auseinandersetzt  und  nach  Möglich-

keiten  suchen,  wie  die  Schlecker -Beschäftigten  am  besten  unterstützt  wer den  können.  

 

Die  Beschäftigten  bei  Schle cker  und  ihre  Familien  haben  unsere  Solidarität  und  Unterstützung  

verdient!  Wir  rufen  deshalb  dazu  auf,  sich  überall  an  Aktionen  für  die  Frauen  und  Männer  bei  

Schlecker  und  ihre  Arbeitsplätze  zu beteiligen.  
Keine  Ko mmen tare  
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Gute  Arbeit  braucht  gerechte  Löhne  

Der  stellvertretende  SPD-Bundesvorsitzende  Olaf  Scholz  hält  den  

Zeitp unkt  für  höhere  Löhne  gekommen.  Über  dreihundert  Be-

triebsräte  und  Gewerkschafter  trafen  sich  am  13.  März  in  der  

Norderstedter  TriBühne.  Der  SPD-Parteivorstand  hatte  zu der  

Konferenz  einge laden.  

Die  Tarifauseinandersetzung  im  öffentlich en  Dienst  gab  der  Ver-

anstal tung  aktuelle  Brisanz.  Torsten  Albig,  SPD-Spitzenkandidat  

für  die  Landtagswahl  am  6.  Mai  wusste  um  die  Bedeutung  des  

Themas.  Als (noch)  Oberbürgermeister  der  Landeshauptstadt  

Kiel  ist  seine  Verwaltung  von  dem  Tarifabschluss  direk t  betrof-

fen.  Er appel lierte , die  Tarifdiskussion  im  öffentlichen  Dienst  fair  

miteinander  führen.  

 

Torsten  Albig  forderte  zu gemeinsamer  Verantwortung  auf:  ĂEs darf  nicht  passieren,  dass  sich  

Gewerkschaften  un d Kommunen  gegeneinander  stellen.  Wir  brauchen  Gewerkschaften  an  un-

serer  Seite,  die  auch  den  Kommunen  helfen  in  dem  Kampf  um  ihre  finanzielle  Ausstattung.ñ 

Der  Staat  müsse  auf  der  Einnahmenseite  stärker  werden.  Dafür  müssten  die  politischen  Mehr-

heiten  gesc haffen  werden.  ĂDieses müssen  wir  gemeinsam  tun,  und  das  müssen  wir  auch  Seite  

an  Seite  tunñ, appellierte  der  Spitzenkandidat  an  die  Gewerkschafter  und  Betriebsräte.  Die  

kommunalen  Arbeitgeber  würden  sich  nicht  gegen  ihre  Beschäftigten  stellen.  Eine  sozial demo-

kratische  Landesregierung  werde  versuchen,  den  Kommunen  zu helfen . 

 

Große Sorgen  machten  sich  alle  Redner  über  die  Tendenz,  immer  mehr  Niedriglohnjobs  zu 

schaffen.  Auch  hier  will  eine  künftige  sozialdemokratisch  geführte  Landesregierung  gegenhal-

ten.  ĂWir  werden  in  Schleswig -Holstein  Tariftreue  zum  Maßstab  guten  Regieren s machenñ, 

kündigte  Torsten  Albig  an.  ĂWir werden  ein  Tariftreuegesetz  auf  den  Weg  bringen.  Wir  werden  

das  Schleifen  der  Mitbestimmung  wieder  rückgängig  machen.  Wir  werden  uns  im  Bundesra t  für  

Mindestlohn  einsetzen.ñ 

 

Olaf  Scholz,  ste llvertretender  SPD-Parteivor sitzender  und  Regierungs -Chef  im  Nachbarland  

Hamburg,  ordnete  die  aktuellen  Fragen  in  einen  größeren  Zusammenhang  ein.  Arbeit  sei  eine  

kulturelle  Grundkonstante  in  Deutschland.  Sie  habe  dazu  geführt,  dass  in  dies em  Lande  ein  ge-

wisser  Stolz  mit  Arbei t  verbu nden  ist.  ĂDie Arbeit  ist  die  Grundlage  allen  Wohlstandes  und  aller  

Kulturñ, zitierte  der  Hamburger  Bürgermeister  ein  altes  sozialdemokratisches  Programm.  ĂWer 

wirklich  will,  dass  es mit  dem  Wohlstand  unseres  Landes  vorankommt,  der  muss  nicht  nur  die 

Arbei t  schätze,  sondern  auch  diejenigen,  die  sie  leistenñ, schrieb  er  den  Arbeitgebern  ins  

https://www.spd-segeberg.de/


Stammbuch.  Die  Wirtschaft  habe  wieder  Fahrt  aufgenommen.  Der  Zeitpunkt  für  bessere  Löhne  

sei  jetzt  gekommen.  

 

Zur  Frage  verbin dlicher  Mindestl öhne  zeigte  sich  der  stell-

vertretende  SPD-Vorsitzende  zuversichtlich:  ĂDer Durch-

bruch  in  der  Frage,  soll  Deutschland  Mindestlöhne  haben  

oder  nicht,  ist  längst  geschafft.  Und  wir  werden  am  Ende  

auch  zu einem  allgemeinen  flächendeckenden  Mind estlohn  

in  diese m  Lande  kommen.ñ 

 

SPD-Lande svorsitzender  Ralf  Stegner  freute  sich  über  die  

große  Resonanz  der  Tagung.  In  seinem  Schl usswort  stellte  

er  noch  einmal  die  Bedeutung  der  Bildung  für  die  wirt-

schaftliche  Zukunft  des  Landes  heraus.  Und  er  forderte  eine  

klare  Schw erpunktsetzung:  ĂGute Arbeit  heißt,  dass  wir  uns  

auf  Bereiche  konzentrieren,  wo  Wertschöpfung  möglich  ist,  

und  dass  wir  nicht,  wie  die  gegenwärtige  Landesregierung,  

darauf  setzen,  Wertschöpfung  zu machen,  indem  wir  das  

Glücksspiel -Eldorado  in  Deutschland  werden.  Das wird  nicht  

die  Wertschöpfung  der  Zukunft  sein.ñ 

Kommentar  von  Norbert  Vahl  -  Betriebsratvorsitzender  des  DRK-KV-Segeberg  vom  

15.03.2012,  07:32  Uhr:  

RE:  Gute  Arbeit  braucht  gerechte  Löhne  

Die  SPD-Betrieb sräte  -  und  Gewerksch aftskon ferenz  in  Norderstedt  folgende  hat  folgende  Soli-

daritätserklärung  zu verabschiedet:  Solidaritätserklärung  Die  Teilnehmer  (m/w),  der  am  

13.03.2012  in  Norderstedt  (Kreis  Segeberg  ï Schleswig -Holstein)  unter  dem  Mot to:  ĂGUTE AR-

BEIT  UND GERECHTE L¥HNEñ stattfi ndenden  SPD Betriebsräte -  und  Gewerkschaftskonferenz  

solidarisieren  sich  mit  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettungsdienst  Segeberg  

gGmbH.  Sie fordern  den  Arbeitgeber  auf  unverzüglich  Tarifgespräche  mit  der  Dienstleistungs-

gewerkschaft  ver.di.  aufzune hmen,  um  den  tariflosen  Zustand  zu beenden.  Es ist  der  DRK-Re-

formtarifvertrag  anzuwenden  bzw.  zu vereinbaren.  Die  Lohngerechtigkeit  muss  bei  den  Kolle-

ginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettungsdienst  Segeberg  gGmbH  wied er  hergestellt  werden.  Die  

Rettungsdi enstler  leisten  ihren  nicht  immer  leichten  Dienst  für  unsere  Gesellschaft.  Sie sind  

Tag und  Nacht  24  Stunden  für  ihre  Mitmenschen  im  Einsatz.  Tag,  Nacht  und  Wechselschichten  

stellen  physisch  und  psychisch  eine  große  Belastung  dar.  Hinz u kommt  das  menschlic he Leid , 

mit  dem  jede/r  Rettungsassistent/in  konfrontiert  wird.  Es ist  unerträglich,  wenn  Rettungs-

dienstmitarbeiter  (m/w)  bei  einer  mindestens  48 -Stundenwoche  teilweise  sowenig  Geld  erhal-

ten,  dass  sie Hartz  IV  oder  Wohn geld  beantragen  müssen.  Wer  mit  dem  Öffentli chen  Rettungs-

dienst  beauftragt  ist,  muss  sich  an  die  Tariftreue  halten.  Es ist  völlig  unverständlich,  wenn  Ret-

tungsdienstorganisationen,  wie  das  DRK,  teilweise  Dumpinglöhne  zahlen,  die  dann  aus  öffentli-

chen  Kasse n (Agentur  für  Arbeit  -  Sozialamt)  au fgestoc kt  werden  müssen.  Der  Öffentliche  Ret-

tungsdienst  wird  von  den  Kostenträgern  (Krankenkassen  ï Unfallversicherer)  refinanziert.  Das 

ĂBilligmachenñ der  eigenen  Mitarbeiter  ist  unsozial  und  in  keiner  Weise  zu rechtfe rtigen.  An-

statt  an  die  Kostenträger  j ährlich  hohe  sechsstellige  Beträge  zurückzuzahlen,  sollte  sich  der  Ar-

beitgeber  endlich  tariflich  binden  und  gerechte  Löhne  zahlen.  Denn:  ĂGute Arbeit  fordert  Ge-

rechte  Lºhneñ 

 

 

SPD-Stormarn  -  ve röffent licht  am  14.03.2012,  17:57  Uhr  -  13154  Clicks  -  Nr.  160  

Feste  Fehmarn - Belt - Querung  ï Chancen  und  Risiken  

Für  eines  der  zentralen  Infrastrukturprojekte  Schleswig -Holsteins  der  nächsten  Jahre  sind  mu-

tige  und  ver antwor tungsvolle  Entscheidungen  zum  Schutz  von  Mensch  und  Natur  gefragt.  Über  

den  aktuellen  Stand  des  Projektes  informierten  jetzt  die  SPD Großhansdorf  und  Landtagskandi-

dat  Tobias  von  Pein.  Sie  hatten  zahlreiche  Entschei dungsträger  und  Experten  im  Großhans dor-

fer  Studio  20 3 versammelt.  Über  70  Gäste  wur den  von  Reinhard  Niegengerd,  SPD, begrüßt.  

 

 

mailto:norbert.vahl@gmx.de
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


Das Tunnelprojekt  wurde  mit  neuesten  Planungen  von  Obinna  van  Capelleveen  von  der  staat-

lich,  dänischen  Femern  A/S  Planungsge sellschaft  sehr  plastisch  an  Hand  von  Planungen  und  

Prog nosen  vorgestellt.  

Folgende  dr ei  Arbeitsschwerpunkte  sind  für  2012  

geplant:  

Ausarbeitung  der  Planfeststellungsunterlagen  (UVS)  

Vorbereitung  der  Ausschreibung  der  Hauptbauauf-

träge  

Stärkung  der  grenzüberschreitenden  Zusammenar-

beit  in  der  Fehm arnbelt  Region  

 

Mit  dem  weiteren  Vorg ehen:  201 3 voraussichtliche  

Vorlage  des  Baugesetzes  im  dänischen  Parlament,  

2014  voraussichtlicher  Baubeginn  und  2020  vo-

raussichtliche  Eröffnung  der  Querung!  

 

Ute  Plambeck,  Konzernbevollmächtigte  der  DB AG 

stellte  die  Bahnplanungen,  speziell  die  Lärmschutz-

planungen  der  DB,  mit  folgender  Zielsetzung  vor:  ĂDen vom  Schienenverkehr  ausgehenden  

Lärm  bis  2020  im  Vergleich  zum  Jahr  2000  zu halbieren  ï auch  unter  Berücksichtigung  der  zu  

erwartenden  Verkehrssteigerung!  

Abschnitts weise  stehen  im  weiteren  Streckenverl auf  Richt ung  Lübeck  voraussichtlich  und  vor-

behaltlich  der  Ergebnisse  der  technischen  Prüfung  und  gesetzlichen  Verfahren  folgende  Schritte  

an  und  dazu  werden  verschiedene  Maßnahmen  angewandt,  wie  Ăklassischer" Schallschu tz  (z.B.  

Lärmsch utzwände  (auch  evtl.  als  Gabio nen)  oder  Schallschutzfenster),  Ausrüstung  von  Güter-

wagen  mit  ĂFl¿sterbremse" und  Entwicklung  und  Erprobung  innovativer  Maßnahmen  an  Fahr-

weg  und  Fahrzeugen  (z.B.  niedrige  Schallschutzwände).  

Auf  Basis  der  Förde rrichtlinie  Lärm sanierung  Schiene  bes teht  die  Möglichkeit,  Lärmsanierungs-

maßnahmen  an  der  Strecke  1120  zwischen  Hamburg  und  Lübeck  umzusetzen  

Nach  Abschluss  der  schalltechnischen  Untersuchungen  prüft  die  DB AG entlang  der  Strecke  in  

unterschiedlichen  Absch nitten  in  welche m  Umfang  Lärmsanierun g erforde rlich  ist  und  ob  die  

Maßnahmen  technisch  umgesetzt  werden  können  

Auf  der  ĂHamburger Seite"  der  Strecke  ist  mit  der  Umsetzung  bereits  begonnen  worden  (z.B.  

Rahlstedt)  

Abschnittsweise  stehen  im  weiteren  Streckenv erlauf  Richtung  Lübeck  voraussichtlic h folgend e 

Schritte  an:  

 

ï Zwischen  3.  Quartal  2011  und  1.  Quartal  2012  Start  technischer  Entwurfsplanung  

ï Zwischen  3.  und  4.  Quartal  2012  Einleitung  Baurechtsverfahren  

ï Voraussichtlich  ab 1.  Quartal  2013  Vergabe  der  Bauleistungen  

ï Voraussichtlich  zw.  3. Quartal  2013  und  2.  Quartal  2014  Baubeginn!"  

 

Regina  Poersch,  MdL,  Wirtschafts -  und  Verkehrspolitische  Sprecherin  der  SPD-Landtagsfrak-

tion:  

ĂSPD als  Moderator:  Wir  sagen  ja  zum  Projekt,  aber  erwarten,  dass  die  Risiken  begrenzt  wer-

den . Wir  nehmen  die  Inte ressen  der Betroffenen  auf  und  bringen  sie in  den  Planungsprozess  

ein.  Der  Bund  ist  uns  gegenüber  in  der  Pflicht!"  

 

Malte  Siegert  als  Vertreter  des  NABU und  des  Bündnisses  gegen  die  Fehmarnbeltquerung  war  

aus  grundsätzl ichen  und  ökolog ischen  Gründen,  spezi ell  auch  für  Ost -Holstein,  gegen  das  Pro-

jekt!  

 

Landrat  Klaus  Plöger:  ĂChancen nutzen,  Risiken  minimieren.  So,  wie  Stormarn  das  immer  

macht."  Außerdem  rang  er  Ute  Plambeck  von  der  DB-AG die  Zusage  ab,  über  den  Schienen-

personennahverkehr  zu einer  separaten  Veranstalt ung  nach  Stormarn  zu kommen.  

 

Chancen  nutzen  und  Risiken  minimieren  -  Das war  das  Résumé  für  den  Kreis  Stormarn.  Wir  

wollen  sichere,  dauerhafte  und  gute  Arbeitsplätze  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  mit  guter  



In frastruktur  sowi e eine  Stärkung  der  Wirtschaft  zwischen  den  Metropolen  Hamburg  und  Ko-

penhagen  für  eine  gute  nachbarschaftliche  Zukunft  mit  Skandinavien  und  möglichst  geringen  

Belastungen  durch  Verkehr  und  Lärm  unterstüzen!  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Ulrike  Rodust,  MdEP -  veröffentlicht  am  15.03.2012,  14:02  Uhr  -  149200  Clicks  -  Nr.  161  

ĂEuropa muss  sich  dem  Schmallenberg - Virus  entschlossen  
entgegen  stellenñ 

Betroffene  Betriebe  dürfen  nicht  im  Stich  gelassen  werden  

Europa  darf  die  vom  Schmallenberg -Virus  betroffenen  Betriebe  nicht  im  Stich  lassen.  Das 

machten  die  Abgeordneten  in  einer  Debatte  des  Europäischen  Parlaments  (EP)  am  Donnerstag  

in  Straßburg  fraktionsübergreifend  deutlich.  

 

Für  die  agrarpoli tische  Sprecheri n der  deutschen  Sozia ldemokraten  im  EP, Ulrike  Rodust,  ist  

das  ein  wichtiges  Zeichen  in  Richtung  der  betroffenen  Tierhalter:  ĂWir konnten  zeigen,  dass  wir  

das  Thema  ernst  nehmen;  die  Landwirte  zählen  auf  uns  ï und  auf  die  Kommission  die  jet zt  

durch  entschl ossenes  Handeln  bewei sen  muss,  dass sie sich  einer  weiteren  Verbreitung  des  Vi-

rus  in  Europa  entgegen  stellen  will.ñ 

 

Von  dem  Schmallenberg -Virus  sind  in  Deutschland  inzwischen  mehr  als  900  Betriebe  betroffen,  

allein  in  Schleswig -Holstein  st ieg  die  Zahl  der  Betriebe,  deren  Tier e mit  dem  Vir us infiziert  sind,  

in  der  vergangenen  Woche  von  106  in  der  Vorwoche  auf  116.  Nach  Ansicht  von  Rodust  geht  

das  Problem  inzwischen  über  die  Zuständigkeit  der  betroffenen  Mitgliedsstaaten  hinaus:  ĂDiese 

sich  weiter  verschärfe nde  Situation  erforde rt  auf  europä ischer  Ebene  koordinierte  Antworten,  

etwa  was  die  Suche  nach  dem  dringend  benötigten  Impfstoff  angeht.ñ Hieran  mit  Hochdruck  zu 

arbeiten  ist  nach  Rodusts  Ansicht  auch  eine  ethische  Verpflichtung,  schließlic h bedeute  die  In-

fektion  mit  dem  Schma llenberg -Viru s für  die  erkrankten  Tiere  erhebliche  Qualen.  

 

Außerdem  müsse  geprüft  werden,  welche  Möglichkeiten  auf  europäischer  Ebene  bestünden,  

den  Betrieben  zu helfen,  die  durch  missgebildete  oder  tot  geborene  Jungti ere  große  finanz ielle  

Verluste  erlitt en  haben  und  teilweise  durch  das  Schmallenberg -Virus  in  ihrer  Existenz  bedroht  

seien.  ĂSelbst nicht  direkt  von  dem  Virus  betroffenen  Betrieben  drohen  Einbußen  infolge  der  

inzwischen  schon  von  zehn  Drittstaaten  verhängte n oder  geplanten  Handelsbeschränkunge n ï 

Europa  mu ss also  dringend  handelnñ, so Rodust  abschließend.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Steinburg  -  veröffentlicht  am  15.03.2012,  15:53  Uhr  -  28787  Clicks  -  Nr.  162  

ĂZiemlich  dumpfñ 

 

NDR-Satir emagazin  ĂExtra3ñ verlost  JU-Bierdeckel  auf  Homepage.  Jusos  Steinburg  verurteilen  

Partyreihe  der  CDU-Nachwuchsorganisation.  

 

Wilster/Itzehoe  ï Eine  Veranstaltun gsreihe  der  Jungen  Union  Steinburg  sorgte  in  den  letzten  

Wochen  bereits  meh rfach  für  Erstaunen.  Am  2.  März  feiert e die  JU die  erste  Party  unter  dem  

Motto  ĂSexy and  JU know  itñ, aufgrund  derer  die  CDU-Nachwuchspolitiker  bereits  mehrfach  in  

die  Kritik  geriet en.  

Gründe  dafür:  Alkoholische  Getränke  zum  Dumping -Tarif  sowie  Go-Go-Girls , die  den  großen-

teils  minderjährigen  Gästen  im  Colosseum  Wilster  den  Schnaps  direkt  aus  der  Flasche  in  den  

Mund  kippten.  Außerdem  wurde  mit  dem  Versprechen  um  Mitglieder  geworben,  dass die  5ú 

Eintritt  denjenigen  am  Ende  des  Monats  zurückerstattet  werden,  die  an  diesem  Abend  der  JU 

https://www.spd-net-sh.de/rodust
https://www.spd-net-sh.de/stein


beitreten.  

ĂHier wollen  wir  einmal  zeigen,  dass  Politik  auch  Spaß  machen  kannñ, so der  JU-Kreisvorsit-

zende  Marcel  Ulrich  gegenüber  der  ĂWilsterschen Zeitun gñ. Alle rdings  blieb  er  die  Erklärung  

schuldig,  was  eine  Disko -Veranstaltung,  günstige  alkoholische  Getränke  und  leicht  bekleidete  

Frauen  mit  Politik  zu tun  haben.  

Mittlerweile  genießt  die  Junge  Union  Steinburg  auch  über  die  Kreisgrenzen  hinweg  eine  zweife l-

hafte  Bekanntheit:  Das  NDR-Satiremagazin  Extra3  sendete  kürzlich  einen  Beitrag  über  die  

zweite  Veranstaltung  am  vergangenen  Freitag  im  Cheyenne  Club  Itzehoe.  Besonders  Ăangetanñ 

waren  die  Satiriker  von  den  Beitrittsformularen  der  JU, die  auf  Bierdeckel  gedruckt  wurden.  Ein 

solcher  Bierdeckel  wird  jetzt  in  einem  Wettbewerb  auf  der  Internetseite  des  Magazins  unter  

denjenigen  verlost,  die  sich  den  kreativsten  nicht  ganz  ernst  gemeinten  Slogan  für  die  Junge  

Union  ausdenken.  

 

ĂDie Junge  Union  scheint  es eher  nö tig  zu haben.ñ Jan Spiering,  Kreisvorsitzender  der  Jusos,  

kann  sich  ein  Lächeln  nicht  verkneifen:  ĂDieser Versuch  der  Mitgliederwerbung  ist  schon  ir-

gendwie  ziemlich  dumpf.ñ Die  Jungen  Sozialdemokraten  erhielten  vom  Betreiber  des  Cheyenne  

Club  Itzehoe  ebenf alls  das  Angebot,  eine  Party  in  seiner  Diskothek  zu veranstalten.  

ĂDas haben  wir  natürlich  abgelehnt.  Schließlich  sind  wir  ein  politischer  Jugendverband  und  

keine  Partyagenturñ, ergänzt  ihn  sein  Stellvertreter  Arne  Engelbrecht.  ĂPolitik soll  Spaß  ma-

chen.  Aber  wir  wollen  durch  unsere  Arbeit  mehr  bewirken  als  einen  Kater  am  nächsten  Mor-

gen.ñ 

Sorgen  macht  den  Jusos  die  Wirkung  der  JU-Veranstaltungen  auf  das  Gesamtbild  der  Jugend-

politik  im  Kreis:  ĂDie politischen  Jugendverbände  in  Steinburg  mussten  sich  in  den  vergange-

nen  Jahren  mehrfach  dagegen  wehren,  dass  der  Kreisetat  für  politische  Jugendarbeit  komplett  

gestrichen  wirdñ, so die  stellvertretende  Juso-Landesvorsitzende  Gamze  Özdemir  aus  Itzehoe.  

ĂEin solcher  Niveau -Limbo  gerade  jetzt  im  Wahlkampf  ist  zudem  verheerend , wenn  man  jun-

gen  Menschen  klar  machen  will,  warum  es wichtig  ist  zur  Wahl  zu gehen.  Wenn  ein  Verband  

wie  die  JU sich  so blamiert,  schadet  das  der  jugendpolitischen  Arbeit  insgesamt.ñ 

 

Arne  Engelbrecht  

 

OV-Vorsitzender  der  SPD Horst  

Stellvertr.  Vor sitzende r der  Jusos  Steinburg  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Jusos  Steinburg  -  veröffentlicht  am  15.03.2012,  16:01  Uhr  -  11132  Clicks  -  Nr.  163  

ĂZiemlich dumpf.ñ 

NDR - Satiremagazin  ĂExtra3ñ verlost  JU- Bierde ck el  auf  Homepage.  Jusos  Steinburg  

verurteilen  Partyreihe  der  CDU - Nachwuchsorganisation.  

 

 

Wilster/Itzehoe  ï Eine  Veranstaltungsreihe  der  Jungen  Union  Steinburg  sorgte  in  den  letzten  

Wochen  bereits  mehrfach  für  Erstaunen.  Am  2.  März  feierte  die  JU die  erst e Party  unter  dem  

Motto  ĂSexy and  JU know  itñ, aufgrund  derer  die  CDU-Nachwuchspolitiker  bereits  mehrfach  in  

die  Kritik  gerieten.  

Gründe  dafür:  Alkoholische  Getränke  zum  Dumping -Tarif  sowie  Go-Go-Girls,  die  den  großen-

teils  minderjährigen  Gästen  im  Colosseu m  Wilster  den  Schnaps  direkt  aus  der  Flasche  in  den  

Mund  kippten.  Außerdem  wurde  mit  dem  Versprechen  um  Mitglieder  geworben,  dass  die  5ú 

Eintritt  denjenigen  am  Ende  des  Monats  zurückerstattet  werden,  die  an  diesem  Abend  der  JU 

beitreten.  

ĂHier woll en  wir  einmal  zeigen,  dass  Politik  auch  Spaß  machen  kannñ, so der  JU-Kreisvorsit-

zende  Marcel  Ulrich  gegenüber  der  ĂWilsterschen Zeitungñ. Alle rdings  blieb  er  die  Erklärung  

schuldig,  was  eine  Disko -Veranstaltung,  günstige  alkoholische  Getränke  und  leicht  bekleidete  

Frauen  mit  Politik  zu tun  haben.  

https://www.spd-net-sh.de/stein/jusos


Mittlerweile  genießt  die  Junge  Union  Steinburg  auch  über  die  Kreisgrenzen  hinweg  eine  zweifel-

hafte  Bekanntheit:  Das  NDR-Satiremagazin  Extra3  sendete  kürzlich  einen  Beitrag  über  die  

zweite  Veranstaltung  am  vergangen en Freitag  im  Cheyenne  Club  Itzehoe.  Besonders  Ăangetanñ 

waren  die  Satiriker  von  den  Beitrittsformularen  der  JU, die  auf  Bierdeckel  gedruckt  wurden.  Ein 

solcher  Bierdeckel  wird  jetzt  in  einem  Wettbewerb  auf  der  Internetseite  des  Magazins  unter  

denjenigen  verlost,  die  sich  den  kreativsten  nicht  ganz  ernst  gemeinten  Slogan  für  die  Junge  

Union  ausdenken.  

 

ĂDie Junge  Union  scheint  es eher  nötig  zu haben.ñ Jan Spiering,  Kreisvorsitzender  der  Jusos,  

kann  sich  ein  Lächeln  nicht  verkneifen:  ĂDieser Versuch  der  Mitg liederwerbung  ist  schon  ir-

gendwie  ziemlich  dumpf.ñ Die  Jungen  Sozialdemokraten  erhielten  vom  Betreiber  des  Cheyenne  

Club  Itzehoe  ebenfalls  das  Angebot,  eine  Party  in  seiner  Diskothek  zu veranstalten.  

ĂDas haben  wir  natürlich  abgelehnt.  Schließlich  sind  wir  ein  politischer  Jugendverband  und  

keine  Partyagenturñ, ergänzt  ihn  sein  Stellvertreter  Arne  Engelbrecht.  ĂPolitik soll  Spaß  ma-

chen.  Aber  wir  wollen  durch  unsere  Arbeit  mehr  bewirken  als  einen  Kater  am  nächsten  Mor-

gen.ñ 

Sorgen  macht  den  Jusos  die  Wirkung  der  JU-Veranstaltungen  auf  das  Gesamtbild  der  Jugend-

politik  im  Kreis:  ĂDie politischen  Jugendverbände  in  Steinburg  mussten  sich  in  den  vergange-

nen  Jahren  mehrfach  dagegen  wehren,  dass  der  Kreisetat  für  politische  Jugendarbeit  komplett  

gestrichen  wirdñ, so die stellvertretende  Juso-Landesvorsitzende  Gamze  Özdemir  aus  Itzehoe.  

ĂEin solcher  Niveau -Limbo  gerade  jetzt  im  Wahlkampf  ist  zudem  verheerend , wenn  man  jun-

gen  Menschen  klar  machen  will,  warum  es wichtig  ist  zur  Wahl  zu gehen.  Wenn  ein  Verband  

wie  die  JU sich  so blamiert,  schadet  das  der  jugendpolitischen  Arbeit  insgesamt.ñ 

 
Keine  Kommentare  
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Olaf  Scholz  bei  den  Gewerkschaftern  

Olaf  Scholz  hält  die  Hauptrede  auf  der  Betriebsräte  und  Gewerkschaftskonferenz  

in  Norderstedt  

Der  stv  Vorsitzende  der  SPD und  1.  Bürgermeister  der  Hansestadt  Hamburg  hielt  die  Haupt-

rede  auf  der  Betriebsräte  und  Gewerkschaftskonferenz  die  die  Bundespartei  anlässlich  des  

Wahlkampfes  diesmal  in  Schleswig -Holstein  durchführte.  In  der  "Tribühne"  in  Norderstedt  ka-

men  über  300  Bet ri ebs -  und  Personalräte  zusammen  um  über  das  Thema:  "Gute  Arbeit  und  

gerechte  Löhne"  zu diskutieren.  Olaf  Scholz  m achte  deutlich  dass  gute  Arbeit  nur  mit  guten  

Löhnen  vereinbar  sei.  Mindestlohn  und  ein  Tariftreuegesetz  seien  auf  einer  SPD-Agenda  fest  

veran ke rt  und  die  negativen  Auswirkungen  in  der  Leiharbeit  werde  die  SPD in  Regierungsver-

antwortung  wieder  gesetzlich  korrigieren.  

Foto  Helmut  Ulbrand  

Kommentar  von  Norbert  Vahl  -  AfA-Kreisvorsitzender  KV-Pinneberg  vom  17.03.2012,  18:34  

Uhr:  

RE:  Olaf  Scholz  bei  den  Gewerkschaftern  

Folgende  Solidaritätserklärung,  wurde  auf  der  SPD-Betriebsräte  -  und  Gewerkschaftskonferenz  

am  13.03.2012  in  Norderstedt  e i n s t  i m  m  i g verabschiedet:  Solidaritätserklärung  Die  Teil-

nehmer  (m/w),  der  am  13.03.2012  in  Norderstedt  (Kreis  Segeberg  ï Schleswig -Holstein)  unter  

dem  Motto:  ĂGUTE ARBEIT  UND GERECHTE L¥HNEñ stattfindenden  SPD Betriebsräte -  und  Ge-

werkschaftskonferenz  solidarisieren  sich  mit  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettun gs-

dienst  Segeberg  gGmbH.  Sie fordern  den  Arbeitgeber  auf  unverzüglich  Tarifgespräche  mit  der  

Dienstleistungsgewerk schaft  ver.di.  aufzunehmen,  um  den  tariflosen  Zustand  zu beenden.  Es 

ist  der  DRK-Reformtarifvertrag  anzuwenden  bzw.  zu vereinbaren.  Die  Lohnge re chtigkeit  muss  

bei  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettungsdienst  Segeberg  gGmbH  wieder  hergestellt  

werden.  Die  Rettungsdienstler  leisten  ihren  nicht  immer  leichten  Dienst  für  unsere  Gesell-

schaft.  Sie sind  Tag und  Nacht  24  Stunden  für  ihre  Mitmensch en im  Einsatz.  Tag,  Nacht  und  

Wechselschichten  stellen  physisch  und  psychisch  eine  große  Belastung  dar.  Hinzu  komm t  das  

menschliche  Leid,  mit  dem  jede/r  Rettungsassistent/in  konfrontiert  wird.  Es ist  unerträglich,  

https://www.afa.spd-net-sh.de/
mailto:norbert.vahl@gmx.de


wenn  Rettungsdienstmitarbeiter  (m/w)  bei  einer  mindestens  48 -Stundenwoche  teilweise  sowe-

nig  Geld  erhalten,  dass  sie  Hartz  IV  oder  Wohngeld  beantragen  müssen . Wer  mit  dem  Öffentli-

chen  Rettungsdienst  beauftragt  ist,  muss  sich  an  die  Tariftreue  halten.  Es ist  völlig  unverständ-

lich,  wenn  Rettungsdiens to rganisationen  wie  das  DRK teilweise  Dumpinglöhne  zahlen,  die  dann  

aus  öffentlichen  Kassen  (Agentur  für  Arbeit  -  Sozialamt)  aufgestockt  werden  müssen.  Der  Öf-

fentliche  Rettungsdienst  wird  von  den  Kostenträgern  (Krankenkassen  ï Unfallversicherer)  refi-

nanzie rt . Das ĂBilligmachenñ der  eigenen  Mitarbeiter  ist  unsozial  und  in  keiner  Weise  zu recht-

fertigen.  Anstatt  an  die  Kostenträger  jährlich  hohe  sechsstellige  Beträge  zurückzuzahlen,  sollte  

sich  der  Arbeitgeber  endlich  tariflich  binden  und  gerechte  Löhne  zahlen . Denn:  ĂGute Arbeit  

fordert  Gerechte  Lºhneñ 

 

 

SPD-Kiel  -  veröffentlicht  am  15.03.2012,  20:15  Uhr  -  13757  Clicks  -  Nr.  165  

 

 

Schließung  von  Schlecker - Filialen  trifft  Kiel!  

Sechs  Filialen  der  Firma  Schlecker  sind  in  Kiel  für  die  Schließung  vorgesehen.  

Neben  den  Filialen  in  der  Elisabethstraße  in  Gaarde n,  am  Exerzierplatz  und  

an  der  Holstenbrücke,  trifft  es vor  allem  den  Kieler  Norden.  Dort  sind  von  

der  Schließung  die  Filialen  am  Amrumring  in  Suchsdo rf ,  in  der  Hardenberg-

straße  und  am  Ankerplatz  in  Schilksee  betroffen.  Das  wird  viele  Mitarbeiter  

und  Mitar beiterinnen  treffen,  die  ihren  Arbeitsplatz  verlieren.  In  der  Mehrzahl  

werden  das  Frauen  sein.  

Das ist  ein  harter  Schlag.  Wir  solidarisieren  uns  mit  den  Forderungen  von  

ver.di  und  den  Schlecker -Mitarbeiterinnen  und  ïMitarbeiter  und  setzen  da-

rauf,  dass  es gelingt,  möglichst  viele  der  Kolleginnen  und  Kollegen  in  Kiel  

wieder  in  Arbeit  zu bringen.  

 
Keine  Kommentare  
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Wachwechsel  bei  der  SPD  Stormarn  

Martin  Habersaat  konzentriert  sich  auf  sein  Landtagsmandat  

Martin  Habersaat  legt  sein  Kreistagsman dat  nieder  und  bew irbt  sich  nicht  erneut  um  den  Vor-

sitz  der  SPD Stormarn.  Der  35jährige  Bars büttler,  seit  2009  Mitglied  des  Landtags,  begründet  

diesen  Schritt  mit  seinen  Aufgaben  in  Kiel:  ĂSeit 2011  bin  ich  als  bildungspolitischer  Sprecher  

Mitglied  des  Fraktionsvorstands,  m it  dem  Listen platz  5 bei  der  anstehenden  Landtagswahl  sind  

für  mich  weitere  Termine  im  ganzen  Land  hinzuge-

kommen.ñ 

Nachrücker  im  Kreistag  ist  der  ehemalige  Bürger-

meister  von  Bargfeld -Stegen,  Christian  Rink.  Ein 

neuer  Kreisvorstand  wird  regulär  auf  einem  Kreis-

parteitag  am  2.  Juni  2012  in  Großhansdorf  gewählt.  

Bisher  einzige  Bewerberin  um  den  Kreisvorsitz  ist  

die Bargteheiderin  Susanne  Danhier,  die  momentan  

stellvertretende  Kreisvorsitzende  ist.  

 

Mit  der  Konzentration  auf  das  Landtagsmandat  ver-

bindet  Habersaa t  konkrete  Ziele:  ĂIch möchte  mit-

helfen,  dass  wir  Regierungsfraktion  werden.  Und,  

wie  auch  immer  die  Landt agswahl  ausgeht,  möchte  

ich  langfristige  Perspektiven  für  die  Bildungspolitik  erarbeiten  und  mich  für  ein  Schulsystem  

https://www.spd-net-sh.de/kiel
https://www.spd-net-sh.de/stormarn


einsetzen,  das  die  bestmögliche  Entw icklung  des  einzelnen  Kindes  im  Blick  hat.  Außerdem  gilt  

es,  die  Zusammenarbeit  mit  Hamburg  stärken.  All  das  sind  Ziele,  die  wir  über  Parteigrenzen  

hinweg  angehen  m¿ssen.ñ Insofern  helfe  die  Erfahrung  aus  dem  Stormarner  Kreistag,  wo  viele  

Entscheidunge n einstimmig  fallen  und  in  dem  es mit  dem  ĂStormarner Modellñ ein  konstrukti-

ves  Miteinander  der  Parteien  untereinander  und  mit  der  Kreisverwaltung  gebe.  

 

Reinhard  Mendel,  Vorsitzender  der  Kreistagsfraktion,  bedauert  den  Schritt,  kann  ihn  aber  ver-

stehen.  ĂWenn  Stormarn  gute  Leute  nach  Kiel  schickt,  dürfen  wir  uns  nicht  beschweren,  wenn  

die  Landespartei  sie  für  sich  vereinnahmtñ, meinte  er  augenzwinkernd.  Mendel  kündigte  an,  

mit  dem  neuen  Kreisvorstand  die  Planungen  zur  Kommunalwahl  2013  anzugehen.  ĂDie Zusam-

mena rbeit  von  Kreisvorstand  und  Kreistagsfraktion  in  Stormarn  ist  sehr  konstruktiv.  Das wird  

sie auch  blei ben,  wenn  wir  jetzt  anfangen,  Programm  und  Personaltableau  vorzubereiten.ñ 

 

 

Hintergrund  

 

Martin  Habersaat  

Der  35jährige  Barsbüttler  ist  von  Beruf  Stu dien rat.  Nach  seinem  Referendariat  an  der  Sachsen-

waldschule  in  Reinbek  (2004 -2006)  ging  er  in  den  Hamburge r Schuldienst.  Er unterrichtete  die  

Fächer  Deutsch,  Geschichte  und  PGW (Politik,  Gesellschaft,  Wirtschaft).  Für  die  Dauer  seines  

Landtagsmandats  ist  er  als Beamter  beurlaubt.  Habersaat  ist  SPD-Kreisvorsitzender  seit  2004,  

von  2002  bis  2004  war  er  stellvert retender  Kreisvorsitzender.  Ab 2001  war  er  bürgerliches  Mit-

glied  der  SPD-Kreistagsfraktion,  seit  2003  Kreistagsabgeordneter.  

 

Susanne  Danhier  

Die  Mutt er  zweier  Töchter  ist  studierte  Erziehungswissenschaftlerin  und  seit  1996  Leiterin  einer  

Erziehungsberatun gsstelle  in  Bad  Segeberg,  seit  2004  stellvertretende  Kreisvorsitzende  der  

SPD Stormarn,  seit  2008  Vorsitzende  der  SPD Bargteheide  und  Vorsitzende  des  Auss chusses  

für  Wirtschaft  und  Stadtmarketing  in  Bargteheide.  Sie kandidierte  2009  für  den  Landtag  und  

wär e aktuell  die  erste  Nachrückerin  ihrer  Partei.  Auch  2012  ist  sie  die  Herausforderin  des  noch  

amtierenden  Finanzministers,  den  sie als  Wahlkreisabgeord nete n für  Stormarn -Nord  ablösen  

will.  Mit  ihr  stünde  erstmals  eine  Frau  an  der  Spitze  der  SPD Stormarn.  

 

Christian  Rink  

Der  pensionierte  Lehrer  bildete  am  Staatlichen  Studienseminar  und  Institut  für  Lehrerfortbil-

dung  Lehrer/innen  für  ihren  Schuldienst  aus,  ins besondere  im  Fach Politische  Bildung.  Er war  

1994  -  2008  Bürgermeister  der  Gemeinde  Bargfeld -Stegen  un d ist  seit  2009  bürgerliches  Mit-

glied  der  SPD-Kreistagsfraktion.  
Keine  Kommentare  
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Albig  bei  den  Betrie b sräten  

Spitzenkandidat  Torsten  Albig  diskutiert  mit  Betriebs -  und  Personalräten  

Auf  der  Betriebsräte  und  Gewerkschaftskonferenz  in  Norderstedt  am  13 .3.2012  diskutierten  

Jens-Uwe  Hagenah,  Vors.  des  Euro -Betriebsrates  der  Draeger  AG, Mar ion  Junker,  Personalrats-

vorsitzende  der  Stadtverwaltung  Norderstedt  und  Norbert  Vahl,  Betriebsratsvorsitzender  DRK 

Segeberg  mit  Torsten  Albig  über  "Gute  Arbeit  und  gerec hte  Löhn e".  Auch  die  laufende  Tarif-

runde  im  öffentlichen  Dienst  wurde  nicht  ausgelassen  und  bei  einigen  Unterschieden  die  Not-

wendigkeit  einer  anständigen  Lohnerhöhung  gemeinsam  anerkannt.  Großen  Beifall  bekam  

Torsten  Albig  für  sein  konsequentes  Eintreten  für  mehr  und  bessere  Bildungschancen:  "Bildung  

muss  eine  deutliche  Priorität  bekommen",  so Torsten  Albig.  Unter  den  rund  300  Teilnehmern  

waren  auch  viele  Betriebs -  und  Personalräte  aus  anderen  Bundesländern,  so aus  Niedersach-

sen,  Hamburg,  Bremen,  Berlin  und  sogar  aus Hessen.  

"Ein  gelungener  Auftakt  für  den  Wahlkampf  aus  Arbeitnehmersicht",  wa ren  sich  die  AfA Lan-

desvorstandsmitglieder  aus  Schleswig -Holstein  einig.  

https://www.afa.spd-net-sh.de/


Foto  Helmut  Ulbrand  

Kommentar  von  Norbert  Vahl  -  AfA-Kreisvors itzender  KV-Pinneberg  vom  16.03.2012,  18:21  

Uhr:  

RE:  Albig  bei  den  Betriesräte n  

Folgende  Solidaritätserklärung,  wurde  auf  der  SPD-Betriebsräte  -  und  Gewerkschaftskonferenz  

am  13.03.2012  in  Norderstedt  e i n s t  i m  m  i g verabschiedet:  Solidarität serkläru ng  Die  Teil-

nehmer  (m/w),  der  am  13.03.2012  in  Norderstedt  (Kreis  Segeberg  ï Sch leswig -Holstein)  unter  

dem  Motto:  ĂGUTE ARBEIT  UND GERECHTE L¥HNEñ stattfindenden  SPD Betriebsräte -  und  Ge-

werkschaftskonferenz  solidarisieren  sich  mit  den  Kolleginnen  un d Kolleg en der  DRK-Rettungs-

dienst  Segeberg  gGmbH.  Sie fordern  den  Arbeitgeber  auf  unver züglich  Tarifgespräche  mit  der  

Dienstleistungsgewerkschaft  ver.di.  aufzunehmen,  um  den  tariflosen  Zustand  zu beenden.  Es 

ist  der  DRK-Reformtarifvertrag  anzuwenden  bzw.  zu verein baren.  Die  Lohngerechtigkeit  muss  

bei  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rett ungsdienst  Segeberg  gGmbH  wieder  hergestellt  

werden.  Die  Rettungsdienstler  leisten  ihren  nicht  immer  leichten  Dienst  für  unsere  Gesell-

schaft.  Sie sind  Tag und  Nacht  24  Stunden  für  ihre  Mitmenschen  im  Einsatz.  Tag,  Nacht  und  

Wechselschichten  stellen  physisc h und  psychisch  eine  große  Belastung  dar.  Hinzu  kommt  das  

menschliche  Leid,  mit  dem  jede/r  Rettungsassistent/in  konfrontiert  wird.  Es ist  unerträglich,  

wenn  Rettungsdien stmitarb eiter  (m/w)  bei  einer  mindestens  48 -Stundenwoche  teilweise  sowe-

nig  Geld  erhalte n,  dass  sie  Hartz  IV  oder  Wohngeld  beantragen  müssen.  Wer  mit  dem  Öffentli-

chen  Rettungsdienst  beauftragt  ist,  muss  sich  an  die  Tariftreue  halten.  Es ist  völlig  unverstän d-

lich,  wenn  Rettungsdienstorganisationen  wie  das  DRK teilweise  Dumpinglöhne  zahlen,  die  dann  

aus  öffentlichen  Kassen  (Agentur  für  Arbeit  -  Sozialamt)  aufgestockt  werden  müssen.  Der  Öf-

fentliche  Rettungsdienst  wird  von  den  Kostenträgern  (Krankenkassen  ï Unfa llversic herer)  refi-

nanziert.  Das ĂBilligmachenñ der  eigenen  Mitarbeiter  ist  unsozial  un d in  keiner  Weise  zu recht-

fertigen.  Anstatt  an  die  Kostenträger  jährlich  hohe  sechsstellige  Beträge  zurückzuzahlen,  sollte  

sich  der  Arbeitgeber  endlich  tariflich  binden  und  gere chte  Löhne  zahlen.  Denn:  ĂGute Arbeit  

fordert  Gerechte  Lºhneñ 

 

 

 

SPD-Stormarn  -  veröffentlicht  am  16.03.2012,  12:46  Uhr  -  10993  Clicks  -  Nr.  168  

Hat  Stormarn  zu  viel  Geld?  

Reinhard  Men del  -  Kol umne  für  das  Stormarner  Tageblatt  

 

Kürzlich  war  zu lesen,  dass  das  Haushaltsergebnis  des  Kreises  für  2011  um  einige  Millionen  

Euro  besser  sei  als  im  Haushalt  für  2011  eingeplant  war.  Schon  waren  die  ersten  Stimmen  zu 

hören,  die  dem  Kre is eine  schl echte  Planung  vorwarfen  oder  gar  absichtliches  Schlechtrechnen,  

um  die  Kreisumlage  nicht  weiter  senken  zu müssen.  

Noch  populistischer  und  unbedarfter  waren  diejenigen,  die  schon  meinten  zu wissen,  für  wel-

che  zusätzlichen  Ausgaben  die  Mehreinnah men  verwende t  werden  müssten.Richtig  ist,  dass  

wir  im  Kreishaushalt  2011  eine  solche  unerwartete  Verbesserung  haben.  Richtig  ist  aber  auch,  

dass  dies  in  anderen  Kreisen  ebenso  der  Fall  ist.  Im  Kreis  Pinneberg  beträgt  die  Verbesserung  

beispielsweise  mehr  als das  Doppel te  des  ohnehin  schon  erfreulichen  Millionenbetrages  in  Stor-

marn.  Es ist  kaum  anzunehmen,  dass  die  Kreisverwaltungen  und  Kreistage  in  Schleswig -Hol-

stein  sich  verabredet  haben,  alle  ihre  Haushaltsplanungen  schlecht  zu rechnen  oder  dass  alle  

diese lben  Fehler  bei  der  Haushaltsplanung  gemacht  haben.  Diese  Verbesserung  war  für  uns  

wie  auch  für  die  anderen  Kreise  unerwartet.  

Jetzt  wird  zunächst  geprüft,  woraus  die  Verbesserung  resultiert.  War  es ein  Einmaleffekt  auf-

grund  der  guten  Konjunktur  eines  Jahr es? Oder  ist  eine  dau erhafte  und  strukturelle  Verbesse-

rung  des  Haushalts  zu erwarten?  Hat  der  Innenminister  des  Landes  in  seinem  Haushaltserlass,  

mit  dem  den  Kreisen  die  Parameter  für  die  Steuereinnahmen  in  den  Haushaltsplänen  vorgege-

ben  werden,  falsche  Daten  zugrunde  gelegt?  Oder  handelt  es sich,  wie  bereits  einmal  vor  3 

Jahren,  nur  um  eine  Verschiebung  bei  der  Abrechnung  mit  dem  Land,  die  zu einer  entspre-

chenden  Verschlechterung  in  den  nächsten  2 Jahren  führen  würde?  

Wer  jetzt  schon  die  Mehreinnahmen  ausg eben  will,  ohne  die  Antworten  auf  diese  Fragen  zu 

kennen,  handelt  unverantwortlich  und  populistisch.  Eine  weitere  Senkung  der  Kreisumlage  

oder  zusätzliche  Leistungen  im  Bereich  Jugend,  Bildung  und  Soziales,  dies  alles  ist  ebenso  

mailto:norbert.vahl@gmx.de
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wünschenswert  wie  eine  weit ere  Verringe rung  der  Schuldenlast  des  Kreises.  Aber  so verant-

wortlich,  wie  der  Kreistag  bei  der  Aufstellung  des  zuletzt  gemeinsam  beschlossenen  Haushalts  

gehandelt  hat,  so verantwortlich  wird  er  nun  auch  prüfen,  worauf  die  Verbesserung  beruht,  

und  beraten,  wofür  die  Mehreinnah men  letztlich  verwendet  werden.  

Die  Kommunen  können  sicher  sein,  dass  ï wie  bisher  auch  -  die  Kreisumlage  nur  in  angemes-

sener  Höhe  erhoben  wird,  und  das  kann  bei  einer  Verbesserung  des  Kreishaushaltes  auch  zu 

einer  weiteren  Senkung  füh ren.  Ebenso  sicher  ist  aber  auch,  dass  dann,  wenn  der  Kreishaus-

halt  dies  zulässt,  die  SPD-Fraktion  sich  für  eine  Erhöhung  der  Mittel  für  Bildung,  Jugend  und  

Soziales  einsetzen  wird,  wie  auch  für  einen  weiteren  Schuldenabbau.  Ob Förderung  der  Kinder-

tagesstä tten,  Schule n oder  Jugendarbeit,  wenn  wir  das  Geld  dafür  haben,  soll  es auch  dort  in-

vestiert  werden,  wo  es gebraucht  wird  und  wo  wir  diese  Investitionen  in  die  Zukunft  doppelt  

und  dreifach  wieder  zurück  bekommen.  
Keine  Kommentare  
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Die  richtige  Weichenstellung!  

SPD-Politiker  freuen  sich  über  verbessertes  Bahnangebot.  

ĂDas ist  endlich  ein  substanzieller  Schritt  hin  zu einer  angeme ssenen  Bahnversorgung  der  Re-

gion  Uetersen -Tornesch -Moorrege!ñ So bewerten  der  Kreis  Pinneberger  SPD-Bundestagsabge-

ordnete  Dr.  Ernst  Dieter  Rossmann  und  die  SPD-Landtagskandidatin  Beate  Raudies  die  jetzt  

bekannt  gegebene  Einführung  verbesserter  Verbindungen  ab 2014.  

 

ĂDamit macht  sich  der  gemeinsame  Einsatz  der  örtlichen  Kommunalpolitik  über  die  Parteigren-

zen  hinweg  jetzt  richtig  bezahltñ, freuen  sich  die  beiden  Politiker.  Sie  richten  außerdem  ein  

deutliches  Lob  nach  Kiel.  ĂDie LVS hat  hier  ein  sehr  erfolgre iches  Ausschreibungsverfahren  or-

ganisiert  und  damit  dafür  gesorgt,  dass  die  finanziellen  Möglichkeiten  für  die  Aufstockung  des  

Angebots  überhaupt  da warenñ, betont  Rossmann.  ĂWobei durchaus  fraglich  ist,  dass  diese  

Mittel  ohne  das  Engagement  vor  Ort  auch  für  die  neuen  Verbindungen  eingesetzt  worden  wä-

ren.ñ 

 

Ab 2014  sollen  die  Regionalverkehrszüge  zwischen  Elmshorn  und  Hamburg  im  halbstündigen  

Rhythmus  verkehren  und  dabei  im  Wechsel  Altona  und  den  Hauptbahnhof  anlaufen.  ĂDas ist  

für  Pendler  aus  den  Kreisen  Pinneberg  und  Steinburg  eine  echte  Verbesserungñ, so Rossmann  

und  Raudies.  

 

Für  die  beiden  Sozialdemokraten  ist  der  Halt  von  Regionalexpresszügen  in  Tornesch  damit  aber  

noch  nicht  vom  Tisch.  ĂNach unserer  Auffassung  wäre  das  sinnvol l und  möglic h.  Für  uns  bleibt  

die  Frage  deshalb  weiter  aktuellñ, betonen  die  Politiker.  
Keine  Kommentare  
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Entfernt  Ameri ka  sich  von  Deutschland?  

Hans - Ulrich  Klose  im  Waldhaus  Reinbek  

 

Aus nachbarschaftlicher  Solidarität  sei  er  nach  Reinbek  gekommen,  und  weil  Außenpolitik  nun  

einmal  sein  Steckenpferd  sei.  Das  verriet  der  Bun destagsabgeordnete  Hans -Ulrich  Klos e,  der  

im  Waldha us Reinbek  über  das  Thema  ĂDeutschland und  Amerikañ sprach.  Damit  erfüllten  sich  

ziemlich  genau  die  beiden  Ziele,  die  Martin  Habersaat  mit  dieser  Einladung  verbunden  hatte.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Einerseits  ist  Habersaat  in  der  SPD-Landtagsfraktion  un ter  anderem  zuständig  für  die Zusam-

menarbeit  mit  Hamburg,  da passt  der  Besuch  eines  ehemaligen  Hamburger  Bürgermeisters  gut  

ins  Bild.  Andererseits  geht  es ihm  aber  auch  darum,  immer  wieder  über  den  Tellerrand  hinaus-

zuschauen.  Und  Klose  begann  seinen  kenntn isreichen  Vortrag  gleich  mit  einer  spannenden  

These:  ĂAmerika entwickelt  sich  von  Europa  weg.ñ 

 

ĂDie westlichen  Werteñ gebe  nicht,  

erklärte  Klose  eingangs  , und  

machte  Unterschiede  zu den  USA an  

zwei  Beispielen  deutlich.  So sei  die  

Todesstrafe  in  vielen  der vereinigte n 

Staaten  noch  nicht  abgeschafft,  weil  

nicht  Resozialisierung,  sondern  Ver-

geltung  das  Ziel  der  Bestrafung  sei.  

Und  auch  wenn  man  sich  durchaus  

um  den  Nächsten  kümmere,  gebe  es 

in  den  USA eine  Abneigung  gegen  

staatlich  verordnete  Solidarität.  Eine 

Grundhalt ung,  die  dafür  sorge,  das  

Barack  Obama  seinen  Versuch,  das  

Gesundheitssystem  zu verbessern,  

mit  dem  Vorwurf  bezahlen  musste,  

er  sei  Sozialist  oder  Schlimmeres.  

 

Klose  ging  ausführlich  auf  die  anstehenden  Präsidentschaftswahlen  ein.  Der  Lobbyist  Grover  

Norq uist  habe  den  m eisten  konservativen  Kandidaten  und  Abgeordneten  einen  Eid abgenom-

men,  in  jedem  Falle  gegen  Steuererhöhungen  zu stimmen  -  es sei  denn,  die  Steuern  würden  

an  anderer  Stelle  in  gleichem  Umfang  gesenkt.  Von  solchen  Vorstellungen,  die in  möglich st  

wenig  Staat  das  Heil  sehen,  war  es nicht  weit  zur  Tea-Party -Bewegung,  die  neben  diesem  

Kerngedanken  vor  allem  auf  starren  Moralvorstellungen  fußt.  Einen  Teil  der  Kraft  dieser  Bewe-

gung  führte  Klose  auf  den  Umstand  zurück,  dass  die  Schicht  der  ĂweiÇen Protestantenñ in  den  

USA dieser  Tage  in  die  Minderheit  gerate,  was  zu Verunsicherung  und  politischer  Radikalisie-

rung  führe.  

 

In  der  Außenpolitik  hat  sich  der  Interessenschwerpunkt  der  USA vom  Atlantik  auf  den  Pazifik  

verlagert.  Barack  Obama  sei,  auch  aufgrund  seiner  Biograf ie,  ein  Ăpazifischer Prªsident.ñ Und  

eine  der  spannenden  Fragen  der  Zukunft  lautet,  wie  die  USA und  China  künftig  miteinander  

klarkommen.  Vor  diesem  Hintergrund  empfahl  Klose,  den  europäischen  Gedanken  im  Interesse  

der  Selbstbeha uptung  aufre cht  zu erhalten . Die  Zwecke  Wiederaufbau  und  Friedenssicherung  

habe  Europa  erfüllt,  nun  gehe  es darum,  in  der  neuen  Weltordnung  eine  Rolle  zu spielen.  Mit  

Blick  auf  die  aktuellen  Diskussionen  um  Griechenland  mahnte  der  erfahrene  Außenpolitiker:  

ĂWenn wir  das europäische  Projekt  jetzt  aufgeben,  kriegen  wir  es nie  wieder  hin.ñ 

 

Zum  Ende  seiner  Ausführungen  und  einer  lebhaften  Diskussion  mit  dem  Publikum,  in  der  es 

auch  um  die  Lage  im  Nahen  Osten  und  das  Verhältnis  der  USA und  Deutschlands  zu Israe l 

ging,  erkl ärte  Klose  auch , in  welchen  Bereichen  Deutschland  als  Vorbild  dienen  kann:  So sei  

die  betriebliche  Mitbestimmung  ein  Erfolgsmodell,  weil  die  Arbeitnehmer  auf  diesem  Weg  Ver-

antwortung  für  Ăihrñ Unternehmen  übernehmen.  Außerdem  lobte  er  den  vergl eichsweise  hohen  

Anteil  der  Produktion  an  der  Wertschöpfung  in  Deutschland.  Gerade  die  krisenhaften  letzten  

Jahre  hätten  gezeigt,  dass  Geld  nun  einmal  nicht  die  beste  Quelle  für  weiteres  Geld  sei.  

 

Es lohnte  sich,  dass  Hans -Ulrich  Klose  einen  Tag  vor  der  Wahl  des  Bund espräsidenten  extra  

aus  Berlin  angereist  war.  Nach  knapp  zwei  Stunden  waren  die  Teilnehmer  des  Nachmittags  im  

Waldhaus  Reinbek  um  viele  Denkanstöße  reicher.  Martin  Habersaat  freute  sich  über  den  erfolg-

reichen  Blick  über  den  Tellerrand.  ĂHans-Ulrich  Klose  und  mich  trennen  40  Jahre.  Er ist  eine  

politische  Persönlichkeit,  von  der  jüngere  Generationen  viel  lernen  kºnnen.ñ 
Keine  Kommentare  
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Glinde  -  buntes  Beispiel  

Unter  dem  Motto  ĂGlinde ist  buntñ demonstrierten  abermals  mehrere  hundert  Menschen  gegen  

einen  rechten  Bekleidungsladen  am  Glin der  Berg.  Im  Rahmen  einer  kleinen  Kundgebung  durfte  

für  die  SPD der  Landtagsabgeord nete  Martin  Habersaat  sprechen.  Er wünschte  sich,  dass  das  

Engagement  der  Glinder  für  eine  bunte  Gesellschaft  anhält,  wenn  der  Ladeneines  Tages  ge-

schlossen  werde.  ĂIch rechne  nicht  damit,  dass  wir  noch  einmal  im  Winter  zur  Mahnwache  hier  

antreten  m¿ssenñ, sagte  er.  

 

 

In  der  Folge  unternahm  er  eine  kle ine  Exkursion  in  die  

Glinder  Geschichte.  

 

So war  Glinde  in  den  1970er -Jahren  Standort  des  

zweiten  Ausländerparlaments  in  der  Geschichte  der  

Bundesrepublik.  In  den  Räumen  der  Alten  Schule,  wo 

heute  das  Mühlence nter  steht,  tagten  die  Glinderinnen  

und  Glinder ,  die  meist  als  Gastarbeiter  nach  Nord-

deutschland  gekommen  waren,  um  ihre  Interessen  zu 

artikulieren.  Neben  diesem  Beispiel  erinnerte  Haber-

saat  auch  an  den  Fall  des  Kirchenasyls  einer  mazed o-

nischen  Roma -Famili e20  Jahre  später.  Die  St.  Johannes -Gemeinde  Glinde  erfuhr  damals  viel  

Unterstützung  aus  der  Bevölkerung,  es gab  Solidaritätsaktionen  auf  dem  Markt.  

 

Auch  ein  Geschenk  hatte  der  Abgeordnete  dabei:  Er überreichte  Glindes  Bürgermeister  Rain-

hard  Zug  und  Johann es Ratzek  von  der  Bürgerinitiative  drei  Exempla re  der  Schilder,  die  in  der  

Landeshauptstadt  Kiel  in  den  vergangenen  Tagen  an  öffentlichen  Gebäuden  angebracht  wur-

den.  Darauf  steht  zu lesen:  ĂKein Ort  für  Neonazisñ. Die  Schilder  seien  ein  Symbol,  Taten  

müsst en  folgen,  befand  Habersaat.  

 

Foto:  Ratzek,  Zug , Habersaat  
Keine  Kommentare  
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AfA  startet  den  Wahlkampf  

Af A- SH  startet  mit  der  Betriebsräte  und  Gewer kschaftskonferenz  in  Norderstedt  

die  aktive  Wahlkampfphase  

Am  13.3.  in  Norderstedt  startete  die  Schleswig -Holsteiner  AfA  mit  der  Gewerkschaftskonferenz  

die  aktive  Wahlkampfphase.  "Wir  wolle n durch  ein  Tariftreuege setz  und  das  "alte"  Mitbestim-

mungsgesetz  Schleswig -Holstein  wieder  zum  führenden  Arbeitnehmerland  machen"  so die  ein-

hellige  Auffassung  des  SPD Spitzenkandidaten  Torsten  Albig,  dem  Landesvorsitzenden  Ralf  

Stegner,  dem  DGB Nord  Vorsit zenden  Uwe  Polkaehn  und  Wolfgang  Mädel  AfA Landesvorsitzen-

der.  Im  Wahlkampf  soll  auch  mit  den  Themen:  Leiharbeit  und  Befristungen  durch  Bundesrats-

initiativen  wieder  zu begrenzen  gepunktet  werden.  Die  nächste  landesweite  AfA Veranstaltung  

wird  am  31.3.  in  Bad Oldesloe  stattfinden.  

auf  dem  Foto  von  links:  Ralf  Stegner,  Tors ten  Albig,  Wolfgang  Mädel,  Uwe  Polkaehn  

Foto:  Helmut  Ulbrand  

Kommentar  von  Norbert  Vahl  -  AfA-Kreisvorsitzender  KV-Pinneberg  vom  19.03.2012,  09:55  

Uhr:  

RE:  AfA  startet  de n  Wahlkampf  

Folgende  Solidaritätserklärung,  wurde  auf  der  SPD-Betriebsräte  -  und  Gewerkschaftskonferenz  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.afa.spd-net-sh.de/
mailto:vahl.norbert@gmx.de


am  13.03.2012  in  Norderstedt  e i n s t  i m  m  i g verabschiedet:  Solidaritätserklärung  Die  Teil-

nehmer  (m/w),  der  am  13.03.2012  in  Norderstedt  (Kreis  Sege berg  ï Schleswig -Holstein)  unter  

dem  Motto:  ĂGUTE ARBEIT  UND GERECHTE L¥HNEñ stattfindenden  SPD Betriebsräte -  und  Ge-

werkschaftskonferenz  solidarisieren  sich  mit  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettungs-

dienst  Segeberg  gGmbH.  Sie fordern  den  Arbeitgeber  auf  unverzüglich  Tarifgespräche  mit  der  

Dienstleistungsgewerkschaft  ver.di.  aufzunehmen,  um  den  tariflosen  Zustand  zu beenden.  Es 

ist  der  DRK-Reformtarifvertrag  anzuwenden  bzw.  zu vereinbaren.  Die  Lohngerechtigkeit  muss  

bei  den  Kol leginnen  und  Kollegen  der DRK-Rettungsdienst  Segeberg  gGmbH  wieder  hergestellt  

werden.  Die  Rettungsdienstler  leisten  ihren  nicht  immer  leichten  Dienst  für  unsere  Gesell-

schaft.  Sie sind  Tag und  Nacht  24  Stunden  für  ihre  Mitmenschen  im  Einsatz.  Tag,  Nacht  un d 

Wechselschichten  stell en  physisch  und  psychisch  eine  große  Belast ung  dar.  Hinzu  kommt  das  

menschliche  Leid,  mit  dem  jede/r  Rettungsassistent/in  konfrontiert  wird.  Es ist  unerträglich,  

wenn  Rettungsdienstmitarbeiter  (m/w)  bei  einer  mindestens  48 -Stundenwo che  teilweise  sowe-

nig  Geld  erhalten,  dass  sie  Hartz  IV  oder  Wohngel d beantragen  müssen.  Wer  mit  dem  Öffentli-

chen  Rettungsdienst  beauftragt  ist,  muss  sich  an  die  Tariftreue  halten.  Es ist  völlig  unverständ-

lich,  wenn  Rettungsdienstorganisationen  wie  das  DRK teilweise  Dumpinglöhne  zahlen,  die  dann  

aus  öffentlichen  Kassen  (Ag entur  für  Arbeit  -  Sozialamt)  aufgestockt  werden  müssen.  Der  Öf-

fentliche  Rettungsdienst  wird  von  den  Kostenträgern  (Krankenkassen  ï Unfallversicherer)  refi-

nanziert.  Das ĂBilligmachenñ der  eigenen  Mitarbeiter  ist  unsozial  und  in  keiner  Weise  zu recht-

fertige n.  Anstatt  an  die  Kostenträger  jährlich  hohe  sechsstellige  Beträge  zurückzuzahlen,  sollte  

sich  der  Arbeitgeber  endlich  tariflich  binden  und  gerechte  Löhne  zahlen.  Denn:  ĂGute Arbeit  

fordert  Gerechte  Lºhneñ 
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Betriebsräte  und  Gewerkschaftskonferenz  in  Norderstedt  
verabschiedet  einstimmig  

Auf  In itiative  des  Pinneberger  AfA Kreisvorsitzenden  Norbert  Vahl  wurde  folgende  Solidari-

tätserklärung  einstimmig  verabschiedet  

ĂGUTE ARBEIT  UND GERECHTE L¥HNEñ 

stattfindenden  SPD Betriebsräte -  und  Gewerkschaftskonferenz  solidarisieren  sich  mit  den  Kol-

leginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rett ungsdienst  Segeberg  gGmbH.  Sie fordern  den  Arbeitgeber  

auf  unverzüglich  Tarifgespräche  mit  der  Dienstleistungsgewerkschaft  ver.di.  aufzunehmen,  um  

den  tariflosen  Zustand  zu beenden.  Es ist  der  DRK-Reformtarifvertrag  anzuwenden  bzw.  zu 

vereinbaren.  

Die  Lohn gerechtigkeit  muss  bei  den  Kolleginnen  und  Kollegen  der  DRK-Rettungsdienst  Sege-

berg  gGmbH  wieder  hergestellt  werden.  

Die  Rettungsdienstler  leisten  ihren  nicht  immer  leichten  Dienst  für  unsere  Gesellschaft.  Sie  sind  

Tag und  Nacht  24  Stunden  für  ihre  Mitmens chen  im  Einsatz.  Tag,  Nacht  und  Wechselschi chten  

stellen  physisch  und  psychisch  eine  große  Belastung  dar.  Hinzu  kommt  das  menschliche  Leid,  

mit  dem  jede/r  Rettungsassistent/in  konfrontiert  wird.  

Es ist  unerträglich,  wenn  Rettungsdie nstmitarbeiter  (m/w)  bei  einer  mindestens  48 -Stunden-

woche  teilweise  sowenig  Geld  erhalten,  dass  sie Hartz  IV  oder  Wohngeld  beantragen  müssen.  

Wer  mit  dem  Öffentlichen  Rettungsdienst  beauftragt  ist,  muss  sich  an  die  Tariftreue  halten.  Es 

ist  völlig  unverstä ndlich,  wenn  Rettungsdie nstorganisationen  wie  das  DRK teilweise  Dum ping-

löhne  zahlen,  die  dann  aus  öffentlichen  Kassen  (Agentur  für  Arbeit  -  Sozialamt)  aufgestockt  

werden  müssen.  Der  Öffentliche  Rettungsdienst  wird  von  den  Kostenträgern  (Krankenkassen  ï 

Unf allversicherer)  refinanz iert.  Das ĂBilligmachenñ der  eigenen  Mitarb eiter  ist  unsozial  und  in  

keiner  Weise  zu rechtfertigen.  Anstatt  an  die  Kostenträger  jährlich  hohe  sechsstellige  Beträge  

zurückzuzahlen,  sollte  sich  der  Arbeitgeber  endlich  tariflich  binden  und  gerechte  Löhne  zahl en.  

Denn:  

ĂGute Arbeit  fordert  Gerechte  Löhneñ 

Kommentar  von  Franz  Molnar  vom  19.03.2012,  18:36  Uhr:  

RE:  Betriebsräte  und  Gewerkschaftskonferenz  in  Norderstedt  v  

https://www.afa.spd-net-sh.de/
mailto:diesesundjenes@alice.de


Eigentlich  kann  es nich t  sein  das  seit  Jahrzehn ten  eine  "Dienstleistungswüste"  beklagt  wir d und  

gleichzeitig  gerade  solche  Leistungen  als  gesellschaftspolitisch  Geringfügig  deklariert  wird  !  

Wenn  unsere  Bewertung  von  Dienstleistung  etwas  über  unsere  soziale  Kompetenz  aussagt  

dan n haben  wir  als  Gesellsc haft  ein  ernsthaftes  Problem  !  
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"Rückwurfverbot  muss  kommen!"  

Frankreich  und  Sp anien  versuchen  Reform  der  Gemeinsamen  Fischereipolitik  auszu-

hebeln  /  Berichterstatterin  im  Parlament  hält  dagegen  

Bis zu 1,7  Millionen  Tonnen  an  Beifängen  werden  derzeit  meist  tot  wieder  über  Bord  geworfen.  

Diese  Praxis  soll  bald  ein  Ende  finden.  Denn  das  Rückwurfverbot  gilt  bisher  als  wichtiger  Be-

standteil  der  anstehenden  Reform  der  Gemeinsamen  Fischereipolitik  in  Europa  (GFP).  

 

Angesicht  der  von  Spanien  und  Frankreich  initiierten  und  vorab  an  die  Öffentlichkeit  gelangten  

Erklärung  mehrerer  Mitgliedsstaat en,  die  sich  gegen  das  Rück wurfverbot  richtet,  blickt  die  

SPD-Europaabgeordnete  Ulrike  RODUST allerdings  mit  großer  Sorge  auf  die  Tagung  des  Land-

wirtschafts -  und  Fischereirats,  die  ab Montag  in  Brüssel  stattfindet.  ĂSollte sich  hier  eine  Mehr-

heit  der  Mitgl iedstaaten  für  ein  Źweiter soŹ aussprechen,  würde  dies  den laufenden  Reformpro-

zess weit  von  dem  Ziel  einer  nachhaltigeren  Fischereipolitik  abbringenñ, betonte  Ulrike  RO-

DUST.  

 

EU-Kommission  und  Europäisches  Parlament  sähen  in  der  Einführung  eines  intelligent  ausge-

stalteten  Rückwurfve rbots  zu Recht  einen  der  zentr alen  Punkte  der  Reform  der  Gemeinsamen  

Fischereipolitik,  erläuterte  die  sozialdemokratische  Sprecherin  im  Fischereiausschuss  Ulrike  

RODUST,  die  als  Berichterstatterin  zur  so genannten  Grundverordnung  Ansprechpartnerin  sei-

tens  des  Parlamentes  für  die  ansteh ende  Reform  ist.  

 

ĂEs ist  höchste  Zeit,  dass  wir  der  skandalösen  Verschwendung  von  essbarem  Fisch  ein  Ende  

bereiten",  so Ulrike  RODUST.  "Als  Berichterstatterin  setze  ich  mich  dafür  ein,  das  Rückwurfver-

bot  so auszugesta lten,  dass es für  unsere  Fischer  umset zbar  ist.  Es ist  bedauerlich,  dass  man-

che  Regierungen  lieber  blockieren  als  reformieren.ñ Die  Erfahrungen,  beispielsweise  in  Norwe-

gen,  hätten  gezeigt,  dass  die  Einführung  eines  Rückwurfverbots  zu einem  Entwicklungsschu b 

für  selektive  Fangtechniken  und  vora usschauendes  Fangverhalten  sorge.  

 

Die  SPD-Fischereiexpertin  hofft  jetzt,  dass  die  geplante  Erklärung  im  Rat  keine  Mehrheit  findet.  

ĂDas Europäische  Parlament  ist  erstmals  gleichberechtigt  mit  dem  Ministerrat  an  der  neuen  

Gesetzgebung  für  die  europäische  Fischereipolitik  beteiligt  und  wird  verhindern,  dass  sich  am  

Ende  des  Reformprozesses  die  Gegner  einer  nachhaltigen  Fischereipolitik  durchsetzenñ, so Ul-

rike  RODUST abschließend.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kaköhl  -  veröffentlicht  am  19.03.2012,  16:50  Uhr  -  3721  Clicks  -  Nr.  175  

Aus  der  Gemeinde  Blekendorf  

Sitzung  der  Gemeindevertretung  vom  13.  März  2012  

 

Entschuldigt  fehlten  Timm  Paustian  (CDU)  und  Holg er  Schöning  (SPD).  Während  der  öffentl iche  

Teil  der  Sitzung  mit  einstimmigen  Beschlüssen  recht  zügig  abgewickelt  werden  konnte,  zog  

sich  der  nichtöffentliche  mit  kontroversen  Debatten  bis  21.50  Uhr  hin.  

 

Zunächst  wurden  die  über -  und  außerplanmäßigen  Ausga ben  des  Haush altsjahres  2011  vom  

https://www.spd-net-sh.de/rodust
https://www.spd-net-sh.de/ploen/kakoehl


Finan zausschussvorsitzenden  Erhard  Lühr  (SPD)  erläutert,  die  dann  von  der  Vertretung  geneh-

migt  wurden.  Ebenso  wurde  dann  bei  der  Jahresrechnung  2011  verfah ren.  Die  maßgeblichen  

Zahlen  haben  wir  in  unserer  letzten  Ausgabe  bereits  veröff entlicht.  

 

Zwei  bisher  nic ht  im  Grundbuch  enthaltene  Grundstücke  (in  den  Gemar-

kungen  Nessendorf  und  Rathlau)  sollen  nunmehr  mit  der  Gemeinde  Ble-

kendorf  als  Eigentümer  eingetragen  werden.  Eine  Reihe  von  Straßen  und  

Wegen  werden  nunmehr  auch  der  Öffentlichke it  gewidmet,  nachdem  die  

Gemeinde  erst  in  den  letzten  Jahren  Eigentümerin  geworden  ist  (es  han-

delt  sich  auch  hier  vorwiegend  um  Flächen  aus  dem  früheren  Gut  Klet-

kamp).  

 

Auch  über  die  geplante  Erweiterung  der  Öffnungszeiten  in  der  Betreuten  

Grun dschule  und  im  Kindergarten  hatten  wir  bereits  berichtet.  Grundsätz-

lich  soll  die  Öffnungszeit  von  14  auf  16  Uhr  ausgeweitet  werden.  Die  Mo-

dalitäten  sollen  in  einer  extra  einzuberufenden  Schulausschusssitzung  festgelegt  werden.  Die  

Gebühren  für  die  Eltern  sollen  sich  an den  Umlandschulen  orient ieren.  

 

Im  Kindergarten  müssen  dann  eine  Küche  und  ein  Ruheraum  geschaffen  werden.  Zur  bauli-

chen  Verwirklichung  könnte  der  Klassenraum  der  ersten  Klasse  im  Verhältnis  60:40  geteilt  

werden.  Der  an  den  Kindergarten  angre nzende  Teil  würde  Ruheraum,  der  andere  wäre  für  die  

Einnahme  des  warmen  Mittagessens  vorgesehen.  Die  Küchenzeile  könnte  auf  dem  Flur  entste-

hen.  Auch  hierfür  sollen  die  Kosten  ermittelt  und  die  Voraussetzungen  mit  Gesundheitsamt  und  

Lebensmittelaufsicht  gek lärt  werden.  Auch  das  soll  zur  nächste n Sitzung  vorliegen.  

 

Der  Empfehlung  des  Amtes  wird  gefolgt,  indem  bis  zum  1.8.2013  laut  den  gesetzlichen  Vorga-

ben  drei  neue  Kindertagespflegestellen  geschaffen  werden  sollen.  

 

Nichtöffentlich  wurde  dann  über  Grundstüc ks- , Bauange legenheiten  und  den  Konzes sionsver-

trag  für  die  Strandkorbvermietung  beraten.  Letzterer  wurde  nach  längerer  Diskussion  mit  eini-

gen  Änderungen  beschlossen.  Es bleibt  nunmehr  abzuwarten,  ob  der  mögliche  Pächter  trotz  

der  Streichung  der  meisten  seiner  Wünsche  unterschreiben  wird.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Ralf  Wrobel  -  veröffentlicht  am  20.03.2012,  17:46  Uhr  -  8160  Clicks  -  Nr.  176  

Podiumsdiskussionen  zum  Thema  Bildung  

Zum  Thema  ĂBildungñ hat  der  Landta gskandidat  Ralf  Wro bel  in  den  vergangenen  Tagen  an  Po-

diumsdiskussionen  mit  Schülerinnen  und  Schülern  der  Oberstufe  des  Bernstorff -Gymnasiums  

in  Satrup  und  im  Klaus -Harms -Gymnasium  in  Kappeln  teilgenommen.  

 

Zusammen  mit  Vertretern  der  übrigen  Parteien  

des  Wahlkreises  Schleswi g Nord  (Wahlkreis  5)  

hat  Ralf  Wrobel  sich  den  Fragen  der  Schülerinnen  

und  Schüler  gestellt.  

 

Neben  der  Umweltpolitik  stand  vor  allem  die  ak-

tuelle  und  zukünftige  Bildungspolitik  in  unserem  

Land  zur  Diskussion.  Ralf  Wrobel  war  positiv  

über rascht,  wie  engagie rt  Publikum  und  Podium  

über  beide  Themen  diskutiert  haben.  Gerade  in  

Satrup  sind  G8 und  Y-Modell  brennende  Themen,  

aber  auch  Lehrerausbildung  und  Finanzierung  

von  Bildung  flossen  in  die  Diskussion  ein.  

 

Ralf  Wrobel  zum  Ver lauf  der  Diskus sionen:  ĂIch 

https://www.spd-net-sh.de/sl/wrobel


danke  allen  Beteiligten  für  die  Veranstaltungen  und  hoffe,  dass  sich  auch  weiterhin  so viele  

junge  Menschen  für  Politik  und  gute  Bildung  interessieren.ñ 
Keine  Kom mentare  

 

 

 

SPD-Kreistagsfrak tion  Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  20.03.2012,  21:38  Uhr  -  

22512  Clicks  -  Nr.  177  

SPD - Kreistagsfraktion  vor  Ort  im  BBZ  RD -ECK am  
16.03.2012  

Mit  ihrem  Fraktionsvorsitzenden  und  Landtagsabgeordneten  Dr.  Kai  Dol gner  und  dem  SPD-

Bun destagsabgeordneten  Sönke  Rix  informierte  sich  die  SPD-Kreistagsfraktion  Rendsburg -

Eckernförde  vor  Ort  im  Berufsbildungszentrum  Eckernförde  über  das  umfangreiche  Angebo t  , 

die  aktuelle  Situation  und  die  zukünftige  Entwicklung  des  Berufs bildungszentrums  Rendsburg -

Eckernförde  mit  über  3000  Schülern  in  Berufsschule,  Berufsfachschule,  Berufsoberschule  und  

beruflichem  Gymnasium.  

In  den  Gesprächen  mit  der  Schulleitung,  dem  Personalrat  und  der  Schülervertretung  wurden  

insbesondere  die  Probleme  deutlich,  die  durch  die  Tätigkeit  des  BBZ an  verschiedenen  Stand-

orten  in  Rendsburg  und  Eckernförde  verursacht  sind.  Das  Pendeln  der  Lehrkräfte  und  die  damit  

verbundenen  Fahrzeiten  zwischen  den  verschiedenen  Standorten  führen  zu einer  zusätzlichen  

Belastung  der  Lehrer,  die  in  der  personellen  Ausstattung  des  BBZ nicht  ausgeglichen  ist.  Auch  

im  Verwaltungsbereich,  in  der  Arbeit  des  Personalrats  und  der  Schülervertretung  entsteht  hier-

durch  erhe blicher  zusätzlicher  Aufwand  und  Koordinationsbedarf.  

 

Bei  einem  Rundgang  durch  die  Räum e des  BBZ in  der  Fischerkoppel  in  Eckernförde  wurde  die  

knappe  Raumsituation  für  die  Besucher  erkennbar.  Alle  Räume  sind  zu 100  Prozent  ausgelas-

tet.  Selbst  die  Aula  wir d für  Unterrichtszwecke  genutzt  und  ist  für  größere  schulische  Veran-

staltungen  nicht  aus reichend.  

 

Zum  Abschluss  eines  sehr  informativen  Vormittags  stellte  die  Schulleitung  den  Mitgliedern  der  

SPD-Kreistagsfraktion  noch  ihre  Vorstellungen  zum  künftigen  Bud get  für  das  BBZ vor.  Für  die  

Zukunft  wurde  ein  intensiverer  Informat ionsaustausch  zwisch en dem  BBZ und  der  SPD-Kreis-

tagsfraktion  vereinbart.  

 

Gerhard  Gehringer  

stv.  Fraktionsvorsitzender  der  SPD-Kreistagsfraktion  RD-ECK 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kreistagsfr aktion  Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  20.03.2012,  21:42  Uhr  -  

21681  Clicks  -  Nr.  178  

Griechenland  ist  nicht  überall!  

Zu  den  Vorwürfen  der  Jungen  Union  erklärt  der  Landtagsabg eordnete  und  SPD-Kreistagsfrakti-

onsvorsitzende  Dr.  Kai  Dolgner:  

 

Nun  hat  auch  die  Junge  Uni on  den  Griechenlandvergleich  als  Allzweckwaffe  in  der  politischen  

Diskussion  zur  Begründung  gebrochener  Wahlversprechen  entdeckt.  

Bevor  man  anderen  Ahnungslosigkeit  vorwirft,  sollte  man  selbst  einen  Blick  in  den  Kreishaus-

halt  wagen.  2012  wird  die  Verschuld ung  des  Kreises  um  2,4  Mio.  Euro  reduziert,  neue  Kredite  

werden  gar  nicht  aufgenommen.  Gerechnet  auf  den  Gesamthaushalt  sind  in  Griechenland  die  

Schulden  40mal  höher  als  im  Kreis.  

Die  Union  im  Kreis  wird  sich  also  ein  neues  Argument  suchen  müssen,  warum  sie ihr  noch  in  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/fraktion
https://www.spd-net-sh.de/rdeck/fraktion


der  Kommunalwahl  2008  und  Landtagswahl  2009  gegebenes  Versprechen,  die  Elternbeteili-

gung  nicht  wieder  einzuführen  gebrochen  hat.  Als dieses  Versprechen  abgegeben  wurde,  war  

die  Finanzlage  des  Kreises  übrigens  deutlich  schlechter.  Damit  auch  die Junge  Union  das  alles  

nachvollziehen  kann,  spendieren  wir  ihr  gerne  eine  Haushaltssatzung  2012.  

 

Dr.  Kai  Dolgner,  MdL 

Fraktionsvorsitzender  der  SPD-Kreistagsfrakt ion  RD-ECK 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  20.03.2012,  21:51  Uhr  -  7577  Clicks  -  Nr.  179  

Diskussion  zur  Bildungspolitik  

Beate  Raudies  lädt  zur  Diskussion  ein.  

 

Für  den  29.3.  hat  die  Landtagskandidatin  Beate  Raudies  

Martin  Haber saat  (MdL),  bildungspolitis cher  Sprecher  

der  SPD-Landtagsfraktion  zu einer  Diskussion  um  die  

Grundsätze  zur  Bildungspolitik  des  Landtagswahlpro-

gramms  eingeladen.  

 

Martin  Habersaat  und  Beat e Raudies  stehen  anschlie-

ßend  zur  Diskussion  bereit.  

 

Veranstaltungs beginn  ist  um  20  Uhr.  

 

Die  Veranstaltung  findet  in  der  

Gaststätte  "Im  Winkel",  

Langenmoor  41,  

in  Elmshorn  statt.  

 

Alle  Interessierten  sind  herzlich  willkommen!  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Kiel  -  veröf fentlicht  am  20.03.2012,  22: 15  Uhr  -  13758  Clicks  -  Nr.  18 0 

 

Kieler  SPD  begrüßt  Unterzeichnung  der  Städtepartnerschaft  
mit  Samsun  

Mit  dem  heutigen  ersten  Schritt  zur  Besiegelung  der  Städ tepart nerschaft  zwischen  Kiel  und  

Samsun  ist  ein  wichtiger  Punkt  des  Kooperationsvertrages  zwische n SPD und  Grüne  im  Kieler  

Rat  umgesetzt  worden.  Die  Verbindung  zur  türki-

schen  Küstenstadt  Samsun  bietet  die  Chance  für  

eine  neue  Dynamik  in  Kiel,  ob  in  der  Wirtschaftspo-

li tik,  bei  der  Kooperation  der  Hochschulen  oder  

beim  Them a ĂHafenñ. 

Wir  erwarten,  dass  die  IHK  zu Kiel,  die  Christian -

Alb rechts -Universität,  Gewerkschaften,  Sport ver-

bände  u.v.m.  durch  aktive  Mithilfe  diese  erste  Part-

nerschaft  in  Schleswig -Holste in  

zu einer  türkischen  Stadt  mit  Leben  füllen  und  zu 

einem  Erfolg  ma chen.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
https://www.spd-net-sh.de/kiel


 

Auch  die  Stadt  Antakya  ist  als  Kieler  Partnerstadt  herzlich  Willkommen  und  bietet  gemeinsam  

mit  Samsun  die  Möglichkeit,  die  interreligiösen  Beziehungen  zu stärken.  
Keine  Kommentar e  

 

 

 

SPD-Steinburg  -  veröffentlicht  am  20.03.2012,  23:10  Uhr  -  29376  Clicks  -  Nr.  181  

Besucherrekord  in  Lägerdorf  

160  Besucher  gingen  zusammen  mit  Torsten  Albig,  Birgit  Herdejürgen  und  Stefan  Bolln  

in  die  Lägerdorfer  Kreidegrube  "Saturn"  wandern.  

Sehr  zufrieden  können  die  Lägerdorfer  Sozialdemo kraten  mit  der  Besucherzahl  bei  ihrer  Gru-

benwanderung  am  Wochenende.  ĂFast 160  Besucher,  das  ist  absoluter  Rekordñ, freute  sich  der  

Lägerdorfer  Fraktionsvorsitzende  der  SPD, Ingolf  Streich.  Als besonderer  Ehrengast  stieg  der  

SPD-Spitzenkandidat  Torsten  Alb ig  zusammen  mit  den  Besuchern  aus  dem  gesamten  Kreisge-

biet  hinab  in  die  Grube  ĂSaturnñ. 

Vor  der  Wanderung  wu rde  Torsten  Albig  vom  Lägerdorfer  SPD-Vorsitzenden  Uwe  Erickson  und  

den  beiden  Steinburger  SPD-Landtagskandidaten  Birgit  Herdejürgen  und  Stefan  Boll n empfan-

gen.  Erickson  und  Bürgermeister  Heinrich  Sülau  (SPD)  überreichten  den  drei  Landespolitikern  

die  Läge rdorfer  SPD-Chronik  und  Donnerkeile  aus  der  Grube.  ĂDiese sollen  Euch  nicht  nur  hel-

fen  die  Wande rung  gut  zu überst ehen,  sondern  sollen  Euch  auch  das  nötige  Quäntchen  Glück  

für  die  Landtags wahl  im  Mai  gebenñ, erklärte  Erickson.  Sülau  ergänzte,  dass  die  Kraf t  der  Don-

nerkeile  bei  ihm  bereits  gewirkt  hätte.  

Nach  einer  Stärkung  mit  Kaffee  und  selbstgemachtem  Kuchen  ï auch  hier  gab  es einen  neuen  

Rekordwert  beim  Verbrauch  mit  16  Kannen  Kaffee  und  6 Blechen  Kuchen  -  ging  es dann  ge-

meinsam  hinab  in  die  über  60  

Mete r tiefe  Grube.  Bürgermeis-

ter  Sülau  gab  einen  Einblick  in  

die  Geschichte  des  Kreideab-

baus  in  Lägerdorf  und  die  Ent-

wicklung  der  Gruben.  Zusam-

men  mit  dem  Werksleiter  Mor-

ten  Holpert  informierte  er  die  

Landespolitiker  über  den  aktuel-

len  Stand  der  Vormachbarkeit s-

studie  zur  Planung  eines  Pump-

speicherkraftwerkes  und  über  

die  beabsichtigten  Windkraftan-

lagen.  Im  Anschluss  wurde n die  

Wanderer  von  der  Küchencrew  

der  Freiwilligen  Feuerwehr  Lä-

gerdorf  mit  heißer  Erbsensuppe  

aus  der  Feldküche  ĂOfen 12ñ 

versorgt.  Uwe  Ericks on  bedankte  sich  abschließend  bei  allen  freiwilligen  Helferinnen  und  Hel-

fern  mit  einem  Glas Sekt  oder  einem  Bier.  

 

Niels  Jurgons  
Keine  Kommentare  

 

 

Ulrike  Rodust,  MdEP -  veröffentlicht  am  21.0 3.2012,  10:16  Uhr  -  151174  Clicks  -  Nr.  182  

Ă¥ko- Landbau  muss  wieder  dauerhaft  gefördert  werden!ñ 

Gemeinsame  Pressemitteilung  von  Ulrike  Rodust  und  Lothar  Hay  anlässlich  der  Demonstration  

für  eine  neue,  faire  Agrarpolitik  in  Schleswig -Holstein,  zu der  ein Bündnis  aus  Landwirtschafts -  

https://www.spd-net-sh.de/stein
https://www.spd-net-sh.de/rodust



